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Editorial: StadTRaum 


Jahrhundertelang galt die Stadt als In- 
begriff von wirtschaftlicher, politischer 
und vor allem kultureller Entwicklung; 
gesellschaftliche Dynamik war etwas, 
das sich vorwiegend in Städten ab- 
spielte, auch wenn die dabei ablaufen- 
den Prozesse unterschiedlich beurteilt 
wurden. Bereits die biblischen bis in die 
Gegenwart transportierten Bilder von 
»Babylon« und »Jerusalem« verweisen 
auf diese ambivalenten Einschätzungen: 
Stadt als Ausdruck von moralischem 
Niedergang und Dekadenz oder als 
Verwirklichung von Kultur und Auf- 
klärung. Mit der industriekapitalisti- 
schen Stadt des 19. Jhs. erhielt diese 
Dichotomie eine neue Evidenz: bein- 
haltete die Stadt doch auf der einen 
Seite technische Wunderwerke und das 
Versprechen von Wohlstand, Bildung 
und die Möglichkeit individueller Ent- 
faltung, auf der anderen Seite aber auch 
das Elend des Proletariats, die Auflö- 
sung familiärer Bindungen und die Ent- 
fremdung von den natürlichen Lebens- 
grundlagen. Wurde das Leben in den 
Städten auch noch so unterschiedlich 
beurteilt, so war man sich doch einig in 
seiner zentralen Rolle für die Entwick- 
lung der Gesellschaft. 

Allerdings scheint sich jetzt auch dieser 
Konsens aufzulösen. So proklamierte 
jüngst Alain Touraine das Ende der 
Städte. Er behauptete, daß wir nur noch 


»glauben, ın Städten zu leben... Doch 
die Stadt, die einst um die wichtigen 
Handlungsorte - den Palast, den Markt, 
die Kathedrale - wuchs, ist längst Ver- 
gangenheit« (Das Ende der Städte? Die 
Zeit Nr. 23, 24.5.1996). Vor allem traut 
er dem Städtischen nicht mehr die 
wichtigen sozialen Integrationsleistun- 
gen zu, die die Grundlage weiterer Ent- 
wicklung darstellen. Damit nimmt Tou- 
raine die weltweit sichtbaren Trends 
der inneren Auflösung des städtischen 
Zusammenhangs auf, von dem die 
Flucht der Mittel- und Oberschichten in 
die Vorstädte nur der deutlichste Aus- 
druck ist. Städte scheinen am Ende des 
20. Jhs. zu bloßen Standorten zu ver- 
kommen. Die Kehrseite ihrer Einbezie- 
hung in die sich verdichtenden globalen 
Prozesse ist anscheinend ihr Ende als 
gesellschaftliche Veranstaltung. 

Die Entwicklung vor allem in den nord- 
amerikanischen Mega-Städten (die, wie 
oft angenommen wird, die Zukunft eu- 
ropäischer Städte vorwegnehmen) schien 
solche Vorstellungen bis vor kurzem noch 
eindeutig zu bestätigen. Inzwischen zeich- 
nen sich aber auch andere Entwicklungs- 
linien ab. Roger Keil argumentierte auf 
dem letzten Deutschen Politologentag 
im Oktober 1997, daß gerade die städti- 
sche Gesellschaft aufgrund ihrer neuen 
Vielfalt und Dynamik zu einem wichti- 
gen Integrationsmechanismus des glo- 
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balen Zeitalters geworden sei. Auf den 
Analysen von Saskia Sassen' aufbau- 
end betonte er nicht nur eine neue Qua- 
lität von Urbanität, sondern auch die auf 
lokaler Ebene entstehenden neuen For- 
men des Managements sozialer Kon- 
flikte, die gleichzeitig die globale Kon- 
kurrenzfähigkeit steigern sollen. 

Dieses neue Zusammenspiel von glo- 
balen und lokalen Faktoren wird die 
frühere Bedeutung des Städtischen 
nicht einfach wiederherstellen, neue 
Erklärungsansätze sind erforderlich. 
Mit dieser Nummer versucht die 
PROKLA den Spannungsbogen zwi- 
schen der Stadt als bloß räumlicher Kon- 
zentration (»StadtRaum«) einerseits und 
als Ort neuer Bedeutungen und neuer 
Handlungsmöglichkeiten andererseits 
(»StadTraum«) auszuloten. Wir widmen 
uns also der Stadt nicht nur, weil der 
Prozeß zunehmender Verstädterung un- 
aufhaltsam voranschreitet. In der letz- 
ten PROKLA (Landwirtschaft) wurde 
bereits daran erinnert, daß im Jahr 1800 
knapp 2,5%, im Jahr 1900 bereits 10% 
der Menschheit weltweit in Städten 
lebten, daß es aber im Jahr 2000 mehr 
als 50% sein werden. Vor allem die 
westlichen Gesellschaften sind vor- 
nehmlich städtische Gesellschaften ge- 
worden. Gerade die jüngsten Entwick- 
lungen, die der Stadt eine neue Bedeu- 
tung zuweisen, verdanken sich aber 
nicht diesen quantitativen Bewegungen. 
Die im Zuge der Globalisierungsprozes- 
se stattfindende »Erosion des National- 
staats« ist kein eindimensionaler, linea- 
rer Prozeß (was in einem allgemeinen 
Kontext auch schon das Thema von 
Michael Mann in PROKLA 106 Kon- 
flikte um den Wohlfahrtsstaat war). Für 
die Städte ist dabei vor allem die Ten- 


1  Losing Control? Sovereignty in an Age 
of Globalization. New York, 1996. 
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denz zur »Glokalisierung« relevant, der 
Verlagerung von immer mehr Ent- 
scheidungsoptionen auf subnationale 
Ebenen, womit allerdings eine Reihe 
massiver Folgeprozesse und Folgepro- 
bleme verbunden sind. Vor allem haben 
die Ausdifferenzierung und die Unter- 
schiede zwischen städtischen Regionen 
enorm zugenommen, Städtesysteme ha- 
ben neue Hierarchien ausgebildet; Ver- 
änderungen in den politischen Regimen 
werden konstatiert; eine neue Zusam- 
menballung sozialer Probleme und Pola- 
risierungen sowie neue Umweltproble- 
me werden in den Städten ausgemacht. 
Wenige dieser Trends waren vor zehn 
Jahren - als PROKLA 68 (Lokaler 
Staat und Kommunalpolitik) erschien - 
bereits Thema. Aber wie damals geht es 
der PROKLA vor allem um die Rolle 
politischer Prozesse und um die Folgen 
von Fordismuskrise und aktuellen glo- 
balen Restrukturierungen für die lokale 
Politik - was im Gegensatz zu Ökono- 
mie und Sozialstruktur gleichzeitig die 
in der Global-City-Literatur am wenig- 
sten beleuchtete Ebene der heutigen 
Stadtentwicklung ist. 

Schien die Bedeutung transnationaler 
ökonomischer Prozesse für die Ent- 
wicklung lokaler Politik vor zehn Jah- 
ren noch wenig relevant, so interessiert 
uns heute die Art und Weise ihrer In- 
teraktion mit den nationalen und regio- 
nalen »governance«-Systemen, weil 
klar geworden ist, daß auch globale 
Prozesse sich letztlich an einem Ort 
materialisieren. Selbst wo »rein« lokale 
Prozesse untersucht werden, ist deshalb 
zunehmend eine transnationale Unter- 
suchungsperspektive einzunehmen. 
Neil Brenner veranschaulicht an Hand 
der Entwicklung der Raumordnungs- 
politik der BRD, daß die globale Di- 
mension der Globalisierungsprozesse 
schlechterdings nicht von den sub- 
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globalen geographischen Ebenen gelöst 
werden kann, auf welchen und durch 
welche sie sich territorialisiert. So kon- 
trastiert er die 60er Jahre, in denen die 
internen Peripherien und ländlichen 
Regionen im Vordergrund der zentral- 
staatlichen Raumplanung standen und 
es um eine möglichst gleichmäßige 
Verteilung des Surplus über das natio- 
nale Territorium ging, mit der in den 
70er Jahren beginnenden Phase, in der 
staatliche Planungspolitik sich zuneh- 
mend auf endogene, städtisch-regionale 
Wachstumspotentiale bezieht. Dieser 
Planungspolitik entsprechend begannen 
sich »unternehmerische« Formen lo- 
kaler und regionaler politischer Regime 
auszubilden, die sich auf die Förderung 
der städtisch-regionalen Entwicklung 
konzentrieren und weder Bezug auf das 
ländliche Hinterland nehmen noch auf 
die makroökonomischen Steuerungs- 
versuche des Zentralstaats. Damit ein- 
her geht auch eine Wandlung in der 
Stadtplanung weg von der Flächensa- 
nierung hin zu kleinteiligen und flexi- 
blen Strategien, die zunehmend von pa- 
rastaatlichen Institutionen organisiert 
und ausgeführt werden. Zusammenge- 
nommen ergeben diese verschiedenen 
Tendenzen eine Neudimensionierung 
der Räume, auf die sich politische Pro- 
zesse und Konflikte beziehen. 

Die Materialisierung globaler Prozesse an 
einem Ort produziert, so Saskia Sassen im 
Oktober auf dem Politologentag, häufig 
eine regulatorische Leerstelle, welche die 
Städte (und die in ihnen agierenden glo- 
balen Märkte und Firmen) zu füllen ver- 
suchen. In den dabei entstehenden städti- 
schen Regulationsmodi bilden sich mög- 
licherweise tragende Elemente eines neu- 
en Akkumulationsregimes heraus, wobei 
neofordistische von postfordistischen Va- 
rianten unterschieden werden müssen. 
Die erste Variante wäre eine Verschär- 
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fung fordistischer Regulation, die auf ei- 
ner Re-Metropolisierung der städtischen 
Formen (in einer desorganisierten Gesell- 
schaft} beruht, während die postfordisti- 
sche Variante, so Alain Lipietz, auf einer 
»organisierten Mobilisierung des Territo- 
riums« beruht und eine Kooperationsform 
beinhaltet, »die auf Verhandlungen, auf 
Verhältnissen von Angesicht zu Ange- 
sicht, also wieder auf Nähe basiert. 

In einer »Anwendung« der an avan- 
cierten »global cities« gewonnenen 
Analysen postfordistischer Stadtent- 
wicklung auf das neue, wiederverei- 
nigte Berlin zeigt Margit Mayer, inwie- 
fern auch diese definitive »Nicht- 
Weltstadt« von den Trends zu Interna- 
tionalisierung, De- und Reindustrialisie- 
rung, räumlicher Rekonfiguration und 
neuartiger sozialer Polarisierung beein- 
fiußt wird. Berlins Partnerstadt Los 
Angeles eignet sich als Kontrast und 
Vergleichsmodell, weil - wie Paul 
Krugmann feststellt - »...these days 
every place looks a lot like L.A.« 

Ein wesentliches Merkmal der neuen 
Stadtpolitik ist der Umbau des lokalen 
Wohlfahrtsstaats, der mit einer Erosion 
traditioneller sozialer Rechte gekoppelt 
ist. Die Konsequenz davon ist, daß die 
sozialen Polarisierungsprozesse, die 
durch den globalen »race to the bottom« 
ausgelöst werden, zwar national und 
regional recht unterschiedlich verlau- 
fen, aber immer weniger durch sozial- 
staatliche Maßnahmen kompensiert wer- 
den. Das zeigt nicht nur der Fall Berlin 
(dem wir im nächsten Jahr ein ganzes 
Heft widmen werden), sondern wird 
auch durch die deutsche Segregations- 


2 Zur Zukunft der städtischen Ökologie, 
in: M. Wenz (Hg.), Stadt-Räume. Fft. 
Campus 1991, S. 134. 

3 Pop _ Internationalism, 
Mass. MIT: 1996, S. 210. 
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forschung dokumentiert. Hierzu liefert 
Jens Dangschat einen Überblick zum 
»state of the art«. Dabei zeigt sich, daß 
die gewandelte Rolle des Raumes auch 
in die Kategorien der Forschungsansät- 
ze selbst gewandert ist: Ging es der 
Theorie residentieller Segregation zu- 
nächst um die Übertragung sozialer Un- 
gleichheit in den Raum, wobei dieser 
lediglich Indikator für soziale Segmen- 
tierung war, so wird er heute als ent- 
scheidender Motor für die Reprodukti- 
on sozialer Ungleichheit gesehen. 

Bislang in der Stadtforschung weitge- 
hend unterbelichtet sind die Auswir- 
kungen von Globalisierung und For- 
dismuskrise auf die natürliche und die 
erbaute Umwelt der Stadt. Dabei beob- 
achten John Graham und Roger Keil, 
daß städtische Entwicklung nicht mehr 
gegen, sondern zunehmend mit Hilfe 
von »Natur« stattfindet. Während erst- 
mals Natur global dem Kapitalverhält- 
nis unterworfen wird, entdecken Planer 
und Städtebauer Natur als Medium der 
Konstruktion von Urbanität, werden lo- 
kale klimatische, topographische und 
ökologische Bedingungen zunehmend 
zu Voraussetzungen städtischer Planung 
und städtischen Designs gemacht. 
Graham und Keil illustrieren mit Bei- 
spielen aus der Region Toronto, daß 
sich die fordistische Form der Integra- 
tion von Stadt und Natur in der suburb 
aufgelöst hat zugunsten einer neuen 
Form der Subordinierung von Natur, in 
der »wilde« und »natürliche« Orte in 
die Urbanität importiert werden und wo 
die Stadtplanung sich gezwungen sieht, 
ein gewisses Umweltmanagement in 
der Praxis zu berücksichtigen - aller- 
dings ohne das Nachhaltigkeitsproblem 
der fordistischen Periode zu lösen. 

Der Globalisierungsdiskurs insinuiert, 
daß die genannten Umstrukturierungen 
und Veränderungen weltweit gelten. 
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Aber sowohl für die Städte des Südens 
als auch für die Städte in postsozialisti- 
schen Ländern gilt zwar, daß auch sie 
sich nun auf neue Arten in die welt- 
weite Konkurrenz integriert finden. 
Aber die Dynamik ihrer Entwicklung, 
vor allem ihrer politischen Entwick- 
lung, hängt noch immer stark von je 
unterschiedlichen, historisch kontin- 
genten, Kräften ab. Andererseits kön- 
nen auch überraschende Ähnlichkeiten 
festgestellt werden wie Michael Brie ın 
seiner Untersuchung des urbanen Re- 
gimes, das sich im Moskau der er 
Jahre herausgebildet hat, demonstriert: 
klientelistische Verquickungen und die 
ihnen entsprechenden politischen und 
ökonomischen Strukturen lassen sich 
hier mit dem Konzept der »urban ma- 
chine« analysieren, welches ursprüng- 
lich zum Verständnis US-amerikani- 
scher Städte des ausgehenden 19. Jhs. 
entwickelt wurde. 

Außerhalb des Schwerpunkts erscheint 
von Lutz Hieber ein Beitrag über die 
Protest- und Aufklärungsformen US- 
amerikanischer Aids-Aktivisten. Im 
Zentrum dieses Beitrages steht die Ver- 
bindung von Politik und Kunst, wie sie 
sich vor allem in New York um die 
Gruppe ACT-UP herausgebildet hat. 
Auch dies ist eine Facette unter be- 
stimmten historischen Bedingungen 
entstandener, städtischer Kultur. 


“Ex 


Zu den Autoren des vor zehn Jahren er- 
schienen Stadtheftes (PROKLA 68 Lo- 
kaler Staat und Kommunalpolitik) gehörte 
auch Karl Homuth. Dieser engagierte So- 
ziologe und Stadtforscher, der stets dar- 
um bemüht war, Wissenschaft und 
praktisches politisches Handeln mit- 
einander zu verbinden, ist am 6. Oktober 
im Alter von 48 Jahren verstorben. Sei- 
nem Andenken widmen wir dieses Heft. 
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Berlin - Los Angeles 
Berlin auf dem Weg zur »Global City«? 


Obwohl an Hand relativ einzigartiger Städte entwickelt, beanspruchen 
neuere Ansätze aus der internationalen Stadtentwicklungsforschung eine 
Erklärungsrelevanz weit über ihre »Fälle« hinaus. Es wird argumentiert, 
daß Urbanisierungsprozesse im ausgehenden 20. Jahrhundert unter Bedin- 
gungen stattfinden, die zwar an Hand von »global cities« besonders deut- 
lich zutage treten, aber auch für andere Metropolen gelten, da sie allesamt 
den aktuellen Globalisierungstendenzen unterworfen sind bzw. diese selbst 
mittragen. Der spezifischen Ausprägung von Los Angeles wird dabei sogar 
paradigmatischer Charakter zugesprochen. Zwar untersucht die sog. »L.A. 
School« vor allem die räumliche und ökonomische Umstrukturierung Süd- 
kaliforniens, die sie im Zusammenhang der qualitativ neuartigen Interna- 
tionalisierung von Kapital und Arbeit seit den 1970er Jahren deutet, aber 
sie behauptet auch, daß andere Großstadtregionen der »entwickelten« Welt 
unter dem gegenwärtigen Internationalisierungsdruck ähnliche Prozesse 
städtischer Restrukturierung durchmachen, und dabei ähnlichen Entwick- 
lungsmustern folgen. 

Auch das Konzept der »global cities« wurde in den frühen 80er Jahren in- 
nerhalb stadtsoziologischer und -geographischer Disziplinen entwickelt, um 
die veränderte Rolle und Entwicklungsdynamik von Weltstädten zu analy- 
sieren. Dabei ging man davon aus, daß diese Dynamik am ehesten auf der 
Basis der Verortung dieser Städte innerhalb der neuen internationalen Ar- 
beitsteilung und des durch sie gebildeten hierarchischen globalen Städtesy- 
stems zu erklären sei. Seither wurde der Ansatz zur Untersuchung einer 
Vielfalt - höchst unterschiedlicher - Weltstädte angewandt und weiterent- 
wickelt (nicht nur der Weltstädte erster Ordnung wie London, New York, 
Tokio, sondern auch solcher zweiter und peripherer Ordnung wie Los An- 
geles, Frankfurt, Houston, Chicago, Miami, Zürich, Sao Paulo, Sydney, 
Singapur, Hongkong, Shanghai u.v.a). Trotz wichtiger Unterschiede ist die- 


1 ZurL.A. School siehe Cenzatti (1993); vgl. auch Davis (1994, 107). 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 109, 27. Je. 1997, Nr.4, 519-543 


520 Margit Mayer 


sen »global cities«-Untersuchungen gemeinsam, daß sie die zentralen 
Merkmale heutiger Weltstädte (Deindustrialisierung, Reindustrialisierung, 
Expansion und räumliche Konzentration von Finanz- und produktionsori- 
entierten Dienstleistungen, Arbeitsmarktspaltung, soziale und räumliche Po- 
larisierungsprozesse) auf der Basis einer neu entstehenden städtischen Hier- 
archie im Weltmaßstab und der dieser zugrundeliegenden ökonomischen 
Prozesse zu erklären suchen: das mit der neuen internationalen Arbeitstei- 
lung umschriebene weltweite System von Produktion und Märkten äußert 
sich räumlich in der Form eines globalen Netzwerks von Städten bzw. 
Stadtregionen, zwischen denen sich eine weltweit funktionale Arbeitstei- 
lung herausbildet. Sie umfaßt ein globales Netz von Produktionsstätten, Fi- 
nanzmärkten und Dienstleistungen, von Kapital-, Waren-, Geld-, Arbeits- 
kraft- und Informationsströmen, das bestimmter Kontrollzentren bedarf. 
»Global cities« fungieren als »organisierende Knotenpunkte« der Weltwirt- 
schaft, als Stützpunkte im Raum globaler Kapitalakkumulation (Friedmann 
1995). Hier sind die Schlüsselfunktionen für die Koordination und das Ma- 
nagement der weltweiten Aktivitäten konzentriert. Sie sind die räumlichen 
Verankerungspunkte dieser globalen Kontrollkapazität und damit die füh- 
renden Zentren innerhalb des globalen Städtenetzwerks. Diese Rolle unter- 
scheidet sie von Weltstädten früherer Perioden (vgl. Knox/Taylor 1995). 
Verschiedene Autoren gehen über diese zentrale Definition hinaus; Sassen 
beispielsweise analysiert die heutigen Weltstädte vor allem als reale Pro- 
duktionsstätten (für Finanzen und andere spezialisierte Dienstleistungen) 
und als transnationale Marktplätze für diese Produkte. Sie zeigt, wie die 
Konzentration dieser Finanz- und Dienstleistungsfunktionen dort zur Ent- 
stehung völlig neuer Produktionskomplexe geführt hat (Sassen 1992, 
1995). Während die frühe »global cities«-Forschung die Rolle einer Welt- 
stadt innerhalb der globalen Arbeitsteilung als entscheidend für die Aus- 
formung ihrer inneren Struktur ansieht (Friedmann 1982; Friedmann/ Wolff 
1986), haben spätere Autoren auch die Umkehrung dieser Beziehung be- 
tont: die Struktur, Geschichte, Räumlichkeit und politische Konstellation 
einer Weltstadt beeinflussen ihre Einordnung in die globale Arbeitsteilung 
(diverse Beiträge in Knox/Taylor 1995). 

Zu den charakteristischen Eigenschaften von »global cities« zählt nicht nur 
die Attraktion von internationalen Kapital- und Finanzströmen (und die 
Ausbreitung entsprechender tertiärer »Zitadellen«’), sondern auch die An- 


2 Das für Friedmann und Wolffs Definition der »world city« zentrale Bild der »Zitadelle« 
und des »Gettos« bezeichnet die beiden recht gegensätzlichen, aber korrelierten Aspekte 
der sozialen Räumlichkeit der Weltstadt: die auf einer fortgeschrittenen Dienstlei- 
stungsökonomie beruhende »Zitadelle« grenzt sich physisch von den armen Stadtteilen 
(den »Gettos«), deren Bewohner für die Produktionsprozesse der Zitadelle funktional sind, 
ab. 


Berlin - Los Angeles. Berlin auf dem Weg zur »Global City«? 521 


ziehung internationaler Migrationsströme - und zwar sowohl in die expan- 
dierenden professionellen und Management-Funktionen als auch in die 
wachsenden Kategorien schlecht bezahlter und niedrig qualifizierter Be- 
schäftigung, deren Ausdehnung v.a. durch die wachsende Informalisierung 
von Arbeitsverhältnissen beschleunigt wurde. Als Resultat der erstgenann- 
ten Form der Internationalisierung wird häufig dıe Erosion lokaler Kon- 
trolle über den Stadtplanungs- und Entwicklungsprozeß ausgemacht, als 
Resultat der zweitgenannten Form der Internationalisierung kommt es zu 
neuen sozialen und räumlichen Polarisierungsprozessen und neuen Kon- 
flikten zwischen kulturell unterschiedlichen Gruppen. 

Dieser Aufsatz geht der Frage nach, inwiefern solche Ansätze auch zur 
Klärung eines so untypischen und einzigartigen Falles wie dem wiederver- 
einigten Berlin taugen könnten. Er diskutiert die anstehenden Berliner Ent- 
wicklungen vor dem Hintergrund des avancierten Modells Los Angeles, 
obwohl die beiden Städte auf den ersten Blick nur Unterschiede manifestie- 
ren. Berlin steht vor historisch einzigartigen Herausforderungen: es muß 
sich eine neue wirtschaftliche Basıs organisieren und eine neue Identität er- 
finden. Die Verschmelzung einmaliger Vermächtnisse und höchst unter- 
schiedlicher Bestandteile, die Herausbildung einer neuen Hauptstadt, die In- 
tegration seiner westlich und östlich geprägten Hälften, und die nachholen- 
de Entwicklung bei der Infrastruktur, im Transportsystem, in der Suburba- 
nisierung usw. unterscheiden die Stadt von allen westlichen Metropolen. 
Jedoch finden diese Prozesse im Kontext der Welt der 90er Jahre statt, d.h. 
sie werden von den gleichen machtvollen Kräften geprägt, die auch andern- 
orts die Umstrukturierung von Städten, Nationen, und neu entstehenden 
Wirtschaftszonen innerhalb der zunehmend vernetzten Weltwirtschaft be- 
einflussen. Die Entwicklung Berlins bestimmt sich deshalb nicht nur da- 
nach, was für vorfindliche Elemente in diesen Prozeß eingebracht werden, 
sondern sie ist auch abhängig von der Dynamik und den Sachzwängen glo- 
baler Konfigurationen. Deshalb kann es durchaus aufschlußreich sein, die 
Entwicklung des neuen Berlins vor dem Hintergrund gerade einer der 
avanciertesten westlichen Metropolen wie Los Angeles zu untersuchen. 

Die im Rahmen der L.A. School unternommenen empirischen Untersu- 
chungen beziehen sich auf ganz unterschiedliche Umstrukturierungsprozes- 
se in der Stadt bzw. Region: sie reichen von den Veränderungen der Pro- 
duktionsstrukturen (z.B. in den Arbeiten von Allen Scott und Michael Stor- 
per) bis hin zur Entstehung neuer urbaner Formen und gesellschaftlicher 
Praxen (v.a. bei Edward Soja); vom Absterben traditioneller Industriesekto- 
ren und Aufkommen von High-tech-Industrien; von der Reindustrialisie- 
rung auf Basis von Niedriglohn-Arbeitskräften zur Deindustrialisierung be- 
stimmter Teil-Regionen (vgl. Soja 1994). Diese Trends, die sich alle in Los 
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Angeles manifestieren, bewirken heute in den nordamerikanischen »global 
eities« spezifische Urbanisierungsformen. Sie prägen auch - mit spezifi- 
schen Modifikationen - die metropolitane Entwicklung europäischer Groß- 
städte des 21. Jahrhunderts. 

Bevor ich diese Trends und ihre, wie ich meine, durchaus vergleichbaren 
Effekte für Los Angeles und Berlin darstelle, sollen jedoch einige der zen- 
tralen Unterschiede aufgeführt werden, die einerseits für die spezifischen 
Modifikationen in der Durchsetzung der global ausgelösten Umstrukturie- 
rungsprozesse verantwortlich sind, und die es andererseits um so erstaunli- 
cher erscheinen lassen, daß tatsächlich von ähnlichen Trends gesprochen 
werden kann. 


1. Berlin ist nicht Los Angeles 


Vielleicht gerade weil Los Angeles eine Metropole ist, die den »Höhepunkt 
ihrer Formation« als postindustrielle Stadt des 20. Jahrhunderts erlebte 
(Abu-Lughod 1995: 172), wurde sie repräsentativ für bestimmte ökonomi- 
sche, gesellschaftliche und räumliche Trends, die städtische Entwick- 
lungsmuster heute auf der ganzen Welt prägen. Einige Autoren haben sie 
deshalb zum Archetyp der Nachkriegs-Stadtentwicklung erklärt (z.B. Beau- 
regard 1991). Im Gegensatz dazu war Berlin zwar im Lauf seiner Geschich- 
te eine imperiale Stadt und eine Hauptstadt, aber diese alten Identitäten sind 
längst überlagert von den 40 Jahren als geteilte Stadt, während der der 
Westteil als »Frontstadt« inmitten des »Realsozialismus« zwar als Metro- 
pole, aber als eine mit deformierter und in weiten Teilen metropolenuntypi- 
scher Struktur überlebte. Seit 1990 ist sie erst wieder eine vereinigte Stadt 
und bald wird sie wieder reale Hauptstadt - allerdings anders als früher - 
sein. Diese vergangenen Identitäten sind nach wie vor überail in der Stadt 
sichtbar und spürbar, was sie einzigartig macht und zunächst jeden Ver- 
gleich verbietet - vor allem den mit einer so amorphen postindustriellen 
Stadtregion wie der von Los Angeles. 

Während weder die »Stadt Los Angeles« und noch nicht einmal das »County 
Los Angeles« das geographische Gebiet bezeichnen, das die Leute meinen, 
wenn sie von »Los Angeles« sprechen, d.h. die ausufernde und ausfransen- 
de regionale Metropole, hat Berlin eine sehr klar gezogene städtische Gren- 
ze - auch im Gegensatz zu anderen europäischen Städten. Die Mauer um 
West Berlin verhinderte »sprawl« in die Landschaft, Suburbanisierung fand 
intern statt (Hansaviertel, Brunnenstraße) oder am Rand aber noch inner- 
halb der Stadt (Märkisches Viertel). Auch Ost-Berlin generierte keine Vor- 
städte, weil private Bautätigkeit von Einfamilienhäusern kaum stattfinden 
konnte; statt dessen wurden (seit 1976) am östlichen Stadtrand große Woh- 
nungsbauprojekte hochgezogen (Hellersdorf, Hohenschönhausen, Marzahn), 
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die nicht nur die Innenstadtbevölkerung, sondern auch eine Vielzahl von 
Bewohnern der umliegenden Regionen anzogen. So erscheint das wieder- 
vereinigte Berlin als kompakte, deutlich vom Umland abgegrenzte 3,5 Mil- 
lionen Metropole (auf 900 qkm) mit extrem hoher Bevölkerungsdichte 
(3850 Einwohner pro qkm 1992) inmitten einer ländlich geprägten Region, 
in der im Durchschnitt nur 80 Menschen auf einem gkm leben. 

Die Stadt Los Angeles dagegen läßt sich nicht auf die Verwaltungseinheit 
der City, mit ihren 3 Millionen Einwohnern und 1202 qkm reduzieren, 
denn diese ist eingebettet in einen größeren ökonomischen und sozialen 
Raum, der nicht einmal nur das »County« umfaßt (mit 9 Millionen Ein- 
wohnern und 9522 qkm), sondern einen Kreis von etwa 100 km um das 
Rathaus herum: diese Stadtregion (der 12 Millionen Einwohner auf 15 459 
qkm Landfläche beherbergt), verkörpert die tatsächliche ökonomische Ko- 
härenz der metropolitanen Region, die wie eine Galaxie von »low-density 
suburbs«, scheinbar unstrukturiert und ohne Zentrum daliegt: »sprawl« 
eben, was ins Deutsche manchmal mit »Zersiedlungsbrei« übersetzt wird. 
Weil Los Angeles das dichte Wachstum der industriekapitalistischen Stadt 
des 19. Jahrhunderts nie erlebt hat, wurden für sie von Anfang an die For- 
men der Suburbanisierung, der Autobahnen, der Standardisierung und ande- 
rer fordistischer Errungenschaften prägend. 

Berlin absorbierte im Lauf seiner Entwicklung, wie andere europäische 
Großstädte auch, andere alte Kerne, so daß eine hierarchisch strukturierte 
Stadt von übergeordneten Zentren und sog. Subzentren entstanden ist. 
Trotz dieser polyzentralen Struktur kennt es ein eindeutiges Zentrum, sogar 
zwei »downtowns« - wo, im Gegensatz zum downtown von Los Angeles, 
viel mehr Menschen auch wohnen, wo also eine Mischung von Kommerz, 
Dienstleistungen und Wohnen dem Zentrum noch Lebendigkeit und Spon- 
taneität verleihen. Nicht nur die Wohnbevölkerung von Charlottenburg und 
Mitte sorgen für diese Vitalität, sondern auch die circa acht Millionen Tou- 
risten pro Jahr, Tausende von Finkäufern v.a. im westlichen Stadtzentrum, 
und auch die regelmäßigen Demonstrationen entlang öffentlicher Gebäude 
und zu öffentlichen Plätzen, die als Kundgebungsorte Tradition haben. Die 
BerlinerInnen kennen zwar nicht unbedingt andere Stadtteile neben ihrem 
eigenen, aber jede/r weiß, wo das Zentrum ist. 

Die meisten Einwohner von Los Angeles gehen nie nach downtown (das es 
durchaus gibt), sie kennen es nur aus dem Fernsehen und aus dem Film. 
Die Bewohner der umliegenden Distrikte gehen kaum dort einkaufen 
(lediglich die Discount Stores des Garment District und die immer über- 
füllten Latino Mercados am Broadway werden zum Ziel solcher Ausflüge). 
Auch die Touristen nehmen die Attraktionen von downtown kaum mit, je- 


3 kalkuliert nach StaBu 1994, Land Brandenburg, S.27. 
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denfalls im Vergleich zu denen eher peripherer Gegenden wie Anaheim, 
wo sich Disneyland befindet. Downtown gilt, vor allem abends, als äußerst 
gefährlich. Abends gehört downtown L.A. den Obdachlosen und den Poli- 
zisten. Ohne lebendigem Zentrum fehlen der Stadt auch zentrale öffentliche 
Orte, an denen eine politische Öffentlichkeit in den für Europäer vertrauten 
Formen erfahrbar wäre. Demonstrationen z.B. finden eher an Autobahnauf- 
fahrten statt als an innerstädtischen Plätzen. 

Der Mangel an Fußgängerleben in den Straßen von downtown L.A. hängt 
auch damit zusammen, daß Dreiviertel seiner Oberfläche dem Automobil 
gewidmet sind: zubetoniert mit Straßen, Parkplätzen, Tankstellen und 
Werkstätten. Ein 2000 Meilen langes Freeway-Netz mit z.T. 16-spurigen 
Autobahnen bildet das Rückgrat des Verkehrssystems. Für viele Angelenos 
ist räumliche und soziale Mobilität nicht zu trennen, sind die Bedeutungen 
von »freedom« und »freeway« eng verknüpft. Allerdings wird der Frei- 
heits- und Aufstiegstraum immer mehr zum Alptraum für die Beschäftig- 
ten, die 1990 durchschnittlich 51 km zur Arbeit fuhren und dafür 72 Minu- 
ten täglich aufwenden mußten (Sambale 1994: 90). 

Im Vergleich mit dem Standard von Los Angeles genießt Berlin ein ver- 
gleichsweise gut ausgebautes öffentliches Verkehrssystem, U-Bahn, S- 
Bahn, im Osten sogar die Straßenbahn; viele Menschen benutzen das Fahr- 
rad (es gibt Fahrradwege!); und manche Strecken sind sogar zu Fuß zu be- 
wältigen (es gibt Gehsteige!). Bei großen Teilen der Bevölkerung existiert, 
stärker als bei den Politikern, ein ausgeprägtes städtisches Umweltbewußt- 
sein, das auch in den vielen Verkehrs- und Umwelt-Initiativen zum Aus- 
druck kommt, die sich gegen die CDU-Politik »Wir lösen den Stau auf« 
formiert haben. Die Verschlechterung des öffentlichen Verkehrs und die 
Bevorzugung des privaten Automobilverkehrs, wie sie sich in der Öffnung 
der Oberbaumbrücke oder dem Bau des Tiergartentunnels ausdrücken, sind 
politische Entscheidungen relativ neuen Datums, die allerdings nicht - wie 
Stefan Bratzel in den FU-Nachrichten 10/94 schreibt, die »Lektionen aus 
L.A.« beherzigt haben‘. 

Ein weiterer eklatanter Unterschied zwischen den beiden Städten liegt im 
Wohnbereich. Schon 1930 betrug der Anteil der Einfamilienhäuser am ge- 
samten Wohnraumangebot von Los Angeles 94% (Keil 1993: 81), auch 
nach dem Krieg blieb das Einfamilienhaus die beliebteste Wohnform. Los 
Angeles erhielt zwar 1949 als erste Stadt eine Zuweisung von Bundesmit- 
teln für öffentlichen Sozialwohnungsbau; aber die Pläne, dies auch umzu- 
setzen, wurden von einer konservativen Mehrheit im Stadtrat (die öffentli- 


4 Vgl. Bratzel (1993). Siehe auch Wolf (1994: 190-238) für den steigenden Anteil der Res- 
sourcen, die für den Ausbau des Straßensystems, und den sinkenden Anteil, der für den öf- 
fentlichen Nahverkehr ausgegeben wird. 
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chen Wohnungsbau als blanken Sozialismus kritisierte) abgelehnt. So wur- 
den zwischen 1953 und 1955 weniger als die Hälfte der 10.000 geplanten 
Sozialwohnungen gebaut; 1955 war die Ära des sozialen Wohnungsbaus in 
Los Angeles bereits zu Ende. Die private, suburbane Wohnungsversorgung 
setzte sich als primäre Strategie der Wohnraumversorgung durch. 

Die Nutzung von Wohnungen in innerstädtischen Gegenden wurde durch 
die kommerzielle Revitalisierung, die nach den Ghetto-Aufständen der 60er 
und 70er Jahre einsetzte, verdrängt - auf Kosten der armen Bewohner. 
Während auf der sog. »new side« der Kernstadt (downtown west) eine Fe- 
stung von Kommerz-, Finanz-, Regierungs- und Hochkulturbauten entstan- 
den ist (die sog. »headquarter city« aus Bürotürmen und Palästen der 
Hochkultur), blieb die »old side« (downtown east) den übrigen Funktionen 
überlassen: hier finden sich die Überreste von El Pueblo, Little Tokyo, Skid 
Row (wo sich die Obdachlosendienstleistungen konzentrieren) und die 
Sweatshops und Discount-Märkte des Garment District. Die städtische Re- 
strukturierung, die diese janusköpfige »headquarter city« hervorgebracht 
hat, lief über massive Verdrängungsprozesse, die - zusammen mit den Ef- 
fekten der Deindustrialisierung und der Rezession - zu einer zunehmend 
problematischen Wohnsituation, zum »doubling up«, und einer Explosion 
der Obdachlosenzahlen führten. Schätzungsweise 100.000 Obdachlose le- 
ben inzwischen in Los Angeles, von denen etwa 20% einen Arbeitsplatz 
(»bad job«) haben. 

In Berlin gibt es dagegen seit langem ein ausgedehntes System von Sozial- 
wohnungen. Im Westteil ist mehr als die Hälfte des Wohnungsbestands in 
öffentlicher Hand; die Mieten in diesem Altbau-Bestand sind reguliert und 
damit vergleichsweise niedrig. Allerdings erhöhen sie sich mit jedem Mie- 
terwechsel, was eine Spaltung des Mietwohnungsmarkts produziert hat. Die 
Häuserkämpfe der frühen 80er Jahre führten zu Programmen der behutsa- 
men Stadterneuerung, die auf Bewahrung der Bausubstanz statt Kahlschlag 
ausgerichtet und an den Bedürfnissen der ansässigen Wohnbevölkerung 
orientiert waren. Im Ostteil der Stadt dagegen vernachlässigte die Woh- 
nungspolitik den Altbaubestand, sie konzentrierte sich statt dessen auf die 
großen Projekte an der Peripherie und einige wenige Vorzeigeprojekte in 
der Innenstadt. Wohnungsversorgung war über weite Strecken einkom- 
mensunabhängig, da die Wohnungen entsprechend der Bedürfnisse und 
Größe der Familien vom Staat verteilt wurden. Die Hälfte des Wohnungs- 
bestands in Ostberlin ist immer noch staatlich reguliert, während die andere 
Hälfte, insbesondere der Altbaubestand, zur Privatisierung ansteht. Die 
Mieten wurden allerdings seit 1990 schrittweise an westliche Niveaus an- 
geglichen. In jüngster Zeit wird der öffentlich subventionierte Wohnungs- 
bau abgebaut, mehr und mehr Sozialwohnungen kommen auf den Markt, 
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so daß der Wohnungsmarkt fragmentierter und die Wohnstrukturen segre- 
gierter werden. Auch die Obdachlosenzahlen für Berlin sind ab 1990 expo- 
nentiell gestiegen und belaufen sich inzwischen auf geschätzte 50.000. 
Schließlich soll noch ein zentraler Unterschied aufgeführt werden, der in 
der faktischen - gegenüber einer bloß behaupteten - Multikulturalität liegt. 
In Berlin ist zwar viel die Rede von Multikulturalismus, aber der Anteil 
von Nicht-Deutschen an der städtischen Bevölkerung ist tatsächlich ziem- 
lich niedrig, viel niedriger jedenfalls als in anderen westdeutschen Städten 
wie z.B. Frankfurt am Main. In absoluten Zahlen hat Berlin zwar, unter den 
deutschen Städten, die höchste Zahl von nicht-EG Ausländern, aber bezo- 
gen auf die hier lebende Bevölkerung sind es nur 12%. Die Einbürgerungs- 
quote ist bedeutend niedriger als in den USA, allerdings weist Berlin eine 
höhere Rate als andere deutsche Städte auf (Albrecht 1993). Anders als in 
Los Angeles heißen die Nicht-Bürger hier offiziell nicht Immigranten oder 
ethnische Gruppen, sondern » Ausländer«. 

In der »global city« L.A. hat die Internationalisierung ein anderes Ausmaß 
und auch eine andere Qualität. Während der letzten 20 Jahre kamen über 2 
Millionen Einwanderer aus Drittweltländern nach Los Angeles (Soja 1989: 
215) und machten die Stadt zur weltweit jeweils zweitgrößten Ansiedlung 
von Mexikanern, Salvadorianern, Guatemalteken, Kambodschanern, Lao- 
ten und Armeniern (Davis 1987: 78). Auch Philipinos, Thailänder, Vietna- 
mesen und Iraner bilden hier ihre jeweils größte Ansiedlung in den USA. 
Fast 3,5 Millionen sprechen zu Hause eine andere Sprache als Englisch 
(1990); in den Schulen werden 80 verschiedene Sprachen gesprochen; 
Zeitungen erscheinen in über 50 verschiedenen Sprachen (Sambale 1994: 
40-41). Diese »Minderheiten« bilden mittlerweile die demographische 
Mehrheit der Stadt, die 1960 noch zu 85%, 1970 noch zu 71% »Anglo« war 
(Soja 1989: 216). Obwohl sich die aktive Wählerschaft noch zu 70% aus 
Anglos zusammensetzt (Davis 1993), sind inzwischen immerhin 7 der 15 
gewählten Vertreter im City Council von Los Angeles »nicht-weiß« (Aspen 
1994: 12). 

Es könnten noch viele weitere Unterschiede und Gegensätzlichkeiten zwi- 
schen Berlin und Los Angeles gennant werden. Auch macht schon allein 
die wirtschaftliche Situation Berlins deutlich, daß die Stadt nicht in der er- 
sten Liga der Weltstädte spielen kann: »Berlin kann sich nicht in eine Reihe 
stellen mit New York, Tokio, Paris und London« (WZB 1995: 119; Gep- 
pert 1996: 13). Im Gegensatz zu Los Angeles, das 1984 die Olympischen 
Spiele zur Aufrüstung der Stadt (und der städtischen Finanzen) nutzen 
durfte, scheiterte die Olympiabewerbung Berlins, was wiederum zur Ver- 
schärfung der Finanz- und Imagekrise der Stadt beitrug. Die aufgezählten 
Eigenheiten Berlins, insbesondere die Gegensätze zu Los Angeles, dienen 
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hier vor allem dem Zweck, die spezifischen Formen und Voraussetzungen, 
mit denen diese Metropolen ihre Urbanisierungsprozesse gestalten, zu be- 
tonen. Stellenweise deutete sich in dieser Liste aber auch schon an, daß die 
jüngsten Umstrukturierungsprozesse das Bild der Gegensätzlichkeit bereits 
aufzulösen beginnen. Im folgenden soll der Schwerpunkt deshalb auf den 
durch globale Entwicklungen ausgelösten ähnlichen Prozessen städtischer 
Restrukturierung liegen. Vor allem vier Effekte dieser globalen Entwick- 
lungen sind, immerhin ansatzweise, auch in der Metropole Berlin bereits zu 
erkennen: eine industrielle Restrukturierung, wachsende Internationalisie- 
rung, eine Rekomposition der städtischen Form, sowie eine zunehmende 
ökonomische und soziale Polarisierung der Stadt. 


2. Tendenzen metropelitanen Wandeis: wie in Los Angeles so in Berlin 
2.1 Industrielle Restrukturierung 


Nicht nur die Teilung der Arbeit hat sich, und zwar auf globaler Ebene, 
grundlegend umstrukturiert, sondern auch die Arbeitsorganisation. Dieser 
Veränderungsprozeß hin zu einem flexibleren, sog. post-fordistischen Ak- 
kumulationsregime ist vor allem durch zwei Prozesse gekennzeichnet: 

- selektive Deindustrialisierung, in erster Linie der Abbau von Massenpro- 
duktionsindustrien, die auf der Basis von Fließband und vertikaler Integra- 
tion arbeiten, und 

- Reindustrialisierung, vor allem das Aufkommen von kleinen und mittle- 
ren Firmen, die flexibel spezialisiert sind auf der Basis handwerksgestützter 
und/oder high-tech-gestützter Prozesse nicht mehr einheitliche, standardi- 
sierte Güter produzieren, sondern die unterschiedlichsten Güter und auch 
Dienstleistungen bereitstellen. 

Verbunden mit diesem strukturellen industriellen Wandel (wobei Berlin 
aufgrund der Subventionspolitik des Bundes den Prozeß der Reindustriali- 
sierung kaum erlebt hat) kam es in beiden Städten seit 1990 noch zu spezi- 
fischer Krisenbetroffenheit: »Downsizing« ım Verteidigungssektor führte 
in Südkalifornien zu massiven Entlassungen’, während der plötzliche Weg- 
fall der Subventionen im Westteil und die Schließung zahlloser Betriebe im 
Ostteil Berlins die Wirkungen der Deindustrialisierung und der Reorgani- 
sation der Arbeitsprozesse extrem zuspitzten. In beiden Stadthälften sınd 
die Arbeitslosigkeitsraten deshalb überproportional hoch (13-16%), Ver- 
besserungen werden nicht prognostiziert (Tagesspiegel 7.Juli 1997, S.15). 


5 Zwischen 1990 und 1993 verlor Los Angeles zwischen 5 und 6000 Arbeitsplätze auf- 
grund der Abwanderung industrieller Investitionen an Standorte mit geringeren Kosten. 
Dies wurde aufgrund zunehmender Automatisierung sowie dem Ende der während des 
Kalten Krieges geflossenen Subventionen für die Kriegsindustrien der Region möglich 
(Flusty 1994: 40). 
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Die Wirkungen der Umstrukturierung der Produktion tangieren generell die 
Urbanisierungsmuster: sie haben eine neuartige Dynamik von räumlich un- 
gleicher Entwicklung ausgelöst, so daß nun ganz unterschiedliche Räume 
nebeneinander existieren: 

- alte Industrieregionen, die sich entweder im ökonomischen und sozialen 
Niedergang befinden, oder die sich durch Adaption von flexibleren Pro- 
duktions- und Managementtechniken teilweise wiederbelebt haben, 

- neue industrielle Distrikte, sog. »technopoles«, die auf Wissenschaft und 
Forschung basieren und meist in metropolitanen Peripherien entstanden sind, 
- Zonen, in denen handwerksgestützte Industrien (wie die Bekleidungs- 
oder Möbelherstellung, Druck- und Verlagswesen, Filmproduktion) eine 
Renaissance erleben, weil sie sich sowohl auf die formelle als auch auf die 
informelle Ökonomie stützen, 

- und schließlich die Distrikte der produktionsorientierten Dienstleistungen: 
Finanz-, Banken-, Versicherungssektor, aber auch Unterhaltungs-, Mode-, 
und Kulturindustrien. 

Alle Varianten dieser ungleichen Entwicklung finden sich in Los Angeles‘, 
(auf dieser Basis entwickelte die L.A.-School ihre These von der Gleich- 
zeitigkeit von De-, Re- und Neoindustrialisierung); aber es mehren sich die 
Anzeichen, daß auch Berlin allmählich von ähnlichen Trends erfaßt wird: 

- die Innenstadt leert sich, seit die Mauer gefallen ist, von älterem produzie- 
renden Gewerbe, nicht nur weıl die Subventionen für die verlängerten 
Werkbänke weggefallen sind, sondern auch, weil die Bodenpreise für diese 
Sorte Nutzung unrentabel geworden sind; auch Betriebe im Osten wurden 
massiv abgebaut, weil sie unrentabel waren (Aengevelt 1995: 21); 

- stattdessen füllen sich Kreuzberger Hinterhoffabriken mit - z.T. rein viet- 
namesischer - Textilfertigung und 

- entwickeln sich Subzentren außerhalb (wie um Königs Wusterhausen) 
bzw. ihre Entstehung ist geplant (wie um den neuen Flughafen), wo eine 
eigene Wachstumsdynamik erwartet wird; 

- auch »technopoles« werden kultiviert, wenn auch nur in Mini-Versionen: 
im Forschungs- und Technologiepark Adlershof (Treptow) arbeiten bereits 
3.500 Beschäftigte in 145 Firmen und 15 außeruniversitären Forschungs- 
einrichtungen; in 7 Jahren sollen es bis zu 30.000 Arbeitsplätze sein 
(SenStadtUm 1994; Scholtyssek 1995). Der Innovationspark Wuhlheide 
kann bislang 123 Firmen mit 1.500 Beschäftigten vorweisen. Einige der 
entstehenden »business parks« (Aengevelt führt sieben im Umkreis von 
Berlin als erfolgversprechend auf, 1995: 23) beinhalten Innovations- und 
Forschungsaspekte, wıe z.B. der biomedizinische Wissenschaftspark, der in 
Buch im Entstehen ist (Koch 1994). 


6 Siehe Soja (1990: 173-177); Keil (1994: 102-113). 
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- Vor allem aber wird versucht, den tertiären Sektor auszubauen und die 
Dienstleistungsfunktionen in der Innenstadt auszudehnen. Zwischen 1990 
und 1993 sind 50.000 neue Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor im We- 
sten, 18.000 im Osten Berlins entstanden. Dieser Ausbau blieb zwar signi- 
fikant hinter den in der Euphorie-Phase nach der Wende entwickelten 
Szenarien zurück, aber sämtliche Signale aus Wirtschaft und Wissenschaft 
bestärken die politischen Eliten in ihrem Versuch, Berlin um die Haupt- 
stadtfunktionen und die Dienstleistungsmetropole herum zu entwickeln 
(Geppert 1996), die sich allesamt in der Innenstadt rekonzentrieren würden. 
Die Computersimulationen vom Potsdamer Platz in der dortigen Infobox 
illustrieren, daß sich damit auch das Erscheinungsbild des innerstädtischen 
Zentrums grundlegend wandeln wird. 

Die Nutzungen der neuerbauten Innenstadt werden die der »business servi- 
ces« und der mit Regierungsfunktionen zusammenhängenden sein (sowie 
die von spezialisierten Dienstleistungen, auf deren Nähe beide angewiesen 
sind); andere und traditionellere Nutzungen verbieten sich durch die hohen 
Bodenpreise, die in diesen sog. »la-Gegenden« gelten. Obwohl die Gebäu- 
de kaum so hoch werden wie die in Bunker Hill (der erneuerten downtown 
von L.A.), werden doch die ökonomischen und gesellschaftlichen Aktivi- 
täten, die in und um sie herum stattfinden werden, denen von Bunker Hill 
mehr ähneln als denen, die sie aktuell verdrängen. 

Die städtische Landschaft von Berlin wird also - in Folge allgemeiner wirt- 
schaftlicher Restrukturierungsprozesse - dramatisch reorganisiert werden. 
Dabei entsteht ein neues Mosaik ungleicher Entwicklung, mit einem Zen- 
trum metropolitaner höherwertiger Dienstleistungen in der Mitte, alten und 
neuen Typen von Produktion und Gewerbe an neuen Orten und in neuen 
Formen, und unstrukturiertes Wachstum von Neu-Entwicklung (business 
parks und Einkaufsplazas) an den erweiterten Rändern der Stadt. 


2.2 Wachsende Internationalisierung der regionalen Metropole 


Seit den 70er Jahren haben sich sämtliche Ebenen der Kapitalbewegung 
zunehmend globalisiert: Produktion, Tausch und Konsum finden alle auf 
globaler Ebene statt. Innerhalb dieser neuen internationalen Arbeitsteilung 
konzentrieren sich die Steuerungsfunktionen, das finanzielle Management 
der industriellen Produktion, sowie die produktionsbezogenen Dienstlei- 
stungen in sog. »World Cities«, d.h. Städten, die zu Entscheidungszentren 
und Kontrollpunkten der restrukturierten globalen Ökonomie wurden. Da- 
bei bildet sich eine Hierarchie innerhalb des internationalen Städtesystems 
heraus, die auf den jeweils spezifischen Funktionen basiert, die die Städte 
wahrnehmen. New York, London und Tokio sind an der Spitze dieser glo- 
balen städtischen Hierarchie; Los Angeles befindet sich (noch) eine Stufe 
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darunter: strategisch plaziert am Kreuzungspunkt anschwellender Kapital- 
ströme am Pacific Rim konzentrieren sich hier die Headquarters großer 
multinationaler Firmen; ungefähr 150 internationale Banken, internationali- 
sierte Produktionsdienste (v.a. Werbung und Gebäudeverwaltung). Auch 
der Immobilienmarkt hat sich enorm internationalisiert: ein Drittel der be- 
sten Grundstücke im »central business district« sind entweder völlig in 
ausländischem Besitz oder werden teilweise von überseeischen Firmen 
kontrolliert. Los Angeles gilt den internationalen Konzemen als Brücken- 
kopf für Nordamerika wie auch als Markt für sich. Fast die Hälfte des 
nordamerikanischen Pazifikhandels geht durch die Häfen von Los Angeles 
und Long Beach (Soja 1989: 192). 

Berlin erfüllt in dieser Hinsicht natürlich nicht die Kriterien einer »global 
eity«, wie sie im Mainstream der global city-Literatur genannt werden (vgl. 
Friedmann 1986). Die Internationalisierung der Stadt bezieht sich, was die 
Kapitalseite betrifft, fast nur auf den Immobilien- und Bausektor. Der Ar- 
beitsmarkt allerdings hat, aufgrund der Einführung des einheitlichen EU- 
Binnenmarkts und aufgrund der geoökonomischen Position Berlins, einen 
rapiden und intensiven Internationalisierungsschub erfahren. Auch ist Ber- 
lins Wachstumskoalition seit 1990 explizit damit beschäftigt, die Nische 
der Stadt nicht nur im nationalen, sondern im Rahmen der globalen Öko- 
nomie zu definieren: die Versuche, durch Attraktion von Bürokomplexen, 
ausländischen Investoren, finanz- und produktionsorientierten Dienstlei- 
stungen eine europäische Dienstleistungsmetropole zu bauen, sind im 
Kontext der Dynamik des neuen transnationalen Städtenetzwerks zu sehen. 
Allerdings wurde ein erheblicher Teil der schnell entstandenen Büros aus- 
ländischer Unternehmen seit 1993 wieder geschlossen (Geppert 1996: 10), 
so daß man sich inzwischen eher von der Ansiedlung der Regierungsfunk- 
tionen und der damit verbundenen Dienstleistungsindustrien eine wirt- 
schaftliche Zugkraft erhofft. 

In der Rhetorik der politischen Eliten sowie in den diversen Leitbildern 
sollen auch Universitäten, kulturelle Einrichtungen, spezialisierte Aktivitä- 
ten in der Werbung sowie der Bücher- und Zeitschriftenmarkt eine wichtige 
Rolle bei der Ausgestaltung des spezifischen Profils spielen. Jedoch steht 
der »Macht« dieses Diskurses eine faktische Demontage wissenschaftlicher 
und kultureller Einrichtungen gegenüber, so daß bezweifelt werden muß, 
daß Berlin die Voraussetzungen für die in der Metropolenkonkurrenz so 
wichtigen symbiotischen Verbindungen zwischen Industrie und wissen- 
schaftlichen Institutionen erbringen kann. 

Nach der Wiedervereinigung und v.a. nach der Hauptstadtentscheidung im 
Juni 1991 zeigten auswärtige Investoren großes Interesse, insbesondere an 
den neuen innerstädtischen Standorten wie Friedrichstraße und Potsdamer 
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Platz. Berliner Politiker ihrerseits zeigten sich äußerst bemüht um interna- 
tionale Investitionen - genau wie die Verwaltung von Bürgermeister Brad- 
ley ausländische Investitionen willkommen geheißen hat, um die expandie- 
rende downtown-Zitadelle zu bauen. Allerdings sind die Schwierigkeiten - 
und zwar nicht nur die ökonomischen - ungleich größer. Es kann in Berlin 
keine Rede davon sein, daß sich »asiatische Investoren in der multikultu- 
rellen Umgebung der Region wohlfühlen«, wie in Los Angeles, das die 
größten japanischen, chinesischen, koreanischen, vietnamesischen und phi- 
lippinischen Bevölkerungen außerhalb der eigenen Länder hat, wie eine 
Studie der Immobilienbranche anpreist (siehe Keil 1993: 156). In Berlin ist 
man entweder noch ungeübt im Umwerben ausländischen Kapitals (so die 
Japan Berlin Study Group 1993), oder es gelingt aus Gründen der unsiche- 
ren Marktsituation und der zögerlichen Entwicklung im Osten noch nicht 
so gut, ausländisches Kapital zur Ansiedlung zu bringen. Manche ausländi- 
schen Investitionen scheinen auch durch die weitverbreiteten rassistischen 
und fremdenfeindlichen Gewalttätigkeiten, über die die Medien auch welt- 
weit berichteten, abgehalten zu werden. Vor ein paar Jahren versuchte eine 
Werbekampagne für Berlin augenscheinlich, dies Problem anzugehen, in- 
dem den Fotographen zur Auflage gemacht wurde, daß in jedem Bild min- 
destens 15% der abgebildeten Berliner nicht-deutsch aussehen sollten. 

Mit der wachsenden Internationalisierung der Städte ist nicht nur ihre Ein- 
bettung in transnationale Kapital- und Warenströme gemeint, sondern auch 
die wachsende Anziehung einer großen Zahl von ausländischen Arbeits- 
kräften in jedes Segment ihres Arbeitsmarkts, überproportional aber in die 
Niedriglohn- und gering qualifizierten Bereiche. Los Angeles hat die größte 
und kulturell heterogenste Immigranten-Arbeiterschaft von allen Welt- 
Städten; 33% der Bewohner von L.A. County sind im Ausland geboren. 
Berlin hat - obwohl es bei weitem nicht so multikulturell wie Los Angeles 
ist - in absoluten Zahlen Deutschlands größte internationale Bevölkerung, 
die sich v.a. aus der Tradition der türkischen und anderen sog. Gastarbeiter 
speist. Von ihnen sind 137.000 Türken, 60.000 Ex-'Jugoslawen', 30.000 
Polen, wobei die letzten beiden Gruppen erst seit 1980 und primär als 
Flüchtlinge nach Berlin kamen. Dabei stellen Asylsuchende die Haupt- 
quelle der Immigration (Aspen 1994: 8), aber die Stadt ist auch zum Ma- 
gnet für die neue Immigration aus Ost- und Südosteuropa geworden. Vor 
allem die Bauindustrie profitiert von billigen Fachkräften aus Polen und 
Bulgarien, aber auch England und Portugal. 

In Los Angeles war der ständige Zustrom von Migranten hilfreich für das 
Zustandekommen einer Billiglohnökonomie, und umgekehrt trug letztere 
auch dazu bei, immer mehr Immigranten anzuziehen. In manchen der in 
Los Angeles prosperierenden Branchen ist vor allem die Arbeitskraft der 
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»illegalen« Immigranten wichtig (in den Sweatshops der Bekleidungsindu- 
strie, wo unter Mindestlohn, bei permanenter Verletzung des Arbeitsrechts, 
der Sicherheitsbestimmungen, und der Gesundheitsstandards eine gewisse 
Konkurrenzfähigkeit mit den Produktionsbedingungen von Drittwelt- oder 
Schwellenländern bewiesen wird), aber auch andere Bereiche - insbes. 
Unterhaltung, Software, business services - boomen auf der Basis von 
»immigrant energy« (Kotkin 1994: 13): 

»Such growing sectors as entertainment crafts, with more than 3,000 firms in the Los Angeles 
area alone, resemble nothing less than ever-shifting coalitions of small teams of individual 
entrepreneurs who consistently recreate themselves for an ever-changing - and expanding - 
marketplace.« 

Wie in Los Angeles ist auch in Berlin das Bevölkerungswachstum nurmehr 
dem Zustrom von Immigranten und nicht der einheimischen Bevölkerung 
zu verdanken. Während das Büro der Ausländerbeauftragten den wachsen- 
den Zustrom von Migranten seit 1991 protokolliert’, gibt es noch keine sy- 
stematischen Studien über die Rolle der Immigranten in der regionalen 
Ökonomie. Sporadische Medienberichte skandalisieren die Verdrängung 
einheimischer Bauarbeiter durch die billigen polnischen, russischen oder 
EU-Konkurrenten‘, liefern auch Schätzungen über die explodierende Zahl 
von illegal als Haushaltshilfen oder in der Kinderbetreuung Arbeitenden 
(polnischen Frauen) und berichten über Vietnamesen wann immer eine po- 
lizeiliche Durchsuchung ihrer Wohnheime stattfindet - vorgeblich um ge- 
gen den illegalen Zigarettenhandel vorzugehen 

Deutlich ist immerhin, daß beide Städte Probleme haben, ihre Immigran- 
tengruppen sozial und räumlich in das städtische Leben zu integrieren (vgl. 
Aspen Institute 1994). In beiden Städten sind vor allem die ethnischen Mi- 
noritäten von Armut und der Wohnungskrise betroffen. 55% der Schwarzen 
und 45% der Latinos in Los Angeles leben unter der Armutsgrenze, auch 
legale Immigranten werden von der neuen »Welfare Reform« aus dem so- 
wieso dünnen amerikanischen Wohlfahrtsnetz gestoßen (Wolch/Sommer 


7 Zwischen 1991 und 1994 wuchs die nicht-deutsche Bevölkerung im Westteil der Stadt 
um 33.000, im Ostteil um 30.000 (Senat von Berlin, die Ausländerbeauftragte 1995; taz 
29.Juli 1995). Während 1990 nur 316.000 Ausländer als in Berlin wohnend registriert 
waren, waren es 1994 bereits 406.637 (Statistisches Landesamt Berlin 1994: 54). Die 
nicht-deutsche Bevölkerung ist immer noch höchst ungleich zwischen dem West- und 
Ostteil der Stadt verteilt. 1993 betrug Westberlins Ausländerrate 15,9%, der Bezirk 
Kreuzberg passierte 1991 die 30%-Marke. 

8  Z.B. Tagesspiegel vom 9.Juli 1997: »Der IG-Bau Vorsitzende Klaus Pankau ... hat am 
Potsdamer Platz illegale russische Bauarbeiter getroffen, die für 85 Pfennig pro Stunde 
gearbeitet und in einem Rohbau auf der Baustelle gehaust haben.« Geppert schätzt die 
Zahl der Beschäftigten aus anderen EU-Ländern und aus Osteuropa auf Berliner Bau- 
stellen auf 50.000 - gleichzeitig wird die Möglichkeit, »auf engem Raum große Kosten- 
unterschiede auszunutzen«, als erheblicher Standortvorteil Berlins gepriesen (Geppert 
1996: 10, 20). 
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1997). Wohnraum wird für sie durch Überbelegung und illegale Verwand- 
lung von Garagen in Apartements geschaffen. 40.000 Familien, d.h. bis zu 
200.000 Menschen, hausen in Los Angeles in Garagen (Keil 1993: 136). 
Die »L.A. riots« vom April 1992 führten weltweit vor, daß die Integration 
von Schwarzen, Latinos und anderen Minoritäten keineswegs gelungen ist 
(vgl. Mayer 1992). 

Nach der Volkszählung von 1987 leben nur 55% der Berliner Ausländer in 
adäquaten Wohnungen (im Vergleich zu 75% der deutschen Bevölkerung). 
Im Bericht der Ausländerbeauftragten von 1994 (Senat 1994) tauchte die 
Diskriminierung ethnischer Minderheiten ganz oben auf der Liste der Pro- 
bleme auf. 1995 war das Top-Problem die Arbeitslosigkeitsrate der Aus- 
länder geworden, die kontinuierlich ansteigt,” während die anderer Grup- 
pen, insbesondere die der Ostberliner, zunächst gesunken ist. Auch sind die 
ausländischen Haushalte in Berlin stärker segregiert als die Haushalte von 
deutschen Arbeitslosen, Armen und SozialhilfeempfängerInnen (Bremer/ 
Gestring 1997: 70). 

Im Maß wie die neue Immigration angeschwollen ist, wuchs an beiden Orten 
Mißtrauen und Fremdenfeindlichkeit, was sich in zunehmenden gewalttäti- 
gen, fremdenfeindlichen Attacken sowie in einem politischen Diskurs mani- 
festierte, der (illegale) Immigration zur Ursache einer Vielzahl von Proble- 
men stilisiert. Da beide Städte als Magneten für die Immigration der Region 
fungieren, sind die jeweiligen Bemühungen, illegale Immigranten auszu- 
schließen bzw. sie zu rechtlosen Billigarbeitern zu machen, hier auch beson- 
ders avanciert (vgl. Dunn 1994: E3 und Mayer/Spear 1995 für Kaliforniens 
Proposition 187; Bade 1994 und Faist 1994 zu Deutschlands Ausgrenzungs- 
politik und der Redefinition von Asyl als Arbeitsmigration). 

Beide Seiten des Internationalisierungsprozesses sind also auch in Berlin er- 
kennbar (wenn auch nicht wie in der klassischen global city mit einer Kon- 
zentration von internationalen Finanz- und anderen höherwertigen Dienst- 
leistungen). Sie finden ihren räumlichen Ausdruck einerseits (»Zitadelle«) in 
den hochwertigen Bürogebäuden und Luxuswohnungen, die auf den inner- 
städtischen Baustellen hochgezogen werden (Potsdamer Platz, Friedrichstra- 
ße) und in den gleichzeitigen Gentrifizierungsprozessen, die in den angren- 
zenden Bezirken bereits eingesetzt haben”, und andererseits (»Ghetto«) in 


9 1990 waren 7,3% der Deutschen und 11,5% der Nicht-Deutschen arbeitslos gemeldet. 
1995 betrug die Rate 10,9% für Deutsche und 24,8% für Nicht-Deutsche, d.h. jeder 
Vierte Ausländer war bereits arbeitslos. Am stärksten sind die Arbeitsmigranten der er- 
sten Generation betroffen, die - heute in ihren 50ern - wenig Chancen haben, einen Ar- 
beitsplatz, für den sie qualifiziert sind, zu finden (Senat von Berlin, Die Ausländerbeauf- 
tragte, 1995). 

10 Neben der Gentrifizierung Charlottenburgs und Schönebergs, die in den 80er Jahren ein- 
setzte und anhält, haben in den 90er Jahren neue Gentrifizierungsprozesse in Kreuzberg, 
Mitte und Prenzlauer Berg eingesetzt. 
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den Informalisierungsprozessen am Arbeitsmarkt (Bauindustrie, Textilien, 
konsumptive Dienstleistungen) und wachsender ethnischer Segregation. 
Neben diesem typischen sozialen Raum, den Friedmann mit der Metapher 
von der »Zitadelle« und dem »Ghetto« eingefangen hat, die die zwei ver- 
schiedenen, aber zusammenhängenden Aspekte der sozialen Räumlichkeit 
der Welt-Stadt bezeichnet, wird auch ein weiterer Effekt der Internationali- 
sierung schon sichtbar in Berlin: die Erosion lokaler Kontrolle über den 
Stadtplanungs- und Entwicklungsprozeß (für Los Angeles vgl. Keil 1993: 
153-156). Der Imperativ internationaler Wettbewerbsfähigkeit dringt in den 
lokalen politischen Entscheidungsprozeß in dem Maße ein wie lokale Ak- 
teure bemüht sind, (supranationale) Investitionen zu attrahieren. Berlins 
Politiker agieren zunehmend so, als ob alle Interessen dieser am globalen 
Wettbewerb orientierten Form von wirtschaftlichem Wachstum unterwor- 
fen werden müssen. Gleichzeitig erodiert die lokale Kontrolle in Berlin je- 
doch auch - und sicherlich stärker - wegen der Hauptstadtplanung, in deren 
Verlauf der Bund Kompetenzen an sich zieht, und betroffene Bezirke wie 
Mitte, Tiergarten und Kreuzberg in ihren Selbstverwaltungsrechten stark 
eingeschränkt werden. 


2.3 De- und Rekonstruktion räumlicher Konfiguration 


Während der Handlungsraum des Berliner Senats in den letzten 40 Jahren 
auf den Stadtstaat begrenzt war, sahen alle lokalen Akteure - sobald die 
Mauer gefallen war - die Region Berlin-Brandenburg oder doch zumindest 
Berlin und seinen »Speckgürtel« als die relevante territoriale Größe, in der 
die Zukunft zu planen sei. Was früher Teil eines fremden Staates war und 
was großteils immer noch wie ländliches Hinterland erscheint, wurde rapi- 
de in den metropolitanen Agglomerationsraum subsumiert. 

Für Los Angeles wäre eine Eingrenzung auf die politischen Grenzen zwi- 
schen Stadt und Region ganz offensichtlich irreführend. Da die traditionel- 
len Grenzen (der Stadt, des County, oder des metropolitanen Gebiets) der 
Sorte Entwicklung, die in der Region stattfindet, nicht gerecht werden, 
wurde 1981 der 60-Meilen Kreis rund um das Rathaus von Los Angeles als 
relevante Größe definiert.'' Auch andere »global cities« haben ihre räumli- 
che Form in dem Maß verändert wie viele ihrer vormaligen ökonomischen 
Aktivitäten abgewandert sind in die Industrieparks, Finanz- und Dienstlei- 
stungszentren, Bürostädte, riesigen neuen Wohnanlagen, ausgedehnte 
Shopping Malls und spektakuläre Freizeitzentren, die außerhalb der Stadt- 


11 Diese wirtschaftliche Einheit, in der es sich um einen geschlossenen Arbeitsmarkt han- 
delt und die sich während der 70er und 80er Jahre durch enorme Wachstumsraten aus- 
zeichnete, erwirtschaftet ein größeres Bruttosozialprodukt als Holland oder Spanien 
(Cenzatti 1993: 11). 
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grenzen, wo vorher Acker und Wiese oder kleine Schlafvorstädte waren, 
entstanden sind. Entsprechend neue Wortschöpfungen wurden erfunden, 
um diese neuartigen Wachstumspole zu beschreiben: edge cities (Garreau), 
Technopolis, Postsuburbia, Exopolis. Im (relativ kleiner werdenden) »central 
business district« bleiben die headquarters der (multinationalen) Konzerne, 
die Banken und sonstigen Finanzdienstleistungen, die produktionsorien- 
tierten Dienstleistungen, und die Kultur. Diese Dynamik von gleichzeitiger 
De- und Rezentralisierung ist von der L.A. School gut beschrieben worden: 
während sich Bevölkerung und Industrie weit über die metropolitanen 
Grenzen hinaus dezentralisierte”, fand eine geographische Konzentration 
von Finanz- und Kontrollfunktionen in der »inner city« (vgl. Davis 1990: 
74) sowie die Zusammenballung neuer territorialer Produktionskomplexe 
mit entsprechenden »outer cities« statt (vgl. Storper/Scott 1989). 

In den Jahren seit der Vereinigung konzentrierte sich der Entwicklungsdruck 
auf den Gürtel um Berlin, insbesondere auf seinen südlichen Teil, den die 
Berliner Politiker gern in bestimmte Wachstumsknoten dirigieren möchten - 
gemäß dem Modell »dezentraler Konzentration«. Auch nach dem Scheitern 
der Fusion von Berlin und Brandenburg, die die Voraussetzung für effektive- 
re Planung und synergistische Nutzungen der höchst unterschiedlichen 
Räume hätte bereitstellen sollen (Hartmann/Herten 1995), denken die Planer 
der Entwicklung Berlin-Brandenburgs im Modell eines Kranzes in rund 50 
km Entfernung von Berlin (entlang der Städte Brandenburg, Neuruppin, 
Eberswalde, Frankfurt/O., Lübben/Lübbenau, Luckenwalde/Füterbog), wo 
»die Entwicklung Brandenburgs dezentral konzentriert werden« soll. 


»Mit diesem Modell sollen gleichzeitig die peripheren Teilregionen gestärkt und der Ent- 
wicklungsdruck auf den Verflechtungsraum gemindert werden. Die Zentren sollen durch Re- 
gionalbahnen mit Berlin verbunden werden. Langfristig sollen sie auch untereinander durch 
einen 'dritten Ring‘ verknüpft werden« (IRS 1993: 117). 

Obgleich oder weil die Implementation dieses Leitbilds in vielerlei Hinsicht 
auf Schwierigkeiten stößt (die im Mai 1996 gescheiterte Fusion sowie die 
halbherzige Regionalplanung zwischen beiden Ländern für den Verdich- 
tungsraum um Berlin sind Teil dieser Schwierigkeiten), platzt der Speck- 
gürtel aus allen Nähten. Sowohl die endlich mögliche Stadtflucht'” als auch 
die Wanderung aus Brandenburgs Randgebieten in den Speckgürtel zersie- 
deln das Umland ohne sichtbare planerische Steuerung (taz 10.10.1997). 
Die Entwicklung von 52 neuen »business parks« in Brandenburg ist bereits 
vollendet, sie konzentrieren sich v.a. um den südlichen Autobahnring zwi- 


12 Die Counties Orange, San Bernadino, Riverside und Ventura erlebten in den 70er Jahren 
einen 40%igen Bevölkerungsanstieg und noch höheres Beschäftigungswachstum (Soja 
1990: 180). 

13 Über 80.000 Berliner sind seit 1991 aus der Stadt ins direkt angrenzende brandenburgi- 
sche Umland ausgewandert (taz 3.5.1997, S.29). 
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schen Königs Wusterhausen und Ludwigsfelde, und zwischen Teltow und 
Potsdam.“ Mit ähnlicher Geschwindigkeit wurden riesige neue Einkaufs- 
zentren und Handelsmärkte in diesem Umkreis in die Landschaft gesetzt 
und eine Reihe weiterer sind bald fertig (Aengevelt 1995: 50; DIW-WB 
18/1994: 269). 

Langsam aber sicher routinisieren sich die Netzwerke und wirtschaftlichen 
Interaktionen zwischen Berliner und Brandenburger Unternehmen. Die 
Verflechtungsbeziehungen zwischen Berlin und dem Umland, die sich nach 
dem Fall der Mauer zunächst nur schleppend entwickelten, kommen seit 
1994 voran (so der im Oktober 1994 vorgestellte Konjunkturbericht der 
IHKs aus Berlin und Brandenburg, wo festgestellt wurde, daß 7 von 10 
Brandenburger Unternehmen mit Partnern in Berlin kooperieren, und gut 
die Hälfte der Berliner Firmen Kontakte ins Umland hat, aber daß die Inve- 
stitionstätigkeit bis dato nur von Berlin nach Brandenburg lief). Vor allem 
sind es die Scharen von Pendlern, die die Region zu einer kohärenten wirt- 
schaftlichen Einheit machen - allerdings fließen die Ströme höchst un- 
gleich: der Großteil der Stadtflüchtigen behielt seinen Arbeitsplatz in Ber- 
lin, 1993 pendelten 85.000 mehr Menschen von Brandenburg nach Berlin 
als in umgekehrter Richtung (DIW-WB 44/1994: 755f). 

Obgleich das DIW in einem Gutachten für das Brandenburgische Wirt- 
schaftsministerium empfiehlt, die (knappen) Mittel für Wirtschaftsförde- 
rung stärker auf den Großraum Berlin als auf die übrigen Regionen Bran- 
denburgs zu konzentrieren, und das Konzept der dezentralen Konzentration 
aufzugeben, favorisieren die Brandenburger Politiker noch die von Berlin 
weiter entfernten Regionen aus Sorge um ihre wahrscheinliche Unterent- 
wicklung. Bis 1994 waren zwei Drittel der 6,8 Milliarden DM Bundesmit- 
tel (Gemeinschaftsaufgabe Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur) 
an Firmen und Gemeinden außerhalb des »Speckgürtels« vergeben (Aenge- 
velt 1995: 49-50; taz 6.2.1997). 

Angesichts der riesigen Transformationsprobleme des ehemaligen Ostens, 
des verspäteten Einsetzens von Suburbanisierung und Dezentralisierung, 
und angesichts der anhaltenden Verteilungskonflikte zwischen Ost- und 
Westberlin, die sich zunehmend zu Konflikten zwischen Kernstadt und Pe- 
ripherie ausdehnen, ist nicht absehbar, daß sich die Produktivität der Regi- 
on Berlin-Brandenburg mit der anderer metropolitaner Regionen mittelfri- 
stig vergleichen lassen wird - selbst wenn sich die Brandenburger Politiker 
die Sicht des DIW zur Bedeutung des Ballungsraums für die wirtschaftliche 
Entwicklung ihres Landes zu eigen machen. Der Punkt jedoch ist, daß 
längst ein neuer urbaner Raum dabei ist zu entstehen: Anzeichen einer neu- 


14 Die Nutzungen bestehen in Produktion (z.B. BMW-Rolis-Royce-Werk in Dahlewitz), 
Logistik, LKW-Transport, Großhandel und Bauhandel (Aengevelt 1995: 22-23). 
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en Arbeitsteilung zwischen Berlin, das vor allem als »Dienstleistungs- 
metropole« entwickelt wird, und dem Umland, in dem durch Flughafen, In- 
frastrukturprojekte und Gewerbeparks gezielt eine Industrialisierung und 
neue Urbanisierung befördert wird. Die komplexen Dezentralisierungs- und 
Rezentralisierungstendenzen, die Stadtforscher für Los Angeles für die 
letzten 30 Jahre wie für andere global cities beschrieben haben, setzten be- 
reits hier ein und werden durch die Politik der beiden Länder - wenn auch 
höchst widersprüchlich - befördert, aber keineswegs behindert. 


2.4 Wachsende ökonomische und soziale Polarisierung 


Die Restrukturierung der Metropolen und ihr global orientiertes wirtschaft- 
liches Wachstum führten allenthalben dazu, die mittleren Positionen im 
Arbeitsmarkt auszudünnen: Arbeitsplätze entstehen eher in den oberen 
Rängen der professionellen Berufe, in der sog. »executive, professional, 
managerial technocracy« (Wissenschaftler, Ingenieure, Mathematiker etc.), 
und in den unteren Rängen der »working poor« (in Los Angeles v.a. Lati- 
nas und andere Immigrantinnen) und der einheimischen »urban under- 
class«, wo um Teilzeitjobs, temporäre Beschäftigung und Plätze in der in- 
formellen Ökonomie konkurriert wird (Afro-Amerikaner, Weiße, Chica- 
nas). Diese vertikale und sektorale Polarisierung in der Arbeitsteilung fin- 
det ihren Niederschlag nicht nur in einer zunehmenden Einkommensun- 
gleichheit (vgl. Ong 1988), sondern auch in einer ausgeprägten sozial- 
räumlichen Polarisierung nicht nur in Los Angeles: 

- Alter und neuer Reichtum ist zunehmend konzentriert in von bewaffneten 
Sicherheitsbeamten, stacheldraht-bewehrten Zäunen und Mauern, und 
»Neighborhood Watches« geschützten Communities. Sog. »gated com- 
munities«, die sich in den letzten Jahren rasant ausgebreitet haben“, ma- 
chen die physische Sezession der reichen Bewohner vom Rest der Stadt 
perfekt. 

- Alte und neue Arme drängen sich in den expandierenden Immigranten- 
Enklaven der 3.Welt-Stadt, sind gefangen in Ghettos, Slums oder anderen 
aufgegebenen Gegenden, oder organisieren ihr Überleben in öden (African- 
oder Mexican-American) blue-collar communities (Hamilton o. J.).“ 


15 Die sog. »common interest developments« oder »gated communities« sind streng kontrol- 
lierte Siedlungen von Eigentumshäusern, die von Developern errichtet und von den »home- 
owners’ associations« regiert werden, deren primäres Interesse die Erhaltung der Grund- 
stückswerte ist. Die »homeowners' associations« erheben Steuern und bieten öffentliche 
Dienstleistungen, inklusive Polizeidienstleistungen, wie bzw. anstelle von normalen Kom- 
munen (vgl. McKenzie 1994). 

16 Die Zensusgebiete, in denen mindestens ein Fünftel der Einwohner unterhalb der Ar- 
mutsgrenze leben (vom Census Bureau als sog. »highpoverty areas« eingestuft) konzen- 
trieren sich in Stadtteilen um den oder innerhalb des »central business district«. Hier ist 
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Das Konzept der »urban underclass« bzw. der »dangerous classes« hat eine 
deutlich räumliche Konnotation; »policing of the dangerous classes« findet 
vor allem dort statt, wo Investitionen in die Stadtentwicklung bevorstehen 
(Ruddick 1994). Parks und Straßen in Stadtteilen der inneren Peripherie der 
Stadt wurden zu unautorisierten temporären Obdachlosenlagern. Und 
schließlich sind auch die Umweltfolgen der neuen internationalen Arbeits- 
teilung räumlich ungleich verteilt: die Geographie der Müllhalden, Ver- 
brennungsanlagen, Chemiestandorte und Gefängnisse korrespondiert mit 
der der Arbeiter- und Einwanderergemeinden (Bryant/Mohai 1992, Bullard 
1993; für Los Angeles: Sambale 1994: 37). 

Das häufig dramatische Nebeneinander von Reichtum und Entbehrung so- 
wie die Unsicherheiten, die von solch fragmentierten urbanen Milieus her- 
aufbeschworen werden, haben eine neue Bedeutung von Stadtteilgrenzen 
und neue Strategien der Verhaltenskontrolle geschaffen. Die Grenzen zwi- 
schen den Räumen der Besitzenden und denen der Besitzlosen sind zwar 
durch eine Vielzahl neuartiger Sicherheitsmaßnahmen geschützt (vgl. für 
Los Angeles: Flusty 1994), können aber leicht zu potentiell gewalttätigen 
Kampflinien im Kampf um die Rechte an der Stadt werden, wie sich in 
zahlreichen alltäglichen Auseinandersetzungen, aber besonders drastisch in 
den riots vom April 1992 gezeigt hat (Mayer 1993). 

Obwohl weniger stark ausgeprägt, entwickelt auch Berlin Anzeichen einer 
neuen sozialräumlichen Polarisierung entlang der Fragmentierungstenden- 
zen seines Arbeitsmarkts. Zwar hat sich West-Berlins Erwerbstätigenzahl 
von 1989 auf 1992 um 128.000 erhöht (DIW-WB 44/1994: 751), aber die 
Arbeitslosenrate blieb sehr hoch”. Inzwischen liefert die Konzentration von 
Arbeitslosigkeit in einigen West-Berliner Außenbezirken, wo gering quali- 
fizierte Arbeiter zunehmend zum Vorteil von Einpendlern aus dem Osten 
übergangen werden, eine Basis für soziale Spannungen und ethnische Kon- 
flikte. 


die Arbeitslosigkeit in den African-American »tracts« am höchsten, Löhne und Einkom- 
men in den Latino »tracts« am niedrigsten (Ong 1992: 18; Massey/Denton 1993: 181). 

17 Die Arbeitslosigkeitsrate ist in deutschen Städten viel höher als in amerikanischen. Aller- 
dings kompensieren sozialstaatliche Maßnahmen stärker als in den USA. Im Oktober 1994 
übertraf die Arbeitslosenrate West-Berlins (mit 13,6%) erstmalig die der Region Ber- 
lin/Brandenburg (13,2%) und die Ostberlins (11,7%) (Gaulke 1994). Im Juni 1996 betrug 
die generelle Berliner Arbeitslosigkeitsrate 13,9% (West 14,1%, Ost 13,6%), im Juni 1997 
15,6% (West 15,9%, Ost 15,2%) (Tagesspiegel 9.Juli 1997, S.15). 

18 Die Arbeitslosigkeitsrate unter den (legalen) ausländischen Einwohnern ist weit höher als 
unter der deutschen Bevölkerung. Das DIW schätzt, daß 20% der ausländischen Bevölke- 
rung unterhalb der Armutsgrenze leben (zitiert in Dribbusch 1995). Bremer/Gestring kal- 
kulieren auf der Datenbasis des Statistischen Bundesamts, daß bundesweit 25% der Aus- 
länder unterhalb der Armutsgrenze leben (im Gegensatz zu 9% der deutschen Bevölke- 
rung) (1997: 66). 
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Gleichzeitig sind die Gentrifizierungsprozesse in den zentralen Bereichen” 
(sowie Kreuzberg und Prenzlauer Berg) von simultanen Verdrängungspro- 
zessen unterer Einkommensschichten, kleiner Läden und kultureller Einrich- 
tungen begleitet. Trotz massivem neuen Wohnungsbau” bleibt die Woh- 
nungsknappheit bestehen. Noch 1995 suchten 120.000 Menschen nach Woh- 
nungen in der Stadt (Aengevelt 1995: 23). Neben den Entwicklungen im 
Bodenmarkt des zentralen Bereichs sind es die Reduktionen im sozialen 
Wohnungsbau der Stadt, die für die zunehmende Knappheit von erschwing- 
lichem Wohnraum verantwortlich sind. Auch der Zustrom von (auch einpen- 
delnden) Immigranten, um die Arbeitsplatznachfrage im Dienstleistungssek- 
tor zu befriedigen (z.B. Reinigung der kommerziellen Bürogebäude und Ein- 
kaufspassagen) sorgt für Wohnungsnachfrage in abgewerteten Vierteln. 
Noch bietet Berlins interne Peripherie Land für illegale oder geduldete Wa- 
genburgen, v.a. dort wo der Mauerstreifen unentwickeltes Land freihielt, 
aber schon 1994 beschloß der Senat, daß diese Wohnformen aus der Innen- 
stadt zu verschwinden hätten, eine nach der andern wurde seither geräumt 
(vgl. Fokken 1995; Seefeld u.a. 1996; Wicht 1997, Mai 1997). 

»Street vendors« und »day workers« prägen zwar keineswegs das Straßen- 
bild wie in anderen »global cities«, jedoch zeigen sich schon Berliner For- 
men solcher prekären Beschäftigung: polnische Jugendliche, die an Kreu- 
zungen Windschutzscheiben waschen; Pakistanis und Tamilen, die Rosen 
oder Zeitungen, Vietnamesen, die Zigaretten verkaufen; Polen in legalen 
und illegalen irregulären Beschäftigungsverhältnissen (Männer in der Bau- 
industrie, Frauen in privaten Dienstleistungen) etc. (vgl. Schulz 1994). 

Die Konzentration von Reichtum und die wachsende soziale und kulturelle 
Differenzierung auf Stadtteilebene bringt dieselbe Notwendigkeit für poli- 
zeiliche Überwachung von Grenzen hervor wie in Los Angeles. So richtete 
der Berliner Innensenat im Juli 1993 vier sog. Operative Gruppen ein (City 
West, Alex - City Ost, Potse, SO36), um die kommerziellen Zentren sauber 
zu halten von der »Beeinträchtigung«, die Bettler, Obdachlose, Prostitu- 
ierte, ausländische Spieler, Punks und Jugendgangs darstellen (Eick 1995; 
Bauwelt 1994). Solche Gruppen und ihre Aktivitäten werden zunehmend 
als Bedrohung - nicht nur des Prestiges der Geschäfts-Community, sondern 
auch der Standards der Mittelklassen - dargestellt, gegen die allein ord- 
nungspolitische Maßnahmen angebracht sind. Diese Kriminalisierung von 
Armut findet in der routinemäßigen Entfernung von Obdachlosen aus den 


19 Während die erste Gentrifizierungswelle der 80er Jahre von Studenten und Hausbeset- 
zern getragen wurde, wird die aktuelle zweite Welie von den gut bezahlten Beschäftigten 
im Dienstleistungsbereich angeführt. 

20 Von 1990 bis 1994 wuchs der Wohnungsbestand der Region um schätzungsweise 60.000 
Wohneinheiten, d.h. um 2,9% des gegenwärtigen Bestands (2,10 Millionen Einheiten, 
1,74 davon innerhalb der Stadtgrenzen von Berlin, Aengevelt 1995: 28). 
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sanierten Zentralbahnhöfen und anderen Zitadellen-Orten, wie sie in den 
sog. Innenstadtaktionen im Juni 1997 skandalisiert wurden, nur besonders 
eklatanten Ausdruck. 

Die Szenarien zur Zukunft des hypersegregierten Los Angeles sind nicht 
optimistisch: die soziale und kulturelle Distanz zwischen den verschiede- 
nen Gruppen, die in je eigenen Welten leben - außer im Fall von Erdbeben 
oder Aufständen -, garantiert nicht gerade eine zivile großstädtische Le- 
bensqualität. Auch Berlin wird sich schwertun, die außergewöhnliche Le- 
bensqualität, die sich hier in der Nachkriegszeit entfalten und halten konn- 
te, die beachtliche Heterogenität von Kulturen und Subkulturen, und sein 
einmaliges städtisches Erbe gleichzeitig zu bewahren und zu modernisie- 
ren, wenn es den Trend zur Metropole unter dem heute herrschenden öko- 
nomischen Druck der Internationalisierung und Flexibilisierung nicht ver- 
sucht, durch stärker partizipatorische Politik-Formen und durch sozial und 
ökologisch verantwortliche Planung zu gestalten. 


x rk %* 


Die »Lebens«-bedingungen Berlins haben sich offensichtlich nicht nur da- 
durch gewandelt, daß die Stadt wieder eine vereinte Metropole - inmitten 
eines relativ unterentwickelten neuen Bundeslandes - geworden ist. Sie sind 
auch von generell sich durchsetzenden Umstrukturierungsdynamiken ge- 
prägt, die ein neues Stadtentwicklungsmodell hervorgebracht haben. Zen- 
trale Elemente dieses Modells werden von der jungen Weltstadt Los An- 
geles (L.A. ist erst seit den 80er Jahren eine »World City«) verkörpert: eine 
neue industrielle Dynamik, in der einige der vormals führenden Sektoren 
(Stahl, Automobil) von neuen »sauberen« Industrien (sowohl im Dienst- 
leistungs- als auch im High-Tech-Bereich) verdrängt wurden, während 
gleichzeitig andere traditionelle Sektoren (Möbel, Textil) expandierten. 
Diese auf niedrigen Lohnkosten basierende neue Industrialisierung trägt 
zum spezifischen Wachstum der Weltstadt genauso bei wie die neuen Pro- 
duktionskomplexe mit hohen Anteilen qualifizierter technischer Berufe. 
Gleichzeitig wird dies »Wachstums«modell begleitet von explodierenden 
Arbeitslosigkeitsraten unter afro-amerikanischen und Latino Minoritäten. 
Diese neue, international vernetzte, wirtschaftliche Dynamik, deren erste 
Stagnation und Krise bereits seit dem Ende der 80er Jahre studiert werden 
kann, hat nicht nur gesellschaftliche und soziale Konsequenzen, sondern 
produziert auch neue räumliche Strukturen und neue Verhältnisse zwischen 
Zentren und Peripherien, wofür die politischen Akteure noch lange keine 
adäquaten Artikulationsformen gefunden haben. 

Um die anstehende Entwicklung und die in Gang gekommenen Verände- 
rungen Berlins zu begreifen, sind traditionelle Vorstellungen von Stadt- 


Berlin - Los Angeles. Berlin auf dem Weg zur »Global City«? 5341 


entwicklung kaum hilfreich. Die Konzepte und Modelle, die in und an sog. 
global cities wie Los Angeles entwickelt wurden, benennen dagegen auch 
für Berlins Entwicklung ins 21. Jahrhundert die Bedingungen und Mög- 
lichkeiten, Politik und Leben in dieser Stadt zu gestalten. 
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Neil Brenner 


Die Restrukturierung staatlichen Raums: 
Stadt- und Regionalplanung in der BRD 1960-1990' 


Globalisierung, Staatlichkeit und »räumliche Dimensionierung« 


In der jüngeren Diskussion zur Globalisierung haben zahlreiche Autoren 
argumentiert, daß sich die Ära des staatlich organisierten Kapitalismus ih- 
rem Ende zuneige, da sich die Weltwirtschaft von räumlichen Bindungen 
zunehmend löse (z. B. Appadurai 1996; Castells 1989; Ohmae 1995; Scott 
1996). Andere Beiträge haben diese These vom Niedergang des Staates 
dementiert und darauf insistiert, daß der Nationalstaat die grundlegende ter- 
ritoriale Organisationsform sozio-Öökonomischer Prozesse bleibe (z. B. 
Hirst/Thompson 1996; Mann 1997, 1993b). Jede dieser Positionen bedient 
sich dabei des Konzepts »Nationalstaat« sowohl im generischen Sinne als 
zentralem Staatsapparat als auch im Hinblick auf bestimmte Dimensionie- 
rungen des Raums, innerhalb derer sich die territoriale Staatsmacht (ein- 
schließlich zentraler, regionaler und lokaler Institutionen) organisiert. Als 
Folge dieser konzeptionellen Unschärfe können Verschiebungen innerhalb 
der Regulationsmöglichkeiten des Zentralstaates von allgemeineren Rekon- 
figurierungen staatlicher Raumplanung auf den verschiedenen geographi- 
schen Ebenen nicht unterschieden werden. Während die meisten sozialwis- 
senschaftlichen Diskussionen über Globalisierung und die Zukunft des Na- 
tionalstaates sich auf die erste Dimension der staatlichen Restrukturierung 
beschränken, werde ich argumentieren, daß die gegenwärtig wichtigen 
staatlichen Veränderungen vor allem mit Rekonfigurationen der zweiten 
Art verbunden sind: Rekonfigurationen räumlicher Maßstäbe innerhalb der 
staatlichen Organisation des Raums. 


1 Dies ist die leicht veränderte Fassung eines zuerst in Political Geography, Vol. 16, Nr. 4, 
1997, 5.273-306 erschienenen Aufsatzes, der Abdruck erfolgt mit freundlicher Genehmi- 
gung von Elsevier Science Ltd, TheBoulevard, Langford Lane, Kidlington 0X5 1GB, 
UK. 

2 Anm. d. Redaktion: Mit diesem Terminus wird der englische Ausdruck »spatial scale« 
wiedergegeben, der auf die unterschiedliche Ebene des betrachteten Raums abhebt: die 
nationale, die regionale oder die lokale. 
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Diese andauernde und stark umkämpfte Redimensionierung staatlicher 
Raumorganisation kann als eine bestimmte Akkumulationsstrategie betrach- 
tet werden, die von verschiedenen neoliberalen politischen Regimen in Eu- 
ropa im Laufe der achtziger Jahre benutzt wurde, um eine post-fordistische 
industrieile Restrukturierung und eine verbesserte Verwertung des Kapitals 
innerhalb ihrer wichtigsten urbanen Regionen zu unterstützen (Swyngedouw 
1996). Im Rahmen der gegenwärtigen kapitalistischen Entwicklung wird 
sich dieser räumlichen Neudimensionierung vor allem im städtisch-regiona- 
len Bereich zur Krisenbewältigung und sozio-ökonomischen Erneuerung be- 
dient. Die Restrukturierungen auf gesamtstaatlicher und auf städtisch- 
regionaler Ebene müssen daher als unmittelbar miteinander verbundene 
Elemente innerhalb eines einzigen, aber in sich überaus widersprüchlichen 
Prozesses weltweiter, sozialräumlicher Transformationen gesehen werden. 
Auf der Grundlage von Henri Lefebvres Konzept des »staatlichen Raums« 
(l’espace Etatique), werde ich diese These anhand einer Analyse der regio- 
nalen und städtischen Raumordnungspolitik in der BRD in der Zeit zwi- 
schen dem Beginn der sechziger und dem Beginn der neunziger Jahre er- 
örtern. Dabei soll aufgezeigt werden, daß die wachsende Bedeutung von 
Ländern und Gemeinden - als Akteure wie auch als Schauplätze städtischer 
sozio-ökonomischer Restrukturierung - Ausdruck einer umfassenden Ver- 
änderung der Maßstäbe darstellt, unter denen sich die staatliche Organisati- 
on von Raum vollzieht. Die Natur des Staates innerhalb eines post-fordisti- 
schen, globalen Kapitalismus erschließt sich eher über diese Neuskalierung 
des vom Staat organisierten Raumes als durch das eindimensionale Kon- 
zept der Enträumlichung oder des Niedergangs des Nationalstaats. 


Lefebvres Theorie des staatlichen Raums 


Durch sein Hauptwerk zur Staatstheorie, De !' Etat (1976-78), zieht sich 
Lefebvres Kritik, die politische Theorie vernachlässige den Begriff des 
Raumes, und seine Forderung nach einer umfassenden »Verräumlichung« 
aller politischen und ökonomischen Konzepte. Lefebvre argumentiert, daß 
alle staatlichen Aktivitäten räumlich aufgefaßt werden müßten; als Versu- 
che, den gesellschaftlichen Raum hinsichtlich strategischer politischer Ziele 
zu ordnen. Seiner Ansicht nach stellt der Raum eines der entscheidenden 
Instrumente des Staates zur Kontrolle der gesellschaftlichen Verhältnisse 
zwischen Individuen, Gruppen, Klassenfraktionen und ganzen Klassen dar. 
Der Staat manipuliert jedoch nicht nur bereits bestehende räumliche Netze 
aus einer neutralen Position außerhalb des sozialen Raums heraus: für 
Lefebvre stellt der Staat selbst eine sozialräumliche Konfiguration dar, eine 
Form »sozialer Architektur«. Auf dieser Grundlage entwickelte er sein 
Konzept des »staatlichen Raums« (Lefebvre 1978: 259-324). 
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Für Lefebvre setzt sich der staatliche Raum aus drei grundlegenden Ele- 
menten zusammen: dem national-territorialen Raum; einem internen Netz 
des sozialen Raums, das sich aus einer konstruierten Umwelt, politisch- 
institutionellen Konfigurationen und symbolischen Monumenten konstitu- 
iert; und dem »mentalen Raum«, den der Staat produziert (ebd.: 259-262). 
Zum einen entwirft Lefebvre den modernen Staat als eine »räumliche 
Struktur«, die durch die Herrschaft eines zentralisierten Verwaltungsappa- 
rats über ein verstreutes nationales Territorium charakterisiert ist, innerhalb 
dessen die Warenproduktion und -zirkulation stattfindet. Zum zweiten ist 
der staatliche Raum mit der Produktion interner territorialer Konfiguratio- 
nen verbunden wie z.B. bürokratischer und institutioneller Hierarchien, ge- 
setzlicher Strukturen, konstruierter Umwelten und politischer Monumente, 
die alle sowohl den nationalen territorialen Raum als auch die Zivilgesell- 
schaft durchziehen. Drittens sieht Lefebvre den Staat als etwas, das das 
Alltagsbewußtsein durchzieht und somit einen »mentalen Raum« schafft, 
der sowohl gesellschaftlichen Konsens als auch eine breite Unterstützung 
für staatliches Handeln sichert. 

Ebenso zentral für Lefebvres Analyse des staatlichen Raums ist seine 
Überzeugung, daß der zeitgenössische Kapitalismus von Widersprüchen 
durchsetzt ist (z.B. zwischen Tauschwert und Gebrauchswert; Arbeit und 
Freizeit; Produktion und Konsumtion; homogenen und fragmentierten 
Räumen; Zentrum und Peripherie; globalen und partikularen Räumen), die 
der Staat zu bewältigen sucht (Lefebvre 1991: 261). Der Staat versucht, 
die durch die Kapitalakkumulation hervorgerufene Abstraktion und De- 
struktion des alltäglichen gesellschaftlichen Raums zu verringern, und 
gleichzeitig neue Netze innerhalb des gesellschaftlichen Raums zu schaf- 
fen, die eine krisenfreie Zirkulation des Kapitals sicherstellen. Mit diesen 
beiden widersprüchlichen Aufgaben konfrontiert, so Lefebvre, bedient 
sich der Staat verschiedener Strategien, die eine kontinuierliche Produkti- 
on, Kontrolle und Überwachung des gesellschaftlichen Raums auf unter- 
schiedlichen räumlichen Ebenen einschließen. Diese Strategien umfassen 
u.a. die Herstellung von Infrastrukturen für den Transport, die Produktion 
und Regulation der Energieressourcen; die Anwendung regionalpoliti- 
scher Instrumentarien zur Anpassung ungleicher geographischer Ent- 
wicklungen; die Subventionierung wissenschaftlicher Forschung in gro- 
Bem Maßstab sowie die Planung und Konstruktion des urbanen Umfelds 
(Lefebvre 1978: 296-303). Lefebvres Ansicht nach ist es die Hauptaufga- 
be des Staates im gesellschaftlichen Raum des zeitgenössischen Kapita- 
lismus, eine »hierarchische Ganzheit von Orten, Funktionen und Institu- 
tionen aufrechtzuerhalten«, was die biologische Reproduktion ebenso um- 
faßt wie die Reproduktion der Arbeiterschaft, der Produktionsmittel und 
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der gesellschaftlichen Produktions- und Herrschaftsverhältnisse (ebd.: 307- 
308). 

Eine der zentralen Thesen Lefebvres in seinen Schriften aus den 70er Jah- 
ren besagt, daß die globale Expansion des Kapitalismus seit dem späten 19. 
Jahrhundert eine epochale Transformation der Produktion von individuellen 
Gütern im Raum (was für den frühen Konkurrenzkapitalismus charakteri- 
stisch gewesen sei) hin zur Produktion von Raum selbst beinhaltet, einer 
»zweiten Natur« von Institutionen, technologisch-ökonomischen Kräften, 
Produktionsverhältnissen und Organisationsstrukturen, durch die Mehrwert 
gewonnen und Kapital verwertet wird (was den Neokapitalismus auszeich- 
ne). In dem Moment, wo der Staat beginnt, seine eigene Reproduktion auf 
die Reproduktion der gesellschaftlich produzierten territorialen Konfigura- 
tionen zu gründen, die er zu regulieren bestrebt ist, entsteht eine neue Form 
nationalstaatlicher Entwicklung, die Lefebvre (1977) als »staatliche Pro- 
duktionsweise« bezeichnet. Lefebvres Ansicht nach hat diese staatliche 
Produktionsweise weltweite Ausmaße angenommen, und ein ungleichmä- 
Biges Mosaik sich durchdringender und überlappender sozialräumlicher 
Konfigurationen geschaffen, die auf die beständige Akkumulation von Ka- 
pital ausgerichtet sind. 

Vor diesem Hintergrund sieht Lefebvre den weltweiten Kapitalismus als 
Amalgam überlappender sozialräumlicher Netzwerke, die sich auf ver- 
schiedenen geographischen Ebenen manifestieren: 

»Kein Raum verschwindet im Laufe der Entwicklung oder des Wachstums: das Globale 
schafft das Lokale nicht ab « (Lefebvre 1991: 86; Herv. i. Org.). 

Lefebvre lehnt es ab, einer einzigen Raumdimension eine ursächliche Vor- 
rangstellung zuzuweisen. Er insistiert darauf, daß die Globalisierung eher 
eine Neuordnung dieser sich überschneidenden und überlagernden, sozialen 
Räume darstellt als ein wachsendes Primat des globalen über den nationa- 
len, lokalen oder urbanen Raum. 


»Die Orte des sozialen Raums unterscheiden sich von denen des natürlichen Raums nicht im 
Sinne einer Gegensätzlichkeit: beide können sich ergänzend zueinander verhalten, kombiniert 
werden oder sich überlagern - sie können manchmal auch kollidieren. Folglich verschwindet 
... das lokale nicht, da es niemals durch die regionale, nationale oder globale Ebene absorbiert 
werden kann. Die nationalen und regionalen Ebenen vereinnahmen unzählige »Orte«; natio- 
naler Raum umschlingt die Regionen; und der weltweite Raum nimmt nicht nur nationale 
Räume in sich auf, sondern ... beschleunigt sogar die Bildung neuer nationaler Räume durch 
einen bemerkenswerten Spaltungsprozeß. Währenddessen werden all diese Räume von My- 
riaden von Strömungen durchquert [...] Das Prinzip der gegenseitigen Durchdringung und 
Überlagerung von gesellschaftlichen Räumen ... bedeutet, daß jeder Teil des Raums, der un- 
tersucht wird, nicht nur ein soziales Verhältnis, sondern eine Vielzahl solcher Verhältnisse 
verdeckt, die sich einer Analyse erschließen können.« (Lefebvre 1991: 88; Herv. i. Orig.) 


Nach Lefebvre ist es vor allem der Staat, der diese sich überschneidenden 


und ineinander verwobenen Dimensionen in relativ stabile Matrizen territo- 
rialer Organisation überführt, die mit bestimmten, geschichtlichen Mustern 
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der Kapitalakkumulation verbunden sind. Auf dieser Grundlage entwickelt 
er seine zentrale These, derzufolge die Rolle des Staates bezüglich der 
Strukturierung und der Produktion der Raumdimension im Kontext der ka- 
pitalistischen Globalisierung an Bedeutung gewonnen habe: 


»Dieses Verhältnis [zwischen Staat und Raum]... wird enger: die Rolle des Staates in Bezug 
auf den Raum [...] wird offensichtlicher. Verwaltungs- und politische Staatsapparate begnü- 
gen sich nicht mehr damit (so sie dies jemals getan haben), nur in einer abstrakten Art und 
Weise in die Investition von Kapital zu intervenieren [...] Heutzutage intervenieren der Staat 
und seine politischen und bürokratischen Apparate ununterbrochen im Raum, und bedienen 
sich seiner instrumentellen Aspekte, um auf allen Ebenen und durch sämtliche Instanzen in 
den ökonomischen Bereich einzugreifen. Schließlich tendieren (globale) soziale Praxis und 
politische Praxis dazu ihre Kräfte in einer räumlichen Praxis zu bündeln, wodurch eine be- 
stimmte Form des Zusammenhangs, wenn nicht gar eine Art logischer Kohärenz gestiftet 
wird.« (Lefebvre 1991: 378; Herv. N.B.). 

Lefebvres Argumentation in diesem Zitat erinnert stark an das Konzept der 
»räumlichen Fixierung« (»spatial fix«), wie es von David Harvey (1982: 
414-444) entwickelt worden ist, um die zeitweilige Lösung von Widersprü- 
chen innerhalb des Kapitalismus durch die Konstruktion relativ fester und 
unbeweglicher Konfigurationen räumlicher Ordnung zu beschreiben. Diese 
territorialen Ordnungsmechanismen reichen von der Konzentration von 
Fixkapital im urbanen Umfeld über die Bereitstellung von Arbeitskräften 
und städtisch-regionalen Agglomerationsmustern bis hin zu politischen Re- 
gulationsstrukturen, städtischen Hierarchien und internationaler Arbeitstei- 
lung. Dieser Ansatz ermöglicht es Harvey, die ungleiche historische Geo- 
graphie des Kapitalismus als Ausdruck widersprüchlicher Tendenzen in- 
nerhalb des Kapitals zu interpretieren. Das Kapital benötigt für seine Ak- 
kumulation und Verwertung eine gewisse räumliche Stabilität; seine eigene 
raumzeitliche Dynamik unterminiert jedoch dauernd diese territorialen 
Fundamente, und generiert beständig geographische Restrukturierungen 
und soziale Transformationen. 

Auch Harvey (1982: 423f) berücksichtigt die Rolle des Staates hinsichtlich 
der Sicherstellung räumlicher Stabilität für das Kapital. Lefebvres Ansatz 
verdeutlicht jedoch noch stärker die engen Zusammenhänge zwischen den 
Mustern der Kapitalakkumulation und den sich ändernden Formen staatli- 
cher Raumordnung. Insbesondere wenn man sie im Zusammenhang mit 
Harveys Konzept der »räumlichen Fixierung« liest, stellt Lefebvres Theorie 
des staatlichen Raums ein nützliches Instrument zur Analyse geschichtli- 
cher Veränderungen der Räumlichkeit des modernen Staates dar: sowohl 
hinsichtlich seiner internen territorialen Struktur als auch in Bezug auf sei- 
ne sich verändernden Ausdrucksformen innerhalb der Weltwirtschaft. 

Der Konkurrenzkapitalismus hatte die sozialen Beziehungen noch auf seine 
nationalen Grenzen beschränkt und zu einer wachsenden Monopolisierung 
der politischen Macht auf die zentralen Staatsapparate geführt. Dagegen hat 
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die globale Restrukturierung des Kapitalismus im späten 20. Jahrhundert 
Netze staatlicher Territorialmacht hervorgebracht, die direkter mit der Welt- 
wirtschaft verbunden sind. In beiden Fällen, so betont Lefebvre, spielt der 
Staat eine entscheidende Rolle bei der Organisation von Akkumulationsmu- 
stern in Richtung auf relativ stabile Konfigurationen räumlicher Strukturen, 
die sich aus vorübergehend fixierten Artikulationen sozialer Beziehungen 
auf globaler, nationaler, regionaler und urbaner Ebene zusammensetzen. 
Lefebvres Ansatz einer Theorie des gesellschaftlichen Raums hebt dabei so- 
wohl die Rolle des Staates zur Sicherstellung einer räumlichen Stabilität - 
»eines bestimmten Zusammenhangs, wenn nicht gar einer logischen Kohä- 
renz« - zum Zwecke der Kapitalakkumulation hervor, als auch die dialekti- 
sche Verbindung der verschiedenen räumlichen Dimensionierungen, inner- 
halb der sowohl die Staatsmacht als auch die Kapitalkreisläufe organisiert 
werden.’ Auf der Grundlage dieses Ansatzes versuche ich zu zeigen, daß die 
momentanen Restrukturierungstendenzen des Kapitalismus zu einer Rekon- 
figuration des staatlichen Raums in der BRD geführt haben. 


Raumordnung und Staatlichkeit: Die Produktion von staatlichem 
Raum in der Bundesrepublik Deutschland 


Die folgende Analyse wird sich insbesondere auf zwei miteinander zu- 
sammenhängende Transformationen des staatlichen Raums der BRD be- 
ziehen. Hat sich zum einen die Raumordnungspolitik während der sechzi- 
ger und frühen siebziger Jahre weitgehend auf indirekte Arten der Inter- 
vention beschränkt (z.B. Initiativen auf Seite der Nachfrage, um den kol- 
lektiven Konsum zu fördern oder Subventionen zur Beeinflussung von In- 
dustrieansiedlungen), so hat der Staat seit Mitte der 70er Jahre vermehrt auf 
direkte Interventionen zurückgegriffen (z. B. Angebotssteuerung über die 
Finanzierung von Kapitalinvestitionen; Kooperationen zwischen privatem 
und öffentlichem Sektor; Arbeitsplatzbeschaffung und Innovationspro- 
gramme)." Zum anderen sind seit den 70er Jahren nicht mehr die internen 
Peripherien und ländlichen Gebiete die geographischen Hauptziele der 
staatlichen Regionalplanung wie in den 60er Jahren, sondern die städti- 


3 Für eine detailliertere Diskussion von Lefebvres Staatstheorie im Kontext der jüngeren 
Globalisierungsdebatte, siehe Brenner (1997a, 19976.) 

4  Gottdiener (1990: 388) definiert den Unterschied zwischen direkten und indirekten For- 
men staatlicher Intervention wie folgt. »Direkte Formen der Intervention fordern den 
Staat aktiv als Arbeitgeber, Konsument, als Besteuerungsinstanz oder als Finanzier von 
Kapital und Arbeit. In der indirekten Form gibt der Staat Anreize, die Investitionen und 
Ressourcen kanalisieren sollen, die jedoch kein aktives Eingreifen beinhalten.« Ich be- 
haupte nicht, daß indirekte Formen staatlicher Intervention seit der Krise des globalen 
Fordismus in den frühen 70er Jahren verschwunden sind, sondern daß sie in zunehmen- 
dem Maße den direkten Formen der Intervention untergeordnet oder in diese integriert 
wurden (siehe Jessop 1994; Moulaert/Swyngedouw/Wilson 1988). 
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schen Ballungszentren. Während Raumordnungspolitik in den 60er und 
frühen 70er Jahren auf das Staatsterritorium als Ganzes ausgerichtet war, 
das als homogener geographischer Raum begriffen wurde, in dem ein 
gleichmäßiges Wachstum stattfinden konnte, wurde diese Annahme eines 
geographisch gleichmäßig verteilten Wachstums der neuen Politik nicht 
mehr zugrundegelegt. Regionalpolitik orientierte sich jetzt an der Ent- 
wicklung endogener, städtisch-regionaler Wachstumspotentiale. Die un- 
gleiche geographische Entwicklung sollte nicht mehr mittels staatlicher In- 
terventionen aufgefangen werden, sie wurde vielmehr zur grundlegenden 
Voraussetzung der Raumordnungspolitik. 

Unter der Ägide des fordistischen Kapitalismus beinhaltete die räumliche 
Form des Territorialstaats der BRD eine umfassende Integration zentraler, 
regionaler und lokaler staatlicher Institutionen in eine nationale Form gesell- 
schaftlicher Steuerung, die an zentralen staatlichen Initiativen orientiert war. 
Die Krise des nordatlantischen Fordismus in den frühen 70er Jahren unter- 
minierte diese sich auf den Gesamtstaat beziehende territoriale Formation. 
Im Laufe der späten 70er Jahre bildete sich eine neue Arbeitsteilung heraus, 
bei welcher den Ländern und Gemeinden eine größere Bedeutung bei der 
Förderung und Steuerung der Kapitalakkumulation in den wichtigen urbanen 
Zentren zukam. Dieser Prozeß staatlich-territorialer Restrukturierung be- 
deutete nicht nur eine partielle Einschränkung der zentralstaatlichen Kon- 
trolle des Akkumulationsprozesses, sondern auch die Entstehung neuer 
Dimensionen staatlicher Raumordnung, durch die städtisch-regionale Re- 
strukturierungen gesteuert werden konnten. Für die Analyse dieser Prozes- 
se kann Lefebvres Theorie des staatlichen Raums hilfreich sein. 


Zentralstaat und fordistische Regionalplanung: 
»Räumliche Fixierung« auf nationaler Ebene? 


Der Entwurf einer regionalen Planungspolitik begann in Deutschland An- 
fang des 20. Jahrhunderts, aber erst Mitte der 30er Jahre, während der Na- 
ziherrschaft, wurde ein nationales Raumordnungsprogramm entwickelt und 
implementiert (Väth 1980). Die ersten umfassenden, staatlich gesteuerten 
regionalen Planungsprogramme wurden in der BRD in den 60er Jahren 
eingeleitet, einer Periode, in der die staatlichen Kompetenzen auf der Bun- 
desebene erheblich ausgeweitet wurden. Das Kernstück dieser Politik war 
das 1965 verabschiedete Raumordnungsgesetz (im weiteren ROG). 

Das vorrangige Ziel des ROG war es, den Industrialisierungsprozeß auf 
dem gesamten Staatsgebiet möglichst gleichmäßig voranzutreiben. Dies 
sollte durch die Verbesserung der sozio-ökonomischen Verhältnisse in all 
den Regionen, in denen die Lebensverhältnisse »im Verhältnis zum Bun- 
desdurchschnitt wesentlich zurückgeblieben sind«, erreicht werden (ROG 
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1965: 5-6). Die Lebens- und Arbeitsqualität wurde in jeder Region anhand 
vier grundlegender Parameter bestimmt: ein »ausgeglichenes« Verhältnis 
von Gesamtbevölkerung und regionaler Wirtschaftskapazität; »ausgewo- 
gene« Ökonomische Strukturen; »gesunde« Öffentliche und private Infra- 
struktureinrichtungen; adäquate Beschäftigungs- und Transportmöglich- 
keiten (ROG 1965: 5). Auf dieser Grundlage wurden vier geographische 
Zielgruppen unterschieden: Verdichtungsräume, charakterisiert durch eine 
hohe Konzentration von Einwohnern und Arbeitsplätzen; ländliche Räume, 
die nicht explizit definiert wurden; zurückgebliebene Gebiete, in denen die 
Lebens- und Arbeitsbedingungen »hinter dem Bundesdurchschnitt zurück- 
bleiben«; und das Zonenrandgebiet nahe der Grenze zur DDR und der 
Tschechoslowakei. Zu Beginn der 60er Jahre gab es in den meisten Städten 
ein starkes Bevölkerungswachstum und einen hohen Beschäftigungsstand. 
Daher zielte das ROG in der Praxis vor allem auf die ländlichen Gebiete 
und zurückgebliebene Grenzregionen. Es waren die innerstaatlichen Peri- 
pherien, in denen unter der Ägide des westdeutschen Fordismus das Pro- 
blem der Unterentwicklung wurzelte, das sich vor allem im Gegensatz von 
Stadt und Land ausdrückte. 

Die fordistische Raumordnungspolitik beruhte auf der Annahme, daß das 
gesamte staatliche Territorium die geographische Größe darstelle, innerhalb 
der die räumliche Fixierung für den Kapitalismus gesichert werden müsse. 
Mit Lefebvres Worten war das Ziel staatlicher Interventionen »die unendli- 
che Ausdehnung der Zentren, Kernregionen und Wachstumspole« inner- 
halb des eigenen Staatsterritoriums. Daher folgte das ROG der Annahme, 
daß die höchstmögliche Konzentration von Arbeitskraft und Kapital in ei- 
nem nationalen Netzwerk zentraler Orte - kurz, die Urbanisierung des ge- 
samten Staatsterritoriums - das Problem der uneinheitlichen geographi- 
schen Entwicklung lösen könne. Es wurde vorausgesetzt, daß die industri- 
elle Entwicklung dieser zentralen Orte letztlich auch zur Industrialisierung 
ihres Hinterlands führen würde. Aus dieser Perspektive stellte sich die 
wachsende urbane Konzentration auf nationaler Ebene als notwendige 
Entwicklungsstufe für die weitere Entwicklung des Kapitalismus dar. Um 
diese räumliche Ausgewogenheit zu erreichen, sollte der Staat den Akku- 
mulationsprozeß mittels eines staatlich-zentrierten Netzwerks von Städten 
neu ordnen, bis schließlich das Problem »zurückgebliebener« Regionen be- 
seitigt wäre. Das im ROG verkörperte Projekt einer fordistischen Rau- 
mordnungspolitik zielte darauf ab, die ungleichmäßige geographische Ent- 
wicklung letztlich zu beseitigen, und eine das gesamte nationale Territori- 
um umfassende räumliche Fixierung herzustellen. 


5 Dies leitete sich vor allem aus Art. 72 ab, der die »Einheitlichkeit der Lebensverhältnis- 
se« im gesamten Staatsgebiet fordert (Väth 1980: 152-159). 
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Obwohl die Regionalpolitik in den 50er und 60er Jahren die peripheren Zo- 
nen als ihre Hauptzielgruppe ansah, stellten auch die urbanen Zentren wich- 
tige Knotenpunkte innerhalb einer fordistischen, geoökonomischen Konfigu- 
ration dar. Die Gemeinden in der BRD der Nachkriegszeit fungierten als 
verlängerter Arm des Zentralstaates: Ihre Hauptfunktion war es, den gemein- 
samen Konsum, die Infrastruktur sowie die Sozialpolitik zu verwalten, wo- 
bei die politischen Entscheidungen auf Bundes- oder Länderebene getroffen 
wurden (Mayer 1991, 1990). Städtische Politik war vor allem auf ökonomi- 
sches Wachstum, Verteilung des Reichtums und »Sozialtechnik« ausge- 
richtet. Diese intensive Integration der Gemeinden in den zentralen Staats- 
apparat veranlaßte Offe (1975) dazu, Gemeindepolitik in der BRD als reine 
»Pufferzone« zu beschreiben, die der Zentralstaat implementiere, um so- 
ziale Konflikte und Legitimationskrisen von sich fernzuhalten. 

Während der gesamten 50er Jahre standen die Aufgaben des städtischen 
Wiederaufbaus, der Verkehrsplanung und der großangelegten Wohnungs- 
beschaffung im Mittelpunkt von Stadtplanung und Gemeindepolitik. Ab 
1960 jedoch, mit der Verabschiedung des Bundesbaugesetzes, begannen 
die Gemeinden mit der Umsetzung umfassenderer Projekte zur Stadter- 
neuerung. Industrie und Produktionsanlagen wurden von Wohn-, Freizeit 
und Einkaufsbereichen getrennt; öffentlicher Wohnungsbau, Vororte und 
Satellitenstädte gingen in Planung; städtische Verkehrsadern wurden er- 
weitert und neu entworfen, um den wachsenden Verkehr aufzunehmen; 
schließlich wurden Autobahnen gebaut, um die Stadtzentren mit den Vor- 
orten zu verbinden. Die Formen von Produktion und Konsum, die sich in 
diesem Zeitraum entwickelten, führten zu einer »Standardisierung» städti- 
schen Lebensraums (Krätke 1991: 20). Dieser Standardisierungsprozeß war 
nicht unumstritten: in vielen größeren Städten gewannen neue gesellschaft- 
liche Bewegungen und Bürgerinitiativen an Bedeutung (Mayer 1993, 1991, 
Roth 1991). Als jedoch der nordatlantische Fordismus gegen Ende der 60er 
Jahre erste Symptome einer strukturellen Krise zeigte, setzte ein weltweiter 
industrieller Restrukturierungsprozeß ein, der auch tiefgreifende Verände- 
rungen der nationalen Raumordnung der BRD mit sich brachte. 


Von der räumlichen Polarisierung 
zur Produktion »räumlicher Dimensionierung« 


Ausgehend von Lefebvres Ansatz einer sozial-räumlichen Theorie können 
die geographischen Folgen der Krise des Fordismus eher als eine komplexe 
Reartikulation von städtischen, regionalen, nationalen und globalen Räumen 
denn als eindimensionale Ausweitung der Weltwirtschaft auf sich auflösen- 
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de nationale und subnationale Gebilde begriffen werden (vgl. auch Prigge 
1995; Schmid 1995). Lefebvre beschreibt diese Neudimensionierung des 
globalen Raums als eine der großen Paradoxien der Globalisierung: 


»Wodurch kommt es, daß die Entstehung eines Weltmarktes, der einen hohen Grad von Ein- 
heitlichkeit auf der Ebene des ganzen Planeten impliziert, letztlich zu einer Fragmentierung 
des Raumes führt - zu einer Flut nicht nur von neuen Nationalstaaten und regionaler Diffe- 
renzierungen, sondern auch zu multinationalen Staaten und internationalen Unternehmen, die, 
obwohl sie aus dieser eigenartigen Tendenz zur Fragmentierung hervorgehen, diese gleich- 
zeitig ausbeuten, um ihre eigene Autonomie durchzusetzen? Zu welchen Raum- und Zeitkon- 
stellationen werden uns solche verschlungenen Widersprüche führen?« Lefebvre (1991: 351) 
Lefebvres Ansicht nach geriert die verstärkte globale Interdependenz eine 
zunehmende Zersplitterung, Differenzierung und Fragmentierung des ge- 
sellschaftlichen Raums auf allen Ebenen. Dieses Konzept von Globalisie- 
rung als Redimensionierung und Neuordnung des globalen gesellschaftli- 
chen Raums - ein Prozeß, der in der jüngeren Diskussion als »Glokalisie- 
rung« bezeichnet wurde (Swyngedouw 1997, 1992) - ermöglicht es, die 
staatlich-territoriale Restrukturierung in der BRD als integrales Moment der 
strukturellen Verschiebungen der Weltwirtschaft im Zusammenhang mit 
der Krise des Fordismus zu analysieren. Wie Lefebvre andeutet, spielen 
auch in einer Zeit intensiver Globalisierung Konfigurationen staatlicher 
Raumplanung eine entscheidende Rolle hinsichtlich der Organisation des 
geographischen Raums, innerhalb dessen die Akkumulation von Kapital 
vonstatten geht. Kurz, die globale Dimension der Globalisierung kann nie 
von den sub-globalen geographischen Dimensionen, in denen sie stattfin- 
det, abgekoppelt werden. 

Im Gegensatz zu den Zielen des ROG verstärkten die weltweiten Verände- 
rungen zu Beginn der 70er Jahre die Unterschiede zwischen den urbanen 
und den ländlichen Regionen im Westen Deutschlands in radikaler Weise 
(Afheldt 1979). Die post-fordistische Matrix räumlicher Polarisierung in der 
BRD wurde weniger durch die Ungleichmäßigkeit der geographischen Ent- 
wicklung zwischen städtischen und ländlichen Gebieten bestimmt (obwohl 
letztere weiter besteht), als vielmehr durch eine erneute Hierarchisierung des 
städtisch-regionalen Systems insgesamt. Untersuchungen zur Soziologie der 
Stadt Mitte der 80er Jahre formulierten diese Tendenz als ein Nord/Süd Ge- 
fälle: während im Westen und Norden ältere Industriegebiete mit fordisti- 
scher Massenproduktion vorherrschen, gibt es im Süden diversifizierte Re- 
gionen, in denen ein Großteil der High-Tech Industrie angesiedelt ist 
(Häußermann/Siebel 1986; Läpple 1986; Brake 1986). In jüngerer Zeit ha- 
ben einige Autoren diese These mit dem Hinweis auf massive intra- 
regionale Unterschiede innerhalb der gesamten Bundesrepublik relativiert 
(z.B. Esser/Hirsch 1987; Krätke 1990). Im Unterschied zu anderen Ländern 
wie den USA, Frankreich und Italien, in denen post-fordistische Indu- 
striegebiete genau dort entstanden sind, wo fordistische Produktionsweisen 
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relativ unterentwickelt waren, hat der Restrukturierungsprozeß in der Bun- 
desrepublik eine Reihe inter-regionaler Verschiebungen in Gebieten mit 
relativ stabilen örtlichen Strukturen mit sich gebracht (Krätke 1990). 
Insbesondere bei den westdeutschen Städten kommt das Nord/Süd-Gefälle 
zum tragen. Die räumliche Polarisierung kommt vor allem in der Arbeits- 
marktsituation und der Wirtschaftskraft dramatisch zum Ausdruck. In allen 
größeren Städten der Bundesrepublik gab es bis zur Mitte der 60er Jahre 
ein starkes Bevölkerungswachstum und einen hohen Beschäftigungsstand, 
aber schon zu Beginn der 70er Jahre traten erhebliche Unterschiede zutage. 
Während einige Städte (z.B. Berlin, Hamburg, Bremen, Hannover, Düssel- 
dorf, Bochum, Essen) mit nachlassenden Investitionen, hohen Arbeitslosen- 
raten und einer Bevölkerungsabnahme konfrontiert waren, zogen andere 
urbane Zentren (z.B. Frankfurt, Stuttgart und München) High-Tech Firmen 
an, erweiterten den Bereich der Produktions- und Finanzdienstleistungen 
und wurden zu Hauptsitzen von transnationalen Unternehmen (Krätke 
1990). Die Ausdifferenzierung des nationalen städtischen Systems in inter- 
national konkurrenzfähige, florierende Zentren einerseits und stagnierende 
oder schrumpfende Stadtregionen andererseits stellt eines der Hauptmerk- 
male der ökonomischen Geographie der Bundesrepublik im Post-Fordismus 
dar. Diese Muster räumlicher Polarisierung und zwischenräumlicher Kon- 
kurrenz wurden durch die deutsche Wiedervereinigung noch weiter kom- 
pliziert, die eine neue Achse massiver Ost/West-Polarisierung mit sich 
brachte (Gornig 1992; Sinz 1992). 

Diese Verschiebungen innerhalb der städtisch-regionalen Hierarchie sind eng 
verbunden mit einer Reihe von Veränderungen staatlicher Raumordnung. Seit 
Ende der 60er Jahre wurden die Beziehungen zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden allmählich neu geordnet, zuerst durch die vor allem von der SPD 
verfolgte Zentralisierung der Verwaltung, und seit den späten 70er Jahren 
durch eine Gegenbewegung in Richtung einer Dezentralisierung und Regio- 
nalisierung (Herrigel 1996a: 262-288). Die staatliche Restrukturierung des 
Raums seit den 70er Jahren kann als Überlagerung zweier miteinander ver- 
bundener Prozesse interpretiert werden: Erstens, einer teilweisen Erosion der 
zentralen staatlichen Steuerungsmechanismen über den gesamtnationalen 
Raum; zweitens, einer wachsenden strukturellen Bedeutung der Institutionen 
der Länder und Gemeinden im Hinblick auf die Finanzierung und Steuerung 
der Kapitalakkumulation. Unter diesen Umständen sind sowohl die 
»Raumpolitik« (Auseinandersetzungen über die Richtung und Form des 
Wachstums innerhalb von Städten und Regionen) als auch der interregionale 
Wettbewerb (Auseinandersetzungen zwischen Städten und Regionen in der 
Konkurrenz um Kapitalinvestitionen) zu zentralen Kräften bei der Produkti- 
on und Transformation der räumlichen Dimensionierung geworden. 
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Zentralstaat und Regionalplanung seit den 70er Jahren 


Die Veränderungen seit den 70er Jahren fanden ihren Niederschlag in zwei 
Richtungswechseln der staatlichen Regionalplanung: Erstens, das fordisti- 
sche Ziel einer bundesweiten, räumlichen Ausgeglichenheit wurde aufge- 
geben; zweitens, die Zielgruppe der Regionalplanung verschob sich von 
den internen Peripherien weg hin zu den Städten. Diese Neubestimmung 
der staatlichen Raumplanung wurde 1971 mit der Verabschiedung des 
Städtebauförderungsgesetzes (StBauFG) deutlich. Durch das StBauFG be- 
gann der Staat, umfangreiche Fördermittel zur städtebaulichen Entwicklung 
bereitzustellen, insbesondere in den deindustrialisierten Zentren. Bereits 
kurz nach Inkrafttreten des StBauFG begann der Bund, die Agenda der Re- 
gionalplanung neu zu bestimmen, und schloß vor allem die von der Dein- 
dustrialisierung betroffenen Städte in seine Interventionsziele mit ein. 

Die Widersprüche der Regionalplanung in dieser Periode manifestierten 
sich besonders deutlich im Bundesraumordnungsprogramm (im folgenden 
BROP). Mit ihm wurde versucht, die Ziele des ROG unter den Bedingun- 
gen der 70er Jahre neu zu formulieren Durch das BROP sollten regionale 
Unterschiede reduziert und die räumlichen Vorbedingungen zur Sicherung 
gleicher Lebensverhältnisse auf dem gesamten Staatsgebiet geschaffen 
werden (Väth 1980: 174-270). Das BROP unterteilte das nationale Territo- 
rıum in 38 Gebietseinheiten, die nach Bevölkerungsdichte und dem Grad 
der Urbanisierung bestimmt wurden, und in denen eine ausgeglichene städ- 
tische Konzentration erreicht werden sollte. Da die Lebensverhältnisse an- 
hand der jeweiligen Gebietseinheiten in ihrer Gesamtheit, d. h. ohne die 
Berücksichtigung intra-regionaler Unterschiede innerhalb dieser Gebiete 
gemessen wurden, konnte das BROP (ähnlich seinem fordistischen Vor- 
gänger) das Problem der ungleichen geographischen Entwicklung nur auf 
der Ebene des Nationalstaats als Ganzem angehen (Ellwein 1979). 

Insofern als zahlreiche deindustrialisierte Zentren in die Zielgruppe des 
BROP aufgenommen wurden, wurde jedoch die fordistisch-keynesianische, 
geoökonomische Ordnung als überholt anerkannt. Von 1978 an erschien eine 
neue Kategorie in den Raumplanungsberichten des Bundes: Zusätzlich zu 
der schon bestehenden Differenzierung zwischen urbanen Zentren und länd- 
lichen Gebieten, bezog sich der Bericht auf sogenannte »altindustrialisierte 
Gebiete«, womit städtische Zonen bezeichnet wurden, die durch klassisch- 
fordistische Industriesektoren charakterisiert waren (DB 1978). Die Städte 
konnten nicht einfach weiterhin mit Wachstum und ökonomischem Über- 
schuß gleichgesetzt werden, die auf die Peripherien verteilt werden konnten. 
Einige der älteren Zentren befanden sich im ökonomischen Abschwung und 
wurden selbst zu Problemgebieten mit Bevölkerungsrückgang und Deindu- 
strialisierung. Diese Situation stand jedoch in krassem Widerspruch zu dem 
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Prinzip der urbanen Konzentration, auf das sich ROG und BROP gründeten: 
es konnte nicht länger davon ausgegangen werden, daß die Akkumulation 
von Kapital und Arbeitskraft grundsätzlich industrielle Entwicklung mit sich 
brachte, geschweige denn dazu führte, regionale Unterschiede auf Bundes- 
ebene zu überwinden. Angesichts dieser Situation war es nicht länger die 
vorrangige Aufgabe des Staates, Überschüsse zwischen zentralen Punkten 
umzuverteilen, sondern vielmehr, die Kapitalakkumulation - wann immer 
und in welcher räumlichen Dimension auch immer - zu sichern. 

Gegen Ende der 70er Jahre hatten sich die meisten Planer damit abgefun- 
den, daß das Ziel einer räumlichen Gleichverteilung, wie sie im ROG und 
im BROP formuliert worden war, nicht erreicht werden konnte: ungleich- 
mäßige, geographische Entwicklung konnte nicht mittels staatlicher Inter- 
vention abgeschafft, sondern nur mehr oder weniger erfolgreich verwaltet 
werden. 1976 erklärte eine staatlich eingesetzte Kommission zur Untersu- 
chung von sozioökonomischen Veränderungen, daß das Ziel eines Aus- 
gleichs zwischen räumlichen Unterschieden auf nationaler Ebene als un- 
realistisch anzusehen sei (KWSW 1977: 323; 337). Dieselbe Kommission 
schlug ein nationales Raumplanungsmodell vor, das auf einer funktionalen 
Aufteilung des Raums basierte, und nach dem es weniger das Ziel des 
Staates sein müsse, eine Angleichung der Lebensbedingungen zu schaffen, 
als vielmehr die verschiedenen Funktionen (z.B. Produktion, Wohnen, Frei- 
zeit) jeweils unterschiedlichen geographischen Punkten zuzuordnen (ibid: 
327-341). Diese Form der Kritik führte jedoch nicht zu einer neuen, post- 
fordistischen Reformulierung der staatlichen Regionalplanungsagenda, 
sondern gab eher einer allgemeinen Skepsis Ausdruck, inwieweit eine sol- 
che Agenda überhaupt in irgendeiner Weise umgesetzt werden könne. 

Zu Beginn der 80er Jahre fand diese Skepsis gegenüber einer nationalen 
Regionalplanung ihren Niederschlag in offiziellen politischen Erklärungen, 
die die finanzielle Machbarkeit einer zentralen Regionalplanung in Frage 
stellten (ARL 1988). An diesem Scheidepunkt begann der Bund auch damit, 
die Bedeutung »endogener regionaler Potentiale« gegenüber der Entwick- 
lung des staatlichen Territoriums als Ganzem in den Vordergrund zu stel- 
len. Dieser Trend hin zu einer Regionalisierung der Raumordnungspolitik 
hat sich seit der deutschen Wiedervereinigung fortgesetzt. Dies wird deut- 
lich anhand der Einführung des Raumordnungspolitischen Orientierungs- 
rahmens (ORA) 1993 und des Handlungsrahmens (HRA) 1995, in denen 
ebenfalls eine dezentralisierte Planung, regionale Flexibilität und die Rolle 
der wichtigsten urbanen Regionen hinsichtlich der nationalen Wirtschafts- 
entwicklung betont werden (BfLR 1993; BRBS 1996: 61-96). Insbesondere 
der HRA sieht die städtischen Regionen - und nicht das Staatsgebiet - als die 
»Umsetzungsebene raumordnerischer Aktivitäten« an (BRBS 1996: 75). 
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Die Krise der nationalen Raumplanung in der Bundesrepublik wurde auch 
begleitet von einem graduellen Transfer verschiedener Planungsfunktionen 
auf die EU, die wiederum verschiedene Strategien zur Bekämpfung räumli- 
cher Polarisierung und ungleicher Entwicklung auf europäischer Ebene 
entwickelt hat (Albrechts/Swyngedouw 1989). Heute treten Versuche auf 
Bundesebene, subnationale räumliche Unterschiede auszugleichen, gegen- 
über den supranationalen Projekten der EU in den Hintergrund, deren Ziel 
es ist, diese Differenzen für den gesamten europäischen Wirtschaftsraum zu 
regulieren (Bullmann 1994). 

Trotz des impliziten Eingeständnisses, daß das fordistische Regionalpla- 
nungsprojekt seit den frühen 80er Jahren obsolet wurde, hat der Bund am 
Prinzip des räumlichen Ausgleichs festgehalten. In den neueren Versionen 
des ROG, die 1989 und 1991 verabschiedet wurden, wird das Primat der 
»Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse« für das gesamte nationale Territo- 
rium erneut bestätigt. Beide Revisionen des ROG wurden mit dem Verweis 
auf die im Grundgesetz verankerten Prinzipien sozialer Gleichheit, Freiheit 
und Gemeinschaftlichkeit gerechtfertigt, die von einem abgeschlossenen 
Nationalstaat als primärer Größe der Politik ausgehen (siehe z.B. Held 
1991). Der Bund richtet seine sozio-ökonomische Politik weiterhin auf ein 
als eine Einheit verstandenes nationales Territorium aus, da dies zugleich 
die fundamentale, geographische Größe ist, auf die sich die rechtliche Fik- 
tion der staatlichen Souveränität gründet. 


Staatliche Restrukturierung des Raums 
und die Produktion neuer räumlicher Maßstäbe 


Zu Beginn der 70er Jahre war die Politik des Bundes durch Zentralisie- 
rungstendenzen und eine keynesianisch-defizitäre Ausgabenpolitik bestimmt 
(1969-1973). Mit der Verschärfung der ökonomischen Stagnation setzte eine 
zweite Welle politischen Krisen-Managements ein, dessen Maßnahmen auf 
die Angebotsseite abzielten: mittels technologischer Innovation, Arbeits- 
marktflexibilität und der Modernisierung des westdeutschen Kapitals sollte 
dessen Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt gesichert werden (Hirsch 
1986). Die neokonservative Wende von 1982-83 signalisierte weniger den 
Zusammenbruch des sozialdemokratischen »Modells Deutschland« als viel- 
mehr dessen Eigenkorrektur durch einen rechtskonservativen »ökonomi- 
schen Angriff auf den Weltmarkt« (Jessop1989). Die zweite Wende, die mit 
der deutschen Wiedervereinigung eingesetzt hat, kann als Fortführung dieser 
neoliberalen Akkumulationsstrategie im Rahmen des Versuchs gesehen wer- 
den, die ökonomische und politische Vormachtstellung der Bundesrepublik 
innerhalb der EU zu stärken (Hüglin 1992; Schlupp 1992). 

Gegen Ende der 70er Jahre setzte eine Reihe dezentralisierender Reformen 
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ein, die es Ländern und Gemeinden erlaubte, im Hinblick auf ihre spezifi- 
schen, sozioökonomischen Probleme eine relativ autonome Politik zu ver- 
folgen. Zu diesem Zeitpunkt begann sich die Politik der Länder und Ge- 
meinden direkter auf die Schaffung »endogener Wachstumspotentiale« zu 
richten, als dies im Rahmen der makroökonomischen Agenda des Bundes 
möglich gewesen wäre: 

»... alle Länderregierungen verhalten sich jetzt wie das Management eines Unternehmens und 
versuchen, ihre gesamte Politik auf die Bedürfnisse und Notwendigkeiten des Bundeslandes 
als einer industrialisierten Zone innerhalb des post-fordistischen Weltkapitalismus abzustim- 
men« (Esser/Hirsch 1987). 

Ähnliches kann unter den gegenwärtigen Umständen über die Gemeinden 
in der Bundesrepublik und in Westeuropa allgemein gesagt werden (Keil/ 
Lieser 1992; Jessop 1994; Mayer 1995). 

Zwischenzeitlich hat der Bund den Ländern und Gemeinden neue Verant- 
wortlichkeiten, Aufgaben und Ausgaben übertragen, dabei jedoch gleich- 
zeitig deren finanzielle Mittel beschnitten (Häußermann 1991; Rodenstein 
1987). Unter diesen schwierigen Haushaltsbedingungen und den gewach- 
senen Verwaltungsaufgaben haben die Länder und Gemeinden durch ihre 
unternehmerischen Aktivitäten im Rahmen der urbanen Wirtschaftsförde- 
rung eine zentrale Rolle bei der Steuerung und Förderung des Akkumulati- 
onsprozesses übernommen. Länder und Gemeinden sind heutzutage bei der 
Herstellung der geographischen Voraussetzungen der Kapitalakkumulation 
innerhalb ihres Territoriums effizienter als der Bund oder einzelne Unter- 
nehmen. Obwohl die Wiedervereinigung Länder und Gemeinden vor große 
Probleme gestellt hat - insbesondere in den neuen, östlichen Bundeslän- 
dern, aber auch in den reicheren Bundesländern wie z. B. Baden-Württem- 
berg, das sich einer starken Rezession gegenübersieht (Herrigel 1996b) - 
werden dezentralisierte politische Strukturen zentralisierten Formen staat- 
licher Wirtschaftssteuerung weitgehend vorgezogen. Die Wiedervereini- 
gung hat die Probleme von Ländern und Gemeinden verschärft, ohne je- 
doch ihre Bedeutung als Steuerungsinstitutionen zu schmälern (Wollmann 
1994). 

Schließlich wird die Rolle des Bundes nicht nur durch dezentralisierende 
Maßnahmen eingeschränkt, auch supra-nationale Institutionen der EU be- 
anspruchen neue Funktionen, einschließlich der Steuerung des Handels, der 
internationalen, monetären Politik, der Arbeitsgesetzgebung und sozialer 
Wohlfahrtsmaßnahmen (Tömmel 1995). In diesem Kontext haben die Län- 
der wiederum ihre Anstrengungen intensiviert, durch Zusammenarbeit mit 
dem Bund bei Initiativen der EU Einfluß auf europäischer Ebene zu gewin- 
nen, und seit der Verabschiedung der »Einheitlichen Europäischen Akte« 
sogar unabhängige Aktivitäten verfolgt, die die Bundesebene vollkommen 
umgehen (Bullmann 1994; Jeffrey/Sturm 1993). 
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Wenn in der heutigen Zeit eine Globalisierung der Kapitalakkumulation zu 
beobachten ist, so kann andererseits auch von einer zunehmenden »Glokali- 
sierung« (Swyngedouw 1997; 1996) gesprochen werden. Die staatliche 
Macht beruht und erstreckt sich nicht mehr auf das nationale Territorium, 
sie hat sich neuen, sowohl sub- wie supranationalen Dimensionen geöffnet. 
Die »Aushöhlung« des zentralen Staats (Jessop 1994) ist ein Aspekt inner- 
halb eines größeren Restukturierungsprozesses, bei welchem die Neube- 
stimmung räumlicher Dimensionen - insbesondere bei der staatlichen Rau- 
mordnung - eine bisher nicht dagewesene Bedeutung erlangt hat. 


Der »Unternehmerstaat«: »Räumliche Fixierung« 
auf einer städtisch-regionalen Ebene? 


Seit Mitte der 70er Jahre haben Länder und Gemeinden auf der subnatio- 
nalen Ebene eine wichtige Rolle bei der Restrukturierung des staatlichen 
Raums übernommen. In dem Maße, in dem die industriellen Grundlagen der 
größten westdeutschen Stadtregionen restrukturiert wurden, um angesichts 
der weltweiten Arbeitsteilung konkurrenzfähig zu bleiben, haben die Steue- 
rungsinstitutionen der Länder und Gemeinden eine zentrale Bedeutung als 
Akteure, Manager und Finanziers der Kapitalakkumulation gewonnen. 
Beide haben Wohlfahrtsprogramme entweder drastisch gekürzt oder priva- 
tisiert und sich zunehmend direkten, angebotsorientierten Subventionsstra- 
tegien zugewandt, um die städtische Wirtschaftsentwicklung anzukurbeln - 
so z.B. Programmen zur Senkung der Arbeitslosigkeit und zur Beschäfti- 
gung; direkten Subventionen des Kapitals in Verbindung mit öffentlich- 
privaten Kooperationen; der Planung und Finanzierung hochtechnisierter 
Produktionskomplexe; dem Bau und der Erneuerung von Transport- und 
Kommunikationswegen sowie Investitionen in kulturelle Einrichtungen wie 
Konzerthallen, Kunsthäuser, Museen, Theater und Kongresszentren (Dang- 
schat 1993; Keil/Lieser 1992; Danielzyk 1992; Ronneberger/Keil 1995). 
Die heutigen Länder und Gemeinden operieren als »Unternehmer-Staaten«, 
die in den Kreislauf des Kapitals direkt eingebunden und darauf bedacht 
sind, die Konkurrenzfähigkeit zu maximieren, die Flexibilität des Arbeits- 
markts zu erhöhen, technologische Innovation zu fördern und den Kapital- 
fluß in die städtischen Regionen zu leiten. Das Besondere an dieser unter- 
nehmerischen Form der Regierung auf Landes- und Gemeindeebene ist 
nicht nur die Bevorzugung von direkten statt indirekten räumlichen Strate- 
gien, sondern auch ihr Ziel, die endogene, städtisch-regionale Entwicklung 
zu fördern, ohne dabei unmittelbar das ländliche Hinterland oder die ma- 
kroökonomischen Zielsetzungen des Bundes im Auge zu haben. 

Diese Verschiebungen in der Charakteristik der Länder- und Gemeindepo- 
litik haben auch zu neuen Formen der Stadtplanung geführt. Seit Mitte der 


Die Restrukturierung staatlichen Raums 561 


70er Jahre haben die westdeutschen Gemeinden das fordistische Projekt der 
Flächensanierung aufgegeben zugunsten punktueller, flexibler Formen der 
Planung in kleinerem Rahmen und in beschränkten städtischen Gebieten. 
Diese post-fordistischen Stadtplanungsstrategien werden als »behutsame 
Stadterneuerung« etikettiert; ein Begriff, der neben demokratischer Partizi- 
pation auf eine geringstmögliche Beeinträchtigung existierender Strukturen 
und auf öffentliche Zustimmung abhebt. Allerdings werden diese post- 
fordistischen Stadtplanungsmaßnahmen durch parastaatliche Apparate um- 
gesetzt, die der lokalen politischen Opposition durch kleinere Kompromisse 
auszuweichen versuchen. Derartige Ansätze zur Stadtplanung stellen nicht 
nur Instrumente lokaler Wirtschaftspolitik dar, sondern auch politisch- 
ideologische Strategien zur Legitimierung kapitalistischer Restrukturie- 
rungsmaßnahmen (Krätke/Schmoll 1987). 

Innerhalb des globalen Kapitalismus müssen Gemeinden und Länder neue 
Wege zur Lösung gesellschaftlicher Konflikte finden, ohne dabei die welt- 
weite Konkurrenzfähigkeit ihrer Stadtregionen zu beeinträchtigen. Dieser 
Widerspruch bildet den Ausgangspunkt einer »Politik des Lokalen« die 
sich als Konsequenz der neueren Entwicklung hin zur Globalisierung her- 
ausgebildet hat (Ronneberger/Keil 1995; 1993). Auf der einen Seite spielen 
Länder und Gemeinden eine bedeutende Rolle bei der Organisation der 
Raumordnung, innerhalb derer die Kapitalakkumulation stattfindet; auf der 
anderen Seite hat die laufende Redimensionierung staatlicher Macht das 
Verhältnis zwischen Kapital und Raum auf eine Weise verändert, die den 
Steuerungsinstitutionen der Länder und Gemeinden vermehrt Beschrän- 
kungen auferlegt. Wie Swyngedouw (1992: 61) bemerkt: 


»Der geographische Maßstab [der Staatsmacht] ... definiert und beschränkt zugleich die 
Macht des Kapitals, über Raum zu verfügen [..] Eine Reduktion der Dimension, innerhalb de- 
rer die Organisation der Steuerungsinstitutionen greift, vergrößert die Macht des Kapitals 
über den Raum und verringert zugleich die Verfügungsgewalt räumlich organisierter Interes- 
sen über die Kontrolle der Raumordnung.« 

Sicherlich werden Länder und Gemeinden weiterhin bedeutende Faktoren im 
Hinblick auf jegliche räumliche Fixierung im Sinne des Kapitals bleiben. 
Dennoch muß die Abschwächung des staatlichen Einflusses zugunsten sub- 
nationaler Maßstäbe als ein Moment innerhalb eines widersprüchlichen und 
vielfältigen Prozesses simultaner Globalisierung und räumlicher Neuordnung 
gesehen werden: Diese Neuordnungen überlagern sich in einer komplexen 
Dialektik von Zersplitterung, Fragmentarisierung und Differenzierung 
(Lefebvre 1991: 351). »Glokalisierung« ist gerade diese widersprüchliche, 
simultane Produktion unterschiedlicher Raumdimensionen. Regionalisierung 
der zentralen Staatsmacht und Globalisierung des Kapitals stellen zwei mit- 
einander verbundene Bewegungen innerhalb der weltweiten sozialräumli- 
chen Neuordnung dar (Swyngedouw 1992). Daher hängt auch die Fähigkeit 
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subnationaler Institutionen, eine räumliche Fixierung innerhalb ihrer Territo- 
rien zu sichern, letztlich von einem »lokal-globalen Zusammenspiel« (Dun- 
ford/ Kafkalas 1992) ab - d.h., von komplexen Artikulationen innerhalb grö- 
Berer Raumdimensionen, einschließlich denen des Nationalstaats, nationen- 
übergreifender Institutionen wıe der EU, und der Weltwirtschaft als Ganzer. 


Resümee 


Die vorliegende Analyse der sozialräumlichen Neuordnung in der Bundes- 
republik zeigt auf, daß die Dimensionierungen des Raums selbst soziale 
Konstrukte sind, das Ergebnis sich verändernder Konfigurationen der Ka- 
pitalakkumulation und der staatlichen Raumordnung.” War der nord- 
atlantische Fordismus auf den gesamten Nationalstaat ausgerichtet, so 
scheint die sich weltweit durchsetzende, post-fordistische sozialräumliche 
Ordnung auf hochgradig ınstabilen Artikulationen zwischen sub- und su- 
pranationalen Raumdimensionen innerhalb einer zunehmend unbeständige- 
ren, aber interdependenten Weltwirtschaft zu beruhen. Die jüngste Runde 
der Globalisierung hat deshalb weniger eine Auslöschung der nationalen 
Raumdimension zur Folge, als vielmehr deren Reartikulierung und Reter- 
ritorialisierung auf der Grundlage von sub- und supranationalen Raumkon- 
figurationen, mit denen sie sich überlagert. 
In dem Maße, wie die Globalisierung des Kapitals eine Verschiebung der 
Staatsmacht in Richtung auf städtisch-regionale Dimensionen auslöst, über- 
nehmen Länder und Gemeinden eine zentralere Rolle hinsichtlich der (Neu)- 
Ordnung der räumlichen Vorbedingungen für die Kapitalakkumulation. 
Lefebvres Theorie des staatlichen Raums konzeptualisiert die sich verän- 
dernden Formen staatlicher Raumordnung und die globale Entwicklungsdy- 
namik des Kapitals als eng miteinander verwobene Prozesse, die sozialräum- 
liche Konfigurationen beständig verändern und neu produzieren, wobei der 
räumlichen Dimensionierung - einschließlich der staatlicher Raumordnung - 
eine zunehmend wichtigere Bedeutung innerhalb der Auseinandersetzung 
um die Organisation und Regulation des gesellschaftlichen Raums zukommt. 
Übersetzung aus dem Englischen von Thomas Claviez 
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Natürlich städtisch: Stadtumwelten nach dem Fordismus 
Ein nordamerikanisches Beispiel 


1. Einleitung 


In den letzten Sommertagen des Jahres 1996 begegnete den Einwohnern 
der östlichen Vorstädte von Toronto etwas mehr Natur, als ihnen lieb sein 
konnte. Zwei Angestellte des städtischen Zoos - der sich auf einer weiten 
Fläche im Red Valley von Scarborough erstreckt - und ein Polizist außer 
Dienst bestätigten, was Bewohner der Gegend bereits seit über einem Jahr 
berichtet hatten: Ein 90 Pfund schwerer Puma durchstreifte die Randgebiete 
von Kanadas größter Stadt. Das Tier - das nicht etwa aus dem nahegelege- 
nen Zoo entlaufen war - befand sich ungefähr 2500 Kilometer von seiner 
»natürlichen« Heimat, den westlichen Gebirgszügen Nordamerikas, ent- 
fernt. Das bemerkenswerte jedoch war nicht die Entfernung des Pumas von 
seiner gewohnten Umgebung, sondern seine Nähe zu den Vorgärten der 
vorstädtischen Zivilisation. Dieses unerwartete Eindringen der Wildnis 
fügte der Geschichte Torontos als »Zoopolis« ein weiteres Kapitel hinzu: 
ein Begriff, den Wolch als diskursiven Raum definiert, in dem urbane Ver- 
hältnisse unter einen umfassend ökologischen Blickwinkel gesehen werden, 
und versucht wird, »die Tiere zurückzubringen«. Der Ausdruck »Zoopolis« 
beinhaltet Kritik an der gegenwärtigen Urbanisierung aus der Sicht von 
Tieren, aber auch seitens der Menschen, die zusammen mit den Tieren un- 
ter der urbanen Verschmutzung und dem Niedergang des Lebensraums lei- 
den; ihnen ist die Möglichkeit genommen, die Gesellschaft und die Nähe 
von Tieren und deren Andersheit zu erfahren, die für ihr Wohlergehen von 
entscheidender Bedeutung ist. Indem es bloße Themenparks für die Inter- 
aktion zwischen Mensch und Tier in der Stadt zurückweist, fordert das 
Konzept der Zoopolis eine Zukunft, in der Natur und Tiere nicht mehr ein- 
gesperrt und der täglichen Lebenserfahrung unzugänglich sind (Wolch 
1996: 47, Grady 1995). 

Eine derartige Rückkehr der Natur in die Stadt stellt ein außergewöhnliches 
Ereignis dar. Geschichtlich hat sich die Urbanisierung als fortschreitende 
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Distanzierung von Natur mittels der Produktion einer zweiten Natur ent- 
faltet (Gregory 1994; Lefebvre 1996). Städte galten als Schauplätze vor- 
geblicher und tatsächlicher Kontrolle über ökologische Prozesse, und, wie 
wir im weiteren aufzeigen werden, erreichte diese Distanzierung und Kon- 
trolle in der fordistischen Periode der Urbanisierung - der Toronto, wie die 
meisten nordamerikanischen Städte, den Löwenanteil ihres Wachstums 
verdanken - ihren Höhepunkt. In einem solchen Kontext muten Pumas 
vollkommen 'deplaziert' an. Für unsere Zwecke jedoch erweist sich die 
Anwesenheit der Wildkatze als durchaus nützlich, deutet sie doch auf einen 
größeren Zusammenhang hin: Die Entstehung neuer rhetorischer und mate- 
rieller Mittel der Produktion städtischer Natur nach der Ära des Fordismus. 
Im Gegensatz zur Vergangenheit, in der Städte 'gegen' die Natur errichtet 
wurden, wird die Natur heute - wenn auch eher selten in Form eines Pumas 
- auf neuen, widersprüchlichen Wegen in den Urbanisierungsprozess rein- 
tegriert. Dies soll anhand gegenwärtiger Trends in der Region von Toronto 
demonstriert werden. 

Veränderungen in der Produktion städtischer Natur müssen vor dem Hin- 
tergrund umfassenderer urbaner Restrukturierungsprozesse betrachtet wer- 
den. Toronto hat, wie viele andere westliche Industriestädte, unter den Fol- 
gen der Krise des Fordismus und einer ungezügelten Globalisierung zu lei- 
den. Die meisten Darstellungen der fordistischen und postfordistischen 
Stadt haben sich auf die sozialen und politischen Krisen konzentriert, die 
dieser Prozeß mit sich brachte, sowie auf die institutionellen Antworten und 
räumlichen Strategien der städtischen Verwaltungen angesichts dieser Ent- 
wicklungen (vgl. Goodwin, Duncan, Halford 1993; Amin 1994). Aber For- 
dismus und Globalisierung haben die natürlichen und künstlichen Umwel- 
ten ebenso beeinflußt wie die sozialen Verhältnisse und die politischen 
Prozesse. Die Reintegration der Natur in die Urbanisierung ist daher insbe- 
sondere mit der Krise des gesellschaftlichen Verhältnisses zur Natur ver- 
bunden, die in der sozialen und räumlichen Dynamik von Fordismus und 
Globalisierung eingeschlossen ist. 

Wir wollen deutlich machen, daß »Natur« eine zentrale Rolle für neue Wei- 
sen der städtischen Regulation des Raums und für lokale politische Regime 
spielt. Gegenwärtig findet städtisches Wachstum und urbane Entwicklung 
vermehrt durch und nicht gegen Natur statt. Das soll nicht bedeuten, daß die 
fordistische Stadt 'unnatürlich' war, oder daß post-fordistische Städte '‘ökolo- 
gisch nachhaltiger' sind. Vielmehr deutet sich hier eine entscheidende Ver- 
änderung an: am Ende des 20. Jahrhunderts werden in europäischen und 
nordamerikanischen Städten Formen städtischen Wachstums in einer neuen 
Weise mittels Umwelt-, Natur- und Nachhaltigkeitsdiskursen artikuliert. 
Diese Diskurse stützen Prozesse der »Öko-Modemisierung« (Hajer 1995; 
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Kipfer/Hartmann/Marino, 1996), die ihren materiellen Ausdruck in der Neu- 
ordnung und -planung städtischen Raums finden. 

In dem vorliegenden Aufsatz werden wir zunächst die allgemeinen und hi- 
storischen Bedingungen beleuchten, die unserer Ansicht nach die gesell- 
schaftlichen Beziehungen zur Natur innerhalb des Urbanisierungsprozesses 
bestimmt haben. Im anschließenden Teil wenden wir uns dann anhand 
dreier Beispiele aus dem Toronto der 90er Jahre den jüngsten Artikulatio- 
nen von Natur und Urbanisierung zu. 


2. Die »Natur« der Urbanisierung 


Umwelt- und Sozialwissenschaftler haben es wiederholt als äußerst pro- 
blematisch empfunden, das Verhältnis von Stadt und Natur zu beurteilen 
(Williams 1973; Harvey 1993). Städte werden in, mit und durch Natur er- 
baut, erscheinen jedoch oftmals als etwas der Natur äußerliches und entge- 
gengesetztes. »Natur« wurde zunehmend als das angesehen, was sich au- 
ßerhalb der Stadt befindet, dennoch ist sie überall innerhalb der Städte zu 
finden (in Form von Parks, Elektrizität, oder gar Autos). Natur wird in den 
Städten kontinuierlich neu geschaffen, gleichzeitig aber wird die zerstören- 
de Dimension der Stadt gegenüber der Natur betont. Wir können David 
Harvey zustimmen, wenn er schreibt: 


»In einem ganz fundamentalen Sinne läßt sich auch an einer Stadt wie New York City nichts 
unnafürliches finden, und die Erhaltung eines solchen Okosystems erfordert unausweichlich 
auch einen Kompromiß mit den Formen sozialer Organisation, die es produziert haben. (...) 
Es ist deshalb ein fundamentaler Fehler, vom Einfluß der Gesellschaft auf das Ökosystem zu 
reden, als ob man es mit zwei unabhängigen Systemen, die interagieren, zu tun hätte. Die ty- 
pische Art der Betrachtung, daß eine Einheit namens 'Gesellschaft' mit einer Einheit namens 
'Umwelt' in Interaktion steht, macht nicht nur intuitiv wenig Sinn (...) sondern entbehrt auch je- 
der theoretischen und historischen Grundlage.« (Harvey 1993: 28) 

Kurz, Städte sind ein Teil der Natur (d.h. sie sind Schauplätze von komple- 
xen, gesellschaftlich organisierten Beziehungen zwischen 'sozialen' und 
'natürlichen' Prozessen), aber es sind insbesondere ihre Okologien, die sich 
nicht auf den ersten Blick erschließen (da die Urbanisierung die Menschen 
sowohl räumlich als auch hinsichtlich ihrer unmittelbaren Erfahrung von 
den größeren, biophysikalischen Prozessen entfernt, in denen Städte 'vor- 
kommen‘). Die Einwohner größerer Städte sind gleichzeitig natürliche und 
soziale Wesen. Ihre Reproduktion erfolgt über eine Kombination biologi- 
scher und gesellschaftlicher Prozesse - durch einen komplexen urbanen 
Metabolismus. Wie Harvey bemerkt, erweisen sich Städte aus dieser Per- 
spektive betrachtet durchaus nicht als 'anti-ökologisch': 

»Wir müssen erkennen, daß die Unterscheidung zwischen der Umwelt, wie sie gemeinhin 
verstanden wird, und den künstlichen Umwelten selbst eine künstliche ist, und daß das Städti- 


sche, und alles, was es beinhaltet, im selben Maße zur Lösung ökologischer Probleme bei- 
trägt, wie es sie mit verursacht.« (Harvey 1996: 60) 
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Über Natur im Kontext von Urbanisierung zu sprechen, lädt dazu ein, eine 
"Umwelt-Geschichte' der Urbanisierung zu schreiben, die Stadt und Natur 
als zwei Phänomene versteht, die unaufhörlich im anderen und durch das 
jeweils andere produziert werden (Cronon 1991; Davis 1990). Durch eine 
solche Geschichtsschreibung wird deutlich, daß die modernen Metropolen 
durch einen Prozeß entstanden sind, den man, im Umkehrung dessen, was 
Schumpeter, Harvey und andere über den Kapitalismus gesagt haben, als 
»zerstörerische Schöpfung« bezeichnen könnte. Tatsächlich ist es vielleicht 
sogar die spezifische Dialektik der Urbanisierung - das Töten lebender 
Dinge, um anderen Dingen Leben und Wachstum zu ermöglichen -, die 
viele Autoren dazu verleitet hat, sich hinsichtlich des Wachstums der Städte 
eines kruden, biologistischen Vokabulars zu bedienen: als ob Städte leben- 
dig wären und die Naturlandschaften verschlingen würden. 

Während Städte oft naturalisiert (wie im Falle der Chicago School) oder 
aber (wie in einigen gängigen Bezeichnungen der Städte als Handelnde) 
subjektiviert wurden, wurden sie nie als »natürlich« im engeren materiellen 
oder physikalischen Sinne angesehen. Vielmehr wurde Urbanisierung ge- 
meinhin als ein Vorgang angesehen, der die natürliche Umwelt in einem 
Maße beeinträchtigt, daß sie pervertiert oder zerstört wird. In der Stadt, so 
die gängige Meinung, ersetzen künstliche Umwelten die natürliche Umwelt 
in einem Ausmaß, daß nur Parks und Hinterhöfe (mit ihrer Flora und Fau- 
na) und ein gesunkener Grundwasserspiegel als Überreste der natürlichen 
Grundlagen übrigbleiben. Diese Ansicht vernachlässigt aber die komplexen 
und alles durchdringenden Metabolismen, die das Leben in der Stadt erst 
ermöglichen (Girardet 1992). 

Eine Stadt zu erbauen heißt Passagen zu erbauen (Benjamin), Übergangszonen 
(Prigge 1991), liminale Räume (Zukin 1991). Liminale Räume sind Zwischen- 
räume, in denen ein Bezugsrahmen seine Geltung verloren, ein neuer aber noch 
keine festen Umrisse gewonnen hat. Mit Ausnahme von Prigge (1991) haben 
die wenigsten Beiträge zu der von Benjamin angestoßenen Debatte über die 
Bedeutung von Übergängen als Grundbedingung der Urbanisierung die beson- 
dere Liminalität des Übergangs zwischen Stadt und Natur berücksichtigt. Unse- 
rer Ansicht nach läßt sich ein Großteil der gegenwärtigen Liminalität der Stadt 
durch eine Neudefinition genau dieses Zusammenhangs beleuchten. Historisch 
hat die Schaffung von Städten und Naturräumen eine dauernde Neudefinition 
des Gegensatzes von Innen und Außen, Zentrum und Peripherie, Stadt und 
Land stimuliert. Jede neue Phase der Urbanisierung erfordert eine Neubestim- 
mung des gesellschaftlichen Verhältnisses zur Natur. Neue Beziehungen 
zwischen beiden haben gleichzeitig Rückwirkungen auf das Verhältnis von 
Produktion und Konsum. Stadt und Natur als Gegenstände der Produktion 
und des Konsums stehen sich in immer neuen Konstellationen gegenüber. 
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Zum Beispiel blieb in der europäischen Stadt des Mittelalters und der frü- 
hen Neuzeit die Natur außerhalb von Stadttoren und Stadtmauern. Alte 
Darstellungen von Verteidigungsanlagen aus der Vogelperspektive zeigen 
die wohlgeordneten Häuserreihen innerhalb, die Gärten und Felder sowie 
den unerwünschten Teil der menschlichen Bevölkerung außerhalb der 
Stadtmauer. Obwohl diese Trennung unüberbrückbar scheint, wissen wir, 
daß die einfachen Formen der Warenproduktion und des Handels in der 
Stadt auf der Landwirtschaft und dem Bergbau, also auf Aktivitäten auf 
dem Lande, beruhten. Wie der Sozialökologe Dieter Hassenpflug bemerkt 
hat, gilt für das gesellschaftliche Verhältnis zur Natur während der mittel- 
alterlichen »agricolen« Epoche, daß »das Land immer das kulturelle Zen- 
trum [bildet], die Stadt immer die Peripherie... Der agricole Naturzustand 
bezeichnet die Zeit des Verhältnisses von Land und Stadt, wobei der Grund 
und Boden die bestimmende Autorität ausübt.« (1993: 105). 

Das physische Erscheinungsbild der mittelalterlichen Stadt war eines der 
klaren Trennung von Urbanität und Natur, von ländlichem und städtischem 
Verhältnis zur Natur, obwohl die sozialökologischen Prozesse, die das 
Verhältnis von Stadt und Land bestimmten, überaus komplex waren und 
ein dauerndes Überschreiten dieser Demarkationslinie erforderlich mach- 
ten. Heute ist die mittelalterliche Stadt zu einer Art historischem Modell in 
der Diskussion über Bio-Regionalismus und Nachhaltigkeit geworden: 


»Die vollständige Stadtmauer von Dinkelsbühl in Deutschland erinnert von oben an einen 
Kragen aus Stein, der die Stadt von der Welt draußen abschottet. Das Zentrum der Stadt bil- 
det die gothische Kathedrale. Handwerkszünfte - Weber, Brauer, Gerber, Müller, Möbel- 
schreiner - brachten der Stadt Reichtum. Ein Großteil dieser Gewerbe hing von der Frucht- 
barkeit des umliegenden Landes und der Versorgung mit Rohstoffen ab. Das Land gehörte 
Bauern, die in der Stadt lebten. Noch heute werden Kühe von den Feldern durch die Stadttore 
über Nacht in ihre Ställe getrieben. Misthaufen stapeln sich an Häuserwänden, und werden als 
Dünger wieder auf dem Land ausgebracht. Und so schließt sich der Kreislauf von Wachstum, 
Ernte und Verfall ein ums andere Mal, und verleiht der mittelalterlichen Stadt einen nachhal- 
tigen Charakter« (Girardet 1992: 44-5). 

Kurz, die Stadt des Mittelalters scheint ein Spiegel der Natur zu sein, eng 
dem Land und den natürlichen Kreisläufen verbunden. Verfechter einer 
nachhaltigen Stadtentwicklung wie z. B. die Bioregionalisten, die dem Reiz 
der mittelalterlichen Stadt erliegen, ignorieren dabei aber sowohl die Span- 
nungen, die sich daraus ergeben, daß die Städte in größere Regionen, 
Weltmärkte und globale Okosysteme integriert sind, als auch die Kehrseite 
nämlich das nicht gerade hygienische tägliche Stadtleben. Die Stadt des 
Mittelalters war, wie Harvey bemerkt, »dazu gezwungen, nachhaltig zu 
sein..., weil sie gar keine andere Wahl hatte« (1996: 44). 

In der frühen Industriestadt oder der Stadt in der Phase der »formalen Ver- 
städterung« (Hassenpflug 1993: 167-169) scheint sich dieses Verhältnis 
umzudrehen. Sie gibt vor, ihre Abhängigkeit von natürlichen Metabolismen 
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abzuwerfen, und vereinnahmt die menschliche und nicht-menschliche Na- 
tur mit einer noch nie dagewesenen Geschwindigkeit. Von den englischen 
Midlands des 19. Jahrhunderts über die Industriegebiete Ostdeutschlands 
bis hin zu den neuindustrialisierten Zentren Brasiliens, Mexikos und Ko- 
reas haben Industrialisierung und Kapitalisierung Natur, Umwelt und 
Landschaft in einem Ausmaß extermalisiert und objektiviert, daß sie nur- 
mehr als Futter für die Industriemaschinerie anmuten. Dies ist die Periode 
extensiver Akkumulation. Die Industrialisierung zerstört tendenziell die 
physische Natur, während die Reproduktion des Proletariats durch nicht- 
kapitalistische Formen des gesellschaftlichen Verhältnisses zur Natur wie 
z.B. Subsistenzwirtschaft und Großfamilien gesichert wird. Wenn in dieser 
Phase Parks vorgeschlagen und Gartenstädte geplant werden, so geschieht 
dies im Hinblick auf sozialräumliche Hygiene und als Maßnahme gegen die 
vollständige Zerstörung jeglichen Lebens in der und um die Stadt herum. 

In der Periode »absoluter Verstädterung« (Hassenpflug 1993: 170-172), die 
sich (in Nordamerika und Westeuropa) über den Großteil dieses Jahrhun- 
derts erstreckt, war die fordistische Stadt durch intensive Akkumulation 
charakterisiert, die einen Kreislauf von Massenproduktion und Massenkon- 
sum mit sich brachte, der durch die makroökonomische Politik des keynes- 
ianischen Staats gesteuert wurde. In dieser Zeit wurde das gesellschaftliche 
Verhältnis zur Natur weiter unter die Vorherrschaft des Kapitals gebracht. 
Im Zeitalter des manikürten Vorgartens und des Kunstrasens wird die mate- 
rielle Natur selbst unwichtig, und die materielle Interaktion von Mensch 
und Natur durch ideelle und ästhetische Formen der Interaktion ersetzt 
(Fowler 1992). Tatsächlich ist dies die Grundlage, auf der die Rekonstruk- 
tion von Natur als einer eigenen Entität vonstatten geht. Die Trennung von 
Stadt und Land etabliert Natur als eigenständige Größe, als einen Ort, der 
ausgebeutet, auf dem herumgetrampelt und der bewundert werden kann. 

So scheint es zumindest. Die Überlebensgrundlagen des Menschen in der 
Stadt haben sich vom Leben in der Stadt abgelöst. Landwirtschaft wird wo- 
anders betrieben (und verliert aus makroökonomischer Sicht an Bedeutung, 
Hassenpflug 1993: 170), der Tourismus eröffnet Natur an fremden und 
exotischen Orten, und Kinder trinken Milch, die aus rechteckigen Kartons 
kommt, Wie wir weiter unten erörtern werden, entwirft die Trennung von 
Stadt und Natur im Fordismus letztere tatsächlich als einen kulturellen Ar- 
tefakt, der über symbolische Handlungen seinen Weg zurück in die Stadt 
findet. 

Das Automobil als ein Schlüsselgut fordistischer Produktion und Konsum- 
tion ermöglicht es, den Stadtraum zu vergrößern, Dörfer und Weiler einzu- 
beziehen. 


»Die absolute Verstädterung vollendet die Transformation von Traditionalität in Informalität. 
Von den ehedem integralen, oikistischen Lebenszusammenhängen und Naturbezügen bleiben 
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nur systemkompatible Elemente der Schatten und Eigenarbeit, der Selbsthilfe und Selbstver- 
sorgung in Freizeit, Familie und lokalen Gemeinschaften.« (Hassenpflug 1993: 1718, Herv. i. 
Orig.) 

Die natürliche Grundlage des Fordismus sind fossile Energieträger: Was 
die Menschen essen, was ihre Nahrung enthält, was mit Abfall und Abwas- 
ser geschieht, sind Fragen, die eher unwichtige, technische Details betref- 
fem - so lange nur das Öl fließt, vor allem in die Benzintanks unseres Au- 
tos. Die Ersatznatur der Vorstädte hat, trotz ihres Bezugs auf die ländliche 
Natur, die Lebenslinien industrieller Naturformen auf weit voneinander ent- 
fernten Kontinenten etabliert. Von den Ölfeldern im Mittleren Osten zu den 
Weinbergen Chiles, von der hochtechnisierten Landwirtschaft Kanadas bis 
zu den Mülldeponien Westafrikas hat die fordistische Stadt ein impenialisti- 
sches Verhältnis zwischen Stadt und Natur hervorgebracht, das den ge- 
samten Globus umspannt. Es erlaubt der Natur, sich ausschließlich nach 
den Bedingungen von Kapitalismus und Industrialismus zu reproduzieren. 
Wie aber wird Natur in der postfordistischen Stadt und im Zeitalter flexi- 
bler Akkumulation und »reflexiver Verstädterung« produziert (Hassenpflug 
1993: 172-174)? Wie wir an anderer Stelle argumentiert haben, erscheinen 
die heutigen Städte »polyzentrisch, flexibel und global« (Keil/Ronneberger 
1994: 138). Nachdem Natur nahezu überflüssig gemacht worden ist, hat sie 
sich durch die Hintertür wieder eingeschlichen, wenn auch, wie Hassen- 
pflug schreibt, in einer »inszenierten« Form oder, um mit Baudrillard zu 
sprechen, in Form eines »Simulacrums«. Dies ist aus zwei Gründen zutref- 
fend. Zum einen findet die postfordistische Urbanisierung mehr denn je au- 
Berhalb der traditionellen urbanen Zentren statt, und dies sowohl im regio- 
nalen Sinne (in Silicon Valley eher als in San Franciso, in Oakland County 
eher als in Detroit, vgl. Bloch 1994) als auch im intraregionalen Sinne (in 
Satellitenstädten jenseits der vormals anerkannten Grenzen der städtischen 
Zentren). Städte wachsen dort, wo vorher keine waren. Im Gegensatz zur 
fordistischen Suburbanisierung hat diese »Exurbanisierung« nicht nur Ar- 
beitsplätze und Unterkünfte, sondern ganze Städte und Zentren aufs Land 
gebracht, - wenngleich sie letztere nicht unbedingt näher an die Natur ge- 
führt hat. Postfordistische Urbanisierung ist selbstverständlich keineswegs 
'neutraler' und es gibt durch sie auch nicht mehr wirkliche, reine Natur auf 
dem Land. Aber räumlich und symbolisch ist der Postfordismus durch die 
»Evokation« (Anrufung) von Natur charakterisiert. 

Natur wird in der postfordistischen Stadt wieder etabliert, als immanenter 
Bestandteil der neuen urbanen Ordnung neugeschaffen. Als ob es das Ziel 
der Planer heutiger Städte sei, alle bisherigen Modelle gesellschaftlicher 
Beziehung zur Natur zu orchestrieren und miteinander zu verbinden, gibt 
die postfordistische Stadt - ungeachtet unzähliger Widersprüche - vor, alles 
zu haben: unterschiedlichste Landwirtschaft innerhalb und außerhalb der 
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Stadtzentren stehen in Konflikt mit der unaufhörlichen Neuindustrialisie- 
rung im Umkreis der Städte; »Schornstein-Industrien« werden durch sog. 
»saubere Industrien« ersetzt; Grünanlagen beherbergen Bürogebäude, in 
denen über unzählige giftige Chemikalien entschieden wird; die Suburbani- 
sierung nimmt ungehindert zu und verschlingt erstklassiges Nutzland an 
den Stadträndern; und die Nahrungsmittelproduktion hat das Neuland der 
biogenetischen Manipulation betreten. 

Die europäisch geprägte Wahrnehmung, in Nordamerika gäbe es eine un- 
endliche Menge verfügbaren Landes und eine »von Geschichte und Kunst 
unberührte Naturlandschaft« (Leo Marx, zit. in Garreau 1991: 389), hat 
vielleicht zu einer falschen Illusion geführt: daß Urbanisierung und natürli- 
che Umwelt in Einklang miteinander gebracht werden könnten, ohne dabei 
auf historische Muster der Urbanisierung zurückzufallen; das Land urbani- 
sieren zu können, ohne es seines natürlichen Charakters zu berauben. Wie 
Andrew Ross (1994: 14) und andere vor ihm bemerkt haben, ist diese Vorstel- 
lung nichts neues. Es lohnt sich aber, sie hier noch einmal anzuführen, da Gar- 
reau von der besonderen Beziehung von »edge cities« und »edge natures« 
spricht (wenn man es denn so bezeichnen kann), und er bemüht ist, alte My- 
thologien des amerikanischen Gesellschaftscharakters und des Verhältnisses 
der Amerikaner zur Natur in seinen Entwurf einer fortschrittlichen Stadt zu 
integrieren. Indem er dies tut, startet Garreau den Versuch, Stadt und Natur 
zu »vereinigen« und, wie Ross formuliert, »die unauflöslichen Widersprüche 
zwischen einer ländlich geprägten und einer geschäftsorientierten Zivilisati- 
on aufzulösen«. Die Reintegration von Natur und Urbanisierung ist heutzu- 
tage ein Modethema in der populären Literatur über neue Stadtformen in den 
Peripherien der Metropolen geworden. Joel Garreau vertritt diese Position 
am deutlichsten in seinem Hauptwerk Edge City (1991: 390): 


»Die Frage ist ob die Kräfte der Bewahrung und die Kräfte des Wachstums irgendwann auf 
irgendeine Art versöhnt werden können. Können die gärtnerischen Aspekte dessen, was wir 
tun, verstärkt, und gleichzeitig die teuflische Geißel in die Schranken gewiesen werden, die 
das Land verschmutzt, die Schulen überfüllt, freien Raum verschlingt, zum Verkehrchaos 
führt, und nichts weiter hinterläßt als eine Fast-Food Krise der Seele?« 


Wie Garreau richtig bemerkt, hat die »Edge City« die alte Vorstadtlösung 


(Walker 1981) als ungenügend hinter sich gelassen, weil Suburbia lediglich 
»dazu dienen sollte, den Zeugnissen der Entwurzelung von Umwelt und 


1  Interessanterweise halten in dieser Periode der Hyperurbanisierung (in der alles unter 
dem Begriff der Urbanisierung subsumiert wird) »wilde« oder »natürliche« Praktiken 
Einzug in den städtischen Alltag. Nur zwei Beispiele seien hier genannt: Zum einen die 
Wiederentdeckung von Spuren frühgeschichtlicher Kulturen bei Ausgrabungen in den 
Städten, wie sie von Jane Jacobs (1995) sehr gut beschrieben worden ist. Zum anderen 
die Flut von künstlichen Kletterwänden oder überdachten Beach-Volleyball Einrichtun- 
gen, so daß mit Bergsteigerausrüstungen bewehrte Städter Toronto und Vancouver hori- 
zontal mit Windjacken und Rücksäcken durchstreifen. 
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Gesellschaft der ersten hundert Jahre der Industrialisierung zu entkommen - 
den Betrieben und den Slums« (Garreau, 1991: 399). Dieser Glaube in die 
Integration von Natur und Stadt in Edge City, die »Reintegration aller 
Funktionen - einschließlich der urbanen des Arbeitens, Handels, Lernens 
und Erschaffens - in die ehemals vorstädtischen Landschaften, die schließ- 
lich zu den freundlichsten gehören, die in diesem Jahrhundert erbaut wur- 
den« (1991: 399) - dieser Glaube kann jedoch hinsichtlich der ökologischen 
Erfordernisse nicht überzeugen. Es ist durchaus nicht klar, ob Edge City 
(und andere außerstädtische Experimente wie der New Urbanism) einen 
einfachen Weg aus dem Dilemma einer funktionierenden Urbanisierung in 
der Natur weisen (zum New Urbanism, vgl. Lehrer/Milgrom 1996). 

In der fordistischen Periode war die industrielle Produktion eng mit ihrem 
Gegenstück, dem Massenkonsum, verwoben. Der industrielle Fortschritt 
fand in dieser Zeit seine alles umspannende räumliche Form: städtische Ge- 
schäftszentren, welche von einem Netz vorstädtischer Produktionssysteme 
und Konsumeinheiten umgeben waren, die wiederum durch Schnellstraßen 
und andere technologische Infrastruktur miteinander verbunden wurden. Im 
Postfordismus wird - ungeachtet der postindustriellen Rhetorik - der Indu- 
strialismus der vorhergehenden Phase zu seinem hyperindustriellen Höhe- 
punkt geführt, in dem alles und jedes mechanisch und in Massen produziert 
wird. Nur die Geographien haben sich geändert. Während sich die klassi- 
schen Industriegegenden überall zwischen Los Angeles und Detroit, zwi- 
schen Newcastle und dem Ruhrgebiet im Niedergang befinden, steigen In- 
dustrialisierung und Proletarisierung weltweit an, und im Griff des globalen 
Kapitalismus wird nichts dem Zufallsmuster einfacher Warenproduktion 
oder vorkapitalistischer Subsistenz überlassen. Selbst Handwerk und Subsi- 
stenzlandwirtschaft, die sich lange dem Zugriff der fordistischen Massen- 
produktion entzogen haben, sind in die industrielle Landschaft des globalen 
Kapitalismus integriert worden. Ebenso wie - weltweit - die Natur. 

Es ist deshalb kein Zufall daß just in dem Moment, in dem die Natur welt- 
weit dem Kapital untergeordnet worden ist, die Stadtplaner und Städtebauer 
in Nordamerika die »Natur« als die wirkliche Substanz entdeckt haben, 
mittels derer und in der das Urbane entsteht. 


»Ökologie spielt heute eine zentrale Rolle bei der institutionellen und symbolischen Moderni- 
sierung von Kapital. Das gleiche gilt für Diskurse über urbane Nachhaltigkeit und 'ökologi- 
sche’ Planung, deren Ziel es ist, die kapitalistische Urbanisierung der Zukunft neu zu ordnen 
und zu rationalisieren. Die Politik und die diskursiven Strategien nicht nur politisch domi- 
nanter Kräfte, sondern auch eine ganze Reihe reformistischer Initiativen verbinden 'Stadt' mit 
"Ökologie' und beides mit der Produktion urbanen Raums« (Kipfer et al. 1996: 5). 


Die domestizierte Natur der fordistischen Vorstadt reicht dafür aber nicht 
mehr aus. So begegnet man in aktuellen Debatten über die Stadt und ihre 
Umgebung häufig dem Argument, daß Planung und Design vermehrt der 
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örtlichen Topographie angepaßt werden sollten. Heute wird Urbanisierung 
zunehmend nicht mehr gegen Natur und Ökolologie konzipiert, sondern mit 
ihnen. »Der Wachstumsdiskurs wird in einer Form wiedergeboren, die sich 
zunehmend Aritisch gegenüber dem Wachstum äußert, um es lokalen Poli- 
tikern und Planern zu ermöglichen, an ihm festzuhalten« (Keil/Ronneberger 
1994: 164). Kurz, die üblicherweise als Widerspruch aufgefaßte Dichoto- 
mie von Stadt und Umwelt erzählt nur einen Teil der Geschichte. 'Natur' 
wird nicht mehr aus der Stadt ausgeschlossen, sie wird vielmehr zu einem 
Schlüsselelement in der heutigen Ära städtischen Wachstums. 

Was aber in diesen Appellen an 'Natur' selten berücksichtigt wird, ist die Tatsa- 
che, daß das, was als 'lokal' gilt, im Kontext des Urbanisierungprozesses be- 
ständig neu definiert wird. Zwar bilden die topographischen, klimatischen 
und ökologischen Bedingungen des jeweiligen Ortes die Grundlage jeder 
Planung oder Neuordnung von Städten, allerdings muß auch der Globalisie- 
rungsprozeß berücksichtigt werden, der unsere Stadtstrukturen verändert, 
Globalisierung verändert die Bedeutung des Lokalen, und dies schließt auch 
die örtliche 'Natur' mit ein. Wir müssen deshalb erkennen, daß das Klima 
und die Topographie der örtlichen Natur zwar bestimmte Grenzen auferle- 
gen, aber ein zu eng gefaßtes Konzept von lokaler Umwelt irreführend ist. 
Auch der Begriff »Landschaft« muß unter diesem Aspekt überdacht wer- 
den. Ist Landschaft eine erstarrte Form menschlicher Praxis oder eine vor- 
gegebene Qualität des Ortes selbst, an den der Urbanisierungsprozeß mit- 
tels ökologischer Planung angepaßt werden sollte? Wenn wir der Auffas- 
sung sind, daß Landschaften größtenteils ein Produkt menschlicher Praxis 
darstellen, dann müssen wir uns Erfahrungen und Praktiken zuwenden, wie 
sie gegenwärtig in den Städten zu finden sind. Gesellschaftliche Gruppen 
und Individuen tragen eine Vielzahl unterschiedlicher Vorstellungen an die 
städtische Natur heran. Diese reichen von fundamentalem Konservativis- 
mus bis hin zur Freizeitgestaltung der Konsumenten und resultieren in 
»verschiedenen Wahrnehmungen des Raums, die sich gegenseitig wider- 
sprechen und die Legitimation des anderen in Frage stellen« (Keil/Ronne- 
berger 1991). Die gegenwärtigen Restrukturierungsprozesse führen zu einer 
dramatischen Veränderung der urbanen Landschaft und dem Verhältnis von 
Stadt und Natur. Der Postfordismus bringt ganz neue Industrie- und Kon- 
sum-Landschaften mit sich: Die Entstehung von globalisierte Ökonomien 
und »world cities« hat Teile weit entfernter Landschaften und Ökologien in 
lokale Landschaften und Naturformen transformiert. 


3. Restrukturierung von Natur und Urbanität: Das Beispiel Toronto 


Die unterschiedlichen Dimensionen des Verhältnisses von Natur und Stadt 
in Toronto werden wir anhand der von Henri Lefebvre (1991: 38-39) vor- 
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genommenen Unterteilung in räumliche Praktiken, Repräsentation von 
Raum und Repräsentationsräumen darstellen. David Harvey (1989: 218- 
219) hat dieses Modell folgendermaßen zusammengefaßt: räumliche Prak- 
tiken beziehen sich auf »physische und materielle Ströme, Austauschpro- 
zesse und Interaktionen die in und durch den Raum stattfinden, um Pro- 
duktion und soziale Reproduktion zu sichern«; Repräsentation von Raum 
umfaßt alle Zeichen und Bedeutungen, alle Codes und alles Wissen, die es 
ermöglichen, über solche materielle Praktiken zu sprechen und sie zu ver- 
stehen; Repräsentationsräume sind »mentale Erfindungen..., die neue Be- 
deutungen und Möglichkeiten für räumliche Praktiken entwerfen«. 

Im folgenden werden wir zunächst die räumlichen Praktiken, wie sie bei 
der Reform der Stadt- und Regionalplanung in Süd-Ontario zu beobachten 
sind, darstellen; danach die Repräsentationen des Raums am Beispiel der 
Planung der Gemeinde von Vaughan. Schließlich werden wir uns Reprä- 
sentationsräumen zuwenden, wie sie sich in der Vermarktung neuer Wohn- 
gebiete in den Vorstädten Süd-Ontarios manifestieren. 


Modernisierung der Stadtplanung nach dem Fordismus 


Während der letzten Dekade regionaler Restrukturierung in Toronto wur- 
den Natur und Ökologie durch eine Reihe von Reformen zu wesentlichen 
Bestandteilen der lokalen Entwicklung gemacht (vgl. Todd 1995; Caulfield 
1994; Sewell 1993). Städtische Reformprozesse finden in Kanada unter be- 
sonderen Bedingungen statt, da die Provinzregierungen die administrativen 
und gesetzlichen Rahmenbedingungen der örtlichen Planung weitgehend 
vorgeben. Dies kann zu erheblichen Spannungen führen. Als jüngstes Bei- 
spiel sei hier auf die Bürgerproteste gegen den von der extrem neoliberalen 
Regierung der Provinz Ontario im Jahre 1996 vorangetriebenen Zusam- 
menschluß der sechs zentralen Bezirke von Toronto verwiesen. Diese Zu- 
sammenlegung wurde als undemokratisch im Verfahren (da sie ein Refe- 
rendum, in welchem der Plan abgelehnt wurde, ignorierte) und als unge- 
recht in der Sache (da sie mit einer Neuordnung des lokalen Steuersystems 
verbunden war, die sich gegen die Innenstädte und gegen die Armen rich- 
tete) empfunden. Trotz eines breiten und andauernden Widerstandes gegen 
das Vorhaben setzte die konservative Provinzregierung eine nur leicht mo- 
difizierte Variante ihres ursprünglichen Planes durch. 

Solche Kontexte des »lokalen Staates« bilden den Rahmen der andauern- 
den regionalen Restrukturieung. Darüberhinaus wurde der größte Teil der 
Provinz Ontario Ende der 80er Jahre durch eine schwere ökonomische Kri- 
se erschüttert. Einige Autoren sehen in dieser Periode eine Anpassung der 
städtebaulichen Praktiken an »postfordistische urbane Formen« oder die 
Erweiterung sozialräumlicher Regulation, die es ermöglicht, aus einem 
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Netzwerk mittelgroßer Städte eine Art von »Metropolis« zu machen 
(Lipietz 1992: 103-8). Für andere, wie z.B. Pierre Filion, der das kanadi- 
sche Beispiel von Kitchener, Ontario, anführt, stellen die neuen räumlichen 
Praktiken eine »fordistische Urbanisierung in der Krise« (1995: 61) dar - 
eine Perspektive, die sich auf die Gleichzeitigkeit fordistischer und postfor- 
distischer Stadtstrukturen und -formen insbesondere ım Bereich des Ver- 
kehrs und der künstlichen Umwelten stützt. Die neuen Regulationsformen 
in der Region von Toronto lassen sich vielleicht am besten als »neofordi- 
stisch« bezeichnen (Painter 1995: 278-80); womit der postfordistische An- 
spruch, eine weniger destruktive Stadtform zu verwirklichen, explizit zu- 
rückgewiesen wird. 

Die Entstehung eines »öko-modernisierten» Akkumulationsregimes im 
Stadtgebiet Torontos läßt sich insbesondere anhand der Arbeit der »Royal 
Commission on the Future of Torontos Waterfront« (RCFTW) darstellen. 
Royal Commissions stellen eines der beliebtesten Instrumente der kanadi- 
schen Regierung dar, öffentliche Politik zu untersuchen, zu bewerten und 
zu vertreten. Meistens haben sie dazu beigetragen, die öffentliche Diskussi- 
on und gesellschaftliche Lernprozesse anzuregen. Die RCFTW war erst die 
zweite Kommission in der Geschichte Kanadas, die Bundesstaat und Pro- 
vinzen an einen Tisch brachte. Nach dem Abschlußbericht der Kommission 
1992 wurde sie als »Waterfront Regeneration Trust« zur festen Einrich- 
tung. Die RCFTW wurde zum Vorreiter einer neuen städtischen Ordnung, 
die Wachstum und Akkumulation nicht unabhängig, sondern in direktem 
Zusammenhang mit Natur sieht. Die Vorstöße der Kommission in Richtung 
einer »Öko-Modernisierung« waren aber die Folge des Auftrags, der ihr 
1988 erteilt wurde, Vorschläge bezüglich des bedeutenden staatlichen 
Landbesitzes in Torontos Hafenviertel zu entwickeln. Vor allem im Zu- 
sammenhang mit der Verwertung der im Bundesbesitz befindlichen Areale 
gab es zahlreiche Auseinandersetzungen mit den Einwohnern über die 
Verwendung verseuchter Grundstücke, bestimmte Bauvorhaben und der öf- 
fentlichen Nutzung der Grundstücke (Desfor/Goldrick/Merrens 1989). 

Die Kommission wurde von David Crombie, einem ehemaligen Bürger- 
meister von Toronto geleitet. Nach dem ersten Bericht der Kommission, 
wurde ihr Zuständigkeitsbereich erweitert und in eine gemeinsame königli- 
che Kommission überführt, in der Abgeordnete der Provinz und des Staates 
vertreten waren. Zur gleichen Zeit, am 17. Oktober 1989, verabschiedete 
Ontario ein Entwicklungsmoratorium für einige Zentren der Region, »um 
zu verhindern, daß Entwicklungen in Gang gesetzt werden, bevor entschie- 
den werden kann, was für Mensch und Umwelt angebracht erscheint, und 
um Wege zu finden, die Quellflüsse und Flußtäler von den Oak Ridge- 
Moränen bis zum Lake Ontario dauerhaft zu schützen« (RCFTW 1992: 11) 
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- ein Gebiet, das im wesentlichen den Grenzen des Großraums Toronto ent- 
spricht. 

Durch ein erweitertes Mandat und ein Moratorium der außerstädtischen 
Entwicklung in der Nähe der Moräne übernahm die Kommission eine Rolle 
als Podium der öffentlichen Meinung, indem sie normative, moderne An- 
sätze für eine umfassende Planung formulierte und zwischen regionalen, 
lokalen und staatlichen Stellen vermittelte. Durch diesen Prozeß wurde ihr 
Ansatz einer Planung des Ökosystems zur latenten Kritik an der sozio- 
ökologischen Krise und den Nebenwirkungen der »konventionellen Pla- 
nung«. Der Ansatz bediente sich zudem neuer Methoden und Strategien der 
Geländeanalyse (RCFTW 1991a: 69-96), und entwarf ein knappes Manifest 
über die Prinzipien einer zeitgenössischen Verwaltung und Entwicklung 
von Städten. Die Kommission übernahm diese Prinzipien bei der Steuerung 
des lokalen politischen Netzwerks, den von ihr eingeleiteten waterfront 
partnership agreements, und bei ihrer Politik hinsichtlich der Regeneration 
der regionalen Ufergebiete (RCFTW 1991b). Diese breit unterstützten In- 
itiativen zielten auf eine behutsame Neuordnung der räumlichen Praktiken 
im Uferbereich ab. Dazu zählten Vorschläge zur Verbesserung der Wasser- 
qualität und der Abwasserentsorgung; ein Uferweg mit Verbindungen zu 
den Flußtälern und Schluchten; der Schutz von Feuchtgebieten und ande- 
ren, ökologisch bedeutsamen Gebieten; öffentliche Freiflächen; Zugang 
zum Ufer mittels öffentlicher Verkehrsmittel, Straßen, Rad- und Fußwege; 
naturerhaltende Maßnahmen; und Hinweise auf die zur Bereitstellung von 
günstigem Wohnraum notwendigen politischen Maßnahmen. 

Crombies zurückhaltende Kritik an der zunehmenden Urbanisierung führte 
zur Einsetzung einer der Provinz unterstehenden Kommission zur Planung 
und Entwicklung Ontarios: Diese Kommission unter Leitung von John Se- 
well war ein bescheidener Versuch seitens der New Democratic Party 
(NDP), die die Provinz von 1990-1995 regierte, Prinzipien der ökologischen 
Modernisierung als einen festen Bestandteil der Steuerung räumlicher Prak- 
tiken zu implementieren. In dieser Reformphase wurden Gesetze verab- 
schiedet, die auf eine kompakte Entwicklung abzielten, und die versuchten, 
sich problematischen kulturellen Themen rund um den Begriff des 'natürli- 
chen Erbes’ zu stellen: So z. B. der Bewahrung von Farmland, bedeutenden 
Landschaften, Aussichtspunkten, Höhenzügen, grünen Korridoren und Ufer- 
bereichen. Die NDP-Regierung hatte einen gesetzlichen Rahmen verab- 
schiedet, demgemäß Neuansiedlungen von der Provinz gebilligt werden 
mußten, und der »strenge Richtlinien zum Schutz von fruchtbarem Acker- 
land und Naturlandschaften einschloß« (Saunders 1996: A6). Diese erwei- 
terte Form der Steuerung traf bei der Industrie auf scharfen Widerstand. Ein 
Zeitungsartikel zitierte John Bousfield, den »Vater einiger der bekanntesten 
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Vorstädte Kanadas«, wie folgt: »Sie waren zu weit gegangen. Die Roten 
Garden waren an der Macht« (Saunders, 1996: A6). In den übriggebliebenen 
Bezirken der fordistischen Ära vervollständigte dieser Diskurs über zeitge- 
nössische. Planungsentwürfe den Restrukturierungsprozeß und trieb einen 
grünen Keil (Crombies Uferweg läuft parallel zum Westufer des Ontario- 
Sees) in eine immer größer werdende Fläche rostender Industrielandschaften 
im Großraum Toronto und entlang des Seeufers. »Natur« im Sinne dieser 
neuen Modernisierer und des gegenwärtigen Akkumulationsregimes, erwies 
sich als äußerst wirksam bei der Mobilisierung von Zustimmung zu einer nie 
dagewesenen Reihe von Reformen der Landnutzung in diesen historischen 
Gegenden - während gleichzeitig der Bau von Autobahnen und die Urbanı- 
sierung am Rande Torontos weiter zunahmen. Dies verlieh dem Konzept des 
»flexspace« (Lehrer 1994) einen »Hauch von Natur« - ein Konzept, daß eine 
zunehmende Flexibilisierung der Raumnutzung und eine begrenzte Entdiffe- 
renzierung städtischer Funktionen beinhaltet. 

Diese die räumliche Praxis betreffenden Gesetzesinitiativen wurden zwar 
hinsichtlich ihrer Fähigkeit, die Umwelt zu schützen und das städtische 
Wachstum zu begrenzen, scharf kritisiert, sie gaben ihren Verfechtern aber 
ein Instrumentarium an die Hand, mit dem sich Planung und Entwicklung 
in der Region Toronto kohärenter gestalten ließ. Der sich über acht Jahre 
erstreckende Versuch, die Stadtentwicklung gesetzlich in den Griff zu be- 
kommen, und die Spannungen beim Entstehen einer Weltstadt zu 'naturali- 
sieren', stellte aber letztlich nur ein kurzes (14-monatiges) Intermezzo auf 
dem Weg zu einem neo-fordistischen Toronto dar. Die Reformen wurden 
1996 zurückgenommen, fast ein Jahr nach dem Beginn der »common sense 
revolution« unter der neuen Regierung der Progressive Conservative Party 
in Ontario. Deren abgespeckte Version der Steuerung räumlicher Praktiken 
auf lokaler Planungs- und Entwicklungsebene, in denen Natur höchstens in 
symbolischer Form vorkommt, bezeugen die geschichtliche Macht der 
Grundbesitzer und ihrer lokalen Wachstums-Koalitionen darüber zu ent- 
scheiden, was als »ökologische Modernisierung« gilt. 

Diese unterschiedlichen und umstrittenen Konzepte einer Planungs- und 
Entwicklungsreform zeigen, daß es verschiedene Wege einer Öko-Moder- 
nisierung gibt, was allen simplizistischen Vorstellungen einer technokra- 
tisch forcierten, nachhaltigen Stadtentwicklung widerspricht. Der jüngste 
und sichtbarste der Versuche, der städtischen und regionalen Entwicklung 
ein grünes Kleid zu verleihen, wurde mit dem Versuch gemacht, mittels ei- 
nes ökologisch verpackten Projektdesigns, Toronto in den Wettberwerb um 
die olympischen Sommerspiele 2008 zu bringen. Ein ehrgeiziger Plan, der 
auf den vorhergehenden Versuchen einer ökologischen Modernisierung 
seitens der RCFTW und des Waterfront Regeneration Trust basiert. 
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»FlexCity«: Urbanisierung und die neue Ordnung der Stadt 


Seitdem sich die Wogen um Ontarios vereinzelte Versuche, die lokalen 
räumlichen Praktiken auf neue Bahnen zu lenken, etwas geglättet haben, 
haben öko-modernisierte Regulationsformen für den gegenwärtigen Ent- 
wicklungsboom an Torontos peripheren Zentren nicht nur rhetorisch, son- 
dern auch materiell eine wichtige Rolle gespielt. An Orten wie dem 
»FlexCenter« Vaughan bedient sich die neue Stadtordnung des Diskurses 
über Natur und Urbanisierung nicht nur hinsichtlich ihres eigenen Selbst- 
verständnisses, sondern auch als Instrument im Stadtmanagement (vgl. 
Jahn 1996: 97f). Wir beziehen uns hier auf Vaughans neuen, umfassenden 
Plan zur Jahrtausendwende (Official Plan Amendment 400 [OPA 400], vgl. 
City of Vaughan 1993, 1995), der ein überaus wichtiges Beispiel für To- 
rontos öko-modernisiertes Akkumulationsregime darstellt. Da der Plan die 
Abstimmungsgremien auf Pronvinzebene noch vor der Implementierung der 
NDP-Gesetzesinitiative vom März 1995 durchlief, die der außerstädtischen 
Entwicklung strenge Grenzen setzte, umging er nahezu vollständig die be- 
scheidenen Kontrollversuche. Somit war die ohnehin abgespeckte Version 
der Planungs- und Entwicklungsreform des OPA 400 geradezu prophetisch 
auf eine nach-sozialdemokratische Planungsära ausgerichtet und setzte so- 
mit Maßstäbe für andere »FlexCenters« am Rand des Großraums Toronto. 
OPA 400 stellte den Versuch dar, unter den lokalen Planungs- und Ent- 
wicklungspraktiken »aufzuräumen«. Er war mit dem raschen Aufstieg 
Vaughans zu einem Herstellungs-, Verteilungs-, Einkaufs- und Bauzentrum 
innerhalb der regionalen Ökonomie verbunden - ein über 30 Jahre dauernder 
Prozeß, der durch Flexibilisierung, Globalisierung und eine unersättliche, lo- 
kale Wachstumskoalition ermöglicht wurde. Vaughans Vielzweck-Frachtter- 
minals stellen einen der wichtigsten Zugänge zum regionalen Herstellungs- 
und Verteilungsnetz dar, das wiederum 77% der gesamten Handelswirtschaft 
Torontos umfaßt. Während Vaughans größter Arbeitgeber die Paramount 
Canada Wonderland Inc. ist, ein Disneyland ähnlicher Themenpark mit 
3200 Teilzeitjobs, stellen Produktionsbetriebe 36,2% der gesamten örtlichen 
Unternehmen, und bieten 18.060 Menschen Arbeit (York Region 1995). Zu- 
lieferbetriebe für die Automobilindustrie bilden den Hauptbestandteil dieses 
Sektors, mit 38 Firmen und 7144 Beschäftigten (City of Vaughan Business 
and Office Directory: 1993-4). Darunter ist auch Magna International, das 
weltweit führende Produktionskonsortium für Fahrzeugteile; mit 34 Nieder- 
lassungen und 8.000 Beschäftigten das größte im Großraum Toronto. 
Während dieses 30-jährigen Wachstumsprozesses wurde das ländliche Bild 
einer klar konturierten Stadtgrenze durch die Erschließung von 3326 Hek- 
tar flexiblen Raums und massive Suburbanisierung (die Bevölkerungszahl 
stieg von 25.000 im Jahr 1981 auf 111.000 im Jahr 1991) drastisch verän- 
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dert. All dies fand auf der hydrogeographisch äußerst empfindlichen Fläche 
am Südhang des Oak Ridge Moraine Complex (ORMC) statt, einem be- 
deutenden Quellflußgebiet, das wichtige Flüsse in der Region versorgt. 
Nach zwei Jahrhunderten landwirtschaftlicher Nutzung, Bodenausbeutung, 
Kanalisierung und Urbanisierung haben die Wassermenge und -qualität im 
160 Quadratkilometer großen Gletschergebiet einen »kritischen Punkt« er- 
reicht (Howard et al. 1996). Vaughans Pläne, die Agrarflächen und Morä- 
nengebiete des ORMC zu urbanisieren, sind beispiellos - zumindest seit 
rhetorisch die Kompatibilität von urbanen Entwicklungsstrategien und 
Umweltschutz propagiert wird. 

Zumindest, so könnte man annehmen, signalisiert eine solche Rhetorik eine 
entscheidende Abkehr von den konventionellen räumlichen Praktiken. Weit 
gefehlt. Vaughans Wachstumskoalition definierte ihren »ökosystemischen 
Ansatz« zur Suburbanisierung des Südhangs durch OPA 400, der 2611 
Hektar Land hauptsächlich für gering verdichtete Wohnungsprojekte vor- 
sah. Normative Konzeptionen für ökosystemisches Planen blieben aber un- 
verbindlich, obwohl ernsthafte Versuche, solche Konzepte in die Stadtent- 
wicklung einzubinden, seitens der Wissenschaft, des Ressourcen-Manage- 
ments, der Park-Planung und in öffentlichen Foren wie der RCFTW zu be- 
obachten sind (Tomalty et al. 1994: 4-7). Ökologische Planung ist auch mit 
utopischen Planungsinitiativen gleichgesetzt worden, von grünen Städten, 
Bioregionalismus und gesunden Städten bis hin zur Öko-Stadt und zum 
Öko-Dorf. Das einzige Element, das all diesen Initiativen gemein ist, ist ih- 
re Betonung der Ganzheitlichkeit, die auf holistischen, system-orientierten 
Ansätzen einer umweltgerechten Planung beruht. Im Falle von Vaughan 
verband die Wachstumskoalition ihren ökosystemischen Ansatz mit einigen 
der moderateren Strömungen des »New Urbanism« wie z.B. der Entwick- 
lung traditioneller Nachbarschaften (»traditional neighourhood develop- 
ment«). Vaughans Version der ökosystemischen Planung aber bleibt ein 
Hybrid aus fordistischen und postfordistischen Vorstellungen von Öko- 
Modernisierung, und resultiert in einer Mixtur verschiedenster Praktiken: 
Garden City trifft auf Levittown, Ford auf Calthorpe, Geddes auf Moses, Le 
Corbusier auf Duany und Berg auf die Chicago School. 

Die Art und Weise wie Vaughan mit »ökosystemischen Grenzen« und dem 
Ziel, die Natur in der Planung zu berücksichtigen, umgeht, ist äußerst wi- 
dersprüchlich. Die Grenzen und Kontrollmöglichkeiten einer einge- 
schränkten Stadtentwicklung, die der Plan vorsieht, spiegeln lediglich die 
Wachstumswäünsche der politischen Führungsriege Vaughans wieder. Zu- 
dem ıst OPA 400 nicht umfassend genug - er bezieht sich ausschließlich 
auf die nicht-urbanisierten Gebiete der Stadt. Die von OPA 400 in Bezug 
auf die agrarischen Südhänge und dem Rest des Möranenkomplexes gezo- 
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genen Entwicklungsgrenzen werden noch immer von Hydrogeologen, An- 
wohnern und Umweltschützern als ungenügend kritisiert. 

Ein anderer Bestandteil von Vaughans widersprüchlichem Entwurf zum Um- 
weltschutz sind die Konzepte zur Gemeindeplanung, die kaum mehr als einen 
»urbanen Wildwuchs in neuer Verpackung« darstellen (Lehrer/Milgrom 1996). 
Vaughans Widerstand gegen Kritik an städtischer Ausbreitung und ernst- 
hafte Versuche einer Änderung der räumlichen Praktiken wird an ihrem Ge- 
meindeentwicklungsplan deutlich. Weit davon entfernt, eine neue, 'ökologi- 
sche' Stadt zu entwerfen, stellen Vaughans Vorschriften zur Bevölkerungs- 
dichte lediglich eine andere Form der Produktion neofordistischer, städti- 
scher Natur und räumlicher Praktiken im Umland Torontos dar. Ungeachtet 
seiner Rhetorik bietet der Plan keine Finanzierungsvorschläge für Massenbe- 
förderungssysteme an; eine Tatsache, die angesichts des gegenwärtigen Ak- 
kumulationsregimes Vaughans »regionalem Massenbeförderungsplan« wohl 
eher symbolischen Charakter verleiht. Zudem gibt es keinerlei architektoni- 
sche Vorschriften zum Stadtdesign. Stattdessen formuliert OPA 400 (auf 
weniger als einer Seite) einige Ziele und Richtlinien, und überläßt die Details 
dem Planungsprozeß der einzelnen Straßenzüge sowie den Eigentümern und 
Unternehmern. Diese Richtlinien reichen von der »Ermutigung zu alternati- 
ven Entwicklungsstandards, die Möglichkeiten für Fußgänger und Radfahrer 
bieten, und die sicherstellen sollen, daß benachbarte Entwicklungformen 
physisch kompatibel sind und bereits existierende Entwicklungsbedingungen 
respektieren« bis hin zur »Sicherstellung, daß die Entwicklung der natürli- 
chen Landschaft angepaßt, und die natürliche Landschaftsform von Gebieten 
mit besonderen landschaftlichen Merkmalen geschützt und bewahrt wird«. 
Vaughans Gebietsplan zur Jahrtausendwende, mit seinem Aufgebot von 
Ansätzen zur Urbanisierung, kann kaum als Plan zur Erhaltung der Natur 
verstanden werden - insbesondere hinsichtlich der Südhänge der Moräne 
und der andauernden regionalen Krise der Wasserqualität und -quantität. 
Der Plan umfaßt Teile der übriggebliebenen Natur lediglich als Partikel ei- 
ner technologisch definierten, exurbanen Landschaft. Die neofordistische 
Form der »flexcity« fügt sich nahtlos in die Öko-Modernisierung der Stadt- 
planung im Großraum Toronto ein. 


Neue Wohngegenden 


Die Produktion von Natur an der nach-fordistischen Stadtgrenze Torontos 
zieht sich sowohl durch die räumlichen Praktiken der neueren Planungs- 
konzepte Ontarios wie auch durch die Repräsentationen des Raums der 
Planer und Entwickler in Vaughan. In den widersprüchlichen Konzepten 
der neuen Vorstädte, die über die nördlichen Landstriche verstreut sind, 


584 John Graham, Roger Keil 


entstanden Repräsentationsräume einer neuen Art, die auf ihre Weise die 
ontologische Kluft zwischen Natur und Raum widerspiegeln. Dies läßt sich 
an dem Verkauf von Wohnimmobilien demonstrieren. 

Lefebvre beschreibt die »Repräsentation von Raum«, als den Raum, der 
durch die mit ihm assoziierten Bilder und Symbole direkt gelebt, also 'be- 
wohnt’ und 'genutzt' wird (Lefebvre 1991: 39). Solche Bilder sind im Raum 
Toronto einerseits durch die Struktur von Vorstädten und Stadtzentrum ge- 
prägt, andererseits durch die potentiell utopischen oder auf Veränderung 
ausgerichteten Lebensräume, die aber mittels Subsumption unter die Kon- 
sumkultur längst trivialisiert worden sind. Vor diesem Hintergrund haben 
örtliche Unternehmer damit begonnen, die (Sub)Urbanisierung des grünen 
Gürtels um Toronto herum unter dem Schlagwort »Natur« zu verkaufen. 
Während die Zerstörung hochwertigen Nutzlandes ungehindert fortschrei- 
tet, und sich der wachsende Stadtraum in ökologisch wertvolle (und viel- 
leicht unersetzliche) Feuchtgebiete am Fuße der nacheiszeitlichen Oakridge 
Moräne hineinfrißt, bilden symbolische Naturzitate die Grundlage einer um 
sich greifenden Verkaufsmasche, die Fragmente einer 'grünen' Umwelt in- 
nerhalb eines urbanen, postfordistischen Lebensstils artikuliert. 

Das Zusammentreffen eines Rekord-Tiefs der Zinsen einerseits und eines 
Mangels an institutioneller Entwicklungskontrolle im nach-sozialdemo- 
kratischen Ontario andererseits hat zu einer explodierenden Verstädterung 
im Norden Torontos geführt. Der »gelebte« Raum dieser Verstädterung 
enthält aber einen Widerspruch: ökologische Systeme werden durch Ent- 
wicklungsinvestitionen in Natur ausgelöscht (Toronto Star 19.10.1996, 
Gl). Indem das kombiniert wurde, was Whatmore und Boucher (1993) die 
Warenerzählung und die Naturerzählung nannten, wurde Natur in dem 
Moment zum symbolischen Gegenstand des Entwicklungsdiskurses, in dem 
gleichzeitig Ängste bezüglich der Ausrottung ökologischer Systeme allge- 
genwärtig sind. Begleitet von privaten Infrastrukturmaßnahmen bei Stra- 
ßenbau, Kanalisation und Wasser, die schon längst die Restriktionen einer 
innerstädtischen Entwicklungslogik hinter sich gelassen haben, sind überall 
im Großraum Toronto außerstädtische Wohnprojekte entstanden. Edward 
Relph, der Torontos Wachstum mit »Wasser, das in immer größere Behäl- 
ter fließt« (1990: 15) verglichen hat, hat bemerkt, daß in der jüngsten Zeit 


»in den Randgebieten Torontos eine neue, ausufernde, unkoordinierte, polyzentrische Stadt- 
form Kontur gewonnen hat, in der sich High-Tech-Industrieanlagen, Fernverkehrsstraßen, hi- 
storische Überreste alter Kleinstädte, Felder, die ihrer Erschließung harren, Appartmentkom- 
plexe mitten im Nirgendwo und leere Korridore in Erwartung ihrer straßenbaulichen Er- 
schließung ein fröhliches Stelldichein geben« (1990: 74). 


Diese Veränderung der Stadtform spiegelt sich in den Verkaufsprospekten 
der örtlichen Erschließungsfirmen wider, in denen Naturräume als Orna- 
mente in einem nahtlosen Geflecht von Straßen und Wohnflächen erschei- 
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nen. Werbung für die neuen Wohngebiete bezieht sich explizit und in ihrer 
Bildwahl eindeutig auf das Verhältnis zur umgebenden Natur. So nimmt 
uns z.B. unter der Überschrift »Mattamy: Die Bäume sind's!« eine neuere 
Anzeige mit auf eine Hauskauf-Tour (Toronto Star, 28.1.1995: G5). Die 
Verkäufer überbieten sich bei dem Versuch, potentiellen Käufern von 
Wohnraum »Wohnen wie im Park«, Gemütlichkeit unter Bäumen und an 
Bächen, verzauberte Wälder und den Himmel auf Erden zu versprechen; 
weite Landschaften, »natürlich« richtige Preise, Grundstücke, von deren 
Größe man nur träumen kann, und auch die allgegenwärtige »total lifestyle 
golf course community« dürfen selbstverständlich nicht fehlen - Reihenfol- 
ge beliebig. Bezogen sich diese Beispiele auf die Vorstädte, so werden zu- 
nehmend sogar die innerstädtischen Räume als Artikulationsmöglichkeit 
urbaner Natur entdeckt. In einer jüngst erschienenen Anzeige für Wohnun- 
gen im Zentrum Torontos heißt es: »Eine umschlossene Enklave maßgefer- 
tigter Wohnungen, die sich an abgeschiedene Schluchten am Hügel an- 
schmiegt« (Anne Marie Males, Toronto Star, 12.4.1997: G]). 

Die angepriesenen Lebenstile werden den verschiedenen Gruppen je nach 
ihrer Position im Lebenszyklus angepaßt: den Rentnern, den Jugendlichen, 
den Erwachsenen. Es gibt Raum für Bäume, für die schönen Künste (wie die 
McMichael Kunstgalerie in Kleinburg), für High Tech (nahezu überall), und 
für ländliche Festivitäten (inklusive Rummelplätzen, Heuwagen-Ausflügen 
und Buttercremetörtchen). Der Wunsch nach Wohneigentum wird mit tradi- 
tionellen Familienwerten, Bildern von Gemeinschaft und dem kulturellen 
Erbe (einschließlich dem der Indianer) unterfüttert. In die Rhetorik der Fa- 
milienwerte werden suggestiv-erotische Bilder eingestreut die, wie in einem 
Falle, eine von Männern dominierte Natur (Golfplatz!) und eine nur leicht 
bekleidete Frau zeigen, die ihren golfspielenden Ehemann durch den Schlei- 
er eines Fenstervorhangs beobachtet. Die Darstellung des außerstädtischen 
Lebens mittels Natur integriert auch traditionelle Geschlechterrollen, wie sie 
seitens Konservativer schon immer als »natürlich« angesehen wurden. 

Die Konstruktion eines »Exurbia« produziert Natur nicht nur als eine Grün- 
fläche, die den Schauplatz für den städtischen Wildwuchs bildet, wie dies 
noch in der anti-städtischen Haltung des fordistischen Urbanismus zum 
Ausdruck kam; Natur wird vielmehr zu einem symbolischen Terrain, auf 
das urbane Lebensstile projiziert werden. Je stärker Natur als Ziel der Ka- 
rawane von Geländewagen und der sie begleitenden Welle städtischer 
High-Tech-Phantasien angerufen wird, desto mehr wird sie durch die Trok- 
kenlegung von Feuchtgebieten, die Planierung von Tälern und die Rodung 
von Wäldern bedroht. Die beschriebenen außerstädtischen Phänomene 
deuten nicht etwa auf ein Ende der Stadt hin; sie bedeuten vielmehr das 
Ende der Natur und die Geburt einer (anderen) Natur. 
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Wir wollten in diesem Aufsatz zeigen, daß Natur im Rahmen des gegenwär- 
tigen Urbanisierungsprozesses neu artikuliert wird. Am Beispiel Torontos 
wurde aufgezeigt, wie die Praktiken städtischer Planung und Entwicklung 
und wie die »gelebten Räume« Natur und Umwelt sowohl diskursiv als auch 
physisch rekonfigurieren. Während die Beispiele mehr oder weniger will- 
kürlich waren, zeigen sie doch typische Weisen, wie zum Ende dieses Jahr- 
tausends Natur und Umwelt in die Urbanisierungprozesse westlicher Städte 
reintegriert werden. Insbesondere ist man bereits im Planungsstadium, be- 
sonders der außerstädtischen Expansion dazu gezwungen, ökologische Ge- 
sichtspunkte zu berücksichtigen. Auch stellen die mit dem exurbanen Woh- 
nen verbundenen Bilder die Verbindung von menschlichem und natürlichem 
Lebensraum her. In der postfordistischen Stadt ist Natur zu einem bestim- 
menden diskursiven Element der Produktion städtischen Raums geworden. 
Allerdings stellte keiner der drei untersuchten Fälle eine radikale, grundle- 
gende ökologische Alternative” zur »Natur« dar, wie sie von der Urbanisie- 
rung vergangener Dekaden hervorgebracht wurde. Die Krise in den gesell- 
schaftlichen Naturverhältnissen, wie sie heute in westlichen Städten zu be- 
obachten ist und die eng mit dem unhaltbaren, fossilistischen Regime fordi- 
stischer Akkumulation verbunden ist, spielt in den genannten Beispielen 
keine Rolle. Die Berücksichtigung von Natur im nachfordistischen Toronto 
geht mit krassester Ignoranz gegenüber den materiellen Prozessen, von de- 
nen die Lebensgrundlagen abhängen, einher. Städte umfassen immer auch 
ökologische Verhältnisse, allerdings werden diese der Produktion von städ- 
tischem Raum untergeordnet. Die Prozesse der materiellen Produktion und 
Reproduktion, die Stoffwechselprozesse im Verhältnis von Stadt und Natur 
bleiben auch im postfordistischen Toronto destruktiv und fossilistisch 
(Girardet 1992, Jahn 1996). 

Auch die symbolischen Repräsentationen von Urbanität wurden nicht in ei- 
ner Weise verändert, die drastische Veränderungen der materiellen, ökolo- 
gischen Basis des städtischen Lebens erlauben würde. Trotz der Versuche, 
Natur wieder in die Stadt zu integrieren, bewohnen wir weiterhin eine sym- 
bolische Welt, in der Stadt und Land, Stadtkern und Stadtrand, menschli- 
ches und tierisches Leben klar voneinander getrennt werden. Die Räume, 


2 Wir benutzen den Begriff »ökologisch« hier nicht in einem wertenden Sinne, sondern um 
einen Horizont möglicher, nachhaltiger urbaner Praktiken zu entwerfen. Während wir ei- 
ner emphatischen Verwendung des Begriffs, wie sie in der europäischen Diskussion vor- 
herrscht (Lipietz 1995) durchaus wohlwollend gegenüberstehen, sind wir uns der Kritik 
an der Ökologie als ungenügendem Konzept zur Eröffnung eines neuen gesellschaftli- 
chen Verhältnisses zur Natur bewußt, und teilen sie im Großen und Ganzen. Wie Trepl in 
seiner scharfen Kritik am naiven Verständnis von urbaner Ökologie bemerkt: »Ökologie 
ist nicht der Stein der Weisen; für einige ist er das genaue Gegenteil« (Trepl 1996: 86). 
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die wir in diesem Aufsatz gestreift haben - das regionale Ökosystem To- 
rontos und die außerstädtischen Wohngebiete - ähneln der Natur nur im 
Sinne eines postmodernen Flickwerks. Auch in ihnen wird Natur einfach 
zum Rohmaterial, aus und auf dem Städte gebaut werden. 
Schließlich deuten die untersuchten Beispiele auf einen neuen Modus der 
Regulation des Raumes hin, der allerdings eher eine Hau-Ruck-Reaktion 
auf die Krise des Fordismus im Gebiet Torontos und weniger den Beginn 
einer neuen Ära darstellt. Die Krise des Fordismus hat die Krise des urba- 
nen Verhältnisses zur Natur umso deutlicher hervortreten lassen. Die jüng- 
sten Konzepte zur Neubestimmung von Regulation und Verwaltung sind 
dieser Problematik nicht gewachsen: sie beinhalten nur wenige Instrumente 
und noch weniger Ideen, um mit diesen Problemen umzugehen. Die Rück- 
führung von Natur in den Stadtraum, wie sie in diesem Aufsatz diskutiert 
wurde, scheint - wenngleich als neuer städtebaulicher Trend bemerkens- 
wert - nicht dazu geeignet zu sein, die dramatischen Schäden zu beheben, 
die die fordistische Urbanisierung mit sich gebracht hat. 

Übersetzung aus dem Englischen Thomas Claviez 
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Mittlerweile haben sich in einer Reihe postsozialistischer Länder relativ 
stabile politische und wirtschaftliche Systeme herausgebildet. An die Stelle 
des Systemwandels ist der »normale« soziale Wandel innerhalb eines ge- 
gebenen Typus politisch-wirtschaftlicher Regime getreten. Die Analyse 
des Übergangs zu einem System, dessen wichtigste Charakteristika norma- 
tiv vorgegeben sind, kann durch die Untersuchung des existierenden Sy- 
stems politisch-wirtschaftlichen Austauschs, der Identifikation der wichtig- 
sten Akteure dieses Austauschsystems und ihrer dominanten Interaktions- 
muster sowie der weiteren evolutionären Tendenzen ergänzt werden. Ge- 
genüber dem Vergleich mit den Indikatoren einer idealen Demokratie oder 
Marktwirtschaft wird der Vergleich mit Regimen interessant, die sich als 
unmittelbares Resultat ähnlicher politisch-wirtschaftlicher Wandlungspro- 
zesses an anderem Ort und zu anderer Zeit herausbildeten. 

Im folgenden werden die Genesis des gegenwärtigen politischen Regimes 
Moskaus, seiner wichtigsten Merkmale sowie absehbare Perspektiven sei- 
ner weiteren Evolution dargestellt. Die Konzentration auf ein einzelnes lo- 
kales Regime soll es erlauben, Prozesse, die auf nationaler Ebene oftmals 
zu komplex und unübersichtlich sind, in einer einfacheren Gestalt zu unter- 
suchen. Dies scheint auch deshalb von Bedeutung, weil die politische Ent- 
wicklung der Stadt Moskau eine Reihe von Entwicklungen in den anderen 
Regionen Rußlands sowie innerhalb des föderalen politischen Systems an- 
tizipierte. (1) Nach einer kurzen Information über den politischen Re- 
gimewechsel in Moskau werden (2) das politische Rückgrat dieses neuen 
Regimes - die Staatsapparatepartei, (3) das sozioökonomische System die- 
ses Regimes - ein munizipaler Kapitalismus, (4) das Verhältnis zwischen 
lokaler und föderaler Macht, (5) die Verbindung politischer und wirt- 
schaftlicher Machtgruppen in Moskau dargestellt und (6) auf die Rolle von 
organisierter Kriminalität und Korruption eingegangen. Abschließend wer- 
den (7) einige Perspektiven des politischen Regimes in Moskau erörtert. 
Dazu wird auf das Konzept »urbaner Maschinen«, wie es für die nordame- 
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rikanischen Großstädte des ausgehenden 19. Jahrhunderts entwickelt und 
seitdem auf weitere Länder angewendet wurde, zurückgegriffen.‘ 


1. Zur Entstehung des gegenwärtigen politischen Regimes in Moskau 


Moskau ist seit 1918 die Hauptstadt zunächst der Sowjetunion und später der 
russischen Föderation. Seitdem war es das exklusive Zentrum der politi- 
schen, wirtschaftlichen und militärischen Macht. Hier wurden die wichtig- 
sten wissenschaftlichen und kulturellen Institutionen zentralisiert und die 
Kontakte mit der Außenwelt kontrolliert. Zwischen 1900 und 1990 erhöhte 
sich die Zahl der Einwohner von einer Million auf mehr als neun Millionen. 
Moskau ist damit die bevölkerungsreichste und politisch wie wirtschaftlich 
einflußreichste Region des Landes. Bis zur Perestroika bildete das Moskauer 
Parteikomitee, das seit den zwanziger Jahren unter der direkten Kontrolle 
des Generalsekretärs der KPdSU stand, das lokale Machtzentrum. 

Kurz nach seiner Ernennung zum neuen Generalsekretär der KPdSU im 
März 1985 setzte Gorbatschow den Parteisekretär des Gebietes Sverdlovsk, 
Boris Jelzin, als Chef des Moskauer Parteikomitees ein. Ein sehr schneller 
und radikaler Austausch von Kadern erfolgte. Ein bedeutender Teil der 
exekutiven Macht wurde vom Parteikomitee in die neu von Industriemana- 
gern besetzte Moskauer Stadtadministration verlagert. Die 1987 erfolgte 
Ablösung Jelzins konnte diesen Prozeß der Auflösung der Strukturen der 
Parteiherrschaft nicht mehr rückgängig machen. Die Welle der Liberalisie- 
rung und dann der Demokratisierung fand gerade in der Moskauer staats- 
sozialistischen Mittelklasse ihren wichtigsten Rückhalt. 

Im Gefolge der gleichzeitig mit den in der russischen Republik abgehaltenen 
Wahlen zu den örtlichen Sowjets wurde die lokale politische Macht in Mos- 
kau von einer Legislative übernommen, die durch die radikale Reformbewe- 
gung Demokratisches Rußland geführt wurde. Gavriil Popov, einer der be- 
kanntesten Reformintellektuellen und radikaler Verfechter der Beseitigung 
der Herrschaft der kommunistischen Partei und der Durchführung markt- 


1 Die wichtigsten Quellen der folgenden Analyse sind russische Zeitungen. Auch die um- 
fangreiche und fundierte Darstellung des sowjetischen Moskaus und der ersten Jahre des 
postsozialistischen Wandels durch Timothy J. Coltons Buch »Moscow. Goveming the 
Socialist Metropolis« (Colton 1995) konnte in wichtigen Fragen keine anderen Quellen 
erschließen. Zumeist sind die in den Artikeln gegebenen Informationen über Hinter- 
grundzusammenhänge nicht überprüfbar. Der Moskauer Journalist Andrej Fadin bemerkt 
in diesem Zusammenhang, daß der relativ hohe Grad an Meinungsfreiheit in Moskau, wo 
es möglich ist, fast unangefochten Jelzin, Tschemomyrdin oder sogar die Paten der Un- 
terwelt zu kritisieren, nicht gilt, wenn es sich um Stories handelt, die sich auf Moskauer 
Immobilien oder die Umverteilung von Eigentum in der Stadt beziehen. Keine andere 
Person sei derart mit einem Tabu belegt, was kritische Berichterstattung betrifft, wie der 
Moskauer Bürgermeister (Fadin 1996). Neben der genannten Arbeit von Colton sei auf 
die Artikel von Chinayeva (1996) und Razuvaev (1996) verwiesen, die erste Ansätze ei- 
ner wissenschaftlichen Analyse des politischen Regimes in Moskau darstellen. 
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wirtschaftlicher Reformen unter Nutzung autoritärer Mittel wurde Vorsit- 
zender des Moskauer Sowjets. Jurij Luschkov, bis dahin der zweite Mann 
der Moskauer Stadtadministration, wurde zum neuen Chef der Exekutive. 
Ein Jahr später, parallel zu den ersten russischen Präsidentschaftswahlen, 
fanden Direktwahlen für das Amt des Moskauer Bürgermeisters und seines 
Stellvertreters statt. Popov und Luschkov erhielten rd. 67% der abgegebenen 
Stimmen. Der Weg zu einem »präsidialen« System der Machtausübung in- 
nerhalb der Stadt Moskau war geöffnet worden. Nachdem Popov im Juni 
1992 (nach mehreren folgenlosen Ankündigungen) zurücktrat, wurde Lusch- 
kov durch Jelzin zu dessen Nachfolger ernannt. 

Im Mai 1993 wurde eine neue städtische Legislative, die Moskauer Duma, 
mit nur 35, dafür aber von der Ausübung anderer Funktionen befreiter Ab- 
geordneten gewählt. Diese Wahlen signalisierten eine starke Unzufrieden- 
heit, da mehr als 30% der Wähler gegen alle aufgestellten Kandidaten 
stimmten und die Bewegung Vybor Rossii, die am Ende über eine knappe 
Mehrheit verfügte und die Moskauer Regierung unterstützte, nur knapp 
20% der Wähler hinter sich hatte. Die turnusmäßig für 1995 festgelegten 
Neuwahlen zur Duma wurden auf 1997 vertagt. Im Juni 1996, wiederum 
parallel zu den russischen Präsidentschaftswahlen, kam es zu einer erneu- 
ten Bürgermeisterwahl, die Luschkov unangefochten mit 89% der Stimmen 
für sich entschied. Diese Ergebnisse zeigen, daß ein politischer Mechanis- 
mus entstanden war, der dem Bürgermeister (aber nicht der Legislative) 
breite politische Unterstützung der Bevölkerung und eine sichere Wieder- 
wahl garantierte. Moskau wurde nach Jahren der Unruhe politisch zu einer 
relativ stabilen Stadt. Im folgenden wird versucht, die Entstehung dieses 
Mechanismus und seine wichtigsten Merkmale zu rekonstruieren. 

Das neue politische Regime Moskaus entstand nicht in einem Vakuum, 
sondern in einer spezifischen institutionellen Umwelt, geprägt vor allem 
durch die Veränderungen auf der föderalen Ebene, und konfrontiert mit 
den Erwartungen und Gewohnheiten einer in vielen Jahrzehnten entstande- 
nen politischen Kultur. Diese institutionelle Umwelt und politische Kultur 
ist geprägt durch: die Konzentration der politischen Auseinandersetzung 
auf einen Wettbewerb unterschiedlicher politischer Institutionen und in- 
formeller Einflußgruppen an der Stelle von Parteien und Organisationen; 
die fast ausschließliche Fixierung der Erwartungen der Bevölkerung auf 
die Exekutive; die Personalisierung sozialen Vertrauens; die hohe perso- 
nelle Kontinuität der Moskauer Exekutive seit 1986 und die Mischung von 
individualistischen Strategien der Bewältigung der Umbruchsfolgen durch 
die Bevölkerung und der gleichzeitig bestehenden hohen Erwartungen an 
den Staat als Garant sozialer Sicherheit im weitesten Sinne (vgl. ausführ- 
lich dazu Brie 1996a und 1997a). 
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2. Das institutionelle Rückgrat des neuen Regimes - 
die Staatsapparatepartei 


Vor dem Hintergrund der gegebenen institutionellen Umwelt und politischen 
Kultur des postsowjetischen Rußlands suchten lokale politische Uniterneh- 
mer Strategien zu formulieren, die ihnen gegenüber ihren Konkurrenten einen 
Vorsprung im offen entbrannten politischen Wettbewerb zu sichern schienen. 
Es setzten sich jene durch, die in der Lage waren, die institutionellen Struk- 
turen und die Verteilung der Ressourcen so zu beeinflussen, daß die Formu- 
lierung von Alternativen blockiert wurde, während zugleich die eigenen Po- 
sitionen ausgebaut werden konnten. Die Entstehung des gegenwärtigen poli- 
tischen Regimes von Moskau war weder die Implementation eines fertigen 
Plans, noch das Ergebnis eines völlig spontanen Prozesses. Die Moskauer 
Regierung unter Führung zunächst von Popov und dann von Luschkov war 
ganz offensichtlich der dominante lokale Akteur des Regimewandels. Sie 
war in den meisten Fälle dazu in der Lage, eine den aktuellen Problemen und 
den eigenen Interessenlagen angepaßte gradualistische Strategie durchzuset- 
zen, die einige dauerhafte Ziele sowie eine eher inkrementelle, Versuch und 
Irrtum einkalkulierende Weise der Umsetzung einschloß. 

Drei der wichtigsten Elemente dieser Strategie der Moskauer Regierung 
sollen hier hervorgehoben werden. Erstens: Zu einer Zeit, als die Mehrheit 
der anderen Regionen durch die Dominanz der neu gewählten Legislative, 
der örtlichen Sowjets, geprägt waren, führte die Allianz aus autoritären Ra- 
dikalreformern um Popov und der aus der sowjetischen Industrie kommen- 
den städtischen Manager um Luschkov das schon erwähnte System der Di- 
rektwahl des Bürgermeisters ein. Beide Gruppen waren an einer städtischen 
Regierung mit hoher Machtkompetenz und Legitimation interessiert - erstere 
in der Hoffnung, dadurch die Einflüsse »konservativer« staatssozialistischer 
Interessen abwehren und möglichen Massenprotesten entschieden begegnen 
zu können, letztere im Bestreben, den Transformationsprozeß unter der stän- 
digen und detaillierten Kontrolle der städtischen Administration zu halten. 
Zweitens: Im Bestreben, die anfangs durchaus gegebene Vetomacht des 
Moskauer Sowjets einzuschränken, wurde ein kompliziertes System von 
Beratungs- und Kontrollmechanismen geschaffen, wodurch Entschei- 
dungsprozesse unübersichtlich gestaltet wurden. In der Realität stärkte die- 
se Inflation »partizipatorischer« Institutionen die städtische Exekutive 
(Davydova 1991). Sie wurde dadurch zum einzigen Ort, der überhaupt 
bindende Entscheidungen, und sei es per Dekret an allen anderen Institu- 
tionen vorbei, fällen und implementieren konnte. Die 1993 erfolgte Re- 
duktion der städtischen Duma auf 35 Abgeordnete hat die Legislative an- 
gesichts der Schwäche der Parteien in die Abhängigkeit von der Exekutive 
getrieben, die den Abgeordneten im Austausch gegen Loyalität einen be- 
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stimmten Einfluß auf konkrete Entscheidungen sowie den Ausbau kliente- 
listischer Netzwerke und damit Chancen für eine Wiederwahl sicherte. 
Drittens: Im Rahmen der Zentralisation von Entscheidungsmacht und Res- 
sourcen wurde die territoriale Gliederung der Stadt verändert. Zu sowjeti- 
schen Zeiten gab es 33 relativ große Stadtbezirke (rajony), die unter der di- 
rekten Kontrolle des Moskauer Parteikomitees standen. Popov und Lusch- 
kov führten ein System von zehn Distrikten ein, deren Chefs, die Präfek- 
ten, direkt durch den Bürgermeister eingesetzt werden. Jeder der admini- 
strativen Distrikte besteht aus rd. 15 Mikrobezirken (mikrorajony), die je- 
weils 60 bis 70 Tausend Einwohner haben. Dieses dreistufige System soll 
eine strikt hierarchische Pyramide bilden, in der ein System direkter per- 
sönlicher Verantwortlichkeit von unten nach oben durchgesetzt wird. 

Diese Veränderungen in der institutionellen Struktur etablierten ein Regi- 
me, an dessen Spitze ein direkt gewählter Bürgermeister steht, der - einmal 
gewählt - fast völlig unabhängig von der Legislative, Judikative und von 
Parteien handeln kann. Die gesamte Exekutive ist ausschließlich ihm un- 
terstellt. Die Gesetzgebung befindet sich gleichfalls weitgehend unter sei- 
ner persönlichen Kontrolle. Die Gerichte sind durch die extreme Wider- 
sprüchlichkeit der föderalen und der lokalen Gesetze paralysiert. Im Zwei- 
felsfall werden Entscheidungen durch Beschluß der Exekutive auch dann 
herbeigeführt, wenn sie die Gesetzeslage eindeutig verletzen. Es handelt 
sich um ein politisches Regime personaler, durch Direktwahlen prozedural 
legitimierter Herrschaft des Bürgermeisters. 

Diese Herrschaft ist weder in ein System von Parteien eingebunden, die ih- 
re staatlichen Repräsentanten zu kontrollieren vermöchten, noch ist sie bis- 
her zu einer bloßen Branche der Macht des russischen Präsidenten herab- 
gesunken. Führende Repräsentanten der zunächst durch das Moskauer 
Komitee der Kommunistischen Partei und dann durch den demokratisch 
gewählten Moskauer Sowjet eingesetzten und bestätigten Exekutive ver- 
mochten es, die städtische Administration schrittweise in einen Apparat zu 
verwandeln, der den Transformationsprozeß der russischen Hauptstadt auf 
das engste mit der eigenen Machterhaltung verbindet. Nachdem eine sol- 
che Symbiose erreicht war, stellte sich der Chef der Exekutive der erneuten 
Direktwahl. Die Regierungsorgane werden unmittelbar in ein Instrument 
zur Erzielung von Wahlerfolgen ihrer Führer verwandelt - in Glieder einer 
Staatsapparatepartei.” Die Loyalität der Beamten gilt in diesem Fall nicht 
primär dem Amt, sondern dem direkten oder mittelbaren Vorgesetzten. Bei 
aller strukturellen Ähnlichkeit und Kontinuität gegenüber der kommunisti- 


2 Der Terminus »Staatsapparatepartei« wurde gewählt, um den russischen Begriff der par- 
tija vlasti zu übersetzen. Vlasti' steht in der russischen Sprache a) für die Macht allge- 
mein, b) für die Organe der politischen Machtausübung und administrativen Leitung so- 
wie c) für Personen, die staatliche Macht ausüben (OZegov 1987: 71). 
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schen Staatspartei (Kolosov 1995: 23) ist unter den Bedingungen der Di- 
rektwahl der Chefs der Exekutive das wichtigste Erfolgskriterium verän- 
dert - nicht Ernennung von oben, sondern der persönliche Wahlerfolg. 
Einer solchen »Staatsapparatepartei« fehlt das elementarste Merkmal einer 
Partei - sie ist keine auf (formal) freier Werbung beruhende Vergesell- 
schaftung, die vom Staat verschieden ist (Weber 1976: 167). Nicht der 
Staat wird durch außerstaatlich konstituierte und miteinander konkurrie- 
rende Parteien erobert, um dessen Positionen zu besetzen, sondern der prä- 
demokratisch besetzte Staat wird genutzt, um diese Positionen zu verteidi- 
gen und auszubauen. Außerstaatliche politische Organisationformen wer- 
den systematisch benachteiligt. Die Patronage der Bevölkerung durch die 
Regierung wird zur wichtigsten Form der Präsentation öffentlicher Güter. 
Die Stärke einer solchen führergeleiteten Staatsapparatepartei liegt in ihrer 
Fähigkeit, die staatlichen Ressourcen fast unkontrolliert für die eigenen 
Interessen einsetzen zu können. Die Moskauer Regierung kann die Arbeit 
der gesamten städtischen Administration in den Dienst einer Wahlkampa- 
gne stellen, das Budget entsprechend umverteilen und einflußreiche Perso- 
nen oder Gruppen durch Formen der individuellen Patronage bzw. der Pa- 
tronage großer Gruppen durch städtische Verwaltungseinrichtungen (Mas- 
senpatronage) zu binden suchen. Dies sind außerordentlich starke Waffen 
im politischen Wettbewerb, wenn der Gegner nichts anderes vermag, als 
Frustration zu mobilisieren. Wahlen nehmen die Form von Alles-oder- 
Nichts-Spielen an, wo der Gewinner in den Genuß der kompletten Kon- 
trolle über den Staat gelangt, und der Verlierer ohne jeden politischen Ein- 
fluß bleibt. Innerhalb des institutionellen Systems gibt es keinen Platz für 
eine einflußreiche Opposition, da die Legislative schwach ist. 


3. Moskaus munizipaler Kapitalismus 


Der bekannteste Konflikt zwischen der föderalen Regierung Rußlands und 
der Moskauer Stadtregierung betraf die Privatisierungsstrategie. Die Refor- 
mer um Gajdar strebten eine möglichst rasche Privatisierung an, um die Irre- 
versibilität der Reformen zu sichern und nahmen dafür die ökonomische Inef- 
fizienzen der neuen Eigentumsformen in Kauf. Anstatt die anfangs erklärten 
Ziele der Trennung zwischen der Kontrolle durch Eigentümer und der Aus- 
übung des laufenden Managements sowie einer breiten Streuung der Aktien zu 
verfolgen, erkauften die Reformer die Unterstützung der Privatisierung (oder 
doch zumindest deren Duldung) durch die einflußreichen Direktoren der staat- 
lichen Großbetriebe damit, daß sie es zuließen, daß bei der ersten Privatisie- 
rungswelle 1992/93 die Insider-Privatisierung dominierte (Sutela 1994: 430). 
Sich ihrer Stellung in Moskau sicher, war die aktive politische Zrschaffung 
einer Infrastruktur des regulierten Marktes und die soziale Stabilisierung 
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dieses Prozesses das vordringliche Ziel der Moskauer Regierung und der 
Hauptweg eigener Machtsicherung. In der öffentlichen Auseinanderset- 
zung mit führenden russischen Reformern führte Luschkov aus: 


»Eine zivilisierte Wirtschaft entsteht nicht als Resultat spontanen Wachstums. Sie wird ge- 
schaffen durch Detailarbeit, durch eine Regulation ihrer Mechanismen, die die konkreten Be- 
dingungen, die spezielle lokale Umwelt und die Gewohnheiten der Menschen beachtet. Sie 
sprießt nicht wie Unkraut auf brachem Land. Systeme stellen eine Art lebendigen Organismus 
dar. Um sie mit Geist zu besceelen, muß man arbeiten wie Gott in den Tagen der Schöpfung« 
(Luschkov 1996a: 159) 

Der sowjetische Sozialtechnokratismus wird in einen postsowjetischen Re- 
formtechnokratismus übersetzt. Im Konkreten setzt sich diese Reformstra- 
tegie aus drei Komponenten zusammen - (1) einem speziellen Weg der 
Privatisierung, (2) der zentralen Rolle des munizipalen Eigentums und (3) 
einer starken sozialen und nationalen Orientierung der Reform. Das poli- 
tisch wichtigste Produkt einer solchen Strategie ist ein solcher Umbau der 
wirtschaftlichen Strukturen, der die Mehrheit der Bevölkerung und bedeu- 
tende Segmente der neuen Unternehmerschaft in deutlicher Abhängigkeit 
von der Patronage durch die Moskauer Regierung beläßt und zu politischer 
Loyalität und Wahlunterstützung bewegen soll. 


Die Moskauer Privatisierungsstrategie 

Die Moskauer Regierung wandte sich von Anfang an entschieden gegen 
die Privatisierungspolitik der russischen Regierung. Es kam zu einer Kon- 
frontation zwischen beiden, die erst durch direktes Eingreifen des Präsi- 
denten gelöst wurde.’ Durch Dekrete, die gleichermaßen am Obersten So- 
wjet Rußlands und der russischen Regierung vorbei durch Jelzin erlassen 
wurden, erhielt Moskau das Recht, einen eigenen Weg der Privatisierung 
zu beschreiten. Die Gründe, die die Moskauer Regierung vorbrachte, wa- 
ren vordergründig nicht ideologisch, sondern pragmatisch. Angesicht der 
wirtschaftlichen Krise und der sich zuspitzenden sozialen Probleme blie- 
ben der Stadtverwaltung nur drei wichtige Ressourcen - der städtische Im- 
mobilienbesitz, die städtischen Anteile an Unternehmen und Banken sowie 
föderale Subventionen. In einer Situation, wo es fast unmöglich war, wir- 
kungsvoll Steuern zu erheben (sowohl aufgrund der wirtschaftlichen Lage 
wie des fast völlig fehlenden Systems der Steuererhebung) wurde der öf- 
fentliche Immobilienbesitz zur wichtigsten Einnahmequelle und zum be- 
deutendsten Instrument sozioökonomischer Steuerung. 


3  Luschkov gibt einen Einblick in den Stil russischer Politik, wenn er beschreibt, wie die 
Entscheidung Jelzins zustande kam. Luschkov habe sich an diesen telefonisch gewandt, 
als der damalige Moskauer Bürgermeister, Popov, unter Verweis auf den Widerstand der 
Zentralregierung sowie des Moskauer Sowjets, mit Rücktritt drohte. Jelzin habe die Mos- 
kauer Regierung daraufhin am folgenden Tage empfangen und der Stadt einen Sonder- 
status erteilt (Luschkov 1996a: 198). 
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Die Moskauer Regierung sah das öffentliche Eigentum an fast dem gesam- 
ten Immobilienbesitz - eine der wichtigsten Hinterlassenschaften der Sowjet- 
union - als zentralen Hebel der Wirtschaftsreformen an. Sie beschloß, in den 
ersten Jahren keinerlei Privatisierung des städtischen Immobilieneigentums 
zuzulassen. Dabei nutzte sie den Umstand, daß sich in der Stadt schon in der 
späten Perestrojka der Hauptanteil des neuen Banksektors, des privaten 
Großunternehmertums sowie der ausländischen Investitionen konzentrierte. 
Dies führte zu einem explosionsartigen Anstieg der Immobilienwerte. Be- 
ginnend mit dem Jahr 1992 wurde die Pacht zur Hauptform, um Öffentlichen 
Immobilienbesitz in private Nutzung zu überführen. 1995 erlaubte die Mos- 
kauer Regierung, die Pachtrechte an Dritte weiterzuverkaufen und nahm da- 
bei zusätzliche 1,5 Billionen Rubel ein. Während die föderale Regierung 
1995 insgesamt vier bis fünf Billionen Rubel aus der Privatisierung (ein- 
schließlich des Öl- und Gassektors) einnahm, konnte die Moskauer Regie- 
rung alleine 800 Milliarden Rubel verbuchen (Michajlov 1996). Es entstand 
ein regulierter Markt für Pachtrechte. 1996 gründete die Stadt eine Immobi- 
lienbörse und tritt dabei als wichtigster Vermittler auf. Es gibt Überlegun- 
gen, das Steuersystem von der Gewinn- und Mehrwertsteuer auf die Besteu- 
erung von Immobilien umzustellen, was Steuerhinterziehungen erschweren 
und zu einer effektiveren Nutzung der Immobilien führen soll. Gleichzeitig 
erhofft man sich dadurch einen Stimulus für Investitionen (Melnicenko 
1996). Die Moskauer Regierung versuchte, eine Regelung zu treffen, um alle 
Verträge über die Übertragung von Immobilien annullieren zu können, wenn 
die vereinbarte Summe unter dem Marktpreis zu liegen scheint, und sich 
selbst das Recht zu erteilen, die Immobilie zum vereinbarten Preis zu kaufen. 
Dies würde ihr ein faktisches Monopol auf den Kauf von Immobilien geben. 

Die Stadt nutzt das öffentliche Immobilieneigentum als Einlagekapital in 
privaten Unternehmen und profitierte stark vom Wertzuwachs der Immo- 
bilien in den letzten Jahren. Sie gründete eine eigene Organisation 
(Mosinterstroj), um private Investitionen in städtische Immobilien zu för- 
dern. Zu einer Zeit, wo viele andere Regierungen in der Welt auf Privati- 
sierung setzen, erhofft sich die Moskauer Regierung besondere Vorteile 
von gemischten Eigentumsformen (Artsruni 1996). Ihr Ziel ist es, die eige- 
nen Einnahmen durch strikte Kontrolle der Finanztransaktionen zu erhöhen 
(AEN 1994), die Investitionen zu lenken und die neuen Unternehmen in 
die städtische Ökonomie zu integrieren. Sie hat dabei direkten Einfluß auf 
die Entwicklung des Verbrauchermarkts genommen (Babak 1993a; Efre- 
mova 1993) und eine Reihe von Verträgen mit ausländischen Firmen an- 
nulliert, die ihrer Ansicht nach den gegenüber der Stadt eingegangenen 
Verpflichtungen nicht nachgekommen sind (Babak 1993b). 
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Die zentrale Rolle des munizipalen Eigentums 

Im Gefolge der gewählten Privatisierungsstrategie ist die Moskauer Regie- 
rung zum wichtigsten Eigentümer und Unternehmer der städtischen Wirt- 
schaft geworden. Sie hat die Kontrolle über das Immobilieneigentum be- 
halten und als Kapitaianteile in privatisierten und neu gegründeten Unter- 
nehmen eingesetzt, eigene Unternehmen organisiert und ein System ab- 
hängiger Banken und Firmen geschaffen. Ein bedeutender Teil der städti- 
schen Dienstleistungen ist formal privatisiert und an Subunternehmer wei- 
tergegeben worden. Die städtische Regierung besitzt 14% des Einlageka- 
pitals aller Unternehmen, die auf der Basis von früherem städtischen Ei- 
gentum gebildet wurden und hat ein eigenes Systems der Wirtschaftskon- 
trolle geschaffen. Das in Bau befindliche hochmoderne Dienstleistungs- 
zentrum unterhalb des Manegeplatzes beim Kreml und das Hotel National 
befinden sich völlig im städtischen Besitz. 51% von Pizza Hut, 75% der 
Aktiengesellschaft Moskva, die die öffentlichen Anteile in Moskauer Ho- 
tels verwaltet, 67% der Gesellschaft AZS-Servis, die viele der Moskauer 
Tankstellen kontrolliert, 49% von Moskaus McDonalds, 74% einer Fern- 
sehproduktionsgesellschaft und 25% einer Fernsehgesellschaft sind (nach 
Daten von 1995) in munizipaler Hand (Razuvaev 1996: 42). Die Einkünfte 
aus diesen Firmen bilden nach denen aus dem Verkauf oder der Verpach- 
tung von Immobilien die zweitwichtigste Einnahmequelle der Stadt. 

1996 übernahm die Moskauer Regierung das bankrotte Autowerk ZIL. Die fö- 
derale Regierung wurde zu Staatsaufträgen für dieses Unternehmen gedrängt. 
Der Bürgermeister Luschkov ist bestrebt, diesen und eine Reihe anderer Groß- 
betriebe unter staatliche Patronage zu stellen und ihren Umbau strikt zu kon- 
trollieren. Er sieht darin den einzig möglichen Weg ihrer Rettung, solange 
privates Kapital und Unternehmertum dafür nicht gewonnen werden können, 
Auf der Suche nach zusätzlichen Einnahmen versuchte Luschkovs Regie- 
rung, die öffentlichen Finanzen gegen Zinsen als zeitweilige Kredite an 
private Banken zu vergeben. Im Konflikt mit der Föderationsbank und der 
föderalen Regierung wurde der Moskauer Haushalt seit Februar 1993 über 
ein System autorisierter Banken wie Most-Bank, Inkombank, Stoliönyj 
Bank und Menatep realisiert. Vladimir Gussinskij, damals enger persönli- 
cher Vertrauter von Luschkov und Direktor der Most-Bank, wurde Chef 
des Komitees dieser Banken. 

1994 wurden rd. 8 Mrd. Dollar vermittelt über das System dieser autorl- 
sierten Banken realisiert (Chinayeva 1996: 31). Die Moskauer Regierung 
nutzte den Wettbewerb der Banken um den Zugang zu diesen Ressourcen, 
um vorteilhafte Bedingungen durchzusetzen. Die Banken wurden gedrängt, 
als Patrone für soziale und kulturelle Projekte der Hauptstadt aufzutreten. 
In den ersten sechs Monaten desselben Jahres gaben die Banken rd. 5 Mrd. 
Rubel für solche Projekte aus und investierten eine halbe Mrd. Dollar in 
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Moskaus Wirtschaft (Jasina 1994). Im März 1995 wurde eine eigene muni- 
zipale Bank Moskaus gegründet, um die Kapitalisierung des Haushalts 
unter die direktere Kontrolle der Regierung zu bringen (Ivanov 1996). 
Damit ist es zu einer weiteren Machtkonzentration gekommen. Zugleich 
wird eine höhere Unabhängigkeit von der föderalen Regierung angestrebt. 
Die Moskauer Stadtregierung hat sich weitgehend als vertrauenswürdiger 
Geschäftspartner erwiesen. Ihre Fähigkeit, günstige wirtschaftliche und so- 
ziopolitische Bedingungen zu schaffen sowie Moskaus Rolle als monopoli- 
stisches Zentrum für Politik und Finanzen hat dazu geführt, daß 44% der 
2,8 Mrd. Dollar Auslandsinvestitionen des Jahres 1995 allein in Moskau 
getätigt wurden. 350.000 kleine und mittlere Unternehmen wurden in den 
letzten Jahren gegründet. Dies und der große öffentliche Sektor sind die 
wichtigste Ursache für die geringe Arbeitslosenquote in Moskau. 


Die soziale und nationale Orientierung der Wirtschaftsreformen 

Die Politik der Moskauer Regierung unter Luschkov ist darauf gerichtet, ei- 
nen Teil des neuen Reichtums zugunsten der sozialen Bedürfnisse der sozial 
schwachen Gruppen der Bevölkerung zu sozialisieren, die öffentliche Infra- 
struktur, die durch die Mehrheit der Einwohner genutzt wird, auszubauen, 
Erwartungen der alten und der neuen Mittelklasse zu erfüllen und nicht zu- 
letzt jene Funktionen zu erfüllen, die »die Hauptstadt einer großen Nation« 
hat (Luschkov 1996d). Während seiner Wahlkampagne für den Posten des 
Bürgermeisters im Juni 1996 konnte Luschkov auf eine Reihe von Ergebnis- 
sen dieser Politik verweisen. Er schrieb: Die Wahlergebnisse werden zeigen, 
»was die 16 Millionen Quadratmeter neuer Wohnfläche, die 60 Millionen Quadratmeter repa- 
rierter Straßen, Brücken und Tunnel, die Wiederentstehung des historischen Zentrums der 
Hauptstadt mit ihren Heiligtümern und kulturellen Sehenswürdigkeiten, die Zuzahlungen für 
Rentner, die Gewährleistung sozialer Sicherheit für Gruppen mit geringem Einkommen, die 
freie Fahrt mit den Transportmitteln des öffentlichen Verkehrs usw. in den Augen der Bevöl- 
kerung wert sind« (Luschkov 1996d). 


Die sozialen Leistungen der Moskauer Regierung sind vor dem Hinter- 
grund der schweren wirtschaftlichen Probleme durchaus beeindruckend. 
Die sowjetische Politik der Sicherung von Grundbedürfnissen für alle wur- 
de weitgehend fortgesetzt. Über die genannten sozialen Maßnahmen hin- 
aus zahlt die Moskauer Regierung den öffentlichen Angestellten 40% über 
Tarif, um die höheren Ausgaben in Moskau abzudecken, sichert die regel- 
mäßige Zahlung der Rente, finanziert den sozialen Wohnungsbau mit Ge- 
winnen aus dem kommerziellen Wohnungsbau und trägt 60% der anfallen- 
den Wohnkosten der Bevölkerung. Allein für letzteres werden 43% des 
städtischen Haushalts verausgabt (Nemcov 1997). 

Eines der drängendsten Probleme Moskaus ist der Verkehr. Die Regierung 
setzt den Ausbau der Metro fort, Moskaus wichtigstem Öffentlichen Trans- 
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portsystem. Konfrontiert mit einer Explosion des Autoverkehrs, konzen- 
triert sich die Regierung auf den Ausbau des Straßensystems. Der Straßen- 
ring um Moskau wird zu einer modernen Autobahn ausgebaut. Zugleich 
entsteht ein innerer Autobahnring (Presnjakova 1996). Parkhäuser für eine 
halbe Million Autos sollen in den nächsten Jahren gebaut werden, um ein 
Fiasko in einer Zehnmillionen-Stadt zu beheben, die faktisch nur für den 
öffentlichen Nahverkehr gebaut wurde (PriMERnaja programa 1996). 

1991 begann die Rekonstruktion des historischen Zentrums Moskaus. Es 
ist Luschkovs ehrgeizigstes Projekt, Moskau sein historisches Gesicht, das 
im Gefolge des Stalinschen Plans des städtischen Umbaus zerstört wurde, 
zurückzugeben und es zugleich in eine moderne Metropole zu verwandeln. 
Die Architektur, die unter direkter Anleitung und persönlicher Kontrolle 
Luschkovs entsteht, zeichnet sich durch eine Mischung aus vorrevolutionä- 
rem Neotraditionalismus und extremer Modernität aus und drückt ein Ver- 
ständnis von Rußland als traditionaler Großmacht mit eigener Zivilisation 
aus, die den Anspruch erhebt, eine der führenden Nationen des 21. Jahr- 
hunderts zu werden. 

Die Moskauer Regierung vertritt auch eigene außenpolitische Akzente. 
Aus dem städtischen Haushalt werden russische Truppen in Tadjikistan 
und der Bau von U-Booten unterstützt (Kasjanikova 1996). Luschkov ist 
Vorsitzender der Moskau-Sewastopol-Stiftung, die Sewastopol, auf der 
Krim gelegen und gegenwärtig Teil der Ukraine, für Rußland reklamiert 
(Luschkov 1996c). Harte und zum Teil illegale Aktionen wurden gegen 
Bürger anderer GUS-Staaten sowie von autonomen Republiken Rußlands 
unternommen, die für die steigende Kriminalität verantwortlich gemacht 
werden (Puskar 1994; Moijseev/Uchlin 1994). 

In den letzten sieben Jahren wurde das sozioökonomische System Moskaus 
aus einem von der imperialen Revenue der Sowjetunion profitierenden und 
gleichwohl sehr beschränkten Wohlstandssozialismus in das eines munizi- 
palen Kapitalismus transformiert, der seine Revenue aus den gleichfalls 
beschränkten Gewinnen der gesamtrussischen Transformation zieht und 
deshalb auch nicht (oder doch zumindest nicht in den nächsten Jahren) zu 
verallgemeinern ist. In enger Kooperation mit wichtigen Unternehmer- 
gruppen ist die Moskauer Regierung zu einem der dynamischsten Unter- 
nehmer der Stadt aufgestiegen. Sie kontrolliert die zentralen ökonomischen 
Prozesse der Stadt, verfügt über die wertvollsten Immobilien und die 
größten Finanzsummen. Im Unterschied zum Großunternehmertum, daß 
mit einer Vielzahl von staatlichen Agenturen und ausländischen Unter- 
nehmen verhandelt, ist das kleine Unternehmertum und die große Masse 
der Bevölkerung weitgehend von der Massenpatronage innerhalb dieses 
munizipalen Kapitalismus abhängig. Dieses System ist gegenüber dem des 
Staatssozialismus durch weit größere soziale Ungleichheit gekennzeichnet, 
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gibt den einzelnen mehr Wahfreiheit und zwingt sie zu größeren Eigenan- 
strengungen. Aber auch weiterhin stellen staatliche Patronage und Abhän- 
gigkeit der Bevölkerung von den konkreten Sozialleistungen der Regierung 
ein Hauptmerkmal des sozioökonomischen Systems dar. 


4. Verbündeter und Rivale - der Moskauer Bürgermeister 
in der föderalen Machtstruktur 


An der feierlichen Inauguration Luschkovs als direkt gewählter Moskauer 
Bürgermeister im Juni 1996 nahmen nicht nur der russische Regierungschef 
Tschernomyrdin und eine Reihe weiterer Führungspersonen der russischen 
Politik teil, sondern auch der russische Präsident, Boris Jelzin, und der Patri- 
arch Rußlands, Aleksij II. (Davydova/Zagrebnoj 1996). Dies ist ein deutlicher 
Indikator für Luschkovs herausragende Stellung. Seit Jahren zählen Experten 
ihn unverändert zu den fünf einflußreichsten Politikern Rußlands. Die häufigen 
Wechsel im inneren Zirkel der russischen Elite haben ihn bisher nicht berührt. 
Diese stabile Position Luschkovs ist vor allem seiner Zugehörigkeit zu einer 
speziellen Gruppe russischer Politiker geschuldet. Im Unterschied zu jenen, 
die ihren zeitweisen Einfluß vor allem ihrer Stellung im persönlichen Stab 
des Präsidenten verdanken, verfügt Luschkov genauso wie Tschernomyrdin 
über eine eigene Machtbasis, die ihm nicht ohne negative Folgen für die fö- 
derale Elite entzogen werden kann - in seinem Fall die demokratisch legiti- 
mierte Regierungsgewalt über die Stadt Moskau. Zur Stärkung seiner Positi- 
on hat Luschkov die Direktkontakte zwischen Moskau und einer größeren 
Zahl russischer Regionen ausgebaut und dabei Funktionen übernommen, die 
nach der Gesetzeslage nur föderalen Organen zukommen. 

Die Ereignisse der letzten Jahre zeigten, daß Luschkov in der Lage ist, ge- 
genüber einzelnen politischen Gruppen der föderalen Elite erfolgreich zu be- 
stehen. Er hat den Kampf gegen Tschubais um das Privatisierungsprogramm 
gewonnen und war fähig, sich gegen die Angriffe des früheren Sicherheit- 
schefs Jelzins, Korschakow, zu behaupten. 1994 machten die föderalen Sub- 
ventionen 15,3% des Moskauer Haushalts aus. Unter den Bedingungen einer 
schweren Finanzkrise konnte Luschkov über 90% jener Mittel aus dem föde- 
ralen Haushalt erhalten, die er beanspruchte (Kommersant Daily, 16. März 
1995, S.3). In kritischen Situationen vermochte er sich immer wieder der 
persönlichen Unterstützung Jelzins zu versichern und garantierte diesem sei- 
ne eigene Loyalität. Ohne Zögern unterstützte er 1991 und 1993 Jelzin und 
trug wesentlich zur politischen Stabilität in Moskau bei, einer kritischen Va- 
riable für alle russischen Machthaber. Luschkovs Kritik an der Regierungs- 
politik wurde niemals auf eine Kritik an Jelzin ausgeweitet. 

Das Bündnis zwischen Jelzin und Luschkov war und ist aber ein sehr unglei- 
ches. Die Angriffe gegen letzteren, die sich um die Jahreswende 1994/95 aus 
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der Umgebung des Präsidenten häuften, sollten nicht nur Luschkovs Einfluß 
reduzieren, sondern vor allem ausschließen, daß er 1996 als Gegenkandidat 
zu Jelzin antreten könnte (Chinayeva 1996: 32f). Beamte, die Luschkov di- 
rekt unterstelit waren, wurden abgelöst und die eng mit ihm verbundene 
Most-Bank durchsucht. Luschkov erklärte öffentlich, daß er bereit wäre, auf 
Wunsch des Präsidenten zurückzutreten. Dieser wartete ein halbes Jahr, be- 
vor er sich vor Luschkov stellte - als klar wurde, daß Luschkov bereit war, 
einen bestimmten Einfluß anderer föderaler Gruppen in Moskau zu dulden 
und Ambitionen auf das russische Präsidentenamt zunächst zurückzustellen. 
Nach der Präsidentenwahl von 1996 scheint sich Luschkov auf eine neue 
Runde des Kampfes um die Macht auf höchster Ebene vorzubereiten. Er äu- 
Bert sich immer aktiver zu Fragen der nationalen und internationalen Politik. 
Autoritäre und nationalistische Motive werden stärker. Aktiv sucht er ein 
Bündnis mit den Nachfolgern der kommunistischen Gewerkschaften und 
vertritt ein korporatistisches Modell für Rußland (Zelenin 1997). Moskau 
wird als Modell für Gesamtrußland dargestellt. Solange aber Jelzin nicht ab- 
tritt", wird Luschkov Juniorpartner bleiben und versuchen, seine Position in- 
nerhalb der föderalen Elite und der Öffentlichkeit auszubauen, ohne dabei 
die Mehrheit der Eliten geschlossen gegen sich aufzubringen. 


5. Die »Moskauer Gruppe« 


Wie die Wahlen zum Posten des Bürgermeisters im Jahre 1996 zeigten, ist 
es Luschkov gelungen, die Entstehung politischer Alternativen zu seiner 
Person und der von ihm repräsentierten Politik völlig zu blockieren. Dies 
setzt voraus, daß alle einflußreichen politischen und wirtschaftlichen 
Gruppen mehr an der Erhaltung des etablierten Status quo als an der 
(aufwendigen) Formierung einer Alternative interessiert sind. Er scheint 
ihnen zumindest die Erzielung eines nicht allzu geringen gegenwärtigen 
Nutzens zu garantieren, während Versuche der Veränderung {und nicht ge- 
nau abschätzbarer Nutzenmaximierung) von der Gefahr überschattet sind, 
auch dieses Nutzens verlustig zu gehen. 

Vor den schon erwähnten Attacken von Mitgliedern des Apparats des rus- 
sischen Präsidenten 1994/95 schien es vielen Beobachtern unstrittig, daß 
Luschkov der autoritative Führer einer weitgehend geschlossenen Gruppe 
politischer und wirtschaftlicher Organisationen sei, die über ein eigenes Si- 
cherheitssystem verfüge. Einer der einflußreichsten Analytiker russischer 
Interessengruppen, Vladimir Lepechin, selbst Politiker und Unternehmer, 
räumte noch 1995 der Moskauer Gruppe Luschkovs eine stärkere Macht 
ein als der des Präsidenten: 


4 Nach geltender Verfassung, die wohl ohne einen De-facto-Staatsstreich in diesem Punkt 
nicht geändert werden kann, darf Jelzin nicht ein drittes Mal kandidieren. 
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»Diese Gruppe verfügt über ein klares Bewußtsein ihrer Interessen und eine entwickelte kor- 
poratistische Idee, riesige materielle und finanzielle Ressourcen, gute Kontakte zu allen föde- 
ralen Strukturen und Führern ..., solide autonome Sicherheitskräfte, eine große Gruppe von 
Massenmedien steht mehr oder minder unter ihrer Kontrolle ..., ebenso viele politische Führer 
und Beamte ...« (Lepechin 1995: 34). 

Er ignorierte die Fähigkeit Jelzins, im Krisenfall die gesamte Elite unter 
seiner Führung zu einen und Kontrahenten rigoros auszuschalten. Jelzin 
verfügt über die wichtigste politische Ressource Rußlands - die Institution 
der Präsidentschaft, seit Oktober 1993 das alternativlose Zentrum der poli- 
tischen Legitimation in Rußland. 

Während der Angriffe auf ihn und seine Verbündeten konnte LuZkov 
1994/95 keine der genannten Ressourcen wirkungsvoll ausspielen. Dies ist 
zwar kein Zeichen dafür, daß es keinerlei »Moskauer Gruppe« gibt, wie 
Razuvaev meint (1996: 41), aber es verweist auf die engen Grenzen, die ih- 
ren gemeinsamen Interessen und der Fähigkeit gezogen sind, diese im 
Konfliktfall föderal organisiert geltend zu machen. Mit Ausnahme von 
Vladimir Gussinskij, der direkt durch den Präsidialapparat angegriffen 
wurde, hat keiner der Unternehmer und Bankiers öffentlich Partei ergrif- 
fen. Es gab auch keinerlei Gedanken daran, etwa zu bewaffneten Mitteln 
zu greifen. 

Unter anderen Bedingungen und bezogen auf andere Konflikte ist es 
Luschkov aber durchaus gelungen, charismatische Qualitäten zur Geltung 
zu bringen und sein enges Netzwerk einflußreicher Beamter, Geschäfts- 
leute und Politiker zur Wahrung eigener und regionaler Interessen zu nut- 
zen. Dies geschieht jedoch unterhalb der Ebene einer möglichen Auseinan- 
dersetzung mit dem russischen Präsidenten. Die Moskauer Gruppe stellt 
eine Art von Koalition partiell interdependenter Akteure dar, ein System 
des Austauschs von Leistungen im wechselseitigen Interesse und der Arti- 
kulation sowie Repräsentation einer Reihe gemeinsamer Anliegen unter 
der Führung von Luschkov. Dies schließt weder totale Subordination noch 
eine Bindung auf Gedeih und Verderb ein (vgl. Figur ]). 

Eine detaillierte Analyse der wichtigsten Einflußgruppen Rußlands durch 
Sergej Baranov kommt gegenüber Lepechin zu einer weit differenzierten 
Einschätzung der realen Rolle der Moskauer Gruppe. Unter Nutzung der 
Daten von 1992 bis 1995 wird sie nach der Administration des Präsidenten, 
dem Sicherheitsrat und der Zentralbank als viertstärkste Gruppe dieser Jah- 
re eingeordnet. Die Moskauer Gruppe bestehe einerseits aus der Moskauer 
Regierung als einem strikt hierarchischen »Konzern« und andererseits ei- 
nem »Syndikat«, das durch die horizontale Symbiose der Moskauer Regie- 
rung und einiger Führungspersonen wichtiger Moskauer Banken und Un- 
ternehmen gebildet wird (Baranov 1996: 9). Die Moskauer Gruppe reprä- 
sentiert auf der einen Seite spezielle regionale Interessen der Hauptstadt 
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Figur 1: Ein Modell des Akteursystems des politischen Regimes in Moskau 


Der Präsident 


/Moskauer BürN\ | föderale 
germeister 
(Luschkov) 


E föderale 


kriminelle 
Gruppen 


mit Moskauer Inter- 
essen verbunden sind 


städtische Moskauer 
Angestellte Kleinunternehmer 


Moskauer Wählerschaft 


und ein Modell politischer und wirtschaftlicher Reformen, die sich als 
Vertretung dieser Interessen darstellen, und auf der anderen Seite die Inter- 
essen vor allem jener Gruppen aus Hochfinanz und Industrie, die sich ge- 
gen die Dominanz des Erdöl- und Erdgassektors richten und auf einen 
»nationalen Kapitalismus« mit einem starken Binnenmarkt orientiert sind. 

In den letzten zwei Jahren hat Luschkov seine Versuche intensiviert, die 
direkt durch ihn kontrollierten Machtressourcen auszubauen, um die Ab- 
hängigkeit von anderen Akteuren zu verringern. Dazu gehören die schon 
erwähnte Schaffung einer eigenen städtischen Bank, die das System der 
autorisierten Banken faktisch ablöst, Tendenzen der Remunizipialisierung 
von Unternehmen und im Juni 1997 auch die Schaffung eines eigenen lan- 
desweiten Fernsehzentrums, obwohl mit NTV (und dem MOST-Medien- 
konzern insgesamt) einer der Verbündeten Luschkovs, Vladimir Gussins- 
kij, über die einflußreichste private Medienunternehmung verfügt. Die 
Moskauer Regierung hält 67% der Aktien des neuen Fernsehzentrums. Be- 
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obachter sehen darin auch den Versuch Luschkovs, sich eine eigene ruß- 
landweite öffentliche Plattform zu verschaffen, die in deutlicher Oppositi- 
on zu den »Reformern« in der Regierung steht und für populistische und 
nationalistische Positionen offen ist, die innerhalb der MOST-Gruppe auf 
Widerstand stoßen (Fossato/Kachkaeva 1997). 


6. Die Rolle organisierter Kriminalität und Korruption 


Eine der kompliziertesten Fragen ist die nach der Stellung der organisierten 
Kriminalität innerhalb des politisch-wirtschaftlichen Systems Moskaus und - 
von noch größerer Bedeutung - nach der Nutzung von extralegalen und ille- 
galen Methoden durch die Moskauer Regierung und die mit ihr verbündeten 
Unternehmensgruppen. Eine Diskussion dieser Probleme erweist sich schon 
deshalb als schwierig, weil in der breiten Öffentlichkeit faktisch kein Unter- 
schied zwischen legaler und illegaler Machtausübung gemacht wird. Mei- 
nungsumfragen weisen aus, daß die Moskauer Bevölkerung die von ihr spä- 
ter mit überwältigender Mehrheit gewählten Repräsentanten (die Moskauer 
Regierung) mit »mafiaähnlichen Gruppierungen« gleichsetzen (MuStuk 
1995: 25-26; Levinson 1994: 245). 

Eine zweite Schwierigkeit besteht im Fehlen verläßlicher Information. Das 
bekannteste seriöse Buch über das organisierte Verbrechen Moskaus, das 
eine Analyse der Entstehung, der Strukturen und Aktionen verschiedenster 
krimineller Gruppen und ihrer Paten vorlegt (Modestov 1996), geht in kei- 
ner Weise auf irgendwelche Beziehungen zwischen diesem »Untergrund« 
und der Moskauer Regierung ein. Obwohl das Buch an einigen Stellen 
Fakten erwähnt, die auf Beziehungen krimineller Gruppen mit Vertretern 
der föderalen Regierung, der Russischen Duma und der Administration des 
Präsidenten sowie russischen Sicherheitsdiensten hinweisen, werden Kon- 
takte zu Beamten der Moskauer Regierung völlig ausgeklammert. Timothy 
Colton streift das Problem auf nur zwei Seiten von 200, die er Moskaus 
Entwicklung nach 1985 widmet. Auch seine Darstellung bleibt bei der 
Wiedergabe von Gerüchten und dem Verweis auf einige wenige Einzelfälle 
stehen (Colton 1995: 742-744). Die Quellenlage erlaubt es nicht, über die- 
se Darstellungen hinauszugehen. 

Es ist bekannt, daß Popov, der erste frei gewählte Bürgermeister Moskaus, 
während seiner Amtszeit zu einem reichen Geschäftsmann wurde. Eine 
ganze Reihe von Beamten verkoppelten dienstliche und private Interessen 
bis zur Ununterscheidbarkeit. 1992 realisierte Luschkov die Idee, Beamte 
dadurch zu stimulieren, daß ihnen ein Anteil an dem durch sie getätigten 
Vertrag zwischen der Stadt und dem privaten Investor zukommt. Als die 
Öffentlichkeit eine Überprüfung dieser Praktiken verlangte, verwies LuZ- 
kov auf die Gerichte, die allein Korruptionsvorwürfe zu untersuchen hätten 
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(Argumenty i fakty, Nr. 41, Oktober 1992). Die folgende Nachricht, publi- 
ziert in Moskovskij Komsomolec, ist ein Beispiel für die Verquickung le- 
galer und extralegaler Formen: 

»Der Bürgermeister von Moskau, Jurij Luschkov, erhielt von seinen eigenen Untergebenen ein 
nettes Geschenk. Wie MK (Moskovskij Komsomolec - M. B.) informiert wurde, hat die Moskau- 
er Regierung beschlossen, Luschkov für seinen wertvollen Beitrag zur Organisation und Reali- 
sation von städtischen und föderalen Programm des Jahres 1996 mit einer Prämie in Höhe eines 
sechsmonatigen Gehaltes auszuzeichnen.« (Moskovskij Komsomolec, 21. Februar 1997) 
Moskau erscheint als diejenige Großstadt Rußlands, die am meisten krimi- 
nalisiert und durch Korruption geprägt ist. Einige Experten gehen davon aus, 
daß es in der Stadt rd. 200 kriminelle Gruppen gibt, die über 2.000 aktive 
Gangmitglieder und 6.000 unterstützende Personen verfügen (Gurov 1995: 
312). In anderen Quellen wird davon ausgegangen, daß die größte kriminelle 
Gruppe Moskaus für sich genommen schon 2.000 Mitglieder habe (KrySta- 
novskaja 1995: 98). Trotzdem ist die Lage nicht völlig außer Kontrolle. Die 
starken politischen und wirtschaftlichen Gruppen sind in der Lage, das Ver- 
halten der kriminellen Gruppen in einem bestimmten Maße zu beeinflussen - 
sei es durch Kooperation, sei es durch Einschränkung ihres Wirkungsfeldes 
(z.B. im Zentrum Moskaus - Modestov 1995: 191) oder sogar durch ein ge- 
meinsames Vorgehen mit einigen dieser Gruppen gegen andere (so 1993/94, 
als die Moskauer Polizei, private Sicherheitskräfte und russische kriminelle 
Gruppen gemeinsam Gruppen der »tschetschenischen Mafia« zurückzudrän- 
gen suchten). Zwischen den legalen und illegalen Akteuren herrschen zu- 
gleich symbiotische und Konkurrenzbeziehungen. Auch die Bevölkerung 
sieht die Prosperität Moskaus mit dem mafiösen Charakter der Wirtschaft, 
den Schutzgelderpressungen, den vertraulichen Beziehungen zwischen den 
Führern legaler und illegaler Organisationen unlösbar verknüpft. 

Vor dem Hintergrund dieser Beobachtungen scheint es offensichtlich, daß 
der Kampf gegen Korruption und organisierte Kriminalität nicht im Zentrum 
der politischen Aktivität der Moskauer Regierung steht, auch wenn offizielle 
Verlautbarungen anderes bekunden. Schreibt man dies nicht der »morali- 
schen Verderbtheit« der Politiker zu und geht davon aus, daß sie sich vor 
allem als erfolgreiche Politiker zu behaupten suchen, dann stellt sich die 
Frage, unter welchen Bedingungen es für einen Politiker rational sein könnte, 
extra- oder auch illegale Praktiken zu tolerieren oder sogar zu unterstützen. 

Die einzige Antwort, die hier gegeben werden kann, ist rein hypothetisch. 
Unter den russischen Bedingungen ist der Kampf gegen Kriminalität und 
Korruption besonders aufwendig und würde hohe Kosten verursachen. Der 
Markt entstand in der Sowjetunion der siebziger Jahre als Schwarzmarkt. Er 
bildete sich unter der Schirmherrschaft der organisierten Kriminalität heraus. 
Die Welle der Gründung von legalen Kooperativen und privaten Unterneh- 
men ging Hand in Hand mit Bestrebungen der Nomenklatura, das staatliche 
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Eigentum zu eigenen Gunsten zu privatisieren, und diente zugleich der Le- 
galisierung des Schwarzmarktes. Die gesamte private russische Wirtschaft 
und große Teile der staatlichen Wirtschaft sind in ihrem Kern durch die Ver- 
bindung legaler, halblegaler und illegaler Praktiken gekennzeichnet und bis- 
her auch nur in dieser Gestalt funktionsfähig. Die Kooperation mit krimi- 
nellen Gruppen beruht zumeist auf wechselseitigen Interessen und ist ange- 
sichts des weitgehenden Zusammenbruchs des staatlichen Gewaltmonopols 
auch unverzichtbar. Nachfrage und Angebot solcher »Dienstleistungen« 
(Gambetta 1988) sind vorhanden. Ein ernsthafter Kampf gegen Kriminalität 
und Korruption müßte es mit fast allen wichtigen wirtschaftlichen und politi- 
schen Interessengruppen und ihrer Wirtschaftsweise aufnehmen und hätte 
zugleich mit dem offenen Terror krimineller Gruppen zu rechnen. Hinzu 
kommt, daß die Kriminalisierung der Wirtschaft zumindest teilweise auch 
ein Stück Unabhängigkeit von zu starker Politisierung ökonomischer Prozes- 
se zu ermöglichen scheint (vgl. dazu Pejovich 1997: 22). 

Diesen absehbar hohen Kosten des Versuchs der »Reinigung« der Wirt- 
schaft und Politik von Kriminalität und Korruption stehen keinerlei ent- 
sprechend hohe Aussichten auf rasche Gewinne in diesem Kampf gegen- 
über. Dem Verweis auf das Kollektivgut einer »sauberen« Wirtschaft und 
Politik, die mittelfristig auch höheres Wachstum und Wohlstand sowie per- 
sönliche Sicherheit garantieren würden, steht der Umstand gegenüber, daß 
zumindest kurzfristig Politiker und Unternehmer aus der gegebenen Situa- 
tion durchaus große Gewinne ziehen konnten. Ein Arrangement mit den 
kriminellen und korruptiven Tendenzen und ihrer Nutzung für die eigenen 
Ziele scheint vielen Politikern unter dem aktuellen Kosten-Nutzen-Aspekt 
wesentlich günstiger als der Versuch, diese um jeden Preis zu bekämpfen. 
So scheint die Moskauer Regierung einige informelle Absprachen getrof- 
fen zu haben, um die Aktivität der kriminellen Gruppen in bestimmten Be- 
reichen einzuschränken und ihnen dafür Duldung zugesichert zu haben. Im 
Austausch für den privilegierten Zugang einiger Unternehmergruppen zu 
staatlichen Ressourcen haben sich diese an der Finanzierung öffentlicher 
Ausgaben beteiligt und die Regierung unterstützt. Die eigenen Seilschaften 
wurden durch Korruption fest an den obersten Patron, den Moskauer Bür- 
germeister, gebunden, ohne dessen Schirmherrschaft sie gerichtlich ver- 
folgt werden würden.” Die Kosten für die Herstellung einer von Krimina- 
lität und Korruption weitgehend freien Wirtschaft und Politik wurden »ein- 
gespart« und zugleich wurden zusätzliche Ressourcen für den Erhalt des 
politischen Regimes der Stadt freigesetzt. Solange es keine alternativen 


5 Es ist charakteristisch, daß dem Verlust des öffentlichen Amtes in Rußland oftmals eine 
gerichtliche Untersuchung über Korruption und anderen Amtsmißbrauch folgt, während 
aktuelle Amtsinhaber eine weitgehende Freiheit von ernsthaften gerichtlichen Verfolgun- 
gen genießen. 
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Akteure gibt, die erfolgreich eine andere Kosten-Nutzen-Rechnung prä- 
sentieren können, werden die wichtigsten politischen und wirtschaftlichen 
Gruppen und die Bevölkerung Moskaus eine solche Politik sehenden Au- 
ges unterstützen. Sie werden die herrschende Elite als Mafia titulieren und 
sie mit großer Mehrheit demokratisch wählen. 


7. Moskaus politisches Regime und seine Perspektiven 
aus der Sicht des Konzepts »urbaner Maschinen« 


Nach einer Periode der Wirren scheint Moskau einen Zustand soziopoliti- 
scher Stabilität erreicht zu haben. Seit mehr als sechs Jahren wird es von 
einer demokratisch gewählten Verwaltung regiert. Die Symbiose von Herr- 
schaft einer Staatsapparatepartei unter Führung eines charismatischen Po- 
litikers mit der Formierung eines munizipalen Kapitalismus, der seine re- 
lative Prosperität vor allem der Konzentration der Revenue der russischen 
Umbruchsprozesse in der Hauptstadt verdankt, hat sich bis heute als le- 
bensfähig erwiesen. Solche Entwicklungen werden in der jüngsten Litera- 
tur zur Transformationsforschung als Tendenzen der Herausbildung einer 
»delegativen Demokratie« bezeichnet, wo der gewählte Chef der Exekuti- 
ve autorisiert ist, zu herrschen, »as he or she sees fit, constrained only by 
the hard facts of existing power relations and by a constitutionally limited 
term of office« (O’Donnell 1994: 59). Der geringe Grad an formeller In- 
stitutionalisierung und Gewaltenteilung sowie Rechtsstaatlichkeit wird 
durch starke informelle vertikale und horizontale Netzwerke und ein Sy- 
stem persönlicher Herrschaft substituiert (O'Donnell 1996: 35)". Dies wird 
mit »funktionalen Notwendigkeiten« und dem Ruf nach Massenpatronage 
in einer Übergangszeit gerechtfertigt. 

Derartige Entwicklungen sind weder auf nationaler noch auf lokaler Ebene 
neu. Sie stellen offenbar mögliche Formen politischer Regime dar, die un- 
ter den Bedingungen des allgemeinen Wahlrechts und einer auf keinen 
gemeinsamen Nenner zu bringenden Überschneidung sozialer Faktoren ei- 
nes schnellen sozialen Wandels auftreten können. Sie wurden zunächst in 
den USA im ausgehenden 19. Jahrhundert beobachtet und unter dem Be- 
griff von machine politics zusammengefaßt." Die weite Verbreitung dieses 


6 Eine breitere Auseinandersetzung mit diesen Problemen findet sich in Brie (1996a, 
1996b, 1996c). Vgl. auch Gel'man (1996) und Urban (1997: 291). 

7 Frühe Analysen solcher machine politics finden sich bei Ostrogorski (1902 und 1910), Low 
(1904) sowie Hobson (1909). Max Weber hat diese Tendenzen früh rezipiert (1976: 842ff). 
Spätere Ausprägungen solcher politischen Maschinen sind u.a. dargestellt durch Scott 
(1972), Dix (1967), Legg (1969) und Weiner (1967). Bezogen auf die USA vgl. vor allem 
Dahl (1961), Banfield/Wilson (1963), Cornwell (1964), Merton (1984), Shefter (1976), Erie 
(1988) sowie die Sammelbände von BrownelVStickle (1973) und Stave et al. (1984). Der 
italienische Fall wurde u.a. in den Arbeiten von Chubb (1981; 1982) untersucht. 
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Typs politischer Regime, seine sehr unterschiedliche Ausprägung und die 
völlig gegensätzlichen Folgen lassen die Frage offen, ob es sich dabei im 
jeweiligen Fall um ein Durchgangsstadium einer dynamischen Modernisie- 
rung oder um den Weg in die Sackgasse dauerhafter Stagnation handelt. 
New York und Palermo stehen für die gegensätzlichen Pole dieser Ent- 
wicklung urbaner politischer Maschinen.“ 

Unter urbanen politischen Maschinen werden Organisationen verstanden, 
die in der Lage sind, die Input- und Output-Dimension des lokalen politi- 
schen Systems relativ dauerhaft zu kontrollieren (Erie 1988: 26). Gelingt 
ihnen das, so können sie über mehrere Wahlperioden in Folge die Exekuti- 
ve besetzen und weitgehend unkontrolliert über die öffentlichen Ressour- 
cen verfügen. Es entsteht ein sich selbst stützender Zyklus von gewonne- 
nen Wahlen und darauf folgender Nutzung der öffentlichen Haushalte für 
die Formierung einer hinreichenden (minimalen) neuen Gewinnerkoalition. 
Ungeachtet der garantierten freien Wahlen ist der Wettbewerb rivalisieren- 
der politischer Gruppen um die Besetzung der Exekutive durch die mono- 
polistische Ausbeutung der öffentlichen lokalen Ressourcen von seiten der 
regierenden Gruppe überlagert. Politische und wirtschaftliche Transaktio- 
nen sind untrennbar verbunden. 

Die Macht urbaner Maschinen liegt in ihrer Fähigkeit, größere Teile der 
Wahlbevölkerung in Gruppen Öffentlicher Massenpatronage zu verwandeln 
und einen klientelistischen Block mit wichtigen Gruppen der lokalen Wirt- 
schaftselite zu bilden. Das allgemeine Wahlrecht wird nicht als System der 
Wahl von Repräsentanten auf der Grundlage eines öffentlichen Guts und 
entsprechender programmatischer Konfliktlinien genutzt, sondern als ein 
Mechanismus, einen Patron an die Macht zu bringen oder an der Macht zu 
halten, der sich der partikularistischen Interessen einer fragmentierten und 
abhängigen Wählerschaft annimmt und sie mit konkreten materiellen Gütern 
versorgt sowie symbolisch aufwertet. Der öffentliche Haushalt wird ausge- 
geben, um entscheidende Unternehmergruppen zu binden, das Schicksal von 
Kerngruppen der urbanen Maschine (ihre Funktionäre und jene, die eine 
Broker-Rolle bei der Gewinnung von Wählern spielen) unlösbar mit dem der 
Organisation zu verkoppeln, und um einer hinreichenden Zahl von Wähler- 


8  »The fate ofthe Mezzogiomo can be taken as a lesson for the Third World today, and the 
former Communist lands of Eurasia tomorrow, moving uncertainly toward self- 
government. The 'always defect' social equilibrium may represent the future of much of 
the world where social capital is limited or nonexistent... Many of the formeriy 
Communist societies had weak civic traditions before the advent of Communism and 
totalitarian rule abused even that limited stock of social capital. Without norms of 
reciprocity and networks of civic engagement, the Hobbesian outcome of the 
Mezzogiomo - amoral familism, clientelism, lawlessness, ineffective government, and 
economic stagnation - seems likelier than successful democratization and economic 
development. Palermo may represent the future of Moscow.« (Putnam 1993: 183) 
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gruppen weniger kostspielige Güter zukommen zu lassen. Urbane Maschi- 
nen haben unabhängig voneinander und unter sehr divergierenden Bedingun- 
gen eine Reihe gemeinsamer Strategien entwickelt wie eine zentralistische Or- 
ganisation, die Personalisierung der Macht (die Rolle des Bosses) und die 
Konzentration auf informelle gegenüber formellen Interaktionsformen. 
Lokale politische Regime, die durch urbane Maschinen beherrscht werden, 
schließen politische und wirtschaftliche Akteure auf der nationalen wie der 
lokalen Ebene ein. Sie regulieren den Austausch zwischen nationalen Eli- 
ten, der urbanen Maschine und ihrem Boß, den Funktionären und öffentli- 
chen Angestellten, der Wahlbevölkerung und ihren verschiedenen Grup- 
pen, wichtigen Teilen des Unternehmertums und krimineller Gruppen. Es 
wird eın Netzwerk wechselseitiger Abhängigkeit geschaffen, daß auf mehr 
oder minder stillschweigenden Vereinbarungen beruht, und von keinem 
der Teilnehmer verlassen werden kann, ohne dabei den Zugang zu wichti- 
gen Ressourcen zu verlieren (Tabelle 1). Solche Regime schließen eine 
starke Legislative und rechtsstaatliche Judikative aus. 

Die Herausbildung von Regimen, die durch die Dominanz urbaner politi- 
scher Maschinen gekennzeichnet sind, hängt von drei Variablen ab: (1) Sie 
können dann entstehen, wenn größere Teile der Bevölkerung und einige 
wichtige lokale Wirtschaftsgruppen von öffentlicher Unterstützung abhängig 
sind und Patronage erwarten. Eine von staatlicher Patronage abhängige Be- 
völkerung (einschließlich eines größeren Segments abhängigen Unterneh- 
mertums) ist die wichtigste soziale Voraussetzung für die Entstehung urba- 
ner Maschinen. (2) Es werden genau dann Anstrengungen zum Aufbau sol- 
cher politischer Maschinen unternommen, wenn die lokalen Eliten von der 
Wahlunterstützung durch die Bevölkerung abhängig sind.” Das allgemeine 
Wahlrecht auf lokaler Ebene ist die wichtigste politische Voraussetzung für 
derartige Regime. (3) Die beiden genannten Voraussetzungen gegeben, ent- 
stehen urbane Maschinen unvermeidlich, wenn es lokalen politischen Eliten 
in Kooperation mit nationalen Eliten gelingt, die notwendigen rechtlichen 
Rahmenbedingungen zu schaffen und die erforderlichen Güter für Massen- 
patronage bereitzustellen. Eine von staatlicher Massenpatronage abhängige 
Bevölkerung, lokales Wahlrecht und Kooperation lokaler und nationaler 
Eliten stellten jede für sich eine notwendige Bedingungen der Vorherrschaft 
urbaner Maschinen dar. Nur in ihrer Gesamtheit sind sie aber hinreichend für 
deren Durchsetzung. Eine Bevölkerung, die ihre demokratisch abgegebene 
Wahlstimme gegen Massenpatronage austauscht, weil sie keine besseren 
Alternativen sieht - dies ist die Grundlage urbaner Maschinen. 


9  »In one sense, popular elections can be seen as a reestablishment of the redistributive 
mechanisms of the traditional setting. Once again a patron's position becomes somewhat 
more dependent on the social approval of his communiiy ...« (Scott 1977: 140). 
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Urbane Maschinen entstanden - ungeachtet der ihnen gemeinsamen Merk- 
male - in sehr verschiedenen historischen Situationen, sie stellten politische 
Reaktionen auf unterschiedliche Veränderungen dar und haben vor allem 
auch zu völlig divergenten Resultaten geführt. Dafür stehen besonders die 
unterschiedlichen Schicksale nordamerikanischer und süditalienischer Städ- 
te. In den USA hat sich die Herrschaft urbaner politischer Maschinen als 
Durchgangsstufe einer dynamischen Modernisierung erwiesen und wurde 
durch politische Regime abgelöst, die im höheren Maße als ihre Vorgänger 
durch Gewaltenteilung, Rechtsstaatlichkeit und Ausdifferenzierung von 
Wirtschaft und Politik gekennzeichnet sind. In Süditalien dagegen, zumin- 
dest bis zum Zusammenbruch des Nachkriegsparteiensystems Anfang der 
neunziger Jahre, wurde der Weg einer Modernisierung ohne Industrialisie- 
rung eingeschlagen und ein weitgehend stagnatives politisch-wirtschaftliches 
Regime stabilisiert. Weder kann also angenommen werden, daß urbane Ma- 
schinen mit ihren bekannten Begleiterscheinungen von persönlicher Herr- 
schaft, politischer Massenpatronage, engster Verschmelzung politischer und 
wirtschaftlicher Macht, Korruption, Kriminalität usw. nichts als die unver- 
meidlichen Übergangserscheinungen einer Zwischenstufe erfolgreicher Mo- 
dernisierung sind, noch kann behauptet werden, daß sie unvermeidlich in 
Stagnation und in die dauerhafte Blockierung dynamischer Wirtschaftsent- 
wicklung und rechtsstaatlich geleiteter Demokratisierung münden müssen. 

Ein an anderer Stelle vorgenommener Vergleich nordamerikanischer und 
süditalienischer lokaler politischer Regime unter den Bedingungen der Vor- 
herrschaft urbaner Maschinen mit dem politischen Regime Moskaus macht 
deutlich (Brie 19976), daß letzteres bisher in vieler Hinsicht weder dem Typ 
dynamischer Modernisierung noch dem eines stagnativen Modernisierungs- 
pfades zuzuordnen ist, sondern eine spezifische Zwischenform zu bilden 
scheint. Dies gilt vor allem für die politische Kultur, die institutionelle Ge- 
stalt, das Wirtschaftssystem und die Beziehung zwischen lokalen und natio- 
nalen Eliten sowie den historischen Kontext des politischen Wandels. Pro- 
gnosen müssen dieser Ambivalenz Rechnung tragen. Im folgenden wird das 
Moskauer politische Regime unter dem Aspekt der drei genannten, für die 
Entstehung und Dauer urbaner Maschinen typischen Variablen betrachtet. 


(1) Existenz einer von staatlicher Patronage abhängigen Bevölkerung und 
Unternehmerschaft: Moskaus Ökonomie ist schr heterogen. Sie wird gebil- 
det durch die einflußreichsten Finanzgruppen Rußiands, Holdings von Ruß- 
lands wichtigsten Industrien, einem prosperierenden Dienstleistungssektor 
für die wachsende Oberklasse, einer großen Zahl von Kleinunternehmen, die 
die besonderen Bedingungen Moskaus zu nutzen vermögen, und einer 
Mehrheit von Betrieben und öffentlichen Einrichtungen, die völlig von 
staatlichen Subventionen abhängig sind. Die Mehrheit der Bevölkerung ist 
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im öffentlichen Sektor beschäftigt. Für die Großunternehmen ist die Mos- 
kauer Regierung nur ein Kooperationspartner neben anderen, wichtig vor 
allem für die Schaffung der Infrastruktur einer modernen Metropole. Zu- 
gleich hat sich ein Block zwischen der Moskauer Regierung und einigen 
Großunternehmen herausgebildet, der auf föderaler Ebene agiert. 

Die Moskauer Regierung war in der Lage, das zentralisierte staatssoziali- 
stische System der Massenpatronage der Moskauer Bevölkerung in ein Sy- 
stem zu überführen, das unter den Bedingungen marktwirtschaftlicher Re- 
formen und des allgemeinen Wahlrechts funktioniert. Mittlerweile stellt 
das Ausmaß dieser Patronage (vor allem bei den öffentlichen Stützungen 
der Ausgaben für die Betriebskosten im Wohnungssektor) eine hohe Bela- 
stung der öffentlichen Haushalte dar und gerät in Widerspruch zu weiteren 
marktwirtschaftlichen Reformen und Infrastrukturmaßnahmen. Es gibt die 
Drohung, die föderalen Subventionen radikal zu senken. Gleichzeitig ent- 
wickeln die Großunternehmen (durchaus in Kontinuität zu sowjetischen 
Zeiten) eigene Patronagesysteme, die zwar die Aufwendungen für die Stadt 
senken, zugleich aber die Basis Öffentlicher Patronage reduzieren. 

Die Moskauer Bevölkerung ist weit mehr von öffentlicher Patronage ab- 
hängig und an diese gewöhnt als der Durchschnittsbürger nordamerikani- 
scher Städte vor hundert Jahren, aber weniger an personalistische Systeme 
von Patronage gebunden als dies in Süditalien während der Nachkriegszeit 
der Fall war. Die Möglichkeiten, diese Patronage zu verlassen (Exit- 
Option), sind geringer als in den nordamerikanischen Städten, aber größer 
als in Süditalien. Vor diesem Hintergrund gibt es zwei Möglichkeiten: Ent- 
weder kommt es zur Schließung des öffentlichen Patronagesystems unter 
der Kontrolle einer Koalition von korrupter Administration und Groß- 
unternehmern, die von den föderalen Eliten unterstützt wird. Dann könnte 
entweder die gegenwärtige Staatsapparatepartei unangefochten ihre Positi- 
on behaupten oder käme - im Falle des eigenen Versagens - unter den 
Druck einer alternativen urbanen Maschine, die sie innerhalb der gegebe- 
nen Struktur zu verdrängen sucht. Oder aber es setzen sich Tendenzen der 
weiteren Öffnung dieses Systems durch, neue wirtschaftliche Möglichkei- 
ten werden durch die dynamischsten sozialen Kräfte genutzt, um sich eine 
soziale Existenz unabhängig vom Patronagestaat aufzubauen. Dies würde 
die soziale Grundlage eines Regimes auflösen, wo eine Staatsapparatepar- 
tei in der Lage ist, sich durch Wahlen dauerhaft an der Macht zu halten. 


(2) Die politische Landschaft Moskaus ist dadurch geprägt, daß die Regie- 
rung das Monopol auf politisches Handeln besitzt. Das frühere Zentrum 
kommunistischer Macht ist ohne starke kommunistische Opposition. Die 
anderen Parteien sind bisher weitgehend politische Klientelgruppen und 
können mit der politischen Maschine Luschkovs nicht ernsthaft konkurrie- 
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ren. Das politische Regime Moskaus ist nicht um eine Partei bzw. ein Par- 
teiensystem, sondern um die staatliche Exekutive zentriert. 

Diese Usurpation der Kontrolle über das politische Leben durch die Spitze 
der Moskauer Exekutive reduziert die Abhängigkeit der Führungsgruppe 
von der Wählerschaft auf ein Minimum. Ihre Fähigkeit, sich als unersetzba- 
rer öffentlicher Patron zu präsentieren und jede Alternative zu blockieren, ist 
sehr hoch. Wie aber jedes andere Regime mit derartigen autoritären Merk- 
malen könnte es in Zeiten einer Krise selbst durch kleinere oppositionelle 
Gruppen verwundbar sein, da größere Gruppen der Bevölkerung sich diesen 
Gruppen in kurzer Zeit mehrheitlich zuwenden könnten, wenn die Regierung 
in ihrer Rolle als effizienter Patron versagen würden (Voice-Option). 

Die Monopolisierung von Politik durch die staatliche Exekutive und die da- 
mit verbundene Reduktion des politischen Lebens auf staatliches Handeln 
untergräbt nolens volens die politische Machtbasis der Moskauer Regierung 
gegenüber dem föderalen Zentrum. In dem Maße, in dem die Abhängigkeit 
von der Bevölkerung sinkt und diese zu reinen Wahlbürgern und Klienten 
öffentlicher Patronage werden, sinkt auch die Bedeutung der demokratischen 
Legitimation, die die Wähler der eigenen städtischen Regierung erteilen. 
Diese Legitimation ist aber der wichtigste Teil der politischen Macht 
Luschkovs und seiner Regierung gegenüber den föderalen Eliten. Ohne die 
Möglichkeit der Moskauer Regierung, im Konfliktfall mit der politischen 
Mobilisierung der Bevölkerung drohen zu können, kann der russische Präsi- 
dent unter bestimmten Bedingungen ohne größeres politisches Risiko das 
System der Einsetzung des Bürgermeisters in der Hauptstadt von oben wie- 
derherstellen und/oder ihn in einen Strohmann verwandeln. 


(3) Bisher sehen die föderalen Eliten ihr Interesse an der politischen Stabi- 
lität in der Hauptstadt erfüllt. Die während der Perestroika hochgradig mo- 
bilisierten Gruppen der sowjetischen Mittelklasse sind gebunden und die 
Bevölkerung unterstützt weitgehend den Kurs der städtischen Regierung. 
Differenzen dieser Regierung mit dem Kurs auf föderaler Ebene werden 
deshalb toleriert. In Zeiten politischer Krisen hat sich die Moskauer Regie- 
rung unter Luschkov immer wieder bedingungslos auf die Seite des Präsi- 
denten gestellt. Sie hat es verstanden, die Auseinandersetzungen auf jene 
Bereiche zu beschränken, die den Grundkonsens der herrschenden russi- 
schen Elite nicht infrage stellen. Dies könnte sich dann ändern, wenn der 
Kampf um die Nachfolge Jelzins offen ausbricht und Luschkov als einer 
der mächtigsten Prätendenten antritt. Die Versuchung, ihn auszuschalten 
und seine Machtbasis, das besondere politische Regime Moskaus, zu be- 
seitigen, wären sehr groß. 

Das politische Regime Moskaus scheint stabil. Aber die sozialen und politi- 
schen Voraussetzungen und das notwendige Maß an föderaler Unterstützung 
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sind gerade in Moskau weit schwächer als zumeist angenommen. Die Mög- 
lichkeit, daß Moskau in eine politisch-wirtschaftliche Domäne verwandelt 
wird, die direkt dem Präsidenten unterstellt ist, geführt durch einen Gouver- 
neur, der von ihm eingesetzt wird oder bestätigt werden muß, ist hoch. Die 
direkte Involvierung der städtischen Moskauer Regierung in den föderalen 
Machtkampf weit über das Maß und die Bedeutung anderer regionaler Re- 
gierungen hinaus, die vergleichsweise hohen sozialen Exit-Optionen der 
Wählerschaft und die geringe politische Mobilisation machen die Moskauer 
Regierung und das von ihr kontrollierte Regime durch Attacken einer sich 
ihr gegenüber vereinigenden föderalen Elite relativ leicht verwundbar. Wür- 
de Luschkov selbst der nächste russische Präsident werden, so könnte er, um 
sich einen Rivalen vom Halse zu halten, selbst derjenige sein, der die 
Wahlen eines ihm genehmen Bürgermeisters Moskaus in die eigenen Hän- 
de nehmen oder das System von Direktwahlen in Moskau ganz abschaffen 
würde. Die Zukunft von Moskaus politischem Regime hängt von den 
Machtverhältnissen zwischen den Elitegruppen der russischen Föderation 
ab. Es könnte ihrem Kampf in relativ kurzer Zeit zum Opfer fallen. 

Zu einer Zeit, wo das gegenwärtige politische Regime Moskaus möglicher- 
weise den Zenit seiner Entwicklung erreicht hat, haben sich teils spontan und 
teils durch direkte Nachahmung und damit verbundener institutioneller Dif- 
fusion die in Moskau approbierten Muster in der Mehrheit der russischen 
Regionen durchgesetzt (Gel'man 1996). Ihre große Schwäche angesichts der 
geringen Ressourcenausstattung, einer tiefen wirtschaftlichen Krise und gra- 
vierender sozialer Probleme wird nur durch die fast unlösbaren Schwierig- 
keiten kompensiert, gegenwärtig politisch-soziale und ökonomische Alter- 
nativen zu einem System regionaler delegativer Demokratie zu entwickeln. 
Außerdem profitieren sie von der Politik der Zentralregierung, die an der 
Existenz abhängiger Regionen und ihrer Stabilisierung interessiert ist, diese 
über einzeln ausgehandelte Verträge an sich bindet (Kirkow 1997) und sich 
gegenüber der konkreten Art und Weise der Stabilisierung dieser Regionen 
weitgehend neutral verhält. Es ist eine Isomorphie von präsidialer Macht in 
Rußland und ihrer Stützung durch informelle gesamtrussische Interessen- 
gruppen einerseits und den regionalen Regimen von Gouverneursherrschaft 
und innerregionalen Allianzen entstanden. Vor diesem Hintergrund wäre es 
eine Ironie der Geschichte, wenn das Ende der lokalen delegativen Demo- 
kratie in Moskau mit der Stabilisierung dieses Regimetypus in den anderen 
russischen Regionen zusammenfallen würde. 
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Jens S. Dangschat 


Sag’ mir, wo Du wohnst, und ich sag’ Dir, 
wer Du bist! 
Zum aktuellen Stand der deutschen Segregationsforschung 


1. Einleitung 


Das Zusammenleben von Menschen war immer mit einer Hierarchisierung 
des Raumes verbunden. Personen, die ein hohes Ansehen genießen, wurde 
immer bereitwillig der beste Platz eingeräumt, von dem man alles hörte und 
sah, wo man selbst gesehen wurde, von wo aus das Wort zu ergreifen 
leichter war. Aber nicht nur die Welt des Mikro-Raumes war und ist zu 
Zeiten des Höhlenlebens und moderner Verwaltungen in Hierarchien orga- 
nisiert, auch der Meso- und der Makro-Raum wird diesen anerkannten so- 
zialen Abstufungen unterzogen. Die »feinen Leute« wohnten immer im 
Vorderhaus, während sich Arbeiter und Gesinde mit den dunklen Terras- 
sen, Hinterhöfen und Gängen bescheiden mußten. Reiche wohnten immer 
dort, wo die Luft am saubersten, die Ruhe am gesichersten, die Nachbarn 
am auserwähltesten waren. Bourdieu (1991, 30) drückt dies als das Bemü- 
hen um unterschiedliche Formen von Zokalisationsprofiten aus: 

- um Situationsrenditen (Nähe zu erwünschten Personen und Dingen und 
Ferne zu unerwünschten Personen und Dingen; Zuwachs an Ruhe, Ästhetik 
und Sicherheit), 

- um Okkupations- oder Raumbelegungsprofite (Quantität des verbrauchten 
(Wohn)raums, unverbaubares Blickfeld) sowie 

- um Positions- oder Rangprofite (Adresse) als besonderer Form des sym- 
bolischen Kapitals. 


»Der soziale Raum weist eine Tendenz auf, sich mehr oder weniger strikt im physischen 
Raum in Form einer bestimmten distributionellen Anordnung von Akteuern und Eigenschaf- 


1 Mit »sozialem Raum« umschreibt Bourdieu (1982) das System sozialer Hierarchien, das 
sich aus der Menge und Zusammensetzung von »ökonomischem Kapital« (Geld und 
Vermögen) und »kulturellem Kapital« (formale Bildung, Besitz von Kulturgütern und 
kulturelle Kompetenzen) ergibt. In diesem System sind Klassen- und Klassenfraktionen 
vor allem über die Zugehörigkeit zu Berufen verortet. »Raum« ist hier also nicht physi- 
kalisch zu verstehen, sondern entspricht einer ideellen Vorstellungswelt, einer Model- 
lierung sozialer Ungleichheit innerhalb einer Gesellschaft. 
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ten niederzuschlagen. ... Daraus folgt, daß der von einem Akteur eingenommene Ort und sein 
Platz im angeeigneten physischen Raum hervorragende Indikatoren für seine Stellung im so- 
zialen Raum abgeben« (Bourdieu 1991, 25). 

Damit ist das Konzept der »residentiellen Segregation« angesprochen, also 
der ungleichen Verteilung von Wohnorten unterschiedlicher sozialer Kate- 
gorien (Klassen, Schichten, Haushalts- oder Milieutypen, Altersgruppen 
sowie ethnische und rassische Gruppen) im Raum. Es ist eines der zentra- 
len und der ursprünglichen Forschungsthemen aller »Schulen« der Stadt- 
und Regionalsoziologie. Im krassen Widerspruch zur hohen Bedeutung, die 
eine ungleiche Partizipationsschance am verstädterten Raum und damit zur 
sozialen und sozialräumlichen Ausdifferenzierung moderner Gesellschaften 
hat, steht jedoch der relativ geringe Ertrag dieser Forschungen. 

Ziel sozialwissenschaftlicher Bemühungen sollte es sein, ein gesellschaft- 
liches Phänomen in ausreichender Differenzierung beschreiben, sein Zu- 
standekommen begründen, seine Folgen abschätzen und künftige Ent- 
wicklungen vorhersagen zu können. Je nach wissenschaftlicher Position 
gehört dazu, die bestehende Situation derart zu beeinflussen, daß negativ 
eingeschätzte Entwicklungen beendet und verhindert, positive Entwicklun- 
gen dagegen unterstützt werden. 

Von einer Segregationstheorie wird also gefordert, daß mit ihr das Phäno- 
men der ungleichen Verteilung gesellschaftlicher Gruppen im Raum ange- 
messen beschrieben und erklärt werden kann, daß die Folgen der Segrega- 
tion benannt und künftige Entwicklungen antizipiert werden können und 
schließlich sollte das Phänomen auch bewertet werden, um gegebenenfalls 
Vorschläge zur Beeinflussung zu unterbreiten. 

Um den aktuellen Stand der deutschen Segregationsforschung (der sich 
nicht wesentlich vom internationalen Standard unterscheidet) darlegen und 
kritisch einordnen zu können, werden zu den genannten Aspekten die Er- 
kenntnisse - nach Schulen geordnet - dargestellt und bewertet (Kap. 3-5). 
Danach werden - als Reaktion auf die formulierte Kritik - zentrale For- 
schungsfragen benannt (Kap. 6). Zuvor soll jedoch noch einmal zurück- 
geblickt und gefragt werden, was die ursprüngliche Intention des Segrega- 
tionskonzeptes war (Kap. 2). 


2. Der Ursprung des Konzepts der residentiellen Segregation 


Karl Marx, Emile Durkheim, Max Weber und Georg Simmel waren die er- 
sten Soziologen, die Überlegungen zur sozialen Ungleichheit aus dem So- 
zialen Wandel ableiteten und in Typologien faßten: Klassengegensätze, 
unterschiedliche Positionen in einem zunehmend arbeitsteilig organisierten 
Produktionsprozeß mit entsprechend differenzierten Belohnungen, der 
Hinweis auch auf die kulturelle Dimension neben der ökonomischen, den 
Lebensstil und die Lebensführung. 
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Ausgehend von diesen Überlegungen zur sozialen Ungleichheit entwickelte 
der amerikanische Soziologe Robert Ezra Park Mitte der 20er Jahre das 
Konzept der residentiellen Segregation (vgl. Park 1924, 1925). Dazu über- 
trug er die Annahmen Durkheims, Webers und Simmels zur sozialen Un- 
gleichheit in den Raum, indem er die physische Distanz zwischen Wohn- 
standorten’ als Indikator sozialer Distanz ansah.” Er nutzte die Methodo- 
logie Durkheims der Überführung nicht beobachtbarer sozialer Tatbestände 
(soziales Konstrukt) auf beobachtbare soziale Phänomene (Indikator). 
Weiter übernahm er das Phänomen der »sozialen Schließung« von Max 
Weber und übertrug es idealtypisch in den Raum, indem er unterstellte, daß 
die soziale Segregation (Distinktion) zu städtischen Teilgebieten führe, die 
nach der Sozial- und Baustruktur nahezu homogen wären. Diese Gebiete 
nannte Park - unter explizitem Rückgriff auf Webers Idealtypus - 'natural 
area’. Eine perfekte residentielle Segregation einer städtischen Gesellschaft 
und der städtischen Räume ist demnach dann gegeben, wenn eine Stadt aus 
nach der Sozial-, Bau- und funktionalen Struktur homogenen, aber unter- 
einander verschiedenen Teilgebieten besteht. Mit dem Idealtypus ist jedoch 
verbunden, daß erstens die behaupteten Sachverhalte empirisch eher nicht 
in dieser Weise auftreten und zweitens, daß der theoretische Fortschritt aus 
der Interpretation des Abweichens von diesem Idealtypus erzielt wird. Die 
Forschungsfrage lautet also: Was bewirkt, daß der Idealzustand perfekter 
Segregation als 'natural areas’ nicht eintritt? 

Damit war das Konzept der residentiellen Segregation als einem (gut zu 
messenden) Indikator sozialer Segmentation entwickelt. Es soll nicht mehr 
und nicht weniger leisten, als (städtische) soziale Ungleichheit durch ihr Ab- 
bild im (städtischen) Raum zu analysieren. Diese Ansicht der nahezu unmit- 
telbaren Übertragung sozialer Ungleichheit in den Raum findet auch heute 
noch Zuspruch in der Sozialökologie (Herlyn 1974b, c, Dangschat 1990, Fried- 
richs 1977, 1995), in der polit-ökonomischen Geographie (Dear/ Wolch 1991, 
Krätke 1995) und in der Kultursoziologie (Bourdieu 1991). Eine Segregatios- 
theorie besteht demnach aus drei Elementen (vgl. Dangschat 1985, 31-38): 

- Einer Theorie zur Beschreibung und Erklärung sozialer Ungleichheit 
(zum aktuellen Stand vgl. Hradil 1987, 1992, Berger/Hradil 1990, Müller 
1992, Berger/Vester 1997), 


2 Deshalb wird hier auf dem Begriff »residentielle Segregation« bestanden und gegen den 
Begriff »soziale Segregation« abgegrenzt. Letzterer ist deshalb unscharf, weil er sich mit 
der Segmentation, der sozialen Abgrenzung sozialer Gruppen (beispielsweise durch Ver- 
meidung sozialer Kontakte) überschneidet. Ist abweichend nur von »Segregation« die Re- 
de, so ist diese Begrifflichkeit immer im Sinne residentieller Segregation zu verstehen. 

3 Friedrichs (1995: 80) ergänzt diese Sichtweise auf der Makro-Ebene, indem er die Mög- 
lichkeit anspricht, »... das Ausmaß der Segregation auch als Indikator der gesellschaft- 
lichen Integration einer sozialen Gruppe« zu interpretieren. 
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- einer Theorie zur Beschreibung und Erklärung räumlicher Ungleichheit 
(zum aktuellen Stand vgl. Hamm 1982, Läpple 1991, Dangschat 1994a, 1996), 
- einer Theorie zur Beschreibung und Erklärung der Zuweisungsprozesse 
sozialer Gruppen in spezifische Räume, in der Weise, daß sich die soziale 
Ungleichheit weiter verschärft (vgl. Marcuse 1989, Krätke 1995). 


3. Sozialökologischer Ansatz 
3.1 Beschreibung der Segregation 


Die Erkenntnisse der amerikanischen Stadt- und Regionalsoziologie der 
20er bis 60er Jahre, und damit auch der Segregationsforschung, wurden in 
der Bundesrepublik durch Vertreter der Sozialökologie übernommen (vor‘ 
allem durch Friedrichs, Hamm und Herlyn). Ausgehend von Übersetzungen 
amerikanischer Originalliteratur (Atteslander/Hamm 1974a, Herlyn 1974a) 
und einer Darstellung des US-amerikanischen Forschungsstandes (Fried- 
richs 1972, als Vorläufer zu Friedrichs 1977) wurde die sozialökologische 
Stadtsoziologie der Chicagoer Schule und ihrer amerikanischen Nachfolger 
als (Groß-)Stadtsoziologie eingeführt, welche die bis dahin domierende 
Gemeindesoziologie ablöste. Hamm (1977) und Friedrichs (1977) gaben 
dann fast zeitgleich die ersten eigenständigen Texte bundesdeutscher So- 
zialökologie heraus. 

Die amerikanische Segregationsforschung hatte sich jedoch mittlerweile 
deutlich von den Ursprüngen Parks entfernt. Aufgrund der Entwicklung 
flächendeckender, regelmäßig erhobener Statistiken von Stadtregionen und 
der Entwicklung der elektronischen Datenverarbeitung sowie unterstützt 
von der seit den 40er Jahren in den USA dominierenden Systemtheorie und 
den Theorien »mittlerer Reichweite«, hatte sich der Schwerpunkt der Se- 
gregationsforschung auf die Entwicklung von Segregationsindizes konzen- 
triert (vgl. zur Definition und Diskussion der wichtigsten Indizes Blasius 
1988). Diese Indizes geben das Maß der ungleichen Verteilung sozialer 
Gruppen in einer Stadt an. Mittels des Vergleichs der Indexwerte über die 
Zeit und/oder zwischen Städten wurde versucht, empirische Regelmäßig- 
keiten zu entdecken, d.h. Theorien zu bilden. 

Das empirische Ergebnis einer Fülle von Fallstudien war, daß die sozialen 
Gruppen am Rande der sozialen Hierarchien’ die höchsten Indexwerte auf- 
weisen, ihre Distinktion also am stärksten durch räumliche Absonderung’ 


4 Dabei wird soziale Ungleichheit bis heute entweder in Kategorien der sozialen Schich- 
tung (SES und seine Einzelindikatoren: Bildung, Berufsposition, Einkommen), des Le- 
benszyklus (Alter, Haushaltstyp), der Nationalität resp. des »Gastarbeiter«-Status und 
von Lebensstilen analysiert. 

5 Die Kategorie »Raum« wird theoretisch nicht berücksichtigt; der Raum geht - ganz in der 
Tradition des Container-Konzepts - als Träger spezifischer Merkmale ein und dient le- 
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demonstrieren, während mittlere Lagen am wenigsten segregiert sind‘. Dar- 
aus ergibt sich eine u-förmige Verteilung der Segregationsindex-Werte 
über die in eine Rangordnung gebrachten sozialen Gruppen. Eine weitere 
Erkenntnis besteht darin, daß die Indexwerte über die Zeit größer werden, 
was als Folge einer die Modemisierung begleitenden Arbeitsteilung inter- 
pretiert wurde. 

Der Nachteil aller Indizes - neben der Abhängigkeit von der Größe der 
räumlichen Sub-Einheiten - ist, daß ihnen nicht anzusehen ist, aufgrund 
welcher Konzentrationen der Durchschnittswert zustande kommt.” Eine 
Segregationsforschung, die das sozialräumliche Phänomen der Segregation 
auf einen Indexwert und dessen Analyse als eine pauschale Aussage über 
eine gesamtstädtische Situation reduziert, steckt daher zwangsläufig in ei- 
ner Sackgasse theoretischer Entwicklung. 

Eine innerhalb der Sozialökologie bedeutsame Theorie ist die Sozialraum- 
analyse (vgl. Shevky/Bell 1955, Hamm 1977). Ihre zentrale These ist, »daß 
die städtischen Phänomene ... auf regionaler Basis die Veränderungen in 
der Gesamtgesellschaft widerspiegelten« (Shevky/ Bell 1974, 125). Die 
Sozialraumanalyse ist also eine Theorie des Sozialen Wandels, von dem ei- 
nerseits angenommen wird, daß er sich in der sozialräumlichen Strukturie- 
rung der Städte niederschlägt, andererseits ist aber die Stadtentwicklung 
nur dann verstehbar, wenn sie als Teil eines übergeordneten Sozialen Wan- 
dels begriffen wird: 

»Großstadt (ist) ein Produkt der komplexen Gesamtheit der modernen Gesellschaft: Folglich 
können die sozialen Formen des städtischen Lebens nur im Zusammenhang mit dem sich 


wandeinden Charakter der größeren umfassenden Gesellschaft verstanden werden« (Shevky / 
Bell 1974, 126). 


»Aus der Analyse der sozialen Trends in Städten ergeben sich drei Faktoren - soziale Posi- 
tion, Verstädterung und Segregation - die unserer Meinung nach grundlegend für die städ- 
tische Differenzierung und soziale Schichtung sind« (Shevky/Bell 1974, 130). 

Diese Faktoren sind ausreichend und notwendig, um die meisten der festge- 
stellten Variationen zwischen den Bevölkerungsgruppen bestimmter Ge- 
biete zu erklären. Gleichzeitig führen diese Faktoren zu spezifischen und 


diglich als zweidimensionales Muster positiver und negativer Konstellationen der Sozi- 
al-, Infra- und Baustruktur. 

6 Ein Teil dieser Erkenntnis ist jedoch ein statistisches Artefakt, weil die beiden Extrem- 
gruppen nur über je eine Nachbargruppe verfügen. 

7 ZB. kann die relativ geringfügige Abweichung aller Sub-Einheiten vom städtischen 
Durchschnitt zum gleichen Indexwert führen wie die starke Abweichung nur weniger 
Teilräume. Beide Fälle stehen jedoch für eine deutlich andere reale Form der Segregati- 
on. 

8 Unter »Segregation« wird in der Sozialraumanalyse sowohl bei Shevky/Bell, als auch bei 
Friedrichs die sozialrfäumliche Trennung ausschließlich von ethnischen Gruppen verstan- 
den. 
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konstanten Verteilungsmustern. Während sich die »soziale Position« in 
Segment-Strukturen räumlich ausdifferenziert (analog zu dem Stadtentwick- 
lungsmodell von Homer Hoyt), folgt die »Verstädterung« einer konzentri- 
schen Differenzierung (analog zum Modell von Emest W. Burgess). Die 
Verteilung der Ethnien folgt hingegen einem eher dispersen Muster, was ei- 
ne Parallele zum Mehrkernmodell von Harris und Ullman darstellt. 

Die weltweit stabile Faktor- und Raumstruktur wurde wiederholt als Be- 
weis der Güte dieser »Theorie«' angesehen (vgl. Abu-Lughod 1969)". 
Aufgrund der häufig verletzten impliziten Annahmen in den einzelnen 
Fallbeispielen muß jedoch geschlossen werden, daß die mathematische 
Methode offensichtlich stabiler ist als die Theorie oder die Realität. 

Im Zuge der Perzeption der amerikanischen Sozialökologie in Deutschland 
wurden die empirischen Ergebnisse der Analyse US-amerikanischer Städte 
bruchlos übertragen und mit den gleichen Annahmen und Methoden in 
Deutschland überprüft. Die Ursache hierfür war die theoretische Grund- 
haltung des kritischen Rationalismus, der von der Annahme ausgeht, daß 
sich Regressionen und Korrelationen als soziale Gesetze formulieren las- 
sen, die eine raum- und zeitunabhängige Gültigkeit aufweisen. Empirisch 
vorfindbare Unterschiede seien vor allem auf unterschiedliche Phasen einer 
prinzipiell nach gleichem Muster verlaufenden Entwicklung und auf Be- 
sonderheiten des konkreten sozialräumlichen Kontexts zurückzuführen 
(vgl. z.B. Dangschat et al. 1985). Während der erste Faktor praktisch der 
Kern stadtsoziologischer Theorien sei, ist der zweite durch sog. An- 
schlußtheorien und durch die Berücksichtigung lokaler Spezifika zu ana- 
lysieren. 

Die Leistung der bundesdeutschen Sozialökologie bestand in einer explizi- 
ten Formalisierung und Operationalisierung der zu beobachtenden Sach- 
verhalte (vgl. Friedrichs 1977, 216-281). Dies führte zu einer Reihe empiri- 
scher Beschreibungen, erbrachte aber keine eigentlichen Fortschritte zur 
Erklärung der Phänomene. Durch die Übernahme amerikanischer Metho- 
den und Techniken sowie der impliziten Annahmen der reinen Markt- 
wirtschaft im Wohnungssektor und der amerikanischen Struktur sozialer 
Ungleichheit auf bundesdeutsche Verhältnisse wurde im Gegenteil sehr 
lange ein theoretischer Fortschritt verhindert. 


9 Diese Theorie ist jedoch fragwürdig, wenn sie zu jedem Zeitpunkt für jedes politische, 
ökonomische, soziale und kulturelle Umfeld zu ähnlichen Ergebnissen führt. 

10 Friedrichs (1977) hat beispielsweise auf Basis der Volkszählung von 1970 für die Region 
Hamburg eine vergleichbare Faktorenanalyse durchgeführt und kommt zu fünf Faktoren: 
Urbanismus, Sozialer Rang, Mobilität, bauliche Dichte und Segregation, die in der Region 
Hamburg 69% und in der Stadt Hamburg 83% der Varianz erklären. 

11 Vgl. kritisch dazu Atteslander/Hamm (1974b, 15): »Eine Summierung empirischen Ma- 
terials über Gemeinden allein führt noch keineswegs zu einer Theorie der Gemeinde.« 
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Auch die »Gentrification« als spezielle Form der Segregation ” wurde als 
Invasion der sog. Pioniere, Gentrifier und Ultra-Gentrifier (vgl. Dangschat 
1988, Dangschat/Friedrichs 1988, Blasius/Dangschat 1990, Alisch 1993, 
Blasius 1993, Alisch/Dangschat 1996) betrachtet. Dabei wurden diese Per- 
sonengruppen über das gleichzeitige Auftreten bestimmter Merkmale defi- 
niert (Syndrom-Ansatz) und der Zusammenhang zu bestimmten Einstellun- 
gen, Lebensweisen und Lebensstilen überprüft. Hier fanden zudem erste 
Öffnungen zu Überlegungen der Raumstruktur sowie der Beeinflussung des 
Prozesses durch Marktmechanismen, Makler- und Investoren-Interessen 
sowie der ambivalenten Regulation durch den »lokalen Staat« statt (vgl. 
Dangschat 1991, Alisch/Dangschat 1996). 


3.2 Ursachen der Segregation 


Auf der Basis vor allem US-amerikanischer Städte wurden »Theorien« der 
residentiellen Segregation entwickelt, die sich inhaltlich jedoch auf die 
Kausalstrukturen zwischen flächendeckenden Merkmalen der Volkszählun- 
gen und der statistisch erfaßbaren Daten der Städte (als Kontexte) be- 
schränken. Damit wird die Theoriearbeit auf Dimensionen reduziert, die 
sich aus der Tradition von Statistikern ergeben. Aspekte der sozialen Un- 
gleichheit werden in der Regel auf demographische Daten verkürzt, die 
Theoretisierung der Bedeutung des Raumes wird auf städtische Teilgebiete 
als Zähleinheiten und Träger von Merkmalen reduziert. Zuweisungsprozes- 
se zwischen räumlichen Einheiten und sozialen Gruppen finden keine Be- 
rücksichtigung. Diese Modelle sind daher sinnleer und geben kaum Hin- 
weise über die Ursachen der Segregation oder die Prozesse, die die sozial- 
räumliche Ungleicheit bestimmen (kritisch dazu: Blasius/Dangschat 1991). 

Ein weiterer Aspekt ist die Analyse von 'tipping points’ (vgl. Schelling 
1971), also der Frage, ab welcher Konzentration einer als niedrig eingestuf- 
ten sozialen Gruppe (meist: Ethnien oder Rassen) es dazu kommt, daß der 
Auszug von Alteingesessenen eine Dynamik erhält, die zu unumkehrbaren 
Sukzessionen führt. Diese Untersuchungen wurden auch in Deutschland 
durchgeführt (z.B. Hoffmeyer-Zlotnik 1977, Kecskes/Knäble 1988) und er- 
gaben Anteile - meist von Türken -, die bei Überschreitung zu einem deut- 
lich intensiveren Auszug von Deutschen aus dem Wohnhaus oder dem 
Quartier führen. Das Ergebnis der Distinktion sozialer Gruppen ist immer 


12 »Gentrification« ist einerseits die ökonomische Aufwertung des innerstädtischen Woh- 
nungsbestandes durch sog. Luxusmodernisierung und Umwandlungen der Miet- in Ei- 
gentumswohnungen sowie den Zuzug höherer sozialer Schichten, oft verbunden mit der 
Sukzession der Alteingesessenen und andererseits die sozio-kulturelle Umwertung durch 
»neue« Haushaltsformen, nicht-bürgerliche Lebensstile und Inhaber moderner Dienstlei- 
stungsberufe. 
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eine Segregation, die höher liegt, als es die Bewohner aufgrund ihrer Prä- 
ferenzen und Toleranzniveaus selbst für erforderlich halten 

Esser (1988) und Coleman (1990) folgend, hat Friedrichs zuletzt seine Vor- 
stellungen einer Segregationstheorie als eine Mikro-Makro-Theorie mo- 
delliert (Friedrichs 1988c, 1995, 90-98). Dabei werden die in der Sozial- 
ökologie traditionellen Zusammenhänge zwischen Merkmalen auf der 
»Makro«-Ebene (je höher die Einkommensungleichheit, desto umfangrei- 
cher die Segregation) aufgelöst, indem die Zusammenhänge auf der Mi- 
kro-Ebene (je größer die individuellen Wahlmöglichkeiten, desto eher kön- 
nen Wohnstandortwahlen nach eigenen Präferenzen vorgenommen werden) 
empirisch überprüft und durch Kontakthypothesen (je höher die Einkom- 
mensungleichheit, desto größer die individuellen Wahlmöglichkeiten) resp. 
Aggregationsregeln (je umfangreicher Standortwahlen nach eigenen Präfe- 
renzen vorgenommen werden können, desto umfangreicher die Segre- 
gation) mit der Makro-Ebene verbunden werden. 

So richtig es ist, die Position zurückzuweisen, man könne die Gerichtetheit 
von Korrelationen als Theorie interpretieren (was häufig »Standard« inner- 
halb der Sozialökologie ist), so hat die von Friedrichs vorgeschlagene 
Theorie dennoch mindestens drei Defizite: 

(1) Der Raum wird weder in seiner ungleichen Struktur, noch gar als Hebel 
gesellschaftlicher Regulation oder in seiner Funktion zur Reproduktion so- 
zialer Ungleichheit wahrgenommen; er hat paradoxerweise in einer Theo- 
rie, die die sozialräumliche Ungleichheit zum Gegenstand hat, keine expli- 
zite Bedeutung. 

(2) Die soziale Ungleichheit wird auf die Einkommensungleichheit redu- 
ziert (die ihrerseits nicht erklärt oder auch nur eingeordnet wird). Auch 
wenn die zentrale Bedeutung dieses Merkmales für soziale Ungleichheit in 
einer kapitalistischen Gesellschaft nicht bestritten wird, übersieht ein sol- 
cher Ansatz die aktuelle Diskussion sozialer Ungleichheit, die - bei allen 
Unterschieden zwischen der These der Entstrukturierung und dem Wiede- 


13 Friedrichs (1995: 90) kritisiert, daß es sich bei makrosoziologischen Studien der Segre- 
gation oft um fragwürdige Korrelationen auf Stadtteilebene aggregierter Individual- 
merkmale handele. Diese werden häufig als Indikatoren für individuelles Handein oder 
von Präferenzen interpretiert (was das Risiko des ökologischen Fehlschlusses beinhaltet). 
Im Widerspruch zu dieser nachvollziehbaren Kritik steht jedoch seine Einschätzung der 
Modelle von Marshall/Jiobu (1975) und Roof et al. (1976) als »sehr gut«. M.E. sind sol- 
che Theorien eher unergiebig, die - wie Marshall/Jiobu - ausschließlich den Anteil an 
Nichtweißen, die Zahl der Nichtweißen oder das Differential des Bevölkerungswachs- 
tums beider Gruppen als angebliche Ursachen von Segregation heranziehen. Angeregt 
durch diese wenig sinnvollen Modelle hatte Friedrichs (1977: 281) ein eigenes Makro- 
Modell entwickelt, in dem der Anteil an Gastarbeitern, die Größe einer Stadt (die eine 
berufliche Differenzierung nach sich zieht, die zu einer Einkommensdifferenzierung 
führt), die Reliefenergie und die Ausstattung der Teilgebiete (die beide zu ungleichen 
Mieten führen) als Ursachen von Segregation aufgeführt wird. 
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rentdecken von Klassenstrukturen (vgl. Dangschat 1997a) - sich in der Tat- 
sache einig ist, daß die Reduktion sozialer Ungleichheit auf das Einkom- 
men unzureichend ist. Selbst Friedrichs (1995, 92) geht von indirekten Ef- 
fekten aus, indem er behauptet, daß das Ausmaß sozialer Ungjleichheit die 
Differenzierung der Lebensstile nach sich zieht, die wiederum den Wunsch 
nach räumlicher Nähe zu Personen ähnlichen Lebensstils vergrößert“. 

(3) Die zur Erklärung herangezogenen Merkmale auf der Makro-Ebene 
sind völlig unzureichend. Sie umfassen nicht das Entstehen sozialer Un- 
gleichheiten (die, wie erwähnt, über die Einkommensungleichheiten hin- 
ausgehen) oder räumlicher Hierarchisierung aus strukturellen und institu- 
tionellen Zusammenhängen resp. der Dynamisierung des Sozialen Wandels. 
Weitere eigenständige deutsche Beiträge in der Segregationsanalyse sind 
die Anwendung des heuristischen, multivariaten Verfahrens der Korrespon- 
denzanalyse, um die gleichzeitige Wirkung mehrerer Faktoren auf Segre- 
gationsmuster und Segregierungen zu analysieren (vgl. Dangschat/Blasius 
1987, Blasius/Dangschat 1991). Diese Methode ist - im Gegensatz zur 
französischen Soziologie - in Deutschland noch immer gering verbreitet. 
Auf diese Weise wurde der Zusammenhang zwischen Merkmalen der Sozi- 
alstruktur, der Wohnbaustruktur und von geographischer Nähe analysiert. 
Einen zweiten Schritt stellt schließlich ein Segregations-Index (index of ine- 
quality, II) dar, der es - in Anlehnung an den Dissimilaritätsindex von Dun- 
can - erlaubt, die Segregation in nur einer Stadt” in ein Kausalmodell zu inte- 
grieren (vgl. Blasius/Dangschat 1991). Damit wird es möglich, das Ausmaß der 
Segregation einer sozialen Gruppe (gegenüber einer anderen oder dem Rest der 
Wohnbevölkerung) auf einzelne Faktoren zurückzuführen. Auch wenn die- 
ses ein deutlicher Fortschritt innerhalb positivistischer Erklärungen ist, blei- 
ben die grundsätzlichen Probleme bestehen, wie die Abhängigkeit von der 
Größe der räumlichen Einheiten und von dem durch die amtliche Statistik 
bereitgestellten, eingeschränkten Set an flächendeckenden Statistiken. 

Einen Erklärungsansatz residentieller Segregation aus »Faktoren der Wirt- 
schafts- und Sozialstruktur« deutet Herlyn (1974b, 24) zumindest als ein 
»Syndrom aus verschiedenen Faktoren« an: 


14 Damit faßt Friedrichs Lebensstil als Indikator sozialer Ungleichheit auf, der gleichsam 
soziale Ungleichheit sichtbar macht und damit zur Orientierung an »den Gleichen« in 
Alltagspraktiken herangezogen werden kann. Dieser enge empirische Zusammenhang 
wird jedoch verschiedentlich massiv bestritten (Hradil 1987, Hitzler 1994). 

15 Für die bisherigen Indizes konnte eine Varianz nur durch Einbeziehung mehrerer Städte 
erzeugt werden. Eine »Erklärung« der residentiellen Segregation für mehrere Städte ist 
jedoch theoretisch sinnlos, weil unter vergleichbaren Rahmenbedingungen (Makro-Kon- 
texte) gerade die varianzerzeugende Ungleichheit zwischen den Städten (aufgrund der 
lokalstaatlichen Regulation und der Spezifik der Meso- und Mikroebene) Gegegenstand 
einer Segregationstheorie sein sollte, die aber auf der Suche nach den Gemeinsamkeiten 
aller Städte verlorengeht. 
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»Knappheit des Bodens im Zusammenhang mit individualistischem Bodenrecht und Boden- 
spekulation, sich dabei ergebende Verdrängungskonkurrenz, standardisierte Bauprogramme, 
Kriegsfolgen, das in technischen Kategorien verhaftete Denken der Planer, die klassen- bzw. 
schichtspezifische Statussuche bei Tendenzen zur sozialen Mobilität und der zirkuläre Prozeß 
von Diskriminierung und Stigmatisierung.« (Herlyn 1974c, 95) 

Im Rahmen der Siedlungssoziologie wird die Vergesellschaftung und Ver- 
gemeinschaftung ım Raum durch eine Theorie der sozialen und räumlichen 
Organisation erklärt (vgl. Atteslander/Hamm 1974b, Hamm 1982, 22-37). 
Die Siedlungssoziologie ist gegenüber der Gemeinde- und Sozialökologie 
die umfassendere Theorie, 

» ... weil sie die verschiedensten Arten der Raumaneignung, der Raumnutzung sowie der 
Raumgestaltung in Wechselwirkung mit dem Sozialverhalten von Individuen und Gruppen 
und der Funktion von Institutionen zu erklären hat. Nicht die einzelne Siedlung, sondern die 
Besiedlung eines bestimmten Raumes insgesamt muß Objekt der Siedlungssoziologie sein. 
Nicht eine Siedlungseinheit ist Erkenntnisobjekt wie in der Gemeindesoziologie, sondern der 
Raumbezug der Gesellschaft« (Atteslander/Hamm 1974b, 16). 

Dem französischen Ansatz der Morphologie (Durkheim, Halbwachs), der 
Anthropogeographie Ratzels und den ursprünglichen Ideen Parks folgend, 
konzipieren Atteslander und Hamm ein System der Mensch-Umwelt-Bezie- 
hungen, das aus vier Subsystemen besteht (dem physisch-räumlichen, dem 
psycho-physischen, dem technologischen und dem sozio-kulturellen Subsy- 
stem), die sich wechselseitig in Richtung eines Gleichgewichts der 
Mensch-Umwelt-Beziehungen regulieren. 

Für sozialwissenschaftliche Fragestellungen ist das sozio-kulturelle Subsy- 
stem maßgeblich, das Atteslander und Hamm als ein Raum-Verhalten- 
System bezeichnen. Dieses Subsystem unterteilen sie wiederum in drei 
weitere Subsysteme: ein morphologisches, ein semiotisches und ein institu- 
tionelles Subsystem, wobei sich die drei Subsysteme über die Zeit wechsel- 
seitig verändern. 

Das morphologische Subsystem wird durch (natural) areas gebildet, also 
durch Gebiete, die bezüglich der Nutzung und der Nutzer relativ homogen 
sind. Hier wird explizit der Bezug zu den ersten Arbeiten der Chicagoer 
Schule der Sozialökologie gewählt und gleichzeitig deren und ihrer Nach- 
folger empirizistische Verwirrungen kritisiert. Als Kriterium der Abgren- 
zung morphologischer Subsysteme werden unterschiedliche Interaktions- 
dichten herangezogen. 

Das institutionelle Subsystem besteht aus sozialen Institutionen im Sinne 
der Theorie des Symbolischen Interaktionismus. Das können sein: »akzep- 
tierte Verhaltensmuster, Werthierarchien, die Kosten-Nutzen-Relation, Bün- 
del sozialer Normen, dıe soziale Kontrolle und die damit verbundenen Po- 
sitionen, aber auch Macht und Legitimität und, damit verbunden, Entschei- 
dungsstrukturen« (Atteslander/Hamm 1974b, 29). Damit sind verschiedene 
Lebensstile, Kalküle und Wertmuster, Tauschwert und Gebrauchswert, Recht- 
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sprechung und -überwachung, (lokale) Politik und Raumplanung von der 
Konzeption her in dieses Subsystem integriert. Insgesamt sind in dem in- 
stitutionellen Subsystem alle raumdeterminierten und raumdeterminieren- 
den Handlungsweisen und Verhaltensformen auf der Mikro- (individuelle 
Handlungen), Meso- (kollektives Handeln von Gruppen und Personen- 
aggregaten) und Makro-Ebene (institutionelles Handeln) zusammengefaßt. 
Im semiotischen Subsystem werden schließlich die sozialpsychologischen 
Perzeptions- und Kognitionsprozesse verortet. Die Symbolik des Ortes, die 
sich vordergründig in der Ästhetik der Architektur resp. in der städtebauli- 
chen Gestalt ausdrückt, ist jedoch gesellschaftlich ausgebildet. Sie unter- 
scheidet sich in der Bedeutung, die ihr der Sender (Architekt, Planer, Bau- 
herr) gab und der Interpretation der Empfänger, deren Dechiffrierung sozial 
differenziert ausfällt. Dem umwelt- oder sozialpsychologischen Ansatz von 
Barker folgend, gehen Atteslander und Hamm im Sinne einer Schließung 
von einer Synomorphie von Raumgestalt und Verhalten aus. 

Atteslander und Hamm stellen damit die soziale Bedeutung des Raumes für 
die Segregation heraus. Konsequenterweise distanziert sich Hamm später 
von dem in Segregationstheorien überwiegenden »naiven« Raumverständ- 
nis eines Behälterraumes: 


»Wenn nun Raum nichts anderes wäre als ein bloßes Gefäß, in dem soziale Beziehungen ab- 
laufen, die von ihm gänzlich unabhängig sind, dann ist Raum allenfalls auf einer deskriptiven 
Ebene interessant, aber völlig unfruchtbar für die Erkenntnis dessen, worauf es einer solchen 
Soziologie ankäme: von sozialer Organisation nämlich« (Hamm 1982, 24) (Herv. i. Orig.). 
Und weiter: »So kann man sagen, daß es keinen Raum gibt, der nicht erst durch Wahmneh- 
mung (und Bewertung, J.S.D.) soziale Bedeutung erlangte. Eben darin liegt die soziologische 
Bedeutung des Raumes begründet, daß er nicht existiert außer in unserer Wahrnehmung und 
daß diese Wahrnehmung immer und unausweichlich durch soziale Bezüge vorgeformt und 
vermittelt stattfindet. Damit wird Raum zu einer soziologischen Kategorie« (ebd., 26) (Herv. 
1. Orig.). 

Hamm greift später nicht mehr auf das Mensch-Umwelt-System zurück, 
sondern verortet die physikalischen Aspekte des Raumes eindeutig im mor- 
phologischen Subsystem des Raum-Verhalten-Systems, wobei Morphologie 
als »Oberflächenbeschreibung des materiellen Substrats (Durkheim) von 
Räumen« (Hamm 1982, 27 Herv. i. Orig.) verstanden wird und » ... die drei 
Elemente materielles Substrat, Institutionen und Zeichen in einem nur 
analytisch trennbaren Abhängigkeitsverhältnis zueinander stehen« (ebd., 
28). Damit stellt er den Raum als untrennbar von den sozialen Bezügen 


über alle Interaktionsformen dar. 


3.3 Folgen der Segregation und deren Bewertung 


Die Folgen der Segregation werden innerhalb der Sozialökologie überwie- 
gend als negativ eingeordnet. Orientiert an Gans (1961) wird die Möglich- 
keit zur kulturellen und normativen Integration sozialer Gruppen als positiv 
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und - der Vorstellung von Parks race-relation-cycle' folgend - wird die 
räumliche Konzentration von Migranten als vorübergehend sinnvoll, not- 
wendig und erwünscht angesehen. Gleichwohl überwiegt die negative Ein- 
schätzung, weil bei einer Segregation die Integration von Minoritäten in die 
Majoritätsgesellschaft erschwert oder verhindert werde. Das gilt nicht nur 
bezüglich der Migranten, sondern eben auch bezüglich der Orientierung 
unterer sozialer Schichten an bürgerlichen Verhaltensnormen und Werte- 
strukturen. Diese Einschätzung wird von der sog. »Kontakthypothese« ge- 
prägt, die jedoch in den unteren sozialen Rängen eher zu konfliktbeladenen 
Ausgrenzungen als zur Integration führt (vgl. Amir 1969, 338-340; Dang- 
schat 1997b). 

Gleichzeitig wirkt sich der systemtheoretische Hintergrund dahingehend 
aus, daß Gleichgewichtszustände angestrebt werden. Quantitativ wird die 
Segregation daher als Prozentsatz derer interpretiert, die umziehen müssen, 
um eine Gleichverteilung der sozialen Gruppen im Raum zu erzielen. Es ist 
jedoch zu fragen, warum eine Gleichverteilung als ideal angesehen wird, 
wo es doch zum Bestandteil großstädtischen Allgemeinwissens gehört, daß 
nicht alle mit allen zusammenleben wollen oder können. Für Herlyn 
(1974c, 102) »... erweist sich das Argument vom sozialen Aufstieg durch 
Mischung ım Wohnbereich als ideologieverdächtig.« 


3.4 Interventionen 


Da sıch die Sozialökologie in der methodischen Ausrichtung dem Kriti- 
schen Rationalismus zuordnet, geht sie von einer »wertfreien« Position aus. 
Das bedeutet, daß sich Wissenschaft auf die Rolle einer exakten Beschrei- 
bung, des Testens von Hypothesen und des Modellierens statistischer Re- 
gelhaftigkeiten zu konzentrieren habe. Der Hinweis auf einen Prozentsatz 
einer sozialen Gruppe, der umzuziehen habe, weist jedoch auf implizite 
Wertungen hin, die beispielsweise von Kommunalpolitikern und Stadtpla- 
nern unmittelbar übernommen wurden. Insofern intervenieren Sozialökolo- 
gen nach wie vor ım Planungsdiskurs, auch wenn Friedrichs (1988b, 11) 
etwas resigniert resumiert: 


»Die sozialwissenschaftliche Sehnsucht nach der Praxis, so berechtigt sie ist, dient tatsächlich 
eher der reformerischen Befriedigung und dem demonstrativen Engagement des Forschers ei- 
nerseits und der Legitimation behördlichen Handelns andererseits - weniger den jeweils Be- 
troffenen.« 


Diese Position ist sicherlich nicht zu trennen von der enttäuschten Einsicht, 
daß die » ... klassische Sozialökologie ... trotz der Erneuerungsversuche in 


16 Park formulierte in den 30er Jahren die These des 'race-relation-cycle‘, d.h. zu Regelhaf- 
tigkeiten der schrittweisen Assimilation von Migranten. Die »Natürlichkeit« des räumli- 
chen Ausschlusses von Migranten als wichtigen Schritt zur Integration/Assimilation ist 
jedoch bereits von Parks afro-amerikanischen Schülern bezweifelt worden 
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den 40er und späten 50er Jahren als Theorie ausgedient« (Friedrichs, 
1988b, 9) habe - was Herlyn (1990) vehement bestreitet. Friedrichs Skepsis 
gegenüber der Qualität einer Theorie, die er als wesentlicher Akteur selbst 
»importierte«, richtet sich gegen eine Stadttheorie, der der Gegenstand 
verlorengegangen ist (vgl. Saunders 1987). 

In der Regel wurden als Ursache hierfür gesellschaftliche Ausdifferenzie- 
rungen angeführt, die die Erklärungskraft der »klassischen« Merkmale der 
Soziologie ausgehöhlt haben. Meines Erachtens nach ist es jedoch vor al- 
lem die Methode, die raum- und zeitunabhängige Beziehungen als Geset- 
zesaussagen (eines linear mathematisch-statistischen Zusammenhangs) zum 
Gegenstand hat, welche die Probleme erzeugt. Eine Stadtsoziologie, die auf 
diese Weise vom gesellschaftlichen und historischen Kontext abstrahiert, 
hat keine Möglichkeit die Spezifik einer eigenen Theorie zu entwickeln. Sie 
wird immer eine auf die Stadt als empirisch bestimmbarem Ort der intensiv- 
sten Moderne angewandte allgemeine Soziologie bleiben, ohne selbst in der 
Lage zu sein, die Spezifik des empirischen Ortes und des theoretischen 
Konstruktes Raum zu erfassen. 


4. Polit-skonomischer Ansatz 


Der polit-ökonomische Ansatz wurde in den USA und in Europa in Oppo- 
sıtion zu dem dominanten sozialökologischen entwickelt. Die Kritik richtete 
sich vor allem gegen dessen Schwerpunktsetzung auf der Deskription, ge- 
gen die mikro-soziologische Orientierung und die neopositivistische Me- 
thode (»Wissenschaft mit der Meßlatte«). Das betraf auch und gerade die 
Segregationsforschung, denn hier stehen sich zudem die fundamentalen 
Gegensätze eines Schichtungs- und eines Klassenansatzes gegenüber. 


4.1 Beschreibung der Segregation 


Aufgrund der makrotheoretischen Sichtweisen bleibt die Deskription der 
Segregierung im Rahmen dieses Ansatzes eher schwach. Vor allem der ver- 
einfachende - und gegenüber der seinerzeitigen neomarxistisch/neoweberia- 
nischen Debatte um soziale Strukturierung deutlich veraltete - Ansatz so- 
zialer Ungleichheit ging ursprünglich von zwei, später von drei Klassen 
aus, die sich gerade in solchen Städten, in denen das kapitalistische Ver- 
wertungsinteresse hoch ist, besonders deutlich verräumlichen und eine po- 
larisıerte Stadt - als 'dual city' (vgl. Blanke et al. 1986) resp. als 'dreigeteilte 
Stadt' (Häußermann/Siebel 1987, 1991a, Krätke 1991) - herausbilden. 

In dieser Zwei-, später Dreiteilung wurden vor allem die Gründe für eine 
gesellschaftliche Spaltung erörtert (häufiger auch ohne den Wohnungs- 
markt zu reflektieren), d.h. man ging davon aus, daß sich das Segregatı- 
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onsmuster bereits endgültig ausgebildet habe. Für die gesamte Stadtfläche 
interessierte man sich nicht - wie die Sozialökologie -, sondern nahezu aus- 
schließlich für die Wohnstandorte der sozial Benachteiligten, der Margina- 
lisierten, der Paupers des kapitalistisch-städtischen Modernisierungsprozes- 
ses. Es geht bei der Beschreibung daher weniger um Segregation, sondern 
um die räumliche Konzentration sozial Benachteiligter in benachteiligenden 
Wohn- und Wohnumfeldbedingungen (vgl. Alisch/Dangschat 1993). 
Vor allem Häußermann und Siebel haben die sozialräumliche Ausdifferen- 
zierung der Städte als dreigeteilt beschrieben. Dabei ist erstens nicht deut- 
lich, ob damit die städtische Gesellschaft oder der städtische Raum gemeint 
ist, und zweitens, ob die Dreiteilung bereits eingesetzt hat resp. unter wel- 
chen Bedingungen sie sich entsprechend weiterentwickelt. Häußermann/ 
R u B Pr s 17 
Siebel (1987,138-148) trennen einerseits »Städte« voneinander : 
»Die erste Struktur, die international wettbewerbsfähige Stadt, setzt sich aus den Glanz- und 
Höhepunkten einer Stadt zusammen, die überregionale Funktionen und Aufmerksamkeit auf 
sich ziehen können: Flughafen, internationaler Messe-, Kongreß- und Hotelbereich, aufwen- 
dige Freizeit- und Kultureinrichtungen, Verwaltungen international organisierter Unterneh- 
men und Inseln luxuriösen Wohnens.« 
Die »zweite« Stadt ist »... die normale Arbeits-, Versorgungs- und Wohnstadt für die deut- 
sche Mittelschicht mit den Funktionen eines regionalen Oberzentrums...« 
Die »dritte Struktur, die marginalisierte Stadt der Randgruppen, der Ausgegrenzten, der dau- 
erhaft Arbeitslosen, der Ausländer, der Drogenabhängigen und der Armen.« 
Sie räumen andererseits auch ein, daß »(v)erläßliche empirische Untersu- 
chungen darüber, wie sich die soziale Segregation (gemeint ist: residentielle 
Segregation, J.S.D.) unter dem Einfluß der Arbeitsmarktkrise und Finanznot 
der Städte entwickelt hat, ... bisher nicht vor(liegen)« (Häußermann/Siebel 
1987, 147). An anderer Stelle konzentrieren sie sich ausschließlich auf die 
gesellschaftlichen Ausdifferenzierungen. Auch hier gehen sie von einer 
Dreiteilung der (städtischen) Gesellschaft aus, wobei immer wieder von 
Schichtungen die Rede ist (vgl. Häußermann 1991, 94-95): 
»(E)in relativ kleines Segment höchst bezahlter Spitzenkräfte, deren Gehälter, Karrieremuster 
und Lebensstile sich an internationalen Märkten orientieren«, 


»ein breites, aber eher rückläufiges Segment aus den Angehörigen der überwiegend deut- 
schen Mittelschicht mit gesicherten Einkommen« und 


17 In Häußermann/Siebel (1991b, 354-355) nehmen sie eine andere Dreiteilung der Städte 
vor, bei der die Kategorien der Distinktion ständig wechseln (ökonomische Nutzungen, 
Berufsgruppen, Nationalitäten, Bildung, Einkommen, Mieten, städtische Teilgebiete - es 
werden sogar ganze Städte benannt); dort wird noch deutlicher als im obigen Beispiel, 
daß es unklar ist, was genau mit dem Konzept der »dreigeteilten Stadt« gemeint ist. Auch 
bei deren Vorbild, der »quartered city« von Marcuse (1989) gehen Merkmale der Städte 
und der Stadtbewohner unsystematisch in die Typologie ein. 

18 Hierbei wird das Konzept der sozialen Ungleichheit nicht deutlich, außer, daß es einen 
Shift von der Mitte an die Ränder gibt, so daß es zu einer Dreiteilung kommt. Weitere 
Merkmale sozialer Ungleichheit werden von ihnen jedoch nicht berücksichtigt, obwohl 
sie weitere Distinktionskräfte berücksichtigen (s.u.). 
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»ein schnell wachsendes Segment von am Rand der Gesellschaft lebenden, unqualifizierten 
Beschäftigten in der Grauzone des Arbeitsmarktes bzw. dauerhaft Arbeitslosen« (Häußer- 
mann/Siebel 1991a, 27). 

Die Ausdifferenzierung der (städtischen) Gesellschaft wird vor allem durch 
drei Prozesse geprägt, die sich in 

- Spaltungen zwischen Einheimischen und Zugewanderten, 

- Spaltungen zwischen stabil im Arbeitsmarkt Verankerten und den Inha- 
bern marginalisierter Jobs resp. den Arbeitslosen, 

- kulturellen Ausdifferenzierungen (Heterogenisierung) zeigen, die weitge- 
hend auf mittlere soziale Lagen und jüngere Kohorten begrenzt sind; sie 
äußern sich in einer Ausdifferenzierung von Lebensstilen, Haushalts- und 
Wohnformen. 

Häußermann/Siebel (1991a, 23) benennen schließlich in einem analyti- 
schen Zugang drei grundlegende Spaltungslinien moderner Stadtgesell- 
schaften: 


»Die ökonomische Spaltung nach Eigentum, Einkommen und Position auf dem Arbeitsmarkt; 
die soziale Spaltung nach Bildung, sozialer Integration und Position auf dem Wohnungs- 
markt; die kulturelle Spaltung nach ethnischen Zugehörigkeit, Religion und normativen Ori- 
entierungen.« 

Wie sich diese drei Dimensionen überlagern, wie sich die Sortierungspro- 
zesse konkret im Raum darstellen und wie dieses wiederum als Reproduk- 
tion sozialer Ungleichheit fungiert, wurde - im Gegensatz zu den ähnlichen 
sozialökologischen Ansätzen - von Häußermann und Siebel jedoch nicht 
thematisiert, nicht zuletzt auch, weil die Bedeutung des Raumes von ihnen 
nicht reflektiert wird. 

Läpple (1991) hat demgegenüber als Ergebnis einer umfangreichen Diskus- 
sion der historischen Entwicklung des Raumverständnisses in der Volks- 
wirtschaftslehre, der Physik und der Geographie ein Konzept des »gesell- 
schaftlichen Raumes« entwickelt, daß sich von dem bislang vorherr- 
schenden »Container«-Konzept” unterscheidet, indem es insbesondere die 
Produktions-, aber auch die Reproduktionsbedingungen des sozialen Kon- 
strukts »Raum« umfaßt. Ohne sich direkt auf das Raum-Verhalten-System 
von Hamm (1982) zu beziehen, kommt er jedoch zu ähnlichen Elementen 
eines Raumverständnisses für sozialwissenschaftliche Zwecke: 


19 Interessant ist, daß Häußermann/Siebel - ohne jedoch darauf einzugehen - mit ihrem 
Vorgehen auf exakt die gleichen Dimensionen der Segregation kommen wie Shevky/Bell 
mit ihrer Sozialraumanalyse; zudem ist die hohe Übereinstimmung mit den drei Kapital- 
arten der Klassenstrukturen bei Bourdieu (1983) auffällig. 

20 Damit ist die Vorstellung gemeint, daß demographische, soziale, ökonomische, baustruk- 
turelle Daten etc. in der Regel als Statistiken Orten zugeordnet werden. Das gesellschaft- 
liche Raumkonzept geht jedoch von einem konfigurationellen Verständnis des funktio- 
nalen Zusammenhangs von Menschen und Dingen aus. 
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Das materiell-physische Substrat: Es wird gesellschaftlich 'produziert' und 
besteht aus der von Menschen umgeformten Natur und den materiellen 
Nutzungsstrukturen sowie den Menschen in ihrer körperlich-räumlichen 
Leibiichkeit. 

Die gesellschaftlichen Interaktions- und Handlungsstrukturen bzw. die ge- 
sellschaftliche Praxis der mit der Produktion, Nutzung und Aneignung des 
Raumsubstrats befaßten Menschen. 

Ein institutionalisiertes und normatives Regulationssystem, das als Vermitt- 
lungsglied zwischen dem materiellen Substrat und der gesellschaftlichen 
Praxis seiner Produktion, Aneignung und Nutzung fungiert. Dieses Regula- 
tionssystem kodifiziert und regelt im wesentlichen den Umgang mit den 
raumstrukturierenden Artefakten. 

Ein mit dem materiellen Substrat verbundenes räumliches Zeichen-, Sym- 
bol- und Repräsentationssystem. 

Läpple benennt jedoch lediglich die Dimensionen des gesellschaftlichen 
Raumes und versäumt es, sie miteinander in Beziehung zu setzen. Darüber 
hinaus stellt er keine Verbindungen zu Theorien der sozialen Ungleichheit 
her; beispielsweise läßt sich hier das Bourdieusche Struktur-Habitus- 
Praxis-Konzept sowie das symbolische Kapital anführen (vgl. Bourdieu 
1983; vgl. zur Kritik Dangschat 1994a). In ein Konzept gesellschaftlichen 
Raumes - insbesondere zur Interpretation von Segregation sollten struktu- 
relle und Milieu-Eigenschaften der segregierten Wohnbevölkerung ebenso 
hinzugezogen werden wie die qualitative Ausstattung der Wohnungs- und 
Infrastruktur (vgl. ausführlicher Dangschat, 1994b, 1996). 


4.2 Ursachen der Segregation 


Die Ursachen für die soziale und sozialräumliche Ausdifferenzierung städ- 
tischer Gesellschaften und Räume wird überwiegend im kapitalistischen 
Verwertungsprozeß gegenwärtiger Modemisierung sowie deren (lokal-) 
politischer Regulation gesehen. 'Global cities’ und andere Städte, »... die ih- 
re Politik darauf konzentrieren, in der Städtekonkurrenz eine Position auf 
den vorderen Plätzen der ‘internationalen Liga’ zu behaupten oder zu errin- 
gen, fördern eine Tendenz zur 'dreigeteilten Stadt'« (Häußermann/Siebel 
1991a, 27) - »Politik des radikalen Wachstums«. 

Häußermann (1991) und Häußermann/Siebel (1987, 1991a, b) messen den 
Veränderungen auf den Arbeitsmärkten eine entscheidende Bedeutung für 
die erneute Zunahme sozialer Ungleichheit in großstädtischen Gesellschaf- 
ten zu. Gleichzeitig konstatieren sie, vielfältige Filter und Netze, »... die 
das Durchschlagen sozialer in räumliche Strukturen in der Bundesrepublik 
verzögern und die Muster verzerren« (Häußermann/Siebel 1991b, 355- 
356). Der lokalen Regulation, insbesondere des Wohnungsmarktes, komme 
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daher eine entscheidende Bedeutung für das Ausmaß der Segregierung zu. 
Eine Möglichkeit zum Abbau der Arbeitslosigkeit sehen sie in einer Mo- 
dernisierung des Dienstleistungssektors.” 

Krätke (1995, 162) sieht 


»(d)as sozialräumliche Gefüge der Stadt ... insbesondere von den ökonomisch-sozialen 
Strukturbedingungen der Stadtentwicklung und den gesellschaftlichen Beziehungen zwischen 
städtischen Teilräumen - z.B. Arbeitsbeziehungen, Kontrollbeziehungen, quartiersübergrei- 
fende Handlungsstrategien sozialer Akteure - geprägt. ... (D)ie Determinanten der Prozesse 
sozialräumlicher Restrukturierung sind aber aus stadtökonomischer Perspektive in erster Li- 
nie über den Mechanismus des städtischen Wohnungs- und Bodenmarktes zu erfassen. Dabei 
ist wiederum der Zusammenhang zwischen regionalökonomischem Strukturwandel und städ- 
tischem Bodenmarkt ebenso wie der Zusammenhang zwischen städtischer Arbeitsmarkt- und 
Wohnungsmarktentwicklung zu beachten«. 

Die Segregations-Struktur wird demnach in den wettbewerbsorientierten 
Städten sowohl durch die Polarisierung des Arbeitsmarktes, als auch die 
Deregulierung lokaler Politik bestimmt; sie prägt sich besonders aus in 
»Inseln der Gentrifizierung« und in »sozialen Brennpunkten«. 

Unter regulationstheoretischer Prämisse haben Esser/Hirsch (1987) den Ur- 
sachenkomplex gegenwärtiger städtischer sozialräumlicher Heterogenisie- 
rung, Fraktionierung und Polarisierung beschrieben. In diesem Zusammen- 
hang wird der Wettbewerbsorientierung der lokalen Politik als Reaktion auf 
die Herausfordungungen der Globalisierung in Folge der krisenhaften öko- 
nomischen Umstrukturierung die hauptsächliche Verantwortung für soziale 
und räumliche Spaltungen in den Großstädten zugeschrieben. 


4.3 Folgen und Bewertung der Segregation 


Häußermann/Siebel (1991a, 29) weisen zu Recht darauf hin, daß die Sepa- 
rierung ausschließlich der unteren und mittleren sozialen Lagen diskutiert 
wird - die der oberen Einkommenskategorien wird als »natürlich«, selbst- 
verständlich und nicht als städtebaulich relevant hingenommen und daher 
nicht hinterfragt. Dabei geht durch deren Konzentration nach Gesetzen der 
Lokalisationsprofite eine bedeutsame »Integrationsmasse« verloren. D.h., 
während die Reicheren sich der Integrationsarbeit über räumliche Nähe zu 
Migranten und/oder Randgruppen weitgehend entziehen, lastet die Heraus- 
bildung multikultureller Gesellschaften vor allem auf der unteren Mittel- 
schicht, auf Anhängern »alternativer« Wohnformen und Lebensentwürfen 
(vgl. Dangschat 1997b). 

Bei der Bewertung der Segregation schließen sich Häußermann und Siebel 
weitgehend der Argumentation von Gans (1961) an, der sowohl positive 


21 Ihre wiederholt formulierten Schlußfolgerungen aufgrund der Sekundäranalyse des Ver- 
gleichs der Dienstleistungsstrukturen in den USA, in Schweden und der Bundesrepublik 
von Esping-Anderson bezüglich der »Wunderwaffe Frauenerwerbstätigkeit« sind jedoch 
höchst fragwürdig. 
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(geringerer Konformitätsdruck insbesondere im Konsumbereich, zuneh- 
mend auch bezüglich ethnisch geprägter Alltagspraktiken, Aufstiegsorien- 
tierung, geringeres Labelling etc.), wie negative Aspekte (geringer Kontakt 
zu anderen Lebensformen, Wertemustern und Lebensstilen, Schließungs- 
prozesse nach innen fördern die Konflikte an den 'Grenzen') der Segregati- 
on benennt, ohne allerdings zu einer Entscheidung zu gelangen. 
Häußermann/Siebel (1991a, 26) vertreten die These, daß insbesondere für 
Berlin - aber wohl auch für andere Städte - »... in jedem Falle davon auszu- 
gehen (ist), daß die Zuwanderung nicht entsprechend der Aufnahmefähig- 
keit des Arbeitsmarktes dosiert werden kann.« Eine effiziente Kontrolle 
würde »... zu einem Überwachungsapparat führen, der sozial und politisch 
weder wünschbar noch akzeptabel wäre«. Bezüglich der Segregation nach 
ethnischen und rassischen Merkmalen nehmen sie Parks Position ein, wo- 
bei sie den Aspekt der Freiwilligkeit betonen. Segregationen von Migran- 
tengruppen sollen weder durch »die Zwänge des Wohnungsmarktes« noch 
durch »soziale Diskriminierungen« diesen Gruppen aufgeherrscht werden 
(ebd., 32-33) - aber genau das ist der ausschließliche Grund für deren Se- 
gregation, wenn man die Aspekte des kulturellen Beharrens in 'ethnic 
neighbourhoods' als Reaktion auf Diskriminierungen und Assimilationen 
interpretiert. 

Häußermann/Siebel (1991a, 33) messen dem »... Abbau erzwungener und 
das Zulassen freiwilliger Segregation auf den Ebenen von Hausgemein- 
schaften, selbstgewählten Nachbarschaften und Wohnquartieren ...« eine 
entscheidende Bedeutung für eine positive Bewertung von Segregation zu. 
Auch wenn man diese Position ethisch teilt, scheint sie dennoch wenig ope- 
rational und in konkreten Erhebungssituationen kaum bestimmbar zu sein 
(auch weil die Deutung der von Segregation Betroffenen dem Abbau eige- 
ner kognitiver Dissonanzen dient). Zudem ist zu berücksichtigen, daß er- 
stens Orte sozialen Hierarchisierungen unterliegen und zweitens, daß ein 
»Konglomerat verschiedener Städte in einer« - auch wenn es »Inseln der 
Glückseeligen sind« - die soziale, kulturelle und funktionale Integration der 
Städte gefährden. 

Vor dem Hintergrund allgemeiner Gentrifizierung innerstädtischer Wohn- 
gebiete kommen Alisch/Dangschat (1993) für die Armutsbevölkerung zu 
einer positiven Einschätzung von Segregationen unter der Bedingung, daß 
spezifische städtebaulich-funktionale Qualitäten und eine weitgend aus- 
schließliche Einkommensarmut vorliegen (bei moderat hohem sozialen und 
kulturellen Kapital, vgl. Bourdieu 1983). Nur unter diesen Bedingungen - 
und häufig unter Zuhilfenahme kommunikativer und partizipativer Techni- 
ken - kann das diskriminierte und verkümmerte soziale und kulturelle Ka- 
pital der Bevölkerung, deren ökonomisches Kapital kurz- und mittelfristig 
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niedrig sein wird, so unterstützt werden (*empowerment'), daß neue Alltags- 
praktiken, mit Armut umzugehen ('coping'-Strategien), entwickelt werden 
können. Letzteres sind ausschließlich Interventionen in meist hoch segre- 
gierten Wohnquartieren (wie sie in lokalen Armuts»bekämpfungs«pro- 
grammen resp. im Programm zur Intervention in ‘Stadtteilen mit besonde- 
rem Erneuerungsbedarf vorgenommen werden), ohne jedoch die Segrega- 
tion selbst oder die Armut verringern zu können oder zu wollen. 


4.4 Intervention in die Segregierung 


Auch wenn der polit-ökonomische Ansatz im positivistischen Sinne nicht 
wertfrei ist und (unfreiwillige) Segregation abgelehnt wird, sind Hinweise 
in dieser Literatur selten, wie die Segregation zu verringern sei. Die oft 
strukturalistischen Ansätze beziehen sich demgegenüber auf die Makro- 
Ebene der Ursachen für eine soziale und/oder räumliche Ungleichheit. Im 
Rahmen einer allgemeinen Kapitalismuskritik wird die Art und Weise der 
Krisenregulation des ausgehenden Fordismus durch zunehmende Deregu- 
lierung des Arbeitsmarktes, der lokalen Politik, sowie die neo-liberalen 
Strömungen zunehmender 'private public-partnerships' und andere Formen 
der Flexibilisierung kritisiert. Die Kritik richtet sich gegen eine lokale Poli- 
tik, die offener als je zuvor, mit einer »Politik der Lebensstile« die Welt der 
unternehmensbezogenen Dienstleister durch die Aufwertung der Innen- 
städte und ihrer angrenzenden attraktiven Wohngebiete fördert, hingegen 
Gebiete der 50er Jahre, weite Teile der weniger attraktiven innenstadtnahen 
Standorte und insbesondere die Großsiedlungen durch die Verweigerung 
von Reinvestitionen oder eine einseitige Belegungspolitik rasch herunter- 
filtern (vgl. Krätke 1991, Dangschat 1995). 

Das Votum von Häußermann/Siebel (1991a) geht dahin, die Interventionen 
zum Abbau residentieller Segregation mittels einer »Verteilungspolitik« zu 
überdenken. Die insbesondere gegenüber Migranten angewandte Strategie 
diene tatsächlichen und/oder vermeintlichen Interessen der deutschen Be- 
völkerung und nicht der der Migranten. Eine Intervention bei freiwilliger 
Segregation solle ohnehin unterlassen werden. Aufgabe von Kommunal- 
politik solle es vielmehr sein, die strukturellen Benachteiligungen der Mar- 
ginalisierten im Wohnungsmarkt abzubauen resp. zu verhindern. 


5. Feministische Ansätze 


Im Rahmen feministischer sozialwissenschaftlicher Theorieansätze wird die 
besondere soziale Situation von Frauen im Rahmen von Situations-, De- 
konstruktions- und Rekonstruktionsanalysen beschrieben und erklärt (vgl. 
Rodenstein 1993). Innerhalb dieses gemeinsamen Nenners unterscheiden 
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sich die Zugänge jedoch erheblich, was sich vor allem in der unterschiedli- 
chen Sicht auf die Ursachen und die Vorstellungen zum Ausmaß der Inter- 
ventionen ausdrückt.” 

Rodenstein (1994: 16-19) unterscheidet einen liberalen, einen sozialisti- 
schen und einen radikalen Flügel des Feminismus, wobei im Rahmen des 
ersteren vor allem die Art der staatlichen Regulation (durch Gesetzgebun- 
gen, Planungen und Verordnungen) als ursächlich für die Benachteiligung 
der Frauen angesehen wird. Der sozialistische Ansatz ist kapitalismuskri- 
tisch und sieht die Benachteiligung der Frauen als Folge einer doppelten 
Unterdrückung vermittels des kapitalistisch organisierten (Erwerbs-)Ar- 
beitsmarktes und des Patriarchats, welche die meist unbezahlte Reprodukti- 
onsarbeit einseitig den Frauen aufbürdet (vgl. Werlhoff et al. 1983, Becker- 
Schmidt 1983). In diesem Ansatz wird vor allem der Zusammenhang von 
‘gender’ und 'class’ betrachtet. Die Vertreterinnen des radikalen Flügels ana- 
lysieren die sozialen Konstruktionen und Rekonstruktionen geschlecht- 
licher Unterschiede - oftmals über den sozialistischen Ansatz hinausgehend 
- in ihren komplexen Macht-, Herrschafts- und Ausbeutungsverhältnissen 
und wollen mit ihrer Forschung einen aktiven Beitrag zu deren Überwin- 
dung leisten. Diese Art feministischer Forschung ist also bezüglich der so- 
zialen Ungleichheiten und deren Abbildung in den Raum nicht wertfrei 
sondern dezidiert parteiisch. 

Die »doppelte Vergesellschaftung« der Frauen wird von Lenz (1995, 33- 
38) zur »dreifachen Vergesellschaftung der Frau« erweitert. Sie fügt als 
dritte Dimension der unterdrückenden Vergesellschaftung die »National- 
staaten der Moderne« an, die bezüglich der MigrantInnen die Dazugehörig- 
keit regeln und damit eine (weitere) Ebene der »Segregation« - gemeint ist: 
Segmentation - ausbilden. Dieses weitere Argument scheint mir kein für die 
Geschlechterverhältnisse spezifisches zu sein, wohl aber das Beispiel, das 
sie an anderer Stelle gibt. Der Zugang zu staatlich/kommunal vermittelten 
gesellschaftlichen Ressourcen. Darunter kann instrumentell und an All- 
tagspraktiken orientiert (öffentlich geförderter und zugewiesener) Wohn- 
raum, Infrastruktureinrichtungen, Erreichbarkeit etc. verstanden werden, 
oder aber theoretisch: der Raumbezug. Das bedeutet, daß die »dritte Verge- 
sellschaftungsform« über die soziale Ungleichheit hinausgehend für die 
Segregation von besonderer Relevanz ist. 

Die Mehrzahl der stadtplanerischen und stadt- und regionalsoziologischen 
Ansätze feministischer Forschung dürften dem radikalen Flügel zuzu- 


22 An dieser Stelle soll und kann keine differenzierte Darstellung femistischer Theorien 
vorgenommen werden {vgl. hierzu: Brück et al. 1992, Becker-Schmidt/Knapp 1995). 
Hier geht es ausschließlich darum, die Ansätze zur Beschreibung, Erklärung sowie die 
Bewertung der Folgen zum Phänomene der Segregation zusammenzustellen. 
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rechnen sein; einige Vertreterinnen von ihnen entstammen ursprünglich der 
materialistischen Denktradition und argumentieren demzufolge auch klas- 
sentheoretisch und/oder aus der Sicht der Regulationstheorie. Gleichwohl 
»... stehen Erfolge in der feministischen Theorie des Planens und Bauens 
noch weitgehend aus« (Rodenstein 1994, 25). 


5.1 Beschreibung der Segregation 


Die Beschreibung sozialer Ungleichheiten innerhalb der feministischen 
Stadt- und Regionalsoziologie richtet sich vor allem auf die eingeschränk- 
ten Zugangs- und Aneignungsmöglichkeiten von Raum für Frauen (»dritte 
Vergesellschaftung«) und zwar bezüglich: 

- der Verweigerung des Zugangs zum öffentlichen, und damit gesellschaft- 
lichen und politischen Raum, 

- der Verweisung auf periphere und damit auf schlechter erreichbare und 
monotoner ausgestattete Räume, 

- der Verweisung auf kleinere (bei Sport, Spiel, Aktionsräumen etc.), aber 
auch für spezifische Nutzungen stärker determinierte Räume (z.B. von 
Männern ergonomisch gestaltete Küchen als Arbeitsraum für eine isolierte 
Person) sowie das Fehlen von Rückzugsräumen. 

In diesem Zusammenhang wird als Segregationsaspekt vor allem die be- 
nachteiligte Rolle der Hausfrauen, der Teilzeit-Erwerbstätigen und der Al- 
leinerziehenden ın peripheren Wohnstandorten betrachtet. Durch eine eher 
schlechte Infrastrukturausstattung, in der Regel ohne Zugriff auf einen Pkw, 
und daher auf Fußmärsche, Fahrradfahrten oder den öffentlichen Nahver- 
kehr angewiesen, bewirken die durch Planung und Marktgesetze in einer 
fordistisch organisierten Stadt der Nutzungstrennung errichteten Raum- 
(räumliche Distanzen) und Zeitstrukturen (Öffnungszeiten und Wegedauer) 
für Frauen hohe ökologische Distanzen, die entweder nicht oder nur unter 
sehr hohen zeitlichen und finanziellen Opfern überwunden werden. 


»Die fortschreitende räumliche Trennung von 'home' und 'work'‘, des Wohnens und damit der 
unbezahlten Hausarbeit von der bezahlten Erwerbsarbeit, wird als 'geschlechtsspezifische' Se- 
gregation des Stadtraums angesehen, die zu einem wichtigen Merkmal der funktionalen Diffe- 
renzierung des Stadtraums geworden ist. Geschlechtsspezifische Rollenzuweisungen ... spiegeln 
sich in der geschlechtsspezifischen Raumaufteilung der Stadt wider« (Borst 1990, 246). 

Borst (1990, 250-262) betont als einen zweiten Aspekt der 'gender segre- 
gation' die Ausdifferenzierung der Lebensverhältnisse von Frauen. Die Fle- 
xibilisierungen des Arbeitsmarktes, die zunehmende Stärkung des tertiären 
Sektors und nicht zuletzt das ausgeweitete Bildungssystem führt zu stärke- 
ren Erwerbsbeteiligung von Frauen, allerdings vor dem Hintergrund sich 
ausweitender Disparitäten zwischen den Frauen (die »Zuverdienerinnen«, 
oftmals Migrantinnen, erledigen einen Teil der Reproduktionsarbeit der 
karriereorientierten Frauen). Das führt zu einer Polarisierung und Hetero- 
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genisierung weiblicher Alltagserfahrungen und Raumnutzungsmuster durch 
die Segregation zwischen Familien an der Peripherie (mit der Hausfrau als 
Reproduktionsarbeiterin) und Nicht-Familien in innenstadtnahen Quartie- 
ren (mit in der Regel erwerbstätigen Frauen, die - höhere Einkommen vor- 
ausgesetzt - sich von der Reproduktionsarbeit teilweise freikaufen und die 
verbleibende in einem Partnerhaushalt eher gleichberechtigt aufteilen). 
Alisch (1993, 114-125) nimmt diese Argumente auf, indem sie Gentrifica- 
tion als »räumliche Konsequenzen der veränderten Frauenrolle(n)« ansieht. 
Zusätzlich beschreibt sie neben der Segregation entlang unterschiedlich 
emanzipierter Frauenrollen im Sinne eines Zentrum-Peripherie-Modells die 
Konkurrenz zwischen Frauen in unterschiedlicher sozialer Lage. Hierzu un- 
terscheidet sie vor allem aufgrund der unterschiedlichen Ausstattung mit 
ökonomischem und kulturellem Kapital in Zuverdienerinnen, Doppelver- 
diener- und Doppel-Karriere-Haushalte, wobei letztere - in der Regel als 
kinderlose Haushalte (DINKS oder "empty nesters') - die größten Durchset- 
zungschancen am Wohnungsmarkt aufweisen. In den innerstädtischen 
Quartieren, deren Aufwertungsprozesse bereits eine Weile andauern, lassen 
sich auch Zeichen einer 'family gentrification' nachweisen, d.h. die Frauen 
bekommen in der Regel noch recht spät ein oder zwei Kinder, ohne daß sie 
deswegen an die Peripherie umziehen. Wie empirische Untersuchungen in 
mehreren Hamburger innenstadtnahen Wohnquartieren gezeigt haben, liegt 
der Anteil der Frauen, die sich selbst als Hausfrauen einstufen, trotz der 
family gentrification' unter 10% (vgl. Dangschat/Alisch 1995). 


5.2 Ursachen der Segregation 


Die Ursachen der Segregation werden einerseits in den strukturellen Be- 
nachteiligungen der Frauen an sich gesehen, andererseits in den zunehmend 
differenzierten Lebenslagen zwischen den Frauen aufgrund der Verände- 
rungen des Arbeitsmarktes und allgemeiner Modernisierungsprozesse, zu 
denen auch der Rückgang der Kleinfamilie sowie das In-Frage-Stellen tra- 
ditioneller Verteilungen der Geschlechterrollen gehört. Dennoch geht in 
Deutschland wohl keine Autorin so weit wie die Amerikanerin Markusen 
(1981, 31), die in der Gentrification »... in weiten Teilen ein Resultat des 
Zusammenbruchs der patriarchalen Haushalte« erkennt. 

Für die prinzipielle Benachteiligung von Frauen durch städtebauliche Män- 
gel werden vor allem die Regulationsweise und die Konsummodelle des 
Fordismus herangezogen. Die hohe Bewertung individueller Mobilität durch 
die Verfügung über einen Pkw (» Autogerechte Stadt«), die Eigenheim- und 
patriarchale Kleinfamilien-Ideologie haben sich in einer hohen Nutzungs- 
Segmentierung und insbesondere in Suburbanisierungen niedergeschlagen. 
Diese »Produktion und Reproduktion patriarchaler Beziehungen durch die 
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baulich-räumlichen Strukturen unserer Städte« hat vor dem Hintergrund der 
Zuweisung der unentgeltlichen Reproduktionsarbeit an Frauen »... das All- 
tagsleben von Frauen erschwert, geschlechtsspezifische Rollenzuweisungen 
befestigt und den Frauen Wahlmöglichkeiten zur Erweiterung ihrer Aktivi- 
tätsräume« beschnitten (Borst 1990, 237; vgl. auch Rodenstein et al. 1996). 
Die zweite Art der 'gender segregation' thematisiert die räumliche Konzen- 
tration von Frauen in bestimmten Lebenslagen: die Konzentration armer 
Frauen (Alleinerziehende, Mütter großer Familien, allein lebende ältere 
Frauen) in den Großsiedlungen, die der Hausfrauen an der Peripherie (Sub- 
urbanisierung, zusätzlich überlagert durch erhebliche Einkommensunter- 
schiede) und die der karriereorientierten Alleinlebenden oder in Partner- 
schaft lebenden (Gentrification). Dabei entspricht die Suburbanisierung der 
fordistischen Phase, während die Gentrifizierung alle Aspekte der Moderni- 
sierung unter einem postfordistischen Regime in sich vereint. Die Konzen- 
tration von Armut und sozialer Problematik ist wiederum Folge der Um- 
strukturierung im Zuge des Übergangs von der fordistischen zu einer nach- 
fordistischen Produktions-, Reproduktions- und Regulationsweise des Ar- 
beitsmarktes und des Raumes. 

Sowohl die insbesondere über den Arbeitsmarkt sozial differenzierte und zu- 
nehmend polarisierte Lebenssituation von Frauen, als auch die Produktion 
von Raum wird von Borst (1990) als Folge eines langandauernden fordisti- 
schen Regimes und zuletzt des (krisenhaften) Übergangs im Rahmen der 
Flexibilisierung des Fordismus angesehen. In diesem Zusammenhang ver- 
stärkt sich die »'Durchkapitalisierung' der Reproduktionssphäre« (Borst 
1990, 239; vgl. auch Rodenstein et al. 1996), was sich insbesondere in den 
Metropolen zeigt. Vor dem Hintergrund polarisierter Sozial- und Raum- 
strukturen sind die neuen Formen der Stadtpolitik und Stadtplanung In- 
strumente der Produktion und Reproduktion neuer sozialräumlicher Un- 
gleichheiten zwischen den Geschlechtern, aber auch der Frauen untereinan- 
der (Borst 1993). Damit entspricht das Erklärungsmodell zugespitzter sozi- 
alräumlicher Ungleichheiten weitgehend dem des polit-ökonomischen An- 
satzes resp. dem des Regulationsansatzes, wobei jene nach wie vor die Ge- 
schlechterverhältnisse allenfalls am Rande berücksichtigen. 


5.3 Folgen der Segregation und deren Bewertung 


Die Folgen der funktionalen Entmischung sowie der Gentrification und Se- 
gregation von weiblichen Lebenslagen werden von feministischen Autorin- 
nen durchgängig als negativ angesehen, weil sie eine zusätzliche Benachtei- 
ligung der Frauen aufgrund deren Zuweisung zu benachteiligenden Woh- 
nungs- und Wohnumfeldbedingungen beinhalten. D.h. die Einschätzung der 
Segregation resp. der Zuweisung von Orten bestimmter Qualitäten und La- 
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gen reproduziert geschlechtsspezifische Ungleichheiten und führt zu stein- 
gewordenen, patriarchalisch geprägten Alltagskontexten, die eine zusätzliche 
Schwierigkeit darstellen, die Reproduktionsarbeit zu bewältigen bzw. mit der 
Zuweisung von Doppel- und Mehrfachbelastungen umgehen zu können. 


5.4 Interventionen in den Segregationsprozess 


Die Möglichkeiten in die Gestaltung der Orte zu intervenieren, die für 
Frauen (zusätzlich) benachteiligend sind, wird vor allem im Rahmen einer 
veränderten Stadtplanung und Architektur erwartet. Über eine stärkere Be- 
teiligung von Frauen an der Architektur, der Modemisierung von Wohnraum 
und Stadtteilen sowie der Stadtplanung soll ein Freiraum geschaffen wer- 
den, um Bedürfnisse von Frauen an das Wohnen und das Wohnumfeld mit 
(anderen) Frauen zu diskutieren, zu formulieren und umzusetzen. Dieses 
sind in der Regel liberale Zugänge, d.h. unter Ausnutzung institutioneller 
Machtzuwächse soll eine Gegenplanung installiert werden, die nicht die 
grundsätzlichen geschlechtsspezifischen Ungleichheiten aufhebt, sondern 
die zusätzliche Diskriminierung der Reproduktionsarbeitsplätze und die 
Privatisierung der weiblichen Alltagspraktiken zu vermeiden sucht. Die radi- 
kalen Positionen im Bereich der feministischen Stadt- und Regionalsozio- 
logie, von der eingangs die Rede war, konzentrieren sich eher auf die Ursa- 
chendiskussion, was wohl ein Grund für deren mangelnde Unterstützung 
durch die Planung ist, auf die Rodenstein (1994) hinweist. 


6. Zusammenfassung und Kritik 


In aller Knappheit wurde versucht, mit der residentiellen Segregation eine 
zentrale Kategorie der Stadt- und Regionalsoziologie aus der Sicht der ge- 
genwärtigen »Schulen« darzustellen. Jede von ihnen hat eine spezifische 
Stärke: die der Sozialökologie liegt in der Beschreibung, Messsung und 
Kartierung, die des polit-ökonomischen Ansatzes liegt in der Makro-Erklä- 
rung, während die feministische Stadt- und Regionalsoziologie vor allem 
die Folgen (allerdings überwiegend nur für Frauen) reflektiert. 

Nicht zuletzt deshalb ist die Einsicht gewachsen, daß mit keinem der drei 
Ansätze für sich genommen das Phänomen in ausreichender Weise empi- 
risch beschrieben, erklärt, in seinen Folgen diskutiert und womöglich gar 
eine Prognose gewagt werden kann. Nachdem Friedrichs (1988b) das Ende 
der klassischen Sozialökologie eingeräumt hat (sie habe »ausgedient«), 
glaubt auch Hamm (1994, 216), daß man - um »... Stadtentwicklung ver- 
stehen zu können« - »... (analytisch) auch nationale und globale Entwick- 
lungen verstehen« können müßte. Selbstkritisch fügt er hinzu: » Vielmehr 
haben wir uns ... einem positivistischen Wissenschaftsverständnis unter- 
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worfen, daß sich angesichts der globalen Bedrohung als weltweit irrelevant 
erweist« (Hamm 1994, 220). 

Auch die feministische Stadt- und Regionalsoziologie ist zu schmal konzi- 
piert, wenn sie sich ausschließlich um die Übertragung der Geschlechterbe- 
ziehung in den Raum als einer Ursache zur Reproduktion sozialer Benach- 
teiligung von Frauen beschränkt. Aufgrund der Ausbildung meist in sozial- 
ökologischer oder polit-ökonomischer Weise werden jedoch ohnehin zu- 
sätzliche Mikro- resp. Makro-Aspekte zur Analyse der Segregation heran- 
gezogen. 

Der polit-ökonomische Ansatz verfügt zwar - zunehmend mit Hilfe des 
Rückgriffs auf die Regulationsschule(n) - über einen umfangreichen Erklä- 
rungsapparat der ökonomischen und politischen Kontexte des sozialen 
Wandels, doch sind die »Anschlußtheorien« zur Meso- und Mikro-Ebene 
häufig unklar. Das drückt sich auch darin aus, daß das Phänomen der resi- 
dentiellen Segregation nicht einmal hinreichend beschrieben wird und die 
Muster der sozialräumlichen Differenzierung eher ex-ante bestimmt, denn 
empirisch ermittelt werden. 

Jedem Ansatz für sich, aber auch allen bislang vorliegenden Zusammenfüh- 
rungen fehlt eine überzeugende Darstellung der drei, für eine Segregation- 
stheorie grundlegenden Module: eine Theorie sozialer Ungleichheit, eine 
Theorie räumlicher Ungleichheit und eine Theorie der Zuweisung von 
Wohnraum und Stadtteilen an Haushalte und soziale Aggregate. Erst mit 
der Konfiguration aus sozialen und räumlichen Strukturen sowie deren In- 
terdependenzen kann erreicht werden, was Marcuse (1989) in seinem 
»quartered city«-Ansatz fordert (aber selbst nicht einlöst): Ein wissen- 
schaftliches Verständnis für das Wechselverhältnis ökonomischer und poli- 
tischer Prozesse, individueller Entscheidungen und der Bedeutung städti- 
scher Teilräume und ihrer Akteure, die in ihren funktionalen Bezügen und 
regionalen Anordnungen einander wechselseitig bedingen. 

Eine Theorie der residentiellen Segregation umfaßt längst nicht mehr nur 
noch eine Übertragung sozialer Ungleichheit in den Raum oder dient als In- 
dikator für soziale Segmentation, sondern die Segregation (und in ihr Pro- 
zesse der Konzentration spezifischer sozialer Aggregate) ist ein entscheiden- 
der Motor für die Reproduktion sozialer Ungleichheit, indem sozial Be- 
nachteiligte in diejenigen Wohn- und Wohnumfeldsituationen abgedrängt 
werden, in denen sie keine gleichen Entwicklungschancen haben, weil sie 
von vielen städtischen Einrichtungen aufgrund schlechter Ausstattung und 
mangelnder Erreichbarkeit abgeschnitten und die Emissionen höher sind. 
Zudem sind soziale Netzwerke dort nur schwierig als »soziales Kapital« zu 
entwickeln, wo die Wertevielfalt groß, der kulturelle Hintergrund verschie- 
den, die individuellen und familialen Probleme jedoch groß sind. 
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Segregationsanalysen gleich welcher Herkunft sollten jedoch nicht nur das 
Ausmaß und die Art der Segregation sowie deren räumliche Ausprägungs- 
muster beschreiben und die Arbeits- und Wohnungs»markt«entwicklung 
sowie deren politische Regulation kritisieren, sondern auch den Umgang 
mit sozialräumlichen Konzentrationen sozialer Gruppen analysieren. Wenn 
es richtig ist, daß Konzentrationen intensiver ausfallen, als es dem Tole- 
ranzniveau und den Interessen der Bevölkerung entspricht, dann ist zu fra- 
gen, wie die Toleranz gestärkt und ausgeweitet werden kann. Dort, wo die 
Filterungsprozesse nach unten bereits sehr stark sind (weil zu viele 
»Fremde« einziehen, weil die Bodenpreise verfallen etc.), dort gilt es, die 
Flüchtenden von der Notwendigkeit zum Bleiben zu überzeugen. 

Vor dem Hintergnind weitaus überwiegender Bestandspolitik (gegenüber 
dem Neubau), sind die angemessenen normativen Fragen nicht mehr nach 
der maximalen Zahl einer Sorte Menschen, die einem Hauseingang, einem 
Wohnblock oder einem Viertel »zugemutet« werden sollten, sondern die 
Frage, welche Art und auf welchem Niveau sozio-ökonomische und sozio- 
kulturelle Heterogenität erhalten werden sollte und kann. Denn auch der 
idealtypische Zugang Parks fragte eigentlich danach, was die Kräfte sind, 
die dazu führen, daß es 'natural areas’ nicht gibt. 
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Lutz Hieber 


Politisierung der Kunst: 
Aıds-Aktivismus in den USA 


Vorurteile wirken am besten, wenn sie nicht bewußt sind. Bewußt gemacht 
werden können sie jedoch durch kritische Reflexion. Kritische Reflexion 
wiederum ist selten eine Angelegenheit des isolierten Individuums in sei- 
nem Studierzimmer, sie muß angestoßen werden. Wirksame Anstöße 
kommen oft, weil Denken ein gesellschaftlich vermittelter Prozeß ist, von 
sozialen Bewegungen. 

Die bedeutendste soziale Bewegung der USA der vergangenen Jahre nennt 
sich ACT UP. ACT UP ist die Abkürzung für 'AIDS Coalition To Unleash 
Power‘. Die Übersetzung des Ausdrucks »act up« lautet »Ärger machen«. 
ACT UP hat sich während des vergangenen Jahrzehnts um die Bewältigung 
der Aids-Krise bemüht, und damit kritische Reflexionen in weiten Kreisen 
der US-amerikanischen Öffentlichkeit angestoßen. Die Ausgabe der US- 
amerikanischen Hochglanz-Zeitschrift POZ vom März 1997 ist dem zehn- 
jährigen Bestehen von ACT UP gewidmet, andere Publikationen gingen 
mit Artikeln auf den Jahrestag ein. Sarah Schulman hat die mit dieser Be- 
wegung verbundenen Erfahrungen in ihrem Roman »Leben am Rand« 
(1992) verarbeitet, der in den USA 1990 herausgekommen ist. Von der 
bundesrepublikanischen Intelligenz wurden die Anstöße dieser Bewegung 
fast völlig verschlafen. 

Aids ist die Abkürzung für 'acquired immune defiency syndrome, eine er- 
worbene Schwächung des Immunsystems, die durch HIV, das 'human 
indeffiency virus‘, ausgelöst wird. Weil Aids ein Syndrom ist, gibt es, an- 
ders als etwa bei Erkrankung durch das Grippe-Virus, kein eindeutiges Bild 
des Krankheitsverlaufs. Zu den Gruppen, die anfänglich am stärksten von 
der Krankheit betroffen waren, zählten vor allem die männlichen Homose- 
xuellen sowie die Benutzer intravenös verabreichter Drogen. Deswegen 
war die gesellschaftliche Auseinandersetzung mit dem Problem wesentlich 
durch handfeste Vorurteile geprägt (Sontag 1989: 26ff.). Diese erwiesen 
sich bald als ernsthafte Hürde für die Überwindung der Krise. 
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In den USA war das der Anlaß, daß sich - von New York ausgehend - ACT 
UP als eine durchsetzungsfähige Bewegung herausbildete. Daß sie dort ent- 
stehen konnte, liegt an einer politischen und vor allem auch einer kulturel- 
len Situation, die einer kritischen Sichtweise förderlich ist. 

Bevor ich zu einer Darstellung von ACT UP komme, möchte ich daher zu- 
nächst einige Kennzeichen dieser politischen und kulturellen Situation 
skizzieren. Denn es geht darum, daß die Wahrnehmung eines Problems 
durch den gesellschaftlichen Kontext bestimmt ist. Damit die entsprechen- 
den Kennzeichen der US-amerikanischen Situation - und wesentlich die der 
kulturellen Metropole New York - zutage treten können, möchte ich sie vor 
die Folie eines Kontrastes stellen. Dazu wähle ich die Bundesrepublik 
(deren politische Kultur nicht nur in dieser Hinsicht einer kritischen Wür- 
digung bedarf). 


Das Thema Aids in der Bundesrepublik 


Jede Auseinandersetzung mit der Aids-Krise hängt davon ab, in welche 
Kultur sie eingelagert ist. So auch in der Bundesrepublik, wo 1986/87 das 
Bewußtsein für das Aids-Problem zu keimen begann. In diesen Jahren wa- 
ren die politische wie die kulturelle Situation längst wieder durch einen 
stabilen Konservatismus geprägt. Auf der politischen Ebene hatte die 'kon- 
servative Wende’ bereits 1982 stattgefunden, als die alte sozialliberale 
Bundesregierung durch eine neue Koalition aus CDU/CSU und FDP unter 
Kanzler Helmut Kohl abgelöst wurde. Die kulturelle Entwicklung der acht- 
ziger und neunziger Jahre hielt sich - im Unterschied zu den USA - eigen- 
tümlicherweise im Fahrwasser dieser konservativen Hauptlinie. Wider- 
spruch regte sich kaum. 

Um den kulturellen Konservatismus dieser Epoche in knappen Strichen zu 
kennzeichnen, möchte ich mich auf die bildende Kunst beziehen. Andere 
Bereiche, die ebenfalls wichtig sind (vgl. Hieber 1997a), spare ich aus 
Platzgründen aus. Diese Beschränkung ist möglich, weil es in meinem Zu- 
sammenhang vor allem um die Kunst geht, die in unserem visuellen Zeit- 
alter Ferment und Motor der politischen Kultur sein kann (der nachfol- 
gende Abschnitt zum US-amerikanischen Aids-Aktivismus wird diesen 
Aspekt darstellen). 

Die kulturell herrschenden Tendenzen der Kohl-Republik lassen sich ex- 
emplarisch bereits an der Documenta 7 von 1982 aufweisen. Diese vielbe- 
achtete Ausstellung setzte Zeichen, indem sie die nevexpressive Malerei in 
den Vordergrund stellte (Elvira Bach, Georg Baselitz, Markus Lüpertz, 
Salome, David Salle, Anselm Kiefer). Hatte die Pop Art der sechziger Jahre 
die gegebenen gesellschaftlichen Bedingungen ins Zentrum des Interesses 
gerückt, und deshalb die künstlerische 'Handschrift' hinter einer eher unper- 
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sönlichen Glattheit verschwinden lassen, wurde nun wieder der Künstler als 
das einmalige Genie gefeiert. Er drückte sein inneres Erleben mit dem Pin- 
sel aus. Entsprechend wurde Kunst wieder zur 'hohen Kunst‘, indem sie in 
einem auf Ehrfurcht angelegten Ambiente präsentiert wurde. Gerne wurden 
außerdem die Werke der Künstler bei solchen Kunst-Großereignissen auf 
eine Art in verschiedene Räume verteilt, daß Widersprüche und unter- 
schiedliche Standpunkte durch ein zusammenhangloses Durcheinander ein- 
geebnet wurden: »das Ergebnis war eine Verneinung von Differenz, eine 
Vortäuschung von Bedeutung und die Reduzierung aller Arbeiten auf ein 
Potpurri willkürlicher Stile« (Crimp 1996: 253). Dadurch wurde der Ein- 
druck eines "anything goes’ erzeugt. 

Während sich die 'zweite Friedensbewegung' entwickelte, ausgelöst durch 
die gefährliche Zuspitzung des Kalten Krieges ('Nachrüstungsbeschluß' der 
NATO von 1979), feierten solche Ausstellungen die Ausbrüche individu- 
eller künstlerischer Phantasie. Die Sphäre der 'autonomen Kunst' wurde ge- 
genüber einer kritischen Reflexion drängender historischer Ereignisse ab- 
geschottet. Während der folgenden Jahre setzte sich diese Tendenz zuneh- 
mend durch. Wer etwa in den frühen neunziger Jahren die zeitgenössische 
Abteilung im obersten Stockwerk des Museums Ludwig in Köln betrat, 
mußte den Eindruck gewinnen, zeitgenössische Kunst sei neoexpressiv und 
deutsch: die 'Malerfürsten' Kiefer, Baselitz und Lüpertz waren hierzulande 
bestimmend geworden. 

Weil der Konservatismus auch in vielen anderen kulturellen Bereichen wäh- 
rend der achtziger Jahre zu nahezu uneingeschränkter Herrschaft gelangt 
war, fiel es ihm nicht schwer, die Auseinandersetzung mit dem Thema 'Aids’ 
ideologisch zu bestimmen. Er nahm es zum Anlaß, endlich den emanzipato- 
rischen Ansätzen der sechziger Jahre den Garaus zu machen - und wieder die 
Werte von Ehe und Familie zu propagieren. Denn im Kontext der An- 
steckungsgefahr durch Aids konnten diese Werte problemlos mit der Be- 
deutung medizinisch begründeter Gesundheitsvorsorge versehen werden. 

So geben die Kampagnen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä- 
rung (BZgA), die sich an eine allgemeine Öffentlichkeit wenden, stets einer 
bürgerlich-konservativen Reglementierung des Sexualverhaltens breiten 
Raum. Die BZgA brachte - neben Broschüren und Plakaten für Subkulturen 
- zwar auch Illustrierten-Annoncen und TV-Spots heraus, in denen relativ 
neutral für Kondom-Benutzung geworben wird. Parallel dazu gibt es jedoch 
eine andere sexualpolitische Tendenz, die Werbung für Kondombenutzung 
mit Propaganda für althergebrachte Werte der bürgerlichen Moral legiert. 
Das möchte ich anhand einiger Beispiele illustrieren, bei denen sich die 
konservative Zielsetzung darin ausdrückt, daß Treue in der Paarbeziehung 
positiv und Promiskuität dagegen negativ bewertet wird. 
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Unverhohlen wird die rückwärtsgewandte Tendenz etwa durch den TV- 
Spot »Treue« (1989/90) zum Ausdruck gebracht. Hier kennzeichnet der Off- 
Sprecher das wünschenswerte Verhalten eines verheirateten Mannes gegenüber 
möglichen außerehelichen Verführungen mit den Worten: »Er hat auch schon 
vor Aids (gemeint ist: vor dem Auftreten von Aids. L.H.) nein sagen können«. 
Weniger direkt, aber nicht weniger eindeutig transportieren andere TV- 
Spots die traditionelle bürgerliche Moral. Ihr Grundmuster ist: auf einen 
Seitensprung folgt ein schlechtes Gewissen, das nachdrücklich durch die 
Gefahr einer HIV-Infektion bestimmt wird. Werden also die moralischen 
Werte der bürgerlichen Paarbeziehung verletzt, dann droht gesundheitliche 
Strafe. Promiskuität soll mit Angst besetzt werden. So fragt sich in »Junger 
Mann am Steuer« (1989/90) der Darsteller: »Was muß mir aber auch aus- 
gerechnet die Ines übern Weg laufen. Klaus sagt, 'die geht doch mit je- 
dem'«. In »Mädchen in der S-Bahn« (1989/90) hält sich die junge Frau 
selbst vorwurfsvoll vor: »Ausgerechnet Rüdiger - mit seinem Harem«. 
Selbstverständlich könnten beide TV-Spots ihr Thema auch von einer ande- 
ren Seite her anfassen, ohne die Aufklärung über Aids zu vernachlässigen. 
So wäre es etwa möglich, daß sich der junge Mann auf dem Weg zur at- 
traktiven Ines befindet und resümiert, an Präservative gedacht zu haben. 
Oder die junge Frau könnte verliebt einer Erfahrung mit Rüdiger ent- 
gegensehen und in der S-Bahn sicherheitshalber prüfen, daß sie auch Prä- 
servative in der Handtasche hat. Doch die BZgA folgt einer entgegenge- 
setzten Tendenz. Sie nutzt das Thema Aids, um Promiskuität zu verteufeln. 
Bemerkenswert ist, daß diese Haltung durch den bürgerlich-konservativen 
Flügel des Feminismus (dessen Flaggschiff in der Bundesrepublik die Zeit- 
schrift Emma’ ist) unterstützt wird (Theising 1990: 38). 

Weitere Beispiele für die konservative Tendenz der BZgA finden sich auch 
in Annoncen. Eine davon erschien in der Zeitschrift 'Bunte' vom 
26.11.1992. Dort wird die Nahaufnahme eines mittelalten Paares wie- 
dergegeben, das anhand seines Äußeren (Frisur, akkurat gestutztes Ober- 
lippenbärtchen) der konservativen Mittelklasse zuzuordnen ist. Er haucht 
soeben einen sanften Kuß an ihre Schläfe. Die Szene ist mit der Schlagzeile 
»Unsere Treue schützt uns beide« überschrieben. Unten steht ein kleinge- 
druckter Text, der auf die Aids-Gefahr verweist. Auch hier werden die mo- 
ralischen Werte der bürgerlichen Ehe mit der Konnotation medizinischer 
Notwendigkeit versehen. Zwar ist in der rechten unteren Ecke ein Kondom 
zusammen mit dem Spruch »Gib Aids keine Chance« abgebildet, doch es 
bleibt unklar, was es in den dargestellten Zusammenhängen soll. Denn es 
geht um 'Zuneigung' und 'Moral' - und nicht um Sexualität. 

Die konservative Tendenz der BZgA-Kampagnen blieb, weil der gesamte 
Kulturbetrieb gleichfalls konservativ war, unkritisiert. Dagegen zeigt der 
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Blick auf die USA, daß dort Kunst durchaus eine wichtige aufklärerisch- 
kritische Funktion ausübte. 


Das Thema Aids in den USA 


Jie politische Situation der 80er Jahre in den USA war, wie sie die Wahl 
Ronald Reagans zum Präsidenten 1980 zum Ausdruck brachte, ebenfalls 
durch strikten Konservatismus gekennzeichnet. Dadurch wurden jedoch 
die inhaltlichen und persönlichen Kontinuitäten, die von der "Neuen Lin- 
ken’ der 60er Jahre bis in die verschiedenen 'Basisbewegungen' ('grass- 
roots movements') der achtziger Jahre hinüberreichten, nicht abgebrochen. 
Die »ehemaligen Aktivisten der Neuen Linken« arbeiteten »auch in den 
70er und 80er Jahren weiter in grassroots-Organisationen ... In lokalen 
Gruppen der Frauen-, Ökologie-, oder Friedensbewegungen, in Stadtteil- 
initiativen oder 'direct action movements' tauchen immer wieder 'Vetera- 
nen’ der Sixties auf« (Mayer 1993: 422f.). Dadurch lebten die Anstöße der 
'Sixties' fort und gerieten nicht - wie ın der Bundesrepublik - in Verges- 
senheit. 

Ähnlich waren die Verhältnisse im kulturellen Bereich. Auch dort spielten 
zwar, aus denselben Gründen wie in der Bundesrepublik, die neu aufge- 
kommenen neoexpressiven Künstler eine Rolle. Ihnen wurden Museums- 
ausstellungen gewidmet. Doch parallel dazu gelang es den kritischen An- 
sätzen der 60er Jahre, sich weiter zu entfalten. Und deren Bedeutung war 
es, die in den USA unter dem Begriff 'Postmoderne' diskutiert wurde; die- 
ser Begriff unterschied sich allerdings grundlegend vom mitteleuropäi- 
schen, der lediglich ein anderes Wort für anything goes’ war. 

Der Begriff 'Postmoderne’ ist in den USA geprägt worden. Weil von Euro- 
pa aus lediglich die diesbezüglichen theoretischen Schriften und die künst- 
lerischen Werke, nicht aber ihr gesellschaftlicher und kultureller Kontext 
rezipiert wurden (Hieber et al. 1995), konnte er in die europäischen Denk- 
schemata eingepaßt werden. Damit wurde er verfälscht. Tatsächlich jedoch 
ist der US-amerikanische Begriff der 'Postmoderne' nur vor einem ge- 
schichtlichen Hintergrund angemessen zu verstehen, der bis in die 
1930/40er Jahre zurückreicht. Damals nämlich wurde ein erheblicher Teil 
der künstlerischen Avantgarde durch Faschismus und Zweiten Weltkrieg 
aus Europa vertrieben. Um nur ein paar Beispiele herauszugreifen: George 
Grosz siedelte im Januar 1933 nach New York über, Piet Mondrian kam 
1940, Marcel Duchamp und andere Dadaisten und Surrealisten fanden sich 
ebenfalls um diese Zeit dort ein. Auch die Bauhauslehrer Josef Albers und 
Laszlo Moholy-Nagy waren in die USA emigriert. Weil die meisten von 
ihnen Lehrtätigkeiten aufnahmen, hatten sie dort Schüler. Dadurch lebten 
die Avantgarde-Ansätze der zwanziger Jahre weiter. 
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Im faschistischen Deutschland hingegen wurden die Avantgarde-Werke aus 
den Museen entfernt. Wenn ein Avantgarde-Künstler eine Lehrtätigkeit an 
einer Akademie ausgeübt hatte, wurde er entlassen. Doch diese Entlas- 
sungen hinterließen keine leeren Stellen. Sofort wurden die freigewordenen 
Stellen durch Konservative besetzt. Auch nach 1945 konnte sich dieser 
durch den Faschismus etablierte Konservatismus nahezu ungebrochen 
durchhalten, weil die Nachfolge im akademischen Bereich durch diejenigen 
bestimmt wird, die bereits Stellen in den jeweiligen Institutionen inneha- 
ben. So verhielt es sich etwa mit Otto Dix: er hatte seit 1926 eine Professur 
an der Dresdener Akademie, 1933 wurde er entlassen - und nach 1945 nicht 
wieder berufen. 

Die amerikanischen Schüler der europäischen Avantgardisten hingegen ent- 
wickelten deren Ansätze fort. Wesentliches Moment dieser Ansätze war es 
(über alle Differenzen und Auseinandersetzungen hinweg), daß sie gesell- 
schaftsverändernde Ziele verfolgten (Breton 1977; Jaffe 1967; Richter 
1973; Schneede 1975, 1986; Wingler 1975). Darüber hinaus kam vor allem 
von den Dadaisten der Impuls, aus dem Museum herauszudrängen. Das 
Museum, wie es im frühen 19. Jahrhundert entstand, ist ein Produkt der - 
bürgerlichen - Moderne. In dieser Einrichtung wird Kunst dazu gebracht, 
»als autonom, verfremdet und ziemlich abgesondert aufzutreten, einzig auf 
ihre innere Geschichte und Dynamik verweisend« (Crimp 1996: 34). 

Vor allem der dadaistische Impuls war es, der im Vorfeld der breiten Pro- 
testbewegungen der 60er Jahre für die US-amerikanische Kunstentwicklung 
wieder bedeutsam werden sollte. Er drängte erneut auf den Zusammenbruch 
des diskursiven Museumssystems. Er zeigte sich in Europa leider fast aus- 
schließlich als Pop Art - die übrigens anfänglich auch als Neo-Dada be- 
zeichnet wurde (Glenn 1992: 26). Doch das war nur derjenige Ausschnitt des 
sich entwickelnden Spektrums, der noch einigermaßen in das Kunstver- 
ständnis der deutschen Museums- und Kunstvereinsbürokraten paßte. In 
Wirklichkeit war die Pop Art nur ein Teil einer umfassenderen Bewegung, 
nämlich eben der 'Postmoderne' der 60er Jahre. Diese entstand »in den For- 
men von 'Happenings' und Pop, psychedelischer Plakatkunst, 'acid rock‘, 
Alternativ- und Straßentheater« (Huyssen 1986: 20) und drängte wieder, den 
Impetus der Avantgarde der 20er Jahre aufgreifend, aus dem Korsett der bür- 
gerlichen Moderne, dem Museum, heraus. Sie scherte sich wenig um die tra- 
dierten Vorstellungen dessen, was als 'kunstwürdig' galt. Plakatgestaltung 
(das psychedelische Poster) oder Rock-Musik (The Doors, Jimi Hendrix, Ja- 
nis Joplin mit ihrer Band 'Big Brother and the Holding Company") wurden 
ebenso als künstlerisches Ausdrucksmittel angesehen wie die Reproduktion 
von Fotografien in Siebdrucken (Andy Warhol). Wenn auch in den USA 
bald eine Gegenbewegung aufkam, die sich wieder dem malerisch-expressi- 
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ven Ausdruck widmete (David Salle, Julian Schnabel und andere), blieb der 
postmoderne Anstoß gleichermaßen wirksam. Künstler unterstützten mit 
Plakaten, die sie oft in Eigenregie druckten, die Auseinandersetzung von Ba- 
sisbewegungen mit sozialen Mißständen (Jacobs et al. 1992). 

So bezieht sich Anton van Dalen, um nur eines von vielen Beispielen her- 
auszugreifen, in einer Arbeit von 1983 auf die Aktivität von Basis- 
Initiativen gegen mächtige wirtschaftliche Interessen in seinem Viertel, 
dem East Village in Manhattan. Der damalige Bürgermeister New Yorks, 
Ed Koch, hatte die Stadt an einflußreiche Immobilienmakler ausgeliefert, 
während sich die städtischen Dienstleistungen immer weiter verschlech- 
terten. Parallel dazu hatte die extrem hohe Profitrate im Heroin-Geschäft, 
das vor dem Hintergrund der härter und brutaler werdenden Lebensbedin- 
gungen der Reagan-Ära florierte, sich nachhaltig auf die Lebensbedingun- 
gen im Viertel ausgewirkt. Anton van Dalen spricht mit seinem Plakat 
»Two-headed Monster« (Abb. 1) beide Themen an. Stilistisch lehnt er sich 
an konstruktiv-figurale Ansätze der Zwanziger-Jahre-Avantgarde (Gerd 
Arntz, Heinrich Hoerle, Franz W. Seiwert) an. Seine Adressaten sind zum 
einen die Leute aus den Basisbewegungen, zum andern diejenigen, die sich 
noch nicht politisch engagieren. 

Für die USA lassen sich also sowohl die politische wie die kulturelle Situa- 
tion für die zweite Hälfte der 80er Jahre dadurch kennzeichnen, daß grass- 
roots movements ebenso wie künstlerische Bestrebungen die Anstöße der 
sechziger Jahre aufgenommen und weiterentwickelt hatten. Das mußte sich 
vor allem in der kulturellen Metropole New York auswirken, als die Aus- 
maße der Aids-Krise begannen, ins Bewußtsein zu treten. 


ACT UP New York - die Methoden 


In der deutschen Studentenbewegung der sechziger Jahre war zurecht fest- 
gestellt worden, »die politische Hilflosigkeit von Akademikern« komme 
von deren naivem Glauben, »man brauche nur gut zu argumentieren und 
die guten Argumente zu veröffentlichen, dann werde schon das Mögliche 
geschehen« (Lefevre 1968: 99). Daraus versuchte man, Schlußfolgerungen 
zu ziehen. Als »Bedingung für die Möglichkeit einer Revolutionierung der 
Gesamtgesellschaft« wurde zwar die »Notwendigkeit einer langandauern- 
den Kulturrevolution gerade in den hochentwickelten kapitalistischen Län- 
dern Mitteleuropas« erkannt (Dutschke 1968: 45). Doch die Vorstellungen 
einer Kulturrevolution blieben beschränkt. Sie bezogen sich wesentlich auf 
das Verhalten bei Demonstrationen, ein Nachdenken oder gar Erproben an- 
derer, wirksamerer Mittel blieb unterbelichtet. 

Beim gegebenen Zustand der deutschen Kultur war es nicht möglich, den alles 
bestimmenden Konservatismus zu überwinden, der für die Kulturindustrie stets 
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nur einen kritisch-abschätzigen Blick übrig hatte. Und so scheint es bis heute 
zu sein. Auch in der Linken wird noch immer »die Abhängigkeit ... des 
Films von den Banken« (Horkheimer/Adorno 1947: 110), bemüht, um über 
diese »ganze Sphäre« den Stab zu brechen. Kulturindustrie und Werbung 
werden, als durch ökonomische Interessen geprägt, moralisch verurteilt. 
Ganz anders, nämlich dialektisch, hat der Marxismus die bürgerliche Ge- 
sellschaft betrachtet. Marx und Engels hatten am Anfang des »Manifests 
der Kommunistischen Partei« zurecht einen Lobgesang auf die »höchst re- 
volutionäre Rolle« angestimmt, den die Bourgeoisie in der Geschichte 
spielte (Marx/Engels 1848: 464). Erst nachdem sie die vielen - kulturellen 
und technischen - Errungenschaften wahrhaft anerkennend ausgebreitet 
hatten, die die Bourgeoisie erreicht hatte, gingen sie zur Kritik über. Ähn- 
lich wie sie beurteilte Wladimir Majakowski, Dichter und Revolutionär, in 
den zwanziger Jahren die 'kulturindustriellen' Errungenschaften des Kapi- 
talismus’ seiner Zeit. Er forderte, man müsse »alle Waffen einsetzen, die 
auch von den Feinden gebraucht werden, die Reklame eingeschlossen« 
(Majakowski 1923: 131). 

Die rebellierende Intelligenz der USA setzte ın den sechziger Jahren genau 
dort an. Sie hafte keine Berührungsängste mit der Kulturindustrie: »Ohne 
Fernsehapparat kann man heutzutage kein Revolutionär sein ... Jeder Geril- 
lero muß wissen, wie er das Terrain der Kultur, die er zu zerstören sucht, 
nutzen kann!« (Rubin 1971: 108) . Die Postmoderne hatte den Boden berei- 
tet, so zu denken (Hieber 19976). In den späten 80er Jahren wurden diese 
Ansätze in der kulturellen Metropole New York wieder aktiviert. Loring 
MacAlpin, Mitglied von Gran Fury (einer Künstlergruppe aus dem ACT UP- 
Umfeld), drückte das so aus: »Wir versuchen, ebenso stark um Aufmerk- 
samkeit zu kämpfen, wie Coca-Cola um Aufmerksamkeit kämpfi« (Jacobs et 
al.: 12). Auf einem ihrer frühen Plakate (AIDS: 1 in 61 Babies« von 1988) 
bezeichnet sich Gran Fury dementsprechend als »eine Gruppe von Individu- 
en, die durch ihre Wut verbunden sind, und die sich verpflichtet fühlen, die 
Kraft der Kunst auszubeuten, um die Aids-Krise zu beenden«. 

In der Bundesrepublik dagegen hatte - um noch einmal darauf hinzuweisen 
- die kulturelle Entwicklung solche Möglichkeiten verbaut. Weil zum einen 
die neoexpressive Malerei tonangebend geworden war, bestand wieder ein 
so erheblicher Abstand zwischen "hoher Kunst' und 'banalem Alltag’, daß 
Künstlern eine Überbrückung absurd erschienen wäre. Zum andern hatten 


1 Jerry Rubins »Do it!«, dessen deutsche Übersetzung 1971 herauskam, wurde 1973 auf die 
Liste jugendgefährdender Schriften gesetzt. Weil für jugendgefährdende Bücher auch nicht 
die geringste Werbung gemacht werden darf, muß möglichen Kunden verborgen bleiben, 
daß es ein indiziertes Buch überhaupt noch gibt. Deshalb bleibt den Verlagen nichts ande- 
res übrig, als eine noch vorhandene Restauflage einzustampfen. Eine Neuauflage, die 1977 
herauskam, wurde prompt 1978 wieder indiziert. Das Buch verschwand wieder vom Markt. 
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die Gestalter beispielgebender Ausstellungen die kritischen Ansätze des 
Postmodernismus, die von außerhalb kamen, neutralisiert und damit ihrer 
Bedeutung beraubt. 

Ich werde nun versuchen, den politischen und künstlerischen Aktivismus 
von ACT UP an ein paar Beispielen zu illustrieren. Im wesentlichen greife 
ich dabei auf die frühen Jahre zurück, weil diese stilbildend waren. 


(a) Die Anfänge 


Einen ersten Schritt, die öffentliche Auseinandersetzung um die Aids-Krise 
zu eröffnen, machte im Herbst 1986 eine kleine Gruppe homosexueller 
Künstler, Sie ließen auf eigene Kosten ein Plakat drucken, das unter Mu- 
sikveranstaltungsankündigungen - wie in diesem Bereich üblich - wild auf 
Bauzäune und andere geeignete Stellen geklebt wurde. Es zeigte ein pink- 
farbiges Dreieck auf schwarzem Grund, darunter in großen weißen Groß- 
buchstaben »Silence=Death«. Das Dreieck erinnerte an die rosa Dreiecke, 
die in den KZs der Nazis zur Kennzeichnung der homosexuellen Männer 
verwendet wurden. Allerdings zeigte die Spitze auf dem Plakat nach oben, 
und nicht, wie damals in den Todeslagern, nach unten. Unter den Schriftzug 
»Silence=Death« standen in kleinerem Schriftgrad zwei Zeilen: »Warum 
schweigt Reagan zu Aids? Was geht tatsächlich im Center for Disease Con- 
trol’, der Federal Drug Administration und im Vatikan vor? Schwule und 
Lesben sind nicht überflüssig ... Benutze deine Macht ... Wähle ... Boykot- 
tiere ... Verteidige dich ... Wende Wut, Angst, Ärger und Kummer in Akti- 
vität«. Das Plakat fiel auf, weil es anders als die Veranstaltungsplakate ge- 
staltet war, die es umgaben. Es wirkte, in seiner formellen Strenge, eher 
wie ein Firmen-Logo. So problematisch - geschichtlich betrachtet - eine 
Analogie der Vernichtungslager mit der Aids-Problematik ist, entwickelte 
die Gleichung unter dem Dreieck die Macht eines Emblems, das die entste- 
hende Bewegung förderte. Die Gruppe, die es entworfen hatte, beteiligte 
sich im Frühjahr 1987 an der Gründung von ACT UP. 

Die Gründung wurde durch eine Rede ausgelöst, die der Schriftsteller Larry 
Kramer am 10. März 1987 im 'Gay and Lesbian Community Center‘, New 
York, gehalten hatte. Er berichtete von einem Aids-Spezialisten, der fünf 


2 Die 'Centers for Disease Control’ (CDC) sind eine US-Behörde, zu deren Aufgabe es ge- 
hört, Häufigkeit und Verlauf von übertragbaren und auch gewissen nichtübertragbaren 
Krankheiten zu verfolgen. Sie ist verpflichtet, Krankheitsverläufe zu beobachten, klinische 
Laboratorien zu genehmigen und Epidemiologen sowie medizinisches Personal weiterzu- 
bilden. 

3  Die'Food and Drug Administration’ (FDA) ist eine US-Behörde, in deren Zuständigkeit die 
Zulassung von Medikamenten für klinische Tests und dann für die ärztliche Behandlung 
fällt. Ihre »Verzögerungstaktik, die in Profitgier und Papierkrieg eingebunden ist, ist für 
das Sterben Tausender verantwortlich« (Banzhaf et al.: 247). 
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Medikamente für vielversprechend hielt. Damals war jedoch allein AZT 
zugelassen worden. Schon was die notwendigen Test-Serien betraf, die für 
Neuzulassungen vorgeschrieben sind, stellte das FDA immer wieder aufs 
neue unüberwindliche Hürden auf. AZT dagegen war ungewöhnlich rasch 
zugelassen worden, weil »Burroughs Wellcome, der AZT-Hersteller, ge- 
schliffen und geschickt ist, und über starke PR-Leute verfügt«; die Firma 
wolle damit »noch eine Menge Geld machen, bevor es zu spät ist« (Kramer 
1987: 32). Die Verzögerungstaktik des FDA gegenüber Neuzulassungen 
anderer Medikamente entsprach den Profitinteressen von Burroughs 
Wellcome. Larry Kramer beendete seine Ausführungen mit einem Aufruf 
zu zivilem Ungehorsam. Die anschließende Diskussion endete im Ent- 
schluß, sich zwei Tage später wieder zu treffen. Bei dieser Zusammenkunft 
wurde ACT UP aus der Taufe gehoben. Am 24. März fand ihre erste De- 
monstration auf der Wall Street statt. 

Die Bewegung ACT UP verstand es in den folgenden Monaten und Jahren 
Aids zu einem politischen Thema zu machen. Die Aktivisten nutzten die 
modernen Kommunikationsmedien, um politischen Druck auszuüben. Wie 
sie das taten, wird nun zu beleuchten sein. 


(b) Massenmedien als Multiplikatoren 


Die zweite ACT UP-Demonstration war für den Abend des 15. April 1987 
am Hauptpostamt (in der 33rd Street) organisiert. Ort und Zeitpunkt waren 
geschickt gewählt. Denn der 15. April ist der letzte Tag, an dem die Steuer 
für das vergangene Jahr eingezahlt werden kann. Daher ist das Hauptpost- 
amt bis Mitternacht geöffnet. Die langen Schlangen von Einzahlern, die auf 
den Stufen vor den Eingängen standen, wurden das Publikum für eine De- 
monstration über die Notwendigkeit der Verwendung von Steuergeldern für 
Aids. Zugleich wurde das Fernsehen, das alljährlich über den Andrang der 
Steuerpflichtigen an diesem Tag berichtet, zum Publikum. Die Gruppe, die 
das »Silence=Death«-Plakat hatte drucken lassen, »montierte hunderte da- 
von auf Pappe, um tragbare 'placards” für die Steuerzahler-Demonstration 


4 'Placards'‘, die lediglich Textaufschriften tragen, werden seit langem von US-amerikani- 
schen Demonstranten benutzt. Die entscheidende ästhetische Innovation des Aids- 
Aktivismus bestand darin, für ihre Gestaltung die Erkenntnisse der modemen Reklame zu 
nutzen, also Text und Bild zu kombinieren. - In der Kinoversion des Hollywood-Films »In 
the Line of Fire« (Regie: Wolfgang Petersen; Hauptdarsteller: Clint Eastwood), der 1993 - 
auch in Deutschland unter diesem Titel - angelaufen ist, läßt sich das "traditionelle placard' 
mit dem 'ACT UP-placard’ vergleichen. Der Film, bei dem es um einen Attentatsversuch 
auf einen Präsidenten während dessen Wahlkampf geht, verwendet Originalaufnahmen aus 
dem US-Präsidentschaftswahlkampf 1992. In einigen Szenen werden kleinere Menschen- 
mengen gezeigt, die auf die Ankunft des Kandidaten warten. Darunter sind auch Personen 
aus unterschiedlichen Bewegungen, die 'placards' mit jeweils ihren Forderungen hoch- 
halten. Bis auf jenes, das von ACT UP stammt, handelt es sich durchweg um traditionelle 
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herzustellen. Die TV-Nachrichtenleute, die an diesem Abend zum Postamt 
kamen, kehrten mit einer neuen Grafik zurück« (Crimp 1990 et al.: 31). Die 
Forderungen, die dazu per Flugblatt verteilt wurden, betrafen allgemeine 
Aids-Aufklärung, Anti-Diskriminierungs-Politik und die Forderung nach 
baldiger Freigabe von lebensrettenden Medikamenten. 

Warum benutzten die Demonstranten 'placards"? Die Antwort auf diese 
Frage ist auf zwei Ebenen zu geben: Die erste betrifft die Zugangsmöglich- 
keiten zu Massenmedien. Politisch oder ökonomisch Mächtige können sich 
meist einfach Zugang zu den Massenmedien verschaffen. Kritische Grup- 
pen scheinen dagegen im Nachteil zu sein. Das ist allerdings nur so lange 
der Fall, wie sie die Funktionsweise der Massenmedien nicht im Hinblick 
auf ihre Ziele analysieren. Die ACT UP-Leute haben das getan. Ihr Ansatz- 
punkt wurde die Tatsache, daß Massenmedien bilderhungrig sind - das 
Fernsehen ebenso wie die Presse. Sie sind auf Bilder angewiesen. Wenn 
ihnen Bilder angeboten werden, wenden sie sich ihnen fast reflexartig zu. 
Wenn man sie also als Multiplikatoren für die eigenen Ideen und Forde- 
rungen benutzen will, muß man ihnen Bilder als Stimulans anbieten. ACT 
UP hat diesen Zusammenhang verstanden und bedient sich seiner. 

Zweitens eröffnet darüber hinaus die Verwendung von Bildmaterial noch 
einen weiteren Aspekt der Öffentlichkeitswirksamkeit. Wenn ACT UP- 
Demonstranten eine Presse- oder TV-Kamera sehen, und dann ihre 'pla- 
cards' in deren Richtung halten, bieten sie nicht nur einen Stimulus, son- 
dern auch einen verbindlichen Interpretationsansatz an. Berichterstattung 
beruht auf einer Verbindung von Bild und Wort. Das Verständnis von Bil- 
dern und von Worten ist kontextgebunden, das eine kann einen Kontext für 
das andere liefern. So ist es auch möglich, Bildmotive durch Wortbeiträge 
zu verfälschen, indem Bilder mit entsprechenden Texten unterlegt werden. 
Viele werden TV-Berichterstattungen wie die folgende kennen: Auf dem 
Höhepunkt der Asylrecht-Diskussion der frühen 1990er Jahre wurde ein 
Wortbeitrag in den ZDF-Nachrichten, der die 'hohen', täglich in die Bun- 
desrepublik einströmenden Asylbewerberzahlen zum Thema hatte, durch 
Bildmaterial landender Großflugzeuge begleitet. Kein Wort wurde darüber 
verloren, welche Art Passagiere denn nun wirklich per Flugzeug ankom- 
men - wahrscheinlich handelte es sich bei der präsentierten Bildsequenz nur 
um zurückkehrende deutsche Urlauber. Dennoch ergab sich aus der Kom- 
bination des gesprochenen Berichts mit dem optischen Material der Ein- 
druck einer Invasion von Asylbewerbern. Derartig willkürliche Kombina- 
tionen von Wort und Bild sind natürlich auch bei Demonstrationen mög- 


Text-Tafeln. Auch hier sticht das ACT UP-'placard' »What about AIDS« von Richard 
Deagle (Hieber 1996: 72f) heraus, weil es als einziges als Text-Grafik-Kombination ge- 
staltet ist. 
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lich. Dem beugt indes der Interpretationsansatz innerhalb des Bildmaterials 
vor, der durch die Verwendung von 'placards' markiert wird. Sie trans- 
portieren Kernaussagen in die visuelle Berichterstattung hinein, so daß das 
Bildmaterial nicht durch beliebige Kommentare unterlegt werden kann. Da- 
mit sie diese Funktion erfüllen, sind sie auf medienvermittelte Wahrneh- 
mung’ zugeschnitten. 

Die Wirkung solcher 'placards' kann durch Vervielfältigung der Bildmotive 
auf andere Träger gesteigert werden. ACT UP hat sehr früh bedruckte T- 
Shirts, Aufkleber und andere Bildträger herstellen lassen und diese dann 
verkauft. Damit entstand ein eigener Typ Öffentlichkeitswirksamer Medien- 
vielfalt (Hieber 1996). Sofern ACT UP in diesem Sinne in die öffentliche 
Diskussion eingreift, handelt es sich um eine Bewegung neuer Art. Denn sie 
bewirkte eine qualitative Veränderung der politischen Kultur. Für sie ist 
nicht die Zahl der demonstrierenden Köpfe wichtig, sondern die - über Mas- 
senmedien - übermittelte Botschaft tritt in den Vordergrund des Interesses. 


(c) Gran Fury 


Die Künstlergruppe Gran Fury leistete für diese Revolutionierung der poli- 
tischen Kultur Besonderes. Sie bildete sich kurz nach Entstehen von ACT 
UP. Ihre Arbeit wurde wegweisend. Der Name Gran Fury leitet sich ab 
vom damaligen Streifenwagen der New Yorker Polizei. Es handelte sich 
um eine Plymouth-Limousine mit der Typenbezeichnung Gran Fury. »Gran 
Fury« ist ein lyrischer Ausdruck, der sich ins Deutsche sinngemäß mit 
»große Wut« übersetzen läßt. 

Die Künstlergruppe Gran Fury baute auf der 'Appropriation Art’ (Barbara 
Kruger, Hans Haacke, Jenny Holzer) auf, einer stilistischen Entwicklung, 
die um 1980 herum radikale Konsequenzen aus der Pop Art gezogen hatte. 
Bereits die Pop Art hatte keine Scheu gezeigt, sich voll und ganz auf die 
Alltagswirklichkeit einzulassen. Daß dazu auch die Bilderwelt der Reklame 
oder der Kulturindustrie gehörte, störte sie nicht. Im Gegenteil. Sie lehnten 
den elitären Kunstbegriff der Moderne ab, jene »Reinheit der bürgerlichen 
Kunst«, die »von Anbeginn mit dem Ausschluß der Unterklasse erkauft« 
war (Horkheimer et al. 1969: 121). 


5 Auf medienvermittelte Wahrnehmung zu achten heißt, die Eigenschaften der Presse- und 
TV-Bildberichterstattung zu berücksichtigen. Dazu muß das Design gewisse Regeln beach- 
ten: etwa, daß Schrifttypen gut leserlich sind (fettgedruckte Groteskschrift), daß bevorzugt 
Schwarzweiß- oder Rotweiß-Kontraste (und nicht Rot-Schwarz-Kontraste, weil Rot im 
Schwarzweißdruck der Tagespresse als Schwarz wiedergegeben wird) verwendet werden, 
und daß Bilder großflächig sein sollen (weil sie sonst auf dem Bildschirm oder auf dem 
Zeitungsfoto nicht erkennbar sind). 

6 Die Erlöse wurden für den Druck von Plakaten und die Durchführung von Aktionen be- 
nutzt. 
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Die Appropriation Art nun radikalisierte den Pop-Ansatz, indem sie die 
ästhetischen Mittel des aus der Werbewelt bekannten Grafikdesigns auf- 
griff, um diese kritisch gegen die gesellschaftliche Wirklichkeit zu wenden. 
Als politische Kunst, die eine umfassende Demokratisierung der Gesell- 
schaft anstrebte, wollte sie allgemeiner wirksam werden. Die Appropriati- 
on-Künstler erkannten die Nutzbarkeit des Reklame-Grafikdesigns für 
Zwecke, die denen der Werbung entgegengesetzt sind. Als sozial engagier- 
te Künstler verzichten sie noch weitergehend als die Pop Art darauf, auf ei- 
nen malerischen Ausdruck des 'unverwechselbaren Künstlergenies', auf 
'Originalität', auch nur den geringsten Wert zu legen. Ihr Stil konnte nun 
wiederum von Gran Fury und anderen aufgegriffen werden. Sie 
»überführten die ganze Diskussion um Appropriation, Originalität usw., die 
ın der Kunstwelt der späten 70er und frühen 80er Jahre stattfand, in einen 
Gebrauchszusammenhang. Sie übernehmen z.B. den Stil von Barbara Kru- 
gers Arbeit und benutzen ihn für ihre eigenen Zwecke. Es spielt überhaupt 
keine Rolle, daß Barbara Kruger diesen Stil erfunden hat. Wenn es hilft, 
wird er benutzt« (Crimp 1992: 34). 

Gran Fury - und wenig später auch weitere Einzelkünstler (Vincent Gag- 
liostro, Richard Deagle, Joy Episalla und andere) - benutzten nun freilich 
das Vorgefundene nicht nur. Mit der Zuspitzung auf neue Zwecke konnte 
der stilistische Wandel der ästhetischen Sprache nicht ausbleiben. 'Agit 
Pop' entstand (Schorr 1994). Diesen neuen Stil möchte ich an zwei Bei- 
spielen kennzeichnen. 

Das erste Beispiel steht im Zusammenhang einer ACT UP-Demonstration, 
die im Oktober 1988 am FDA-Hauptsitz stattfand. Die Demonstration war 
durch eine Broschüre vorbereitet worden, auf deren Grundlage vorab eine 
Schulung der Teilnehmer stattfand. Ein Medien-Komitee hatte daraus eine 
Presseinformation destilliert. Die Aktion selbst war im Voraus »wie bei ei- 
nem Hollywood-Film, mit einer sorgfältig vorbereiteten und präsentierten 
Pressemappe, mit hunderten von Telefonanrufen bei Presseleuten, und mit 
Aktivisten-Auftritten bei Fernseh- und Radio-Talkshows überall im Land, 
den Medien 'verkauft' worden. Als die Demonstration stattfand, kamen die 
Medien nicht allein wegen des Freignisses, sie kannten die Sache« (Crimp 
1990 et al.: 78). 

Für diese Demonstration machte Gran Fury das »Bloody Hand«-Plakat 
(Abb. 2). Es trägt einen blutigen Handabdruck, der von den Worten »die 
Regierung hat Blut an den Händen« und »jede halbe Stunde ein Aids- 
Toter « gerahmt ist. Das Plakat klagt die Untätigkeit der Regierung in Sa- 
chen Aids an, während die packende rote Farbe Aufmerksamkeit auf sich 
zieht. Die »grafische Anziehungskraft dieses blutigen, offenen Handab- 


7 Diese Angabe bezieht sich auf die USA des Jahres 1988. 
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drucks erinnert direkt an John Heartfields '5 Finger hat die Hand. Mit 5 
packst Du den Feind! Wählt Liste 5'« (Meyer 1995: 70), ein Wahlplakat für 
die KPD von 1928. Doch Gran Fury übernahm die Vorlage nicht einfach, 
sondern überarbeitete sie, und verband sie mit den neuen politischen Zie- 
len. John Heartfield verwendete das Foto einer hochgehaltenen Arbei- 
terhand, die uns entgegengereckt ist, uns auf unserem Weg aufhalten 
möchte (zum Heartfield-Plakat: Rademacher 1965: 178). Gran Fury dage- 
gen stellt einen Handabdruck dar, als Spur eines Körpers, der nicht länger 
anwesend ist. Mitglieder der Gruppe tauchten ihre Hände in rote Farbe und 
drückten ihre Handabdrücke auf Straßenschilder, Wände oder Postbriefkä- 
sten im Umkreis der geklebten Plakate, um so deren Wirkung zu erweitern. 
Zugleich zeigten die Handabdrücke an, daß die Gruppe sich nicht auf die 
gängigen Formen politischer Straßenkunst beschränken wollte. 

Das »Bloody Hand«-Plakat unterscheidet sich von der politischen Grafik 
der achtziger Jahre. Die damaligen Plakate, so auch das »Two-headed 
Monster« van Dalens, waren bewußt darauf angelegt, Handarbeit erkennen 
zu lassen. Zu deren formalen Mitteln gehörte, daß Freihandzeichnung er- 
kennbar war, und daß handwerkliche Druckverfahren verwendet wurden. 
Damit wurde Zugehörigkeit zu Basisbewegungen (die aus Geldmangel auf 
technische Perfektion verzichten mußten) und antikapitalistische Haltung 
(die sich von den Hochglanzplakaten der Werbeagenturen absetzte) ausge- 
drückt. Ganz anders Gran Fury. Zwar waren auch die Arbeiten dieser 
Gruppe durch Kapitalismuskritik (speziell an Pharma-Konzernen), durch 
Kritik an der Sozial- und Gesundheitspolitik der Regierung (die aus Rück- 
sicht auf die Versicherungs-Konzerne am desolaten System festhält), durch 
Kritik an kapitalistischer Forschungspolitik (die sich an Industrie-Interessen 
statt an Bedürfnissen der Bevölkerung orientiert), durch Kritik an bürger- 
lich-konservativen Konventionen (die sich in Homosexuellen-Feindlichkeit 
der christlichen und der politischen Rechten äußert), also durch Positionen 
geprägt, die der politischen Linken zuzurechnen sind. Doch Gran Fury war 
klar geworden, daß der frühere visuelle Stil nur die recht kleine Perso- 
nengruppe ansprechen konnte, die bereits 'politisch bewußt' im Sinne der 
politischen Linken war. Sie wollte aber aus dem Ghetto der 'Eingeweihten' 
heraus. Ihr ging es darum, umfassender wirksam zu werden, weitere soziale 
Milieus anzusprechen. Also ließen sie sich auf den Hochglanz-Stil, auf die 
visuellen Vergnügen ein, die aus der tagtäglichen Reklamewelt bekannt 
sind. Sie begaben sich damit auf den Weg, den bereits die Appropriation 
Art beschritten hatte. Weil es ihnen dabei indes gelang, deren oberlehrer- 
hafte Haltung zu überwinden, war ihrer politischen Auflärung Erfolg und 
Breitenwirkung beschieden: »Gran Fury achtete nicht nur darauf, wie seine 
Grafik auf den Demonstrationen funktionieren würde, sondern auch darauf, 
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wie sie als Bestandteil der bürgerlichen Presseberichterstattung 'gelesen' 
werden würde. Die Wirkung der Arbeit Gran Furys erweiterte sich so in die 
nachfolgende Reproduktion in den Abendnachrichten und in die Lokalpres- 
se« (Meyer 1995: 66). 

Das »Bloody Hand«-Plakat wurde für die Demonstration in der üblichen 
Weise benutzt, d.h. es wurde auf Pappe geklebt, um den Medien 'Bildmate- 
rial' anbieten zu können. Außerdem wurde auch dieses Motiv für T-Shirts 
und Aufkleber verwendet. 

Bald erhielt Gran Fury Unterstützung auch von außen. Sie kam von aufge- 
schlossenen Personen aus Kunstinstitutionen. Die Kunstwelt war »einer der 
wenigen Orte außerhalb des Aktivismus, in dem solche Diskussionen über 
Aids erlaubt waren« (Gran Fury 1995) - bezeichnenderweise zählten die 'kri- 
tischen’ Gesellschaftswissenschaften nicht dazu. Diese Institutionen ermög- 
lichten den Zugang zu öffentlichen Räumen, den sich eine Aktivisten- 
Gruppe sonst nie aus eigener Kraft hätte aneignen können. Gran Fury be- 
stand fast immer darauf, die Arbeiten außerhalb der Einrichtungen zu zeigen, 
also als Plakate an den dafür in der Öffentlichkeit vorgesehenen Stellen. Ihre 
Arbeit wurde allerdings nur durch Museen und Kunstförderungs-Einrichtun- 
gen gesponsert - darüber war sich die Gruppe klar -, weil sie »willens war, 
gewisse Grenzen dessen zu beachten, was zulässig war und was nicht - näm- 
lich unverhüllte Obszönität und Kritik der Sponsoren« (Gran Fury 1995). 
Das zweite Beispiel, das ich auswähle, erreichte eine landesweite Me- 
dienberichterstattung: die Bus-Werbung »Kissing Doesn't Kill« (Abb. 3). 
Es handelt sich um ein Tansparent auf Klebefolie, das auf der Längsseite 
von Bussen angebracht wurde. Das Transparent wurde für ein Projekt der 
American Foundation for AIDS Research" gemacht. Die Kampagne, an 
der sich neben Gran Fury viele Künstler und Künstlerinnen mit Buswer- 
bung, Großplakaten, Bushäuschen-Plakaten und Zeitschriften-Anzeigen 
beteiligten, war als eine Art Ausstellung im Öffentlichen Raum gedacht. 
Sie entstand aus dem Bemühen, »staatliches Defizit durch Spenden auszu- 
gleichen« und zugleich »jedermann an die bestehenden Rechte aller Indivi- 
duen auf Gesundheit« zu erinnern (Ferguson 1989: 211). Das Projekt star- 
tete in San Francisco, ging dann weiter nach Washington, D.C., und 
schließlich nach Chicago. 

»Kissing Doesn't Kill« ist eine Appropriation, eine Aneignung der damals 
aktuellen Benetton-Reklame. Der Fotograf Oliviero Toscani, der die Benet- 
ton-Kampagnen konzipiert hatte, verband auf seinen Fotografien Menschen 
unterschiedlicher Hautfarbe in harmonischem Nebeneinander. Ihm ging es 
um »eine antirassistische, kosmopolitische und tabulose Geisteshaltung« 


8 AMFAR wirbt Mittel für biomedizinische und gesellschaftswissenschaftliche Aids- 
Forschung ein. 
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(Toscani 1996: 44). Loring MacAlpin, Mitglied von Gran Fury, äußert sich 
dazu: »Wir kannten die Benetton-Werbung. Wir kommentieren sie eigentlich 
nur. Wenn schon eine friedliche Vereinigung des Verschiedenen gefeiert 
werden soll, so dachten wir, dann bitte wirklich, dann auch auf der Ebene 
des sexuellen Verhaltens« (Werneburg 1990: 17). Gran Fury wählte drei 
küssende Paare verschiedener Hautfarbe, davon war eines heterosexuell, ei- 
nes schwul und eines lesbisch. Darüber die Zeile: »Küssen tötet nicht: Hab- 
gier und Gleichgültigkeit tun es«. Sie spielt auf die Profitgier von Pharma- 
Konzernen und die Gleichgültigkeit der Öffentlichkeit an. 

Wie ist es möglich, daß Werbung vom politischen Aktivismus aufgegriffen 
wird? Ganz einfach: Werbung kann - ähnlich wie kulturindustrielle Pro- 
dukte - nicht ausschließlich, als Produkt des Kapitals, verworfen werden. 
Vielmehr ist »die Reklame«, wie Walter Benjamin (der als Marxist öfter 
klare Gegenpositionen zu Adorno eingenommen hat) feststellt, »die List, 
mit der der Traum sich der Industrie aufdrängt« (Benjamin 1982: 232). Die 
Wunschbilder der Benetton-Reklame wurden bei Gran Fury zu Wunschbil- 
dern sexuellen Begehrens. Damit insistierte die Gruppe auf den erreichten 
emanzipatorischen Errungenschaften. Dies sowohl hinsichtlich des er- 
reichten Zurückdrängens des Rassismus, wie gleichermaßen der 'sexuellen 
Befreiung‘, die auch für Lesben und Schwule bedeutende Fortschritte ge- 
bracht hatte. 

Als das AMFAR-Projekt in Chicago durchgeführt werden sollte, wurde das 
Gran Fury-Transparent zum Stein des Anstoßes. Konservative Politiker 
vertraten den Standpunkt, daß »Kissing Doesn't Kill« nichts mit Aids- 
Forschung zu tun habe, sondern vielmehr mit einem besonderen Lebensstil, 
den die Chicagoer Verkehrsbehörde nicht fördern sollte. Außerdem sei das 
Transparent geeignet, Minderjährige für diese Lebensweise zu werben. So 
wurde, kurz vor Beginn des Projekts, im Bundesstaat Illinois ein Gesetz 
verabschiedet, das die Veröffentlichung des Transparents untersagte. Doch 
gerade dadurch entbrannte die politische Auseinandersetzung. Schließlich 
setzten Bürgerrechts- und Homosexuellen-Gruppen durch, daß es auf Bus- 
sen angebracht werden konnte. Die Auseinandersetzungen um das Bild, die 
in den Medien geführt wurden, trugen wesentlich zu seiner Verbreitung bei. 
Wie immer, war der Bekanntheitsgrad, der durch die Medien erreicht wur- 
de, ebenso wichtig wie das Erzwingen des Zensur-Widerrufs und damit das 
Anbringen des Transparents auf den Bussen (Meyer 1995: 56ff). 


9 Das Transparent wurde für ACT UP im Kleinformat wiederholt. In dieser Version wurde es 
durch eine weitere Zeile am unteren Bildrand ergänzt: »Die Habgier der Unternehmen, die 
Untätigkeit der Regierung und die öffentliche Gleichgültigkeit machen Aids zu einer politi- 
schen Krise«. AMFAR hatte diese weitere Zeile abgelehnt. 
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Die Aids-Krise hat immens viele Opfer gefordert. Eine Reaktion auf die 
unbegreiflichen Verluste von viel zu kurz gelebten Leben besteht in der 
Bewältigung von Trauer durch Aktivität. Dazu werden oft die tradierten 
Formen der Mahnmale bemüht. Das bekannteste Produkt dieser Art, dessen 
Idee 1987 in San Francisco entstand, ist der »Aids Memorial Quilt«. Er be- 
steht aus Gedenktüchern ('panels'), die etwa Sarggröße haben. Sie sind in 
verschiedenen Techniken zur Erinnerung an einen Toten bestickt und mit 
Namen und anderen Erinnerungsstücken versehen. Er umfaßte bald mehre- 
re zehntausend Tücher. Das Ergebnis solcher Mahnmale bleibt zweifelhaft 
(Wagner 1993). Denn solche Projekte werden immer mehr zum pseudoreli- 
giösen Spektakel. 

Der Weg von ACT UP zielte von vornherein in eine andere Richtung. Die- 
se Gruppe wählte die politische Auseinandersetzung im Kampf gegen die 
Aids-Krise. ACT UP war zunächst als eine Bewegung entstanden, deren 
ausschließliches Thema die Aids-Krise war. Damit hatte sie in ein Wes- 
pennest der konservativen Reagan-Bush-Ära gestoßen. Denn mit der For- 
derung, die Leben der Betroffenen zu retten, eröffneten sie auch die Dis- 
kussion um die Lebensformen Homosexueller. Die konservativen Wortfüh- 
rer aus Politik und Kirchen lehnten es ab, etwas anderes als die bürgerliche 
Ideal-Familie anzuerkennen. Deswegen kam es ihnen gar nicht in den Sinn, 
sich für die Schwierigkeiten zu interessieren, in denen homosexuelle Män- 
ner sich befanden. Bald jedoch wurde für aufmerksame Zeitgenossinnen 
und -genossen deutlich, daß es nicht nur um die Rechte homosexueller 
Männer ging. Repräsentanten der politischen Rechten, wie der einfluß- 
reiche New Yorker Kardinal O'Connor oder der republikanische Senator 
Jesse Helms, versuchten nicht nur gegenüber diesen ihre moralischen Prin- 
zipien mit aller Härte durchzusetzen. Sie taten das natürlich auch gegenüber 
feministischen Forderungen nach selbstbestimmter Geburtenkontrolle. Weil 
nun Feministinnen bemerkten, daß ACT UP die selben politischen Gegner 
hatte wie sie selbst auch, begannen sie sich in dieser Gruppe zu engagieren. 
Das bedeutete einen gewaltigen Fortschritt gegenüber den 70er und frühen 
80er Jahren, in denen die unterschiedlich ausgerichteten Basisbewegungen 
viel Energie darauf verwendet hatten, sich gegenseitig abzugrenzen. Durch 
ACT UP jedoch wurde der Separatismus' überwunden (Theising 1994). 


10 Auch in dieser Hinsicht zeigte sich, daß in der Bundesrepublik die Uhren anders gehen. 
Noch im Juli 1992 band die Zeitschrift "Emma ihre Sicht des Aids-Problems in eine Haßti- 
rade gegen Männer ein, die mit »Virus Mann« betitelt war. In ihrem üblichen argumenta- 
tionsvermeidenden Boulevardpresse-Stil schob sie vor allem der 'männlichen' Promiskuität 
die Schuld an der Ausbreitung von Aids in die Schuhe. Um die separatistische Front auf- 
rechtzuerhalten, wurde wieder einmal die Unterstellung einer 'medizinischen Notwendig- 
keit! bemüht, diesmal in der nun passenden Version, lesbische Beziehungen seien 'risiko- 
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Nun begannen Frauen, Männer, Öko-Freaks, Linke und Rüstungsgegner 
wieder am gemeinsamen Strang zu ziehen. »Was ich an ACT UP mochte«, 
so drückte es Maxine Wolfe, Mitbegründerin des bald eingerichteten Frau- 
en-Komitees aus, »war, dass es dort keine festgefügten Strukturen gab. Die 
Leute im Raum hörten einander zu« (POZ, March 1997, p. 65). ACT UP 
erschien »als selbstbestimmte Basisorganisation, die sich zum Zwecke von 
Aktionen gebildet hatte, und nicht wegen einer Ideologie« (Goldberg 1997: 62). 
Schon bald konnte ACT UP als vielgestaltige Bewegung aufgefaßt werden, 
der es nicht allein um Aids ging. Aids blieb zwar das entscheidende Thema. 
Doch es ging ebenso darum, sowohl die Errungenschaften der ‘sexuellen 
Befreiung‘ der sechziger Jahre zu verteidigen, die für Lesben und Schwule 
sowie für das Recht auf Promiskuität (Crimp 1988) besonders wichtig sind. 
Ebenso ging es darum, für den Fortbestand der Rechte auf Abtreibung ein- 
zutreten. Ebenso ging es um die Themen Rasse und Klasse, weil von An- 
fang an deutlich war, daß Schwarze und Latinos im allgemeinen härter als 
die weiße Mittelklasse betroffen sind. Ebenso ging es um konkrete Kapita- 
lismuskritik, weil die Geschäftspolitik der Pharma-Konzerne buchstäblich 
zu entsprechenden Aktionen herausforderte. Ebenso ging es um For- 
schungskritik, weil die Aids-Krise die Probleme vor allem der biomedizi- 
nischen Forschungsorganisation und der staatlichen Kontrollorganisationen 
vor Augen geführt hatte. Ebenso ging es um Obdachlosigkeit, weil Aids- 
Kranke von extremer sozialer Deklassierung betroffen waren. Ebenso ging 
es natürlich - nicht zuletzt - um die Auseinandersetzung mit Konservativen, 
weil diese für viele Mißstände verantwortlich waren und sich hartnäckig 
gegen deren Überwindung sträubten. 

Einige der Punkte, die im Zentrum der ACT UP-Kritik standen, möchte ich 
nun schlaglichtartig beleuchten. 

Das Thema 'konservative Meinungsführer': An einem Sonntag im Dezem- 
ber 1989 fand eine Aktion in der St. Patricks Cathedral statt, in der Kardi- 
nal O'Connor predigte. Für diese Aktion gestaltete Vincent Gagliostro ei- 
nen Aufruf, der acht Kleinplakate (nebst zwei Flugblättern) umfaßt 
(Theising 1994: 225f). Ich stelle zwei davon vor. Das erste (Abb. 4) hat die 
Schlagzeile: »Kardinal O'Connor über Aids-Prävention: 'Eine gute Moral 
ist eine gute Medizin'«. Unter dem lächelnden Gesicht des Kardinals, das 
mit einer 'psychedelischen Brille’ verziert ist", befindet sich der rote Bal- 
ken »Stop This Man«. Im unteren Viertel sind links die Logos der beiden 
Gruppen, ACT UP und WHAM, die zur Aktion aufrufen. Bei WHAM han- 


frei‘. Es wurde, was falsch und gefährlich ist, behauptet: »Es gibt fast keine Möglichkeit, 
sich durch Sex von Frau zu Frau anzustecken« (Filter 1992: 31). 

11 Die 'psychedelische Brille’ leitet sich ab von einem Plakat Richard Avedons von 1967, das 
John Lennon darstellt (Wrede 1988: 209). 


Politisierung der Kunst: Aids-Aktivismus in den USA 667 


delt es sich um die Frauen-Gruppe "Women's Health Action and Mobiliza- 
tion’, die in diesem und in anderen Fällen mit ACT UP kooperiert hat. Mit 
den Logos verbunden sind die Forderungen »Bekämpft seine Gegnerschaft 
gegen Abtreibung« (die von WHAM kommt) und »Bekämpft seine mörde- 
rische Aids-Politik« (die von ACT UP kommt). Der erste Teil des 
(ebenfalls in einen roten Streifen gedruckten) Zusatzes »macht direkte Ak- 
tionen - übernehmt die Selbstbestimmung eures Körpers« verweist auf 
zweierlei: erstens auf die Aktionsmethoden, nämlich zivilen Ungehorsam; 
zweitens auf das Kernziel in der Auseinandersetzung mit der politischen 
Rechten, die die "sexuelle Befreiung’ zurückschrauben möchte, um an deren 
Stelle sowohl im Falle Aids wie im Falle Schwangerschaft wieder die frü- 
here Fremdbestimmung zu setzen. 

Das zweite Plakat (Abb. 5) zeigt Kardinal O'Connor im Profil zur Schlag- 
zeile: »Kardinal O'Connor möchte sich mit der Operation 'Rescue' verbün- 
den. Haltet unsere Abtreibungskliniken geöffnet«. Operation Rescue ist ei- 
ne Organisation der christlichen Rechten, die gegen Abtreibung auftritt und 
durch Demonstrationen vor Abtreibungskliniken von sich Reden gemacht 
hat. Sie ist schlagkräftig, weil ihr Spendengelder in Hülle und Fülle zuflie- 
ßen. Unten auf dem Plakat befindet sich wieder ein roter Balken, diesmal 
mit den Worten »Stop the Church«, dazu Logos, Orts- und Zeitangaben. 
»Betrachtet man die Plakate zur Aktion 'Stop the Church’ nebeneinander, so 
erinnern sie in ihrem gleichartigen kompositorischen Aufbau an Gestal- 
tungsmethoden, wie sie im Rahmen von Werbekampagnen angewandt 
werden« (Theising 1993: 11). Gagliostro macht sich also die Vorteile von 
Kampagnen zunutze, wie sie in der Warenwerbung erprobt sind. Die Pla- 
kate haben wiedererkennbare Merkmale, durch die sie von Betrachtern 
leicht in einen Zusammenhang gebracht werden können. Gerade damit ge- 
lingt es, die Bandbreite der anstehenden Aktion deutlich werden zu lassen. 
Ein weiteres Beispiel aus dem Bereich der Kritik an Politikern ist ein Plakat 
der Gruppe 'Gang'. Es stammt aus der Zeit des 'Golf-Krieges' im Frühjahr 
1991 und zeigt den damaligen Präsidenten in der Manier eines Marlboro- 
Cowboys (Abb. 6). Die Stelle, die das in den USA vorgeschriebene "War- 
ning' bezüglich der Gesundheitsrisiken auf jedem Zigarettenplakat ein- 
nimmt, trägt den Text: » Während Bush Milliarden ausgibt, um Cowboy zu 
spielen, sind 37 Millionen Amerikaner ohne Krankenversicherung. Alle 
acht Minuten ” stirbt ein Amerikaner an Aids«. Dieses Plakat erschien auch 
mit spanischem Text, um die Latino-Gemeinde in New York anzusprechen. 
Kritik an der Forschung: Die Arbeit der Gruppe Gran Fury »Women Don't 
Get AIDS« (Abb. 7) wurde vom Public Art Fund, New York, und vom 
Museum of Contemporary Art, Los Angeles, gesponsert. Es handelt sich 


12 Diese Angabe bezieht sich auf die USA des Frühjahrs 1991. 


668 Lutz Hieber 


um ein City Light Poster, das für Bushäuschen verwendet wird. Sein Hin- 
tergrund zeigt die Fotografie einer Schönheitskonkurrenz. Der deutlich les- 
bare Text informiert: »Frauen bekommen kein Aids - sie sterben nur daran. 
- 65% der HIV-positiven Frauen werden von chronischen Infektionen, die 
nicht in die AIDS-Definition der Centers for Disease Control (CDC) fallen, 
krank und sterben daran. Ohne die Anerkennung dieser Tatsache wird den 
Frauen der Zugang zu dem Wenigen an bestehender Gesundheitsver- 
sorgung verweigert. Das CDC muß die Definition von AIDS ausdehnen.« 
Diese Arbeit kritisiert nach zwei Seiten. Die eine betriffi den Sachverhalt, 
dass Aids - als Syndrom - sich bei Frauen anders äußert als bei den in me- 
dizinischen Untersuchungen erfaßten Männern. Insofern übt es Kritik an 
der vorherrschenden Forschungspraxis, die dem Vorurteil folgt, Aids sei im 
Wesentlichen eine Angelegenheit homosexueller Männer. Dieses Vorurteil 
erweist sich als außerordentlich problematisch, weil es zu Fehldiagnosen 
bei Frauen und deshalb zu falschen Behandlungen führen kann, und weil 
die enge CDC-Definition Frauen von Ansprüchen auf Versorgungsleistun- 
gen ausschließt, die Aids-Kranken zustehen. Die andere betrifft die Rolle 
der Frauen in der bürgerlichen Gesellschaft. Nach dieser haben sich Frauen 
an Schönheitsidealen zu orientieren, »aber sie dürfen nicht eine Krankheit 
bekommen, die an ihre sexuellen Aktivitäten erinnert«. Denn genau das 
»widerspricht der Norm einer konservativen Aids-Politik, die auf die Re- 
naissance eines Frauenbildes setzt, wie es noch in den 1950er Jahren vor- 
herrschte: die Frau als Repräsentantin moralischer Werte wie Treue und se- 
xuelle Enthaltsamkeit« (Theising 1993: 6). 

Die Themen 'Rasse' und 'Klasse': Die zweite Arbeit jener Gruppe, die mit ih- 
rem »Silence=Death«-Plakat den Anstoß für die Bewegung gegeben hatte, 
führte bereits 1987 in die politische Bandbreite der Forderungen ein. Nun 
lautete die Schlagzeile » Aidsgate« (Abb. 8) (in Anlehnung an den Watergate- 
Skandal, über den ehedem Präsident Nixon gestürzt war). Die Augen Reagans 
sind ebenso wie der Schriftzug »Aidsgate« in Magenta-Rot gedruckt, der Hin- 
tergrund ist ein giftiges Grüngelb. Der Text unten fordert: »Der Skandal muß 
untersucht werden!« Um dann fortzufahren: »54% der Personen mit Aids in 
New York City sind Schwarze oder Latinos... Aids ist bei Frauen im Alter 
zwischen 24 und 29 der Killer Nummer Eins... 1991 werden mehr Menschen 
an Aids gestorben sein als im gesamten Vietnam-Krieg... Was ist Reagans 
tatsächliche Aids-Politik? Völkermord an allen Nicht-Weißen, Nicht- 
Männlichen ° und Nicht-Heterosexuellen? ... Schweigen=Todk«. 


13 Der Ausdruck 'male‘ ist nicht nur als 'männlich' im Sinne von Geschlechtszugehörigkeit 
('sex') aufzufassen, sondern auch als 'männlich' im Sinne von 'gender‘. Damit zählen auch 
homosexuelle Männer, die sich nicht dem 'männlichen' Geschlechsrollenklischee fügen, zu 
den »Non-males«. 
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Auch dieses Plakat spielte übrigens eine wichtige Rolle bei Demon- 
strationen. Der Farbkontrast, die verfremdeten Augen und die Schlagzeile 
wirkten in Presse-Fotos wie im Fernsehen ausgezeichnet. 
Kapitalismus-Kritik: In den Anfangsjahren war das Medikament AZT das 
einzige verfügbare Mittel, das gegen den HI-Virus zur Verfügung stand. 
Dank des politischen Einflusses der Herstellerfirma wurden - wie bereits 
erwähnt - die medizinischen Tests hinausgezögert, die zur Zulassung weite- 
rer Medikamente erforderlich waren. Dadurch war AZT marktbeherrschend 
und konnte mit hohem Profit verkauft werden. Im September 1989 machte 
eine Störung des New Yorker Börsen-Geschäfts durch ACT UP, begleitet 
von einer Demonstration draußen auf der Wall Street, darauf aufmerksam 
(Hieber 1993: 25f.). Drinnen wie draußen wurde zum Verkauf von 
Wellcome-Aktien aufgerufen. Unverblümt wurde A. J. Shepperd, 
Wellcome-Vorsitzender, als »Aids-Gewinnler« tituliert (Abb. 9). Über die 
Aktion wurde am nächsten Tag sogar auf der Titelseite des "Wall Street 
Journal’ berichtet. 

Medien-Kritik: Viele Journalisten haben die Bedeutung der Aids-Krise her- 
untergespielt, vor allem um die Untätigkeit der Politiker verständlich zu 
machen. Dazu gehörten auch die der New York Times‘. ACT UP reagierte 
1989 darauf mit Aufklebern, die auf die Einwurfschlitze der Zeitungs- 
Verkaufsautomaten geklebt wurden. Sie trugen die Aufschrift »The New 
York Times - AIDS reporting is out of order«. Im März 1989 hatte Gran 
Fury sogar eine vierseitige »New York Crimes« hergestellt, mit einer täu- 
schend echt nachgemachten Titelei. Damit umgaben sie die in den Ver- 
kaufskästen befindlichen »New York Times«-Exemplare, gewissermaßen 
als Umschlag. Die »New York Crimes« enthielt natürlich ausschließlich 
kritische Artikel und Fotos zur Aids-Krise. 

Obdachlosigkeit: Zu ACT UP waren früh eine ganze Reihe von Leuten ge- 
stoßen, die bereits in früheren Basisbewegungen gearbeitet hatten. Zu ihnen 
gehörte auch die Feministin Sabrina Jones, die sich auch für WHAM enga- 
giert hatte. In ACT UP engagierte sie sich für den Obdachlosen-Ausschuß. 
Dafür machte sie ein Paar Schablonengraffiti, die zur Hausbesetzung auf- 
rıefen (Abb. 10). Ihr Stil lässt erkennen, dass auch im Zusammenhang der 
neuen Bewegung die traditionellen Ansätze fortlebten. Sie hält - ähnlich 
wıe van Dalen - an handwerklichen Verfahren (in diesem Falle am Scha- 
blonengraffiti) und an konstruktiv-figuraler Gestaltung fest. So ist auch auf 
einer stilistischen Ebene erkennbar, daß »nicht nur inhaltliche, sondern 
auch persönliche Kontinuitäten ... in verschiedenen der neuen sozialen Be- 
wegungen« auszumachen sind (Mayer 1993: 423). 
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Erfolge und Aussichten 


Erfolge von außerparlamentarischen Bewegungen sind schwer messbar. 
Dennoch kann festgestellt werden, daß sich ACT UP sowohl in der Verän- 
derung des politischen Klimas niedergeschlagen hat, wie es sich auch in 
vielen Einzelfragen durchgesetzt hat. 

Was die Veränderung des politischen Klimas betrifft, ist nach Selbstein- 
schätzung von ACT UP-Aktivisten ein wesentlicher Erfolg der Aufklä- 
rungsarbeit in den USA, »daß mittlerweile Aids als eine Krankheit begrif- 
fen wird, die jeden und jede betreffen kann - und nicht nur 'Außenseiter' 
mit 'abweichendem Verhalten'« (Theising et al. 1994). In den ersten Jahren 
war es förmlich darum gegangen, Reagan und dessen Nachfolger Bush 
überhaupt dazu zu bringen, das Wort Aids in den Mund zu nehmen. Daß 
sich Bush weigerte, das Ausmaß der Krise auch nur wahrzunehmen, hat 
gegen Ende seiner Amtszeit viele an seinen politischen Fähigkeiten zwei- 
feln lassen. Seine Sichtweise bekam einen Beigeschmack von 'nicht realı- 
tätsgerecht'- eben weil ACT UP bereits seit Jahren publikumswirksam für 
eine realistischere Beurteilung der Krise sorgte. Das trug sicher dazu bei, 
dass er die Wahl 1992 verlor. 

Was die Erfolge in Einzelfragen betrifft, möchte ich mich auf die Darstel- 
lung einer kurzen Auswahl beschränken (d’Adesky 1997; Loving 1997): 

Im Juni 1989 gibt Anthony Fauci (Direktor des National Institute of Allergy 
and Infectuous Diseases, NIAID) seinen Widerstand gegen einen rascheren 
Zugang zu neuen Medikamenten auf. Das Medikament 'ddl' wird an 5.000 
Aids-Infizierte ausgegeben. Nach dem die New York Times im ersten 
Halbjahr 1989 wegen ihrer Aids-Berichterstattung heftig kritisiert worden 
war, fanden im Sommer/Herbst 1989 Treffen mit dem Management der Ti- 
mes statt. Sie führten zu einer ausführlicheren Aids-Berichterstattung. Die 
Times benutzte zum ersten Mal die Worte 'gay' und lesbian. Die erwähnte 
Aktion auf der Wall Street vom September 1989 führte dazu, daß die Her- 
stellerfirma Burroughs Wellcome den Preis für AZT um 20% senkte. 

Im April 1990 fand in Chicago eine Aktion statt, die den Ausschluß von 
Frauen aus Aids-Stationen in Krankenhäusern kritisierte. Bei der Aktion 
wurden 100 Aktivisten wegen zivilen Ungehorsams verhaftet. Am darauf- 
folgenden Tag wurde im größten Chicagoer Krankenhaus die erste Frau in 
eine Aids-Station aufgenommen. 

Im Juni 1990 wurden ACT UP-Aktivisten stimmberechtigte Mitglieder in 
NIAID-Forschungskomitees. Im März 1992 kritisierte ein ACT UP- 
Mitglied den Kandidaten Bill Clinton während einer Wahlkampfunterstüt- 
zungsveranstaltung, daß dieser das Aids-Thema nicht angesprochen hatte. 
Daraufhin traf sich Clinton im April mit ACT UP-Leuten und versprach - 
im Falle seiner Wahl - Unterstützung. Im Juli sprachen dann zwei HIV- 
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positive Personen, Elizabeth Glaser und Bob Hattoy, auf dem Demokra- 
tischen Parteitag in New York. 

1992 ermöglichte das FDA vorläufige Zulassungen von Medikamenten, 
d.h. Zulassungen wurden noch mehr beschleunigt. Nach jahrelangem 
Drängen erweiterte das CDC 1993, seine offizielle Aids-Definition um 
Krankheitsbilder, die Frauen betrafen. 

Im März 1994 fand eine große Demonstration über die Brooklyn Bridge in 
New York statt, um dagegen zu protestieren, daß der Bürgermeister der 
Stadt aus Kostengründen die Division of AIDS Services (DAS) abschaf- 
fen wollte. 47 Aktivisten wurden wegen zivilen Ungehorsams verhaftet. 
Nach dieser Aktion blieb die DAS intakt. 

Im April 1996 wurden vier ACT UP-Mitglieder verhaftet, weil sie wegen 
der monopolistischen Preistreiberei beim Medikament Crixivan »Aids- 
Gewinnler«-Plakate an Filialen von Stadtlander's Pharmacy in New York 
geklebt hatten. Doch kurz darauf gab Stadtlander's eine landesweite Redu- 
zierung des Preises um 20% bekannt. 

Wegen der Kontakte zu Clinton waren viele ACT UP-Leute überzeugt, das 
Weiße Haus würde sich des Aids-Problems annehmen. Einige Aktivisten 
wurden auch mit Aufgaben ın der Clinton-Administration betraut. Außer- 
dem wurden einige von der Pharma-Industrie, von Forschungszentren und 
Universitäts-Forschungsinstituten zur Mitwirkung eingeladen. Das wirkte 
sich einerseits positiv aus. Doch andererseits entstand eine Gruppe von 
'Aidsokraten', die der Bewegung Energie abzogen (Wolfe 1997). 
Dementsprechend wechselvoll ist die Geschichte von ACT UP. Die Anfän- 
ge bis zur Präsidentschaftswahl 1992 waren durch mitreißende Aufbruch- 
stimmung und zahlenmäßiges Wachstum geprägt. In den ersten Jahren tra- 
fen sich im 'Lesbian and Gay Community Services Center' ın der 13th 
Street an jedem Montagabend zum Plenum etwa 300 Personen. In der Blü- 
tephase reichte der dortige Saal nicht mehr aus, und das Plenum mußte in 
die Great Hall der Cooper Union am Astor Place verlegt werden. Im Jahr 
der Präsidentschaftswahl erfolgte ein gewisser Einbruch. Es fand eine Ab- 
wanderung in Behörden und Institutionen statt. Trotz dieses Schicksals, das 
die Bewegung mit allen Basisbewegungen teilt, ist ACT UP bis heute aktiv. 
Für ein grassroots movement erweist sich die Bewegung von erstaunlicher 
Lebensfähigkeit. 

Auch in der Ästhetik lebt der Aktivismus fort. Ein Beispiel mag, genügen, 
um diesen Aspekt zu illustrieren. 'Dyke Action Machine’ (DAM) hat 1994 
ein Plakat zu einem brennenden Thema gemacht. Clinton hatte sich an- 
fänglich dafür stark gemacht, daß homosexuelle Frauen und Männer ins 


14 Vergleichbar mit der bundesrepublikanischen Aids-Hilfe. 
15 »Dyke« ist ein Ausdruck für »Lesbex«. 
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Militär aufgenommen werden dürften. Doch nachdem er Schwierigkeiten 
bekommen hatte, erlahmte sein Engagement in dieser Sache schnell. Weil 
der Militärdienst eine Art Prüfstein für die Gleichberechtigung“ von Ho- 
mosexuellen und Nicht-Homosexuellen ist, und weil Frauen mittlerweile 
gleichberechtigten Zugang zum Militär hatten, rückte DAM diese Form der 
Ungleichbehandlung ins Licht. Ihr »Straight to Hell« (Abb. 11) scheint ein 
Filmplakat zu sein. Doch es ist ein politisches Plakat. Die um die Hauptper- 
sonen gruppierten Zeilen sagen: »Sie gab sich zu erkennen. Deshalb wurde 
sie von der Armee rausgeworfen. Jetzt will sie Blut... Straight to Hell«. Für 
die Arbeit ist kennzeichnend, daß sie »an einem wesentlichen Ziel festhält, 
der Sichtbarkeit von Lesben« - auch farbiger Lesben (Schorr 1994: 14). 


ACT UP und die Bundesrepublik 


Zum Abschluß meiner Ausführungen komme ich noch einmal auf die Bun- 
desrepublik zurück. New York ist das kulturelle Zentrum unserer Zeit, des- 
halb entstand ACT UP dort. Doch die Bewegung strahlte auch in andere 
Städte der USA aus, ja sogar bis in die Bundesrepublik. Vor allem in 
Frankfurt/Main nahm sich eine kleine Gruppe das, was aus New York kam, 
zum Vorbild. 'ACT UP Frankfurt‘ führte mehrere Aktionen durch. Doch an 
Wirkungen, wie sie die New Yorker erzielten, konnte diese Gruppe nicht 
denken. 

Selbstverständlich gibt es auch hier konservative Bischöfe, die gegen den 
Gebrauch von Kondomen sind, weil ihre Kirche den Gebrauch von Verhü- 
tungsmitteln verurteilt. Selbstverständlich gibt es auch hier konservative 
Politiker, die keine Mittel für Aids-Forschung ” ausgeben wollen, weil ih- 
nen die Sterbenden nicht wichtig sind. Selbstverständlich gibt es auch hier 
Personen, die durch ihre Krankheit ihren Arbeitsplatz verloren haben und 
ins Elend gestürzt worden sind. Selbstverständlich gibt es auch hier Ob- 


16 Der Zugang zum Militär hatte auch eine große Rolle gespielt, als es um die Gleichberech- 
tigung der Schwarzen ging. 

17 Die Aids-Forschungsförderung in der Bundesrepublik bietet, wenn sie mit der US- 
amerikanischen verglichen wird, kein besonders gutes Bild. »Die Publikationen in den Fä- 
chern Virologie/Molekularbiologie und Immunologie zeigen, daß sich deutsche Wissen- 
schaftler im Vergleich zu Wissenschaftlern aus den USA erst mit Verzögerung diesen Be- 
reichen zugewandt haben« (Kießling et al 1995: 246f). Dazu ein paar Zahlen: Von den bis 
zum Jahre 1992 in wissenschaftlichen Fachzeitschriften veröffentlichten Beiträgen kamen 
1.774 aus der Bundesrepublik, 18.495 aus den USA (Kießling et al. 1995: 248). Um zu ei- 
nem einigermaßen brauchbaren Maß für die 'Forschungsaktivitäten' eines Landes zu gelan- 
gen, können die Publikations-Zahlen auf die Einwohnerzahlen des betreffenden Landes be- 
zogen werden (vernünftigerweise wird für den genannten Zeitraum nur die 'alte' Bundesre- 
publik gerechnet). Werden in diesem Sinne die Forschungsaktivitäten der USA zum Maß- 
stab genommen, dann hätte die Forschungsförderung in der Bundesrepublik so hoch sein 
müssen, daß die Zahl der medizinischen Aids-Publikationen mehr als das Zweieinhalbfa- 
che der tatsächlich erreichten Zahl hätte betragen müssen. 
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dachlose mit Aids. Und selbstverständlich gibt es auch hier eine Reihe 
weiterer Krisenherde. 

Doch die Durchsetzungsfähigkeit außerparlamentarischer Bewegungen ist 
eingeschränkt. Denn der kulturelle Zustand der Bundesrepublik behindert 
eine Entwicklung von politischen Auseinandersetzungsformen, die dem 
Entwicklungsstand einer komplexen, demokratischen Industriegesellschaft 
entsprechen. 

Das muß nicht so bleiben. Der kulturelle Schaden, den der deutsche Fa- 
schismus verursacht hat, kann wieder aufgeholt werden. Der gesellschaft- 
liche Prozeß, der in der Vertreibung der damaligen Avantgarde mündete, ist 
nicht unumkehrbar. Was ins Exil ging, kann auch wieder zur Rückkehr 
eingeladen werden - einschließlich der kritischen politischen Zielsetzungen. 
Freilich geht das nicht einfach so, daß die Kunst der zwanziger Jahre in re- 
gelmäßigen Abständen durch Museumsausstellungen gewürdigt wird. Denn 
Ausstellungen dieser mittlerweile 'klassischen' Kunst begeistern vor allem 
das Bildungsbürgertum, das sich gerne an dem erbaut, was es bereits gese- 
hen hat. Statt dessen wäre die Avantgarde auf ihrem gegenwärtig erreichten 
Niveau in die Bundesrepublik einzuladen. Wenn man jedoch das will, muß 
vor allem der herrschende Konservatismus, der sich in unsere bürokrati- 
sierten Kulturinstitutionen eingenistet hat, durch einen frischen Wind her- 
ausgepustet werden. 

Die gegenwärtige Avantgarde ist keine Kunst, die - wie es das Bildungs- 
bürgertum gerne möchte - lediglich Feierabendbeschäftigung ist. 'Agit Pop' 
will beunruhigen, will in die Alltagswirklichkeit eingreifen. Der verknö- 
cherten Kultur der Bundesrepublik, die seit den achtziger Jahren im Kon- 
servatismus erstarrt ist, könnten solche Impulse nur gut tun. Kritische In- 
tellektuelle, die die New Yorker Ansätze aufgreifen und weiterführen, 
könnten Entscheidendes zur weiteren Demokratisierung” unserer Gesell- 
schaft beitragen. 


18 Daß ein Demokratisierungsschub in diesem Sinne - wie so oft - nicht nur eine politische, 
sondern auch eine ökonomische Dimension hat, möchte ich kurz andeuten. Gran Fury und 
die anderen Gruppen haben nicht nur von Werbung und Kulturindustrie gezehrt, sie haben 
auch viel zurückgegeben: vor allem Innovationen im Grafikdesign. Sie sind sich dessen 
bewußt (Gran Fury 1995). Insofern ziehen sie wieder - ohne direkt darauf abzuzielen - an 
einem Strang, der auch für das Bauhaus-Konzept in den zwanziger Jahren bestimmend 
war: den direkten Bezug avantgardistischer Kunst zu innovativer Industrieentwicklung. 
Heute wird man dabei an die Informationsindustrien denken. An diesen Aspekt ist zu er- 
innern, weil sich die hochindustrialisierten Länder gegenwärtig in einer neuen "industriellen 
Revolution’ befinden. Sie nehmen, rationalisierungsbedingt, arbeitsmarktpolitisch Abschied 
von den klassischen Industrie- und Dienstleistungssektoren. Dieser Abschied läßt sich nicht 
allein durch konventionelle wirtschaftspolitische Maßnahmen bewältigen. Hier sind Wei- 
chenstellungen in einen neuen Typ der Industriegesellschaft gefordert, d.h. Innovationen in 
der Infrastruktur. Die US-amerikanische Kultur ebnet den Weg dorthin. 
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Damit dies gelingen kann, ist freilich auch auf der Seite der oppositionellen 
Bewegungen noch an Voraussetzung zu arbeiten: vor allem am kritischen 
Hinterfragen des staatsorientierten Politikverständnisses, das sich hierzu- 
lande so hartnäckig hält. Denn beim erreichten Komplexitätsgrad unserer 
Gesellschaft greift ein Engagement, das sich vorwiegend auf Parteien und 
staatliche Institutionen orientiert, zu kurz. Dies aus mehreren Gründen. Er- 
stens steht bei den parlamentarischen Parteien nur ein recht enges politisches 
Spektrum zur Verfügung. Dessen eingeschränkter Blickwinkel sieht oft hart- 
näckig über wesentliche Probleme hinweg, selbst wenn diese in gewissen 
Bevölkerungsgruppen bereits unmißverständlich zu Tage treten. Dieser Ef- 
fekt der Krisenausblendung wird dadurch verstärkt, daß zweitens vor allem 
die beiden großen Volksparteien schwerfällige bürokratische Apparate sind. 
Bei ihnen hat sich das Prinzip der Wählerstimmenmaximierung durchge- 
setzt, das »als Analogie zur Profitmaximierung privatkapitalistischer Unter- 
nehmen verstanden werden« kann (Kaste et al. 1977: 39). Deshalb wird in- 
haltliche Interessenvertretung geme der Stimmenmaximierung untergeord- 
net. Auch dadurch werden die Volksparteien unfähig, rasch und mit ange- 
messenen Mitteln auf neu auftretende Krisensymptome zu reagieren. Den 
kleinen Parteien kommt in diesem Zusammenhang allenfalls die Funktion 
von Korrektiven zu, sie sind kaum zu eigenständiger Gestaltung fähig. Drir- 
tens (und das ist vielleicht der wichtigste Punkt) üben zweifellos auch kapi- 
talistische Unternehmen Macht aus - mit oft erheblicher gesellschaftlicher 
Reichweite. Versuche, mit staatlichen Instrumenten regulierend ein- 
zugreifen, können - systembedingt - dem privatkapitalistischen Prozeß nur 
allgemeine Rahmenbedingungen setzen. Auch deshalb ist die Orientierung 
unzureichend, Einflußmöglichkeiten ausschließlich auf der Ebene von Par- 
teien und politischen Institutionen zu suchen. Dazu kommt viertens, daß es 
mächtige Organisationen der Meinungsbildung und -verbreitung gibt (Mas- 
senmedien, Kirchen etc.). Man kann wohl kaum übersehen, daß sie ebenfalls 
zu Weichenstellungen der gesellschaftlichen Entwicklung beitragen. Deshalb 
greift auch in diesem Bereich die parteien- und institutionenzentrierte Politi- 
kauffassung zu kurz: sie möchte zwar direkt an den Hebeln der Macht anset- 
zen; doch sie übersieht, daß vor allem emanzipatorische Veränderungen oh- 
ne Ideenbildung und -verbreitung nicht durchführbar sind. 

Allein politischer Aktivismus ist in der Lage, die Selbstbeschränkungen der 
staatsorientierten Politikauffassung zu vermeiden. Denn Gruppen, die ihre 
bürgerlichen Rechte zu unmittelbarem Eingreifen nutzen, nehmen Problem- 
lagen unmittelbar wahr, sind flexibel und können ihre Kritik gegen tatsäch- 
liche Verursacher und gegen konservative Meinungsführer richten. 

Wenn sich bei uns gleichwohl selbst bei kritischen Menschen ein Politik- 
verständnis halten kann, das sich wesentlich an den traditionellen Parteien 
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und Institutionen orientiert, so wirken darin wohl immer noch die prägen- 
den Mechanismen der deutschen Geschichte nach. »Die Persönlich- 
keitsstruktur der Deutschen war« auf die »über Jahrhunderte ungebrochene 
absolutistische Tradition abgestimmt« (Elias 1989: 378). Das daraus resul- 
tierende, nach wie vor vorhandene partei- und institutionenzentrierte Poli- 
tikverständnis kann jedoch durchaus selbstkritisch reflektiert werden. Zwar 
gilt, daß die »emotionalen Bedürfnisse von Menschen, die eine lange Tradi- 
tion des "Von-oben-regiert-werdens' hinter sich hatten« (Elias 1969: 412), 
in langen geschichtlichen Prozessen geprägt wurden. Doch in den politi- 
schen Bewegungen der 20er wie der 60er Jahre gab es nachhaltige Anstö- 
Be, die zur Veränderung des 'gewordenen' emotionalen Habitus in Richtung 
auf einen eher demokratischen Habitus beitrugen. Diese Anstöße sind nicht 
die abgeschlossenen geschichtlichen Phasen, als die sie in unserer akademi- 
schen Welt eine blutleere Weiterexistenz führen. Ihre Ideen und unabge- 
goltenen Hoffnungen können durch Kommunikation wieder lebendig wer- 
den: durch Kommunikation mit jenen, die diese Ansätze für den Gebrauch 
in unserer heutigen Welt weiterentwickelt haben. 

Sowohl der kulturelle Zustand der Bundesrepublik wie auch das staatszen- 
trierte Politikverständnis können einer kritischen Revision unterzogen wer- 
den. Wenn diese geschehen wird, kann sich der Optimismus der New Yor- 
ker Bewegung auch auf Mitteleuropa übertragen. Ein Aktivist drückte ihn 
so aus: »Wir hoffen, daß ACT UP eines künftigen Tages, wenn die voll- 
ständige Geschichte geschrieben sein wird, lediglich als eine Episode - eine 
durch die Aids-Krise erzwungene Episode - auf dem Weg zu einer neuen 
Massenbewegung für einen radikalen demokratischen Wandel gesehen 
werden wird« (Crimp 1990 et al.: 22). 
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